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EINLEITUNG 


Nichts fällt dem distanzierten Beobachter der Endphase der Wei¬ 
marer Republik so sehr ins Auge wie das Aufeinanderprallen der 
beiden großen ideologischen Bewegungen dieses Jahrhunderts. 
Die Kämpfe der Parteiarmeen der Nationalsozialistischen Deut¬ 
schen Arbeiterpartei (NSDAP) und der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (KPD) hatten bürgerkriegsähnlichen Charakter. 
Die Sturmabteilungen (SA) und die Mitglieder des seit 1929 illega¬ 
len Roten Frontkämpfer Bundes (RFB) befehdeten sich im wörtli¬ 
chen Sinne bis aufs Messer. Saalschlachten, Überfälle auf feindli¬ 
che Versammlungslokale, Messerstechereien, heimtückische 
Morde und Prügeleien zwischen den Anhängern beider Bewegun¬ 
gen waren an der Tagesordnung. Fast täglich zogen große Grup¬ 
pen junger, entschlossener Männer, Kampflieder singend und die 
rote Fahne der Revolution tragend, durch die Straßen der Städte. 
Fast täglich mußte die Polizei eingreifen, um die beiden großen 
Bürgerkriegsparteien auseinanderzuhalten. 

Dieser Kampf war nicht nur ein physischer. Mit Worten wurde 
er in den Parteizeitungen ausgetragen. Beschimpfungen übelster 
Art, Hetzkampagnen ohnegleichen und ständig aufs Neue vorge¬ 
tragene Drohungen kennzeichneten die Sprache vom Völkischen 
Beobachter, vom Angriff oder von der Roten Fahne. Unversöhn¬ 
lich und voller Haß standen sich die Rechte und die Linke in 
einem kompromißlosen Kampf, der nach einem Sieger verlangte, 
gegenüber. Die schwindende Mitte begegnete der geballten Radi¬ 
kalität mit Hilflosigkeit. 

Die lautstark vorgetragene gegenseitige Feindschaft schloß kei¬ 
neswegs intentionale Gemeinsamkeiten aus. Antiparlamentari¬ 
sche Gesinnung und antibürgerliche Ressentiments kennzeichne- 
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ten die Geisteswelt von Links- wie von Rechtsradikalen. Kommu¬ 
nisten und Nationalsozialisten waren sich einig in ihrer Ablehnung 
der bestehenden Verfassung. Wie Mühlsteine, schrieb Friedrich 
Meinecke 1930, hätten Kommunisten und Nationalsozialisten an 
Staat und Gesellschaft gerieben, angetrieben »von einer letzten, 
tiefsten gemeinsamen Ursache« 1 . Sie kämpften für eine totale 
Umwälzung des Staates in Politik, Wirtschaft und Kultur. Anstelle 
eines Systems parlamentarischer Demokratie wollten beide politi¬ 
sche Strömungen eine Diktatur errichten. Als totalitäre Parteien 
bekannten sie sich offen zum ausschließlichen Führungsanspruch 
ihrer Ideologie. In Ablehnung der Menschen- und Bürgerrechte 
und der Verdammung aller Andersdenkenden führten sie den 
Gegenschlag gegen das liberale System. Das Prinzip der Toleranz, 
der freien Entfaltung der Person wurde dem Glauben an die All¬ 
macht des Führers bzw. der Partei geopfert. 

Das Ringen um die Macht begann mit der Russischen Revolu¬ 
tion, dem definitiven Sieg einer Partei mit globalem Machtan¬ 
spruch. Mit dem Selbstbewußtsein der Sieger prophezeiten die 
Bolschewiki allen übrigen Staaten die gleiche Entwicklung: Schon 
bald werde sich das Proletariat überall auf der Welt erheben, seine 
Unterdrücker verjagen und - dem sowjetischen Beispiel folgend - 
die Diktatur des Proletariats errichten. Nach Kräften unterstützte 
die Sowjetunion alle »Klassenbrüder«. Die Gründung der Kom¬ 
munistischen Internationale machte die Arbeiterbewegungen der 
übrigen europäischen Staaten zum Vehikel Moskauer Interessen. 
Kein Zweifel: In Deutschland, dem hochindustrialisierten Staat 
im Herzen Europas, dem Land mit der bestorganisierten Arbeiter¬ 
schaft, der Heimat von Marx und Engels, würde sich in naher Zu¬ 
kunft die Geschichte vollenden. 

Aber die Schrecken der Revolutionsjahre und der Aufschwung 
der kommunistischen Parteien führte in nahezu allen Ländern Eu¬ 
ropas zu einer radikalen Gegenbewegung. Trotz aller nationalen 
Unterschiede und trotz unterschiedlicher Erfolge in den einzelnen 
Staaten muß vom gesamteuropäischen Phänomen Faschismus 
gesprochen werden. Wie die Kommunisten aller Länder die Ver¬ 
nichtung der bürgerlichen Klasse postulierten, so einte die faschi- 
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stischen Führer der Wille zur Vernichtung ihrer kommunistischen 
Gegner. Charisma und nahezu übermenschliche Eigenschaften 
des einzelnen, der sich zum Vollstrecker des Willens eines Volkes 
machte, standen einer Ideologie mit Weltanspruch gegenüber, die 
in ihrer theoretischen Fundierung einzigartig war. Eine Zeitlang 
mochte es scheinen, als sei die Gegenbewegung erfolgreicher. In 
Italien und dann auch in Deutschland war ein großerTeil des Vol¬ 
kes von der Anziehungskraft der Führerfiguren gebannt. Aber als 
im Frühjahr 1945 Soldaten der Roten Armee auf dem nahezu völ¬ 
lig zerstörten Reichstag die rote Sowjetfahne hißten, hatte sich die 
Prognose der russischen Revolutionäre bewahrheitet. Obwohl nir¬ 
gendwo in Europa eine Revolution stattgefunden hatte, herrschte 
von nun an in den Ländern Ost- und Mitteleuropas und in einem 
Teil Deutschlands die Partei, die sich als rechtmäßige Vertreterin 
der Arbeiterklasse verstand. 

Ende der zwanziger Jahre fielen in Zeiten wirtschaftlicher 
Not weitreichende Versprechungen auf fruchtbaren Boden. In 
den vierzehn Jahren der Weimarer Republik entwickelten sich 
KPD und NSDAP von bedeutungslosen Splittergruppen zu 
Massenparteien. Den Glauben an den Erfolg des kapitalisti¬ 
schen Wirtschaftssystems teilten von Tag zuTag immer weniger 
Menschen. Der Begriff »Sozialismus« hatte jedoch einen guten 
Klang. Vor allem Arbeiter, aber auch Menschen aus anderen 
Schichten einte eine »antikapitalistische Sehnsucht«. Die libera¬ 
len Parteien hatten abgewirtschaftet. Die Deutsche Volkspartei 
(DVP) und die Deutsche Demokratische Partei (DDP), bei 
den ersten Reichstagswahlen 1920 mit 13,9 und 8,3 Prozent 
noch beachtliche Größen, verfügten zwölf Jahre später zusam¬ 
men gerade einmal über 2,2 Prozent Stimmen. Die SPD, lange 
Zeit die stärkste Partei, verlor seit 1928 kontinuierlich Stim¬ 
men; die Deutschnationalen, von NSDAP wie von KPD als 
Partei der Reaktion bekämpft und wegen ihrer angeblichen 
Sattheit verachtet, hatten keine neuen Konzepte anzubieten. 
Einzig das Zentrum war eine feste Größe, die zwar keine Ver¬ 
luste hinnehmen mußte, allerdings auch keine Gewinne ver¬ 
buchen konnte. 
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Ohne die katastrophale soziale Situation hätten die radikalen 
Parteien nicht den enormen Zulauf erhalten, aber die spezifischen 
Gründe für ihren Aufstieg sind nicht allein dadurch zu erklären. 
Dabei ist es keineswegs ausgemacht, daß Wähler und selbst Mit¬ 
glieder der NSDAP alle Gedanken, Ziele und Forderungen Hit¬ 
lers teilten. Die 37,3 Prozent, die sich bei den Juni-Wahlen 1932 als 
Anhänger zu erkennen gaben, müssen keineswegs denselben ras¬ 
sischen Antisemitismus an den Tag gelegt haben wie Adolf Hitler. 
Es ist bemerkenswert, daß der Antisemitismus und auch die Le¬ 
bensraumkonzeption in den Wahlkämpfen vor 1933 eine unter¬ 
geordnete Rolle spielten. Im Fadenkreuz nationalsozialistischer 
Propaganda stand einmal das parlamentarische System, welches 
man für den Versailler »Schandfrieden« verantwortlich machte, 
und die es tragenden Parteien, Institutionen sowie ökonomische 
Strukturen, die das augenblickliche Elend nur verschlimmerten. 

Dies traf in gleicherweise auch auf die KPD zu. Die Lösungs¬ 
vorschläge wichen jedoch in charakteristischer Form voneinander 
ab. Die umfassende, weit radikalere, internationalistische Kon¬ 
zeption der Kommunisten sah eine vollständige Vernichtung des 
Bürgertums und die Diktatur der Arbeiterklasse im Bündnis mit 
der Sowjetunion vor. Die Nationalsozialisten aber redeten von ei¬ 
ner spezifisch deutschen Form des Sozialismus. Was, so fragten na¬ 
tionalsozialistische Parteiredner, nutzten dem Arbeiter wortrei¬ 
che Solidaritätsadressen seines »Klassenbruders« aus China oder 
Südamerika, wenn er in seinem eigenen Land im Stich gelassen 
wurde. 

Der Zeitgenosse erkannte unschwer diese Unterschiede zwi¬ 
schen »Braunen« und »Roten«. So sehr KPD und NSDAP in erbit¬ 
tertem Haß sich damals feindlich gegenüberstanden, so sehr 
fallen aus zeitlicher Distanz die Gemeinsamkeiten auf. Dieses 
ambivalente, von Wechselwirkungen bestimmte Verhältnis nach¬ 
zuzeichnen ist Ziel der folgenden Arbeit, die sich in dreiTeile glie¬ 
dert: Im ersten Teil wird die propagandistische und ideologische 
Auseinandersetzung zwischen beiden Bewegungen beschrieben. 
Im zweitenTeil steht die Frage im Mittelpunkt, ob der nationalso¬ 
zialistische Antibolschewismus nicht einen rationalen Kern hatte 
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und daher seine Akzeptanz zu erklären ist. Der dritte Abschnitt ist 
eine Darstellung der bürgerkriegsähnlichen Situation am Beispiel 
der Reichshauptstadt Berlin. 

Mittlerweile ist kaum mehr umstritten, daß die Arbeiterpartei 
mit nationalsozialistischem Programm in den unteren Schichten 
großes Ansehen genoß. Der »Kampf um den deutschen Arbeiter« 
spielte in Programmatik und Propaganda der NSDAP eine heraus¬ 
gehobene, aber bislang kaum beachtete Rolle. Im Zeichen mas¬ 
senhafter Dauerarbeitslosigkeit als Folge der Abhängigkeit im 
System einer freien Weltwirtschaft herrschte bei der Arbeiter¬ 
schaft nicht das geringste Vertrauen in marktwirtschaftliche Struk¬ 
turen. Sozialismus hieß das Zauberwort. Die »Arbeiterklasse« 
aber sprach zu keinem Zeitpunkt mit einer Stimme. Auch wenn 
weiteTeile der Forschung durch den Gebrauch des Begriffs Arbei¬ 
terbewegung und seine ausschließliche Anwendung auf linke Par¬ 
teien und Institutionen bewußt oder unbewußt die Marxsche 
Hauptklassentheorie als nicht zu belegende Wahrheit hinstellen, 
zeigt sich bei näherem Hinsehen doch recht klar, daß in der End¬ 
phase der Weimarer Republik gegenläufige Entwicklungen zu be¬ 
obachten sind. 

Die vom Propagandaapparat einer moskauhörigen KPD ver¬ 
breiteten Schilderungen aus dem »Paradies der Werktätigen« ver¬ 
fehlten nicht ihre Wirkung. Anhänger der KPD waren fest vom 
Ausbruch der Revolution in Deutschland nach sowjetischem Vor¬ 
bild überzeugt. Aber eine größer werdende Zahl von Arbeitern 
hegte erhebliche Zweifel an der Effizienz der sowjetischen Wirt¬ 
schaft. Trotz kommunistischer Propaganda waren Gerüchte über 
furchtbare Hungersnöte nicht aufzuhalten. Nationale Vorurteile 
über die russische Wirtschaft trugen ebenso zur Skepsis gegenüber 
einer sowjetischen Lösung bei wie das Vertrauen in die Stärke der 
eigenen Nation, die vor nicht einmal zwanzig Jahren eine weltweit 
bewunderte Macht gewesen war. 

Hans Jäger, ein weithin vergessener kommunistischer Funktio¬ 
när, der nach dem Krieg Rückschau hielt auf das Ringen der bei¬ 
den ideologischen Blöcke, erkannte scharfsinnig einen Wesenszug 
der NSDAP. »Der Kampf gegen die Linke war ein Kampf um die 

13 



Vernichtung des Internationalismus, ein Kampf um die Durchset¬ 
zung des Nationalismus. [...] Mit dem Nationalismus gewann 
man die Bürger, aber womit gewann man die anderen? Man ge¬ 
wann sie, wie wir noch sehen werden, mit dem Versprechen des 
Sozialismus. Der Nationalismus sollte die Bürger für den Sozialis¬ 
mus, der Sozialismus die Arbeiter für den Nationalismus entschä¬ 
digen. Dies war die neue Kombination aus nationalistisch und so¬ 
zialistisch bzw. internationalistisch und sozialistisch. Marx hatte 
gesagt: Weil die Kapitalisten international sind, müssen die Arbei¬ 
ter auch international sein. Der Nazismus predigte: Weil die Kapi¬ 
talisten international sind, müssen die Arbeiter national sein.« 2 

Die KPD reagierte durchaus auf nationalistische Tendenzen in 
der Arbeiterschaft. Es dürfte mehr als eine rein taktische Reak¬ 
tion auf den Aufstieg des Nationalsozialismus gewesen sein, wenn 
man im Sommer 1930 mit dem »Programm zur nationalen und so¬ 
zialen Befreiung des deutschen Volkes« in den Wahlkampf zog. 
Auch der »Kampf gegen Versailles« und gegen die Reparationen 
waren keine bloßen Lippenbekenntnisse. Über allen tagespoliti¬ 
schen Aussagen stand die oftmals beschworene »unverbrüchliche 
Treue« zur Sowjetunion, dem Vaterland derWerktätigen aller Län¬ 
der. Der weithin beachtete und von der kommunistischen Propa¬ 
ganda ausgeschlachtete Übertritt des Reichswehrleutnants Sche- 
ringer zur KPD bewies die Anziehungskraft. Aus Furcht vor der 
Verstärkung dieser sich abzeichnenden Tendenz resultierte die 
Haltung des Bürgertums. Im zweiten Halbjahr 1932 bewahrhei¬ 
tete sich die kommunistische Propaganda. Immer mehr einfache 
SA-Leute kündigten enttäuscht dem Nationalsozialismus ihre Ge¬ 
folgschaft und wandten sich der KPD zu. Was wegen der unüber¬ 
windlichen Feindschaft eigentlich unmöglich erschien, vollzog 
sich am deutlichsten während des BVG-Streiks an der Basis: die 
Einheitsfront von unten. Der Frage nachzugehen, welche Folgen 
die Übertrittsbewegungen für das Handeln der maßgeblichen 
Männer in Politik, Wirtschaft und Militär gehabt hat, dürfte sich 
lohnen. 

Nichts verstellt mehr den klaren Blick auf einen bestimmten 
Zeitabschnitt als das Wissen um die Folgen. Die Endphase der 
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Weimarer Republik wird stets bewertet als Vorgeschichte des 
Zweiten Weltkrieges und der »Judenvernichtung«, so daß von ei¬ 
ner Welt diesseits und jenseits des Nationalsozialismus gesprochen 
werden kann. Von diesem Bezugspunkt aus gerät Geschichte zur 
Vorgeschichte. Das Verständnis für Motivationen und Mentalitä¬ 
ten geht jedoch verloren, wenn die Unmittelbarkeit einer Epoche 
verdrängt wird. Denn damals sah man die Dinge anders. Die 
grundlegende Bedrohung ging vom Bolschewismus aus, und es 
schien vielen nur noch eine Frage der Zeit, wann sich kommunisti¬ 
sche Vernichtungsprophetien in Deutschland durchsetzten 3 . 

Auch für den Historiker Eberhard Jäckel war seit 1917 unzwei¬ 
felhaft der Bolschewismus das Trauma der Bourgeoisie. Anders 
als die NSDAP verlor die KPD bei den Novemberwahlen 1932 
keine Stimmen, sondern hatte ihr Ergebnis sogar noch steigern 
können. Und die KPD »proklamierte Enteignungen, sie jagte 
allen Besitzenden einen panischen Schrecken ein. Es spricht viel 
für die Vermutung, daß die Weltwirtschaftskrise und der gleichzei¬ 
tige Anstieg der KPD die Angst vor dem Kommunismus zur Panik 
steigerten und der NSDAP die Wähler in die Arme trieben.« 4 Die 
Furcht der Antibolschewisten wird allerdings gemeinhin als neuro¬ 
tisch bezeichnet. Ihre Motivation sei irrational. Wohl aus diesem 
Grunde gibt es keine Untersuchung, die sich ernsthaft mit der 
Frage auseinandersetzt, ob die nationalsozialistische Warnung vor 
dem Bolschewismus nicht in der Realität eine Begründung hatte. 

Es ist unwahrscheinlich, daß ein kommunistischer Aufstands¬ 
versuch bei der Einstellung von Reichswehr und Polizei Aussicht 
auf Erfolg gehabt hätte. Die Ausrüstung der Kommunisten war 
unzureichend. Wegen der Devisenknappheit zu Beginn der dreißi¬ 
ger Jahre fiel die Unterstützung der Sowjetunion für die revolutio¬ 
nären Bewegungen schwächer aus als in den Jahren zuvor. Nicht 
jedes Parteimitglied und nicht jeder Wähler der KPD ist zudem 
ein enthusiastischer Kämpfer gewesen. Aber es dürfte kein Zwei¬ 
fel nach der Lektüre des zweitenTeils meiner Arbeit bestehen, daß 
die Kommunisten alles in ihrer Macht Stehende versuchten, um 
den bewaffneten Aufstand herbeizuführen. Waffenlager und 
Schießübungen, finanzielle und technische Unterstützung aus 
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Moskau, das waren keine Erfindungen von Goebbels Propaganda¬ 
apparat. 

Polizeiakten und Denkschriften aus dem Reichsinnenministe¬ 
rium dürften in Qualität wie in Quantität die Größenverhältnisse 
widerspiegeln. Über 80 Prozent der Akten beschäftigen sich mit 
den Aufstandsvorbereitungen der Kommunisten. Für die Arbeit 
wurde nur ein kleiner Teil von Details ausgewählt. Vollständigkeit 
kann nicht der Sinn eines solchen Unternehmens sein. Aber 
eindeutige Tendenzen lassen sich klar erkennen. Zudem dürften 
die in Moskau lagernden und noch nicht ausgewerteten Kom¬ 
intern-Akten bestätigen, was die Polizeiakten auf ihre Weise 
belegen. 

Die Gewaltbereitschaft der Nationalsozialisten hatte dagegen 
einen anderen Charakter. Sie richtete sich nicht in erster Linie ge¬ 
gen die Repräsentanten der Ordnung. Die Doppelstrategie Hit¬ 
lers, einerseits die Legalität der eigenen Partei zu beschwören und 
andererseits mit der starken SA drohen zu können, ohne sie tat¬ 
sächlich zur Machtergreifung einsetzen zu müssen, machte die 
NSDAP zu einer weniger radikalen Erscheinung als die KPD. Die 
NS-Propaganda begründete die Bewaffnung der eigenen Leute 
mit den ständigen Überfällen aus dem kommunistischen Lager. 

Zumindest in der Reichshauptstadt Berlin waren die Kommuni¬ 
sten häufiger Angreifer als die Nationalsozialisten. Dies mag bei¬ 
spielsweise in Schlesien oder in Bayern anders gewesen sein, 
müßte aber erst bewiesen werden. Statt dessen wird den SA-Leu- 
ten meist abnormes Verhalten unterstellt, ohne die dazu herange¬ 
zogenen Erlebnisberichte aus der »Kampfzeit« auf ihren Wahr¬ 
heitsgehalt zu überprüfen. Bei der Schilderung der Kämpfe geht 
es um eine möglichst vorurteilsfreie Sicht der Dinge, die den 
Beweggründen beider Seiten gerecht zu werden versucht. Dabei 
sollen nicht die Verbrechen der einen gegen die der anderen Seite 
aufgerechnet werden. Richten über längst vergangene Zeiten und 
moralische Überheblichkeit dürfen keine Charaktereigenschaften 
des Historikers sein. 

Nun mag man annehmen, daß ein solch beherrschendes Thema 
bereits unzählige Male zum Gegenstand von Untersuchungen 
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wurde. Dem ist nicht so. Zwar fehlt es nicht an wissenschaftlichen 
Arbeiten über die staatlichen Beziehungen zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion; das Verhältnis von Kommunisten und Natio¬ 
nalsozialisten ist eigentümlicherweise jedoch nur selten themati¬ 
siert worden. Zwar gibt es sowohl über die Geschichte der KPD 5 
als auch über die der NSDAP äußerst detaillierte Studien 6 . Eine 
unparteiliche, vorurteilslose Arbeit, die die Wechselwirkungen 
zwischen den Radikalparteien mit der notwendigen Distanz auf¬ 
zeigt, ohne in jedem zweiten Satz Schuldvorwürfe zu erheben, ist 
Desiderat. 

Kaum ein Abschnitt der jüngeren Geschichte eignet sich besser 
für eine parteiliche Betrachtungsweise. Der »antifaschistische 
Kampf der Arbeiterklasse« war ein Lieblingsthema der SED-Ge- 
schichtsschreibung 7 . In jedem Wort ist die Standortgebundenheit 
von Wissenschaftlern zu spüren, deren Aufgabe es war, zur Legiti¬ 
mation ihres Staates beizutragen. Sie hatten den Beweis von der 
»Richtigkeit« der KPD-Politik in derVergangenheit zu führen, um 
Vertrauen für die gegenwärtige Politik der Partei der Arbeiter¬ 
klasse zu wecken. Mangelhafte Aktenkenntnis kann man Partei¬ 
historikern nicht nachsagen. Voreingenommene Bewertung und 
einseitige Auswahl verzerren die historische Realität aber in er¬ 
heblichem Maße. Die ritualisierte Anerkennung ideologischer 
Glaubenssätze bedingte den Verzicht auf individuelles Denken. 
Aus diesen Gründen wird auf die Auseinandersetzung mit dieser 
Literatur weitgehend verzichtet. 

Aber auch die »bürgerliche« bundesrepublikanische Ge¬ 
schichtsschreibung hat sich dem Spannungsverhältnis der beiden 
Radikalparteien nur unter sehr gegenwartsbezogenen Gesichts¬ 
punkten gewidmet. Niemand konnte an die Weimarer Republik 
denken, ohne ihr Scheitern mitzudenken. Sollte Bonn nicht das 
gleiche Schicksal erleiden wie Weimar, mußten die Struktur¬ 
defekte der Republik, die im jugendlichen Alter von 14 Jahren zu 
Grabe getragen wurde, herausgearbeitet werden 8 . Den Ursachen 
für den Aufstieg des Nationalsozialismus nachzugehen, bemühte 
sich beispielsweise 1968 eine für die damalige Forschung repräsen¬ 
tative Aufsatzsammlung 9 . Die nicht zu überschätzende Bedeutung 
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der Reparationsfrage, die Probleme der Wirtschaftspolitik Brü¬ 
nings oder dieVerfassungsmäßigkeit des Präsidialsystems wurden 
ebenso erörtert wie das Verhältnis der maßgeblichen gesellschaft¬ 
lichen Gruppen zur NSDAP und der daraus resultierende Grad 
ihrer Verantwortlichkeit für das Scheitern der Demokratie. Allein 
die Partei, die wie keine andere den Staat zu vernichten trachtete 
und nach dem 30. Januar 1933 am schnellsten und umfassendsten 
von den Nationalsozialisten zerstört wurde, fehlt in diesem 
Zusammenhang. In den folgenden Jahren schienen sich einige 
Forscher das Diktum von Horkheimer auf ihre Weise zu Herzen 
genommen zu haben: Vom Kapitalismus war häufig die Rede, 
wenn nach den Ursachen für den Aufstieg des Nationalsozialismus 
gefragt wurde. Vom Kommunismus wurde geschwiegen. 

Auch die Lokalgeschichtsschreibung hat sich weder in Berlin 
noch anderswo dieser Thematik adäquat angenommen. Beson¬ 
ders Autoren in Veröffentlichungen der »Geschichtswerkstätten« 
glauben, durch Parteinahme für die Kommunisten ihren Beitrag 
zur endgültigen Vernichtung des Nationalsozialismus zu liefern. 
Es mag interessant sein, sich mit der Vergangenheit der Straße, in 
der man lebt, des Bezirks, in dem man arbeitet, auseinanderzuset¬ 
zen oder dem »roten Großvater« zuzuhören. Wer jedoch die Ge¬ 
walt der Kommunisten als Widerstand gegen den Faschismus ante 
festum zu legitimieren versucht, der übersieht, daß sie sich glei¬ 
chermaßen gegen den Staat wie gegen die SA richtete, zumal die 
gleiche Artikulationsmöglichkeit für alte SA-Männer nirgendwo 
nachzulesen ist 10 . Wer glaubt, durch die Auflistung des von den 
Nationalsozialisten begangenen Unrechts vor 1933 durch eine 
Auswertung der Roten Fahne und des Vorwärts der historischen 
Wahrheit genüge getan zu haben, muß sich auch im Westen den 
Vorwurf der Parteilichkeit gefallen lassen 11 . 

Eine Ausnahme bilden drei Bücher, die bezeichnenderweise 
alle aus dem anglo-amerikanischen Raum stammen und relativ 
unbeachtet blieben. Da ist zunächst eine amerikanische Disser¬ 
tation von David Kramer, die dem Verhältnis von Faschismus und 
Kommunismus in Deutschland nachging 12 . Kramer nahm den 
BVG-Streik und den Nichtangriffspakt des Jahres 1939 - zwei 
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»Paradepferde der Totalitarismusthese« - unter die Lupe. Sogar 
die Zusammenarbeit der Antagonisten zeige, wie ungeheuer groß 
die Feindschaft gewesen sei, welch unüberwindliche Gegensätze 
bestanden hätten. Eine längere Kooperation der zweifellos ähn¬ 
lich strukturierten Parteien schloß sich von selbst aus. 

Die Engländerin Eve Rosenhaft war zunächst mit dem Vorsatz 
angetreten, die Ursachen für das Entstehen politischer Gewalt zu 
ergründen. Daraus wurde eine Studie über die Stellung der KPD 
zur Gewalt in der Endphase der Weimarer Republik 13 . Am Bei¬ 
spiel Berliner Arbeiterbezirke zeichnete sie materialreich die in¬ 
nerparteiliche Diskussion nach und erörterte die Differenzen in 
der Frage nach der Legitimität von »individuellem Terror« und 
»Massenterror«. Verständnisvoll wertete Rosenhaft den »wehr¬ 
haften Kampf« als Reaktion auf das Auftreten der »Nazis« in den 
Arbeiterbezirken. Für die SA-Leute brachte sie allerdings nicht das 
gleiche Verständnis auf. Während die Parteispitze der KPD ideolo¬ 
gisch fixiert ihre Hoffnungen auf das Entstehen von Massenbewe¬ 
gungen setzte, habe die Basis, geprägt von Erfahrungen mit der 
SA, ihren Kampf ohne Rückendeckung der Partei geführt. 

Dem britischen Zeithistoriker Conan Fischer, der sich bereits 
durch eine sozialgeschichtlich inspirierte Studie über die SA als 
profunder Kenner der deutschen Zeitgeschichte erwiesen hat, ge¬ 
lang es durch die Auswertung bislang erstaunlich wenig genutzter 
Akten der politischen Polizei, nachdrücklich die enge Verwoben¬ 
heit von KPD- und NSDAP-Anhängerschaft herauszuarbeiten 14 . 
Fischer zerstörte die Legende, wonach Unterschichten vor allem 
an der Durchsetzung materieller Forderungen interessiert seien. 
Das politische »Abenteurertum« der KPD in den frühen zwanzi¬ 
ger Jahren stieß beschäftigte Arbeiter in hohem Maße ab: Sie er¬ 
kannten, daß die unmittelbaren Folgen für sie oftmals Arbeits¬ 
losigkeit bedeuteten. Für Arbeiter stellte sich nicht die Frage, wie 
der Nationalsozialismus um jeden Preis zu verhindern sei. Sie 
fragten, welche der beiden Radikalparteien das erfolgverspre¬ 
chendere Konzept zu bieten hatte. 

Ein Grund für die Vernachlässigung unseres Themas in der For¬ 
schung ist gewiß die restriktive Archivpolitik der DDR. Bis zur 
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Wende 1989 war es Forschern aus dem Westen nahezu unmöglich, 
das Zentrale Staatsarchiv Potsdam oder gar das Institut für Mar¬ 
xismus-Leninismus zu nutzen. Doch auch wenn sich im erst seit 
kurzer Zeit für die Forschung unbeschränkt zugänglichen Zentra¬ 
len Staatsarchiv Potsdam, nun eine Abteilung des Bundesarchivs, 
zahlreiche Akten über die Arbeit des RFB befinden, reicht diese 
Tatsache als alleinige Erklärung nicht aus. Auch im Bundesarchiv 
Koblenz, im Hauptstaatsarchiv Düsseldorf und im Staatsarchiv 
Bremen läßt sich aus Polizeiakten manches rekonstruieren, was 
über die illegale Arbeit der kommunistischen Kampforganisatio¬ 
nen Aufschluß gibt. Obwohl ein umfangreicher Bestand des Bun¬ 
desarchivs Koblenz mit Akten zum Wirken der verfassungsfeind¬ 
lichen Parteien bereits seit langen Jahren auf Mikrofiche vorliegt, 
hat die historische Forschung die Gewaltbereitschaft der Kommu¬ 
nisten weit unterschätzt 15 . 

Eine aufschlußreiche Quelle sind die im Staatsarchiv der Hanse¬ 
stadt Bremen liegenden »Mitteilungen des Landeskriminalpoli¬ 
zeiamtes Berlin«. Alle 14 Tage versorgte die Abteilung IAdes Ber¬ 
liner Polizeipräsidiums andere Dienststellen durch ausführliche 
Berichte mit Hintergrundinformationen, so daß ein regelmäßiger 
Leser sich ein ungefähres Bild von der großen Zahl an völkischen, 
nationalistischen, vor allem aber linksradikalen Gruppierungen 
machen konnte. Die Berichterstattung über die NSDAP endet 
allerdings mit dem 1. September 1932. 

Die Voraussetzungen, sich ein Bild von der bürgerkriegsähn¬ 
lichen Situation im lokalen Rahmen zu verschaffen, sind nahezu 
ideal. Die im Landesarchiv Berlin lagernden Akten des General¬ 
staatsanwalts beim Landgericht Berlin bieten ein schier uner¬ 
schöpfliches Reservoir von Prozeßakten. Es läßt sich allerdings 
nicht ausschließen, daß die Akten einen etwas verzerrten Gesamt¬ 
eindruck vermitteln. Denn der Bestand wurde während des Drit¬ 
ten Reiches angelegt. Nur die für die »Kampfzeit der Bewegung« 
geschichtlich wertvollen Akten sollten aufbewahrt werden. So ent¬ 
hält der vom Landesarchiv nach 1945 übernommene Bestand in 
der Mehrzahl Fälle, in denen Nationalsozialisten die Opfer waren. 
Diese Ungleichgewichtigkeit konnte nur durch Zeitungsberichte 
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in neutralen Blättern aufgehoben werden. Wahrheitsgemäße 
Schilderungen konnten in Parteizeitungen kaum erwartet werden. 
Ebenso wie zeitgenössische Selbstglorifizierungen tragen sie aller¬ 
dings viel zur Klärung des Selbstverständnisses der Bürgerkriegs¬ 
parteien bei. Ein sehr umfangreicher und bislang fast gar nicht 
genutzter Bestand mit Gerichtsakten aus dem Ruhrgebiet lagert 
in der Außenstelle des Hauptstaatsarchivs Düsseldorf in Schloß 
Kalkum. Infolge der regionalen Eingrenzung im drittenTeil dieser 
Arbeit wurde der Bestand nicht ausgewertet. Zukünftige Regio¬ 
nalstudien könnten hier, wie auch in anderen Archiven, die in die¬ 
ser Arbeit gemachten Aussagen bestätigen oder modifizieren. 
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DER KAMPF UM DEN DEUTSCHEN ARBEITER 


Allein die Konkurrenz im Ringen um die gleiche Klientel wäre 
Anlaß genug für Feindseligkeiten gewesen. KPD wie NSDAP ver¬ 
fügten bekanntlich über einen großen, wenn auch unterschiedlich 
starken Rückhalt in der Arbeiterschaft. Im Zeichen einer zuneh¬ 
menden Demokratisierung und der damit einhergehenden Politi¬ 
sierung des öffentlichen Lebens war der Einfluß auf diese Bevöl¬ 
kerungsgruppe von kaum zu unterschätzender Bedeutung. Mehr 
als in irgendeinem anderen Land Europas hatte sich die Gruppe 
der Arbeiter in den letzten Jahrzehnten vor dem Krieg überaus 
stark vermehrt. Diese quantitative Steigerung war gleichzeitig mit 
einem zunehmenden Differenzierungsprozeß einhergegangen 1 . 
Religiöse und landschaftliche Unterschiede, wachsender Einfluß 
der Bildung, der Gegensatz von Hand- und Kopfarbeitern, von 
Stadt- und Landarbeitern trennten die Arbeiterschaft weit mehr, 
als es der Homogenität suggerierende Begriff Arbeiterklasse 
Glauben machen will. 

Für die KPD bildete das Proletariat die wesentliche, ja nahezu 
ausschließliche Basis. Die Grundvoraussetzung, um ihr Ziel - die 
Diktatur des Proletariats - zu erreichen, war die Gewinnung der 
Mehrheit der Arbeiterklasse. In diesem Bestreben richtete sich 
die aus dem radikalen Flügel der Arbeiterbewegung entstandene 
Partei mit Vehemenz gegen die Mehrheitssozialdemokratie. So¬ 
zialdemokraten waren für die Kommunisten Arbeiteraristokraten, 
die im Bündnis mit der Bourgeoisie gegen die Masse der Arbeiter¬ 
klasse zu Felde zögen. Solche Trennlinien entbehrten zumindest 
in den zwanziger Jahren weitestgehend der Realität und waren 
Verabsolutierungen und Vereinfachungen einer höchst komplexen 
Wirklichkeit. 
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Adolf Hitler hatte für die NSDAP bewußt die Bezeichnung 
Arbeiterpartei gewählt, nicht zuletzt um dieses Wort von den Mar¬ 
xisten für »die nationale Kraft« zurückzuerobern, wie er in einem 
Gespräch mit dem Dichter Hanns Johst hervorhob 2 . Sowohl unter 
ihren Wählern wie auch in der soziologischen Zusammensetzung 
ihrer Mitglieder verfügte die NSDAP über einen erstaunlich ho¬ 
hen Arbeiteranteil 3 . In ihrer Propaganda bemühte sich die 
NSDAP um keine Bevölkerungsgruppe so sehr wie um den »deut¬ 
schen Arbeiter« 4 . Dabei ging es der NSDAP nicht ausschließlich 
um den Arbeiter, sondern um den viel weiter gefaßten Begriff der 
»Volksgemeinschaft«, der ein wesentlicher Bestandteil nationalso¬ 
zialistischer Weltanschauung war 5 . Aber um das erklärte Ziel der 
Partei, nicht Klassenorganisation, sondern Volksbewegung zu 
sein, erreichen zu können, mußte sie traditionelle Bindungen an 
marxistische Parteien aufweichen. 

Im Ringen der KPD um die »Einheitsfront der Werktätigen« 
sollen uns besonders deren Erklärungsversuche für Existenz und 
Aufstieg des Nationalsozialismus interessieren. Wie begegneten 
die Kommunisten propagandistisch der Herausforderung durch 
eine weitere Arbeiterpartei? Wurde der Nationalsozialismus ledig¬ 
lich funktional gedeutet, oder machte man sich auch Gedanken 
über die soziale Basis der NSDAP? Gab es Veränderungen der 
kommunistischen Taktik als Reaktion auf das Konzept eines »na¬ 
tionalen Sozialismus«, der den internationalistischen Klassenbe¬ 
griff bekämpfte? Die Wechselwirkungen beider Parteien erschei¬ 
nen erst durch Äußerungen von Nationalsozialisten im rechten 
Licht. Zur schwersten selbstgestellten Aufgabe der Bewegung 
zählte die Gewinnung der vom »marxistischen Gift zersetzten Ar¬ 
beiter«. Dieser »Kampf um die Seele des deutschen Arbeiters« 
könne nur mit Hilfe einer Sozialismus-Konzeption geführt wer¬ 
den, die untrennbar mit dem Nationalen und dem Antisemitismus 
verbunden sei, dem Gegenteil von Mammonismus und Materialis¬ 
mus 6 . 

Positionen der KPD sind nicht darstellbar ohne die Einbezie¬ 
hung der Kommunistischen Internationale, des Zusammenschlus¬ 
ses aller kommunistischen Parteien in der Moskauer Zentrale. 
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Die deutsche kommunistische Partei bezeichnete sich selbst als 
Sektion der Komintern, und in gewissem Sinne könnte man die 
Rezeption des Nationalsozialismus durch die KPD auch als Teil 
der Rezeption des Faschismus durch die Komintern beschreiben. 
Da sich die Komintern nach einer sehr kurzen und bereits einge¬ 
schränkten Phase der Eigenständigkeit in der Frühzeit recht bald 
den Interessen sowjetischer Außenpolitik völlig untergeordnet 
hatte, muß die Konzeption des Ideologiestaates zwischen Ausbrei¬ 
tung der Weltrevolution und Sicherung der Sowjetmacht in die 
Überlegungen mit einbezogen werden 7 . Bei ihrer Propaganda¬ 
tätigkeit hielten sich die Agitatoren der KPD strikt an die Vorga¬ 
ben der Komintern, die sich seit den frühen zwanziger Jahren mit 
den unterschiedlichen faschistischen Bewegungen in Europa ein¬ 
gehend und doch voller Vorurteile beschäftigte. Keine Partei war 
in ihren tagespolitischen Aussagen so sehr von ideologischen 
Richtlinien bestimmt wie die KPD. An den Werken der Klassiker 
ausgiebig geschulte Journalisten und Publizisten widmeten sich 
ausschließlich der oft mühseligen Arbeit, die Realität mit der 
Ideologie in Einklang zu bringen. Im Zentralkomitee, Abteilung 
Agitation und Propaganda, saß ein ganzer Stab von Mitarbeitern, 
die mit der Herausgabe von Flugblättern, Propagandaschriften 
und Zellenzeitungen beschäftigt waren. Durch sie wurden die 
Analysen der Komintern aufbereitet und der kommunistischen 
Anhängerschaft verständlich gemacht. Bei dieser Arbeit zählte 
die Meinung des einzelnen wenig oder nichts. Das übergeordnete 
Ziel, der Sieg der Arbeiterklasse über die Bourgeoisie, war alles. 

Zunächst wurde die deutsche Spielart des Faschismus, der Na¬ 
tionalsozialismus, mit dem italienischen Faschismus und mit den 
gegenrevolutionären Strömungen in Rußland nicht nur vergli¬ 
chen, sondern weitgehend gleichgesetzt. Dieser erste Eindruck 
war prägend für alle nachfolgenden Interpretationen und zieht 
sich wie ein roter Faden durch die kommunistischen Analysen 
späterer Jahre. Die Furcht der Agitatoren vor »konterrevolutionä¬ 
ren Abweichungen« im Denken war groß, so daß vieles abge¬ 
schrieben wurde, ohne es einer kritischen Revision zu unterziehen. 
Dennoch gab es gerade in der Frühzeit abweichende Meinungen, 
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die die besondere Herausforderung der nationalsozialistischen 
Partei und den eklatanten Widerspruch zur Marxschen Hauptklas¬ 
senthese erkannten. Deshalb scheint ein kurzer Blick auf die Ent¬ 
stehung der kommunistischen Faschismustheorie ebenso unerläß¬ 
lich wie auf Hitlers herausfordernde Gegenkonzeption. Denn hier 
ist bereits vorgezeichnet, was für den eigentlichen Betrachtungs¬ 
zeitraum - in zahlreichen Varianten - bezeichnend sein wird. 


Hitlers Antimarxismus und kommunistische 
Faschismustheorien 

Die Beschäftigung mit den kommunistischen Faschismustheorien 
ist kein weißer Fleck der Forschung. Marxistische wie nicht-marxi¬ 
stische Historiker haben nach dem Ende der unmittelbaren Kon¬ 
frontation von Kommunismus und Faschismus 1945, spätestens 
aber seit Ende der sechziger Jahre, dieser Thematik große Auf¬ 
merksamkeit gewidmet. In der Regel schenkten sie jedoch Hitlers 
eigentlichen Motiven wenig Beachtung. Die Hauptfrage lautete, 
ob die kommunistische Bewegung den Nationalsozialismus in sei¬ 
ner Gefährlichkeit richtig eingeschätzt hatte. Da tatsächlich kein 
politischer Kampfbegriff von den Kommunisten stärker strapa¬ 
ziert worden ist als der des Faschismus, ist bis heute die Auffas¬ 
sung weit verbreitet, die Kommunisten hätten nicht nur besonders 
früh, sondern auch besonders klar das Gesicht des Faschismus 
erkannt und seine Erscheinungsformen am konsequentesten be¬ 
kämpft. Doch die große Beachtung des Faschismus lag vor allem 
an der wechselseitigen Bezogenheit der beiden Ideologien, die 
alle Autoren gleichermaßen betonen 8 . 

Der Faschismus wandte sich zuallererst gegen den Marxismus 
und wurde zu einer Massenbewegung in nahezu allen Ländern 
Europas, nachdem in Rußland mit der bolschewistischen Macht¬ 
übernahme der Marxismus in leninistischem Gewand seine ein¬ 
drucksvolle Ausprägung fand. »Faschismus ist« - nach der klassi¬ 
schen Definition Ernst Noltes - »Antimarxismus, der den Gegner 
durch die Ausbildung einer radikal entgegengesetzten und doch 
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benachbarten Ideologie und die Anwendung von nahezu identi¬ 
schen und doch charakteristisch umgeprägten Methoden zu ver¬ 
nichten trachtet, stets aber im undurchbrechbaren Rahmen na¬ 
tionaler Selbstbehauptung und Autonomie.« 9 Vor dem Hinter¬ 
grund der allgegenwärtigen russischen Ereignisse vollzog sich in 
Deutschland jene eigentümliche Gleichsetzung von Kapitalismus 
und Bolschewismus als internationalen Erscheinungen, die durch 
den interpretatorischen Schlüssel des Antisemitismus zu einer Ge¬ 
genideologie mit universalem Anspruch wurde. Obwohl in den 
Jahren 1919-1921 der »Kampf gegen Versailles« in Hitlers Reden 
quantitativ im Vordergrund stand, kommt der bewegendste Im¬ 
puls gerade dann zum Vorschein, wenn er sich mit den Ereignissen 
im revolutionären und nachrevolutionären Rußland beschäftigt 10 . 
Der marxistischen Ideologie, in Deutschland durch die KPD reprä¬ 
sentiert, sollte eine Gegenideologie entgegengesetzt werden, die 
nach Meinung Hitlers die Qualität eines Glaubens gewinnen 
müsse. Dennoch verharren sowohl die Äußerungen Hitlers als 
auch die seiner Mitstreiter in oberflächlicher Polemik, die den Bol¬ 
schewismus mit Hilfe einer globalen Verschwörungstheorie zu er¬ 
klären versucht. Eine tiefgehende, theoretische Auseinanderset¬ 
zung des deutschen Radikalfaschismus mit seinem Gegner sucht 
man vergeblich, so daß von einer nationalsozialistischen Marxis¬ 
mustheorie im eigentlichen Sinne nicht gesprochen werden kann 11 . 

Die Sozialisten ihrerseits erkannten bereits bei ihren ersten Ein¬ 
ordnungsversuchen des Nationalsozialismus in den Faschisten 
einen neuen Feind: Innerhalb der noch einheitlichen sozialisti¬ 
schen Partei Italiens konnte man sich Mussolinis Übergang zum 
Interventionismus im Jahre 1915 nur durch Bestechung der kriegs¬ 
hetzerischen Bourgeoisie erklären 12 . Etwas Neuartiges und sicher¬ 
lich nicht allein durch individuelle Beweggründe der Leitfigu¬ 
ren zu Erklärendes wurde auf eine bekannte Grundwirklich¬ 
keit zurückgeführt. Diese erste Theorie macht deutlich, daß 
kommunistische Faschismusanalysen oftmals weit mehr über 
ihre Autoren und ihr ureigenstes Selbstverständnis aussagen 
können als über das Phänomen selbst. Dennoch lassen die 
später gemachten Bemerkungen von Kommunisten über den 
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starken Arbeiteranteil der Nationalsozialisten auch Rückschlüsse 
auf die soziale Zusammensetzung der NSDAP und die damit zu¬ 
sammenhängenden Intentionen Hitlers zu. 

Die Protokolle der Weltkongresse der Kommunistischen Inter¬ 
nationale und der Zeitschrift Internationale Pressekorrespondenz 
(InPreKorr) dienen im folgenden dazu, die Entwicklung der Fa¬ 
schismusanalyse der Komintern zu beschreiben. Die Selbstzeug¬ 
nisse der Komintern werden nicht als Quelle herangezogen, um 
den Wahrheitsgehalt dieser Analysen zu überprüfen, sondern um 
verständlich zu machen, welches Bild sie dem Parteigenossen 
über die feindliche NSDAP vermittelten. Der Aussagewert der Ar¬ 
tikel und Verhandlungsprotokolle im Hinblick auf eine Ereignis¬ 
geschichte des Nationalsozialismus ist wegen der offensichtlichen 
Einseitigkeit gering. Ihre Bedeutung gewinnen sie durch die mög¬ 
lichen Folgerungen für Strategie und Taktik der Komintern und 
damit der KPD. Dabei kann es in unserem Zusammenhang nur 
um die Analysen gehen, die von der kommunistischen Bewegung 
sanktioniert waren. So haben etwa August Thalheimer, Leo 
Trotzkij, Otto Bauer oder auch Georg Lukäcs für die Gedanken¬ 
gänge der Funktionäre einer stalinistischen KPD nur geringe 
Bedeutung. 

Sehr früh haben die kommunistischen Gegner des Faschismus 
mehr als manche anderen dessen allgemeinen, nicht national ge¬ 
bundenen Charakter erkannt. Das Bestreben, dieses völlig neu¬ 
artige Phänomen mit den Lehren von Marx und Lenin in Einklang 
zu bringen, forderte eine abstrakte Formelhaftigkeit und verhin¬ 
derte eine spezifizierende Systematik. In marxistischer Sicht ist 
die Geschichte eine Abfolge von Klassenkämpfen. Revolution 
und Gegenrevolution sind gekennzeichnet durch bürgerkriegs¬ 
ähnliche Auseinandersetzungen der einzelnen gesellschaftlichen 
Gruppen in Abhängigkeit von den jeweiligen Produktionsverhält¬ 
nissen sowie den unterschiedlichen politischen Institutionen. Be¬ 
reits im Kommunistischen Manifest war die These aufgestellt wor¬ 
den, daß sich die Gesellschaft in der bürgerlichen Epoche in zwei 
große feindliche Lager aufgespaltet habe - Bourgeoisie und Prole¬ 
tariat. Am Beispiel der Machtergreifung Louis Napoleons 1852 in 
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Frankreich glaubte Marx zeigen zu können, daß die Klassen 
durchaus uneinheitlichen Interessen folgend agieren können. Die 
Realität entziehe sich zuweilen der theoretischen Schematisie¬ 
rung 13 . Erst Lenin verlegte das Schwergewicht vom ökonomi¬ 
schen Klassenkampf auf die Methode des Staatsumsturzes. Im 
»Dekret über den Frieden« vom 8. November 1917 hatte derTheo- 
retiker des Staatsumsturzes den zu erwartenden Widerstand in den 
westeuropäischen Ländern gegen das Übergreifen der Oktoberre¬ 
volution zum Ausdruck gebracht: »Die Regierungen und die 
Bourgeoisie werden alles daransetzen, um sich zu vereinen und 
die Arbeiter- und Bauernrevolution im Blut zu ersticken.« 14 Das 
»Friedensdekret« hatte den nächsten Krieg vor Augen. Bereits in 
früheren Jahren hatte Lenin sich als Prophet des Bürgerkrieges zu 
erkennen gegeben. Von einer zukünftigen revolutionären Regie¬ 
rung hatte er verlangt, der unterlegenen Bourgeoisie, den Fron¬ 
herren und Polizeibütteln, den Krieg zu erklären. Selbstverständ¬ 
lich werde die Revolution den Widerstand der absterbenden 
Klasse provozieren, denn die Konterrevolution sei der Geschichte 
ebenso immanent wie die Revolution. Der prognostizierte Bür¬ 
gerkrieg, in dem die Extreme dann aufeinanderträfen, sei in sei¬ 
ner Zwangsläufigkeit wünschenswert. Zur Durchsetzung der Re¬ 
volution werde sich dem russischen das internationale Proletariat 
als starker Verbündeter zur Seite stellen. Aber auch die russische 
Bourgeoisie verstärke das Bündnis mit der »internationalen anti¬ 
proletarischen und antidemokratischen Strömung. [...] Eine 
Reaktion auf den stärker werdenden Kampf des Proletariats ist in 
allen kapitalistischen Ländern unvermeidlich, und diese Reaktion 
vereinigt die bürgerlichen Regierungen der ganzen Welt gegen 
jede Volksbewegung, gegen jede Revolution sowohl in Asien als 
auch besonders in Europa.« 15 In diesem Zusammenhang benutzte 
Lenin dann auch den Begriff »Weltreaktion«, und es spricht man¬ 
ches dafür, daß er damit auf den Faschismus hindeutete, ohne 
seine spezifische Ausformung schon kennen zu können. Denn 
über den Faschismus hat Lenin sich nur am Rande geäußert. Ganz 
durch die russische Entwicklung geprägt, hatte er in den italieni¬ 
schen Faschisten »schwarze Banden« sehen wollen, die an die 
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»Schwarzen Hundertschaften« des zaristischen Rußlands erinner¬ 
ten. Deshalb riet er den italienischen Kommunisten, bei der 
Bekämpfung dieser Banden ein Stück der russischen Erfahrung 
aufzunehmen 16 . 

Die »Fasci Italiani di Combattimento« verstanden sich nach 
Aussage ihres Führers Benito Mussolini, dem ehemaligen Haupt 
der Sozialistischen Partei Italiens, »als logische, rechtmäßige und 
menschliche Wiedervergeltungsmaßnahme« gegen den sozialisti¬ 
schen Extremismus 17 . Würde man bei diesem knappen Definitions¬ 
versuch das Adjektiv »rechtmäßig« durch »verzweifelt« ersetzen, 
dem Phänomen eine negative Wertung geben und als soziale Trä¬ 
gerschicht die Bourgeoisie auf die Anklagebank setzen, dann 
hätte man zugleich den Kern der kommunistischen Faschismus¬ 
theorie. Denn so sehr man in der kommunistischen Bewegung in 
grenzenloser Selbstgewißheit von der historischen Legitimität des 
sicheren Sieges der Arbeiterklasse über die Bourgeoisie über¬ 
zeugt war, so sehr war man sich gleichzeitig bewußt, daß auch in 
den übrigen Ländern Europas dem revolutionären Proletariat 
eine ernste Bewährungsprobe bevorstehe. 1921 stellten die Faschi¬ 
sten im politischen Leben Italiens bereits mehr als eine Rand¬ 
erscheinung dar. Dennoch kam der Auseinandersetzung mit ihnen 
auf dem III. Weltkongreß der Komintern nur eine sekundäre Be¬ 
deutung zu. Zu diesem Zeitpunkt wurde Faschismus noch eher 
beiläufig als »Weißer Terror« abgehakt, ermöglicht durch das Ver¬ 
sagen der reformistischen Kräfte in der Sozialistischen Partei. Von 
der Großindustrie oder auch dem Monopolkapital als Drahtzie¬ 
her war noch nicht die Rede. Ebensowenig schien man eigenstän¬ 
dige Momente wahrzunehmen. Kurze Zeit später aber erkannte 
ein italienischer Kommunist, der seine wahre Identität hinter dem 
charakteristischen Pseudonym Ardito Rosso verbarg, im Faschis¬ 
mus den bedeutendsten Faktor bei der »Liquidation des inhalts¬ 
losen italienischen Maximalismus«, für den die sozialistische 
Partei in erster Linie eingetreten war. Dem Faschismus wurde zu¬ 
nächst eine Qualität sui generis zugestanden. Denn jenen gewalt¬ 
tätigen, vom Kapital finanzierten Elementen schrieb Rosso eine 
»naturgemäßeTendenz« zu, die es ihren Auftraggebern in Zukunft 
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unmöglich mache, die Gewalt über sie zu behalten 18 . So sehr der 
erste Anstoß von bürgerlichen Geldgebern gekommen sei, so we¬ 
nig hätten die ursprünglichen Initiatoren es verstanden, ihren Ein¬ 
fluß auf die Dauer aufrecht zu erhalten. Die Eigendynamik dieses 
»Werkzeugs des Kapitalismus« habe den Faschismus schon bald zu 
einer selbständigen Kraft werden lassen, deren Ziele nicht unbe¬ 
dingt mit denen der Bourgeoisie übereinstimmen müßten. Doch 
die Analyse des italienischen Kommunisten, der den Faschisten ei¬ 
genständige Ziele zubilligte, ist eher die Ausnahme von der Regel. 
Der Faschismus sei das letzte Aufbäumen einer in Auflösung be¬ 
griffenen kapitalistischen Gesellschaft. In einer solchen Situation 
verliere das legale Instrumentarium des bürgerlichen Staates im¬ 
mer mehr an Wirksamkeit, so daß die Bourgeoisie gezwungen sei, 
auf außergesetzliche Kampfmittel zurückzugreifen. Alle bürger¬ 
lichen Parteien, vor allem die Sozialdemokratie, nähmen infolge 
des Machtwillens der kampfentschlossenen Teile des Proletariats 
einen mehr oder weniger faschistischen Charakter an. Die sich ra¬ 
sant verstärkenden Widersprüche der bürgerlichen Gesellschaft 
führten jedoch notwendigerweise zum Scheitern des Faschismus. 
Der Sieg der revolutionären proletarischen Bewegung sei die not¬ 
wendige Folge dieser Entwicklung. »Der Faschismus ist eine klas¬ 
sische Form der Konterrevolution in der Verfallsepoche der kapi¬ 
talistischen Gesellschaftsordnung in der Epoche der proletari¬ 
schen Revolution.« 19 

Nun war Hitler freilich nicht der einzige entschiedene Gegner 
des Bolschewismus in Deutschland. Im Parteienspektrum gab es 
keine Gruppierung, die nicht ihren eigenen Antibolschewismus 
entwickelt hatte. Aber während die anderen ideologischen Rich¬ 
tungen defensiv agierten, stellte die nationalsozialistische Ideolo¬ 
gie dem Bolschewismus mit dem Konzept der »Volksgemein¬ 
schaft« etwas entgegen, das auch für Arbeiter attraktiv werden 
konnte. Zur Begründung seines kläglich gescheiterten Staats¬ 
streichversuchs umschrieb Adolf Hitler 1924 die Inhalte seiner 
Gegenvorstellung: »Der marxistische Internationalismus wird nur 
gebrochen werden durch einen fanatisch extremen Nationalismus 
von höchster sozialer Ethik und Moral.« 20 Wenig später führte er 
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aus, welche Formen der Kampf gegen den Marxismus annehmen 
müsse, um zu siegen. »In einer Zeit aber, in welcher die eine Seite, 
ausgerüstet mit allen Waffen einer, wenn auch tausendmal verbre¬ 
cherischen Weltanschauung zum Sturm gegen eine bestehende 
Ordnung antritt, kann die andere ewig nur Widerstand leisten, 
wenn sich diese selber in die Formen eines neuen, in unserem 
Falle politischen Glaubens kleidet und die Parole einer schwächli¬ 
chen und feigen Verteidigung mit dem Schlachtruf mutigen und 
brutalen Angriffs vertauscht.« 21 

Hitler hatte immer wieder die Zerrissenheit des deutschen Vol¬ 
kes verurteilt und es als Grundübel angesehen, daß es Parteien 
gab, »die hier Bürger und dort Arbeiter sammeln« 22 . Diese Arbei¬ 
ter, die zumTeil schon jahrzehntelang anderen Organisationen an¬ 
gehörten, für die NSDAP zu gewinnen, berge große Schwierigkei¬ 
ten. »Jedem Arbeiterkind werden schon in seiner frühen Jugend 
Schlagwörter wie Bourgeoisie, Kapitalist, Solidarität usw. einge¬ 
paukt. Kommt der Junge in die Lehre, dann drückt man ihm sozia¬ 
listische Literatur in die Hand, und sonntags macht er einen Aus¬ 
flug hinter einer roten Fahne mit. Ist er 18 Jahre alt, so tritt er in 
die Gewerkschaft ein, die jede freie politische Anschauung unter¬ 
drücken. Wenn dann ein solcher Mensch ein Schlagwort hört wie 
Kapitalist oder Bourgeois, so löst sich in ihm das Empfinden aus, 
zwischen dir und mir ist eine große Kluft.« 23 Die Überwindung 
dieser tiefen Kluft sei nur durch ein Programm zu erreichen, das 
Rücksicht auf die Interessen des Arbeiters nimmt. Lieben könne 
der Arbeiter sein Vaterland nur dann, wenn es von ihm nicht nur 
gleiche Pflichten fordere, sondern ihm auch gleiche Rechte ge¬ 
währe. 

Die soziale Intention des Nationalsozialismus erkannten die 
Kommunisten nicht. In der NSDAP sah man zu diesem frühen 
Zeitpunkt kein eigenständiges Phänomen, sondern nur eine Form 
der Konterrevolution neben anderen. Beim ersten Aufkommen 
des Nationalsozialismus schwankten die Theoretiker der Kom¬ 
intern zwischen maßloser Verteufelung und höhnischer Bagatelli- 
sierung. Grigorij Sinowjew stand mit seiner 1923 geäußerten Mei¬ 
nung, Hitler und Co. glichen mehr Narren und Spaßmachern als 
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ernsthaften Politikern, nicht allein 24 . Die Unterschätzung der 
politischen Durchsetzungskraft des Nationalsozialismus war Re¬ 
sultat des Glaubens an geschichtstheoretische Prognosen. 

Da Hitler eine dem Marxismus konträre Grundüberzeugung 
zum Bewegungsfaktor in der Geschichte hat, mußte er vom Sieg 
des Nationalsozialismus über die marxistische Lehre überzeugt 
sein. Dabei unterschätzte er den Marxismus und seine radikalste 
Form, den Kommunismus bolschewistischer Prägung, zu keinem 
Zeitpunkt. Zuweilen findet sich Bewunderung für bestimmte 
Eigenschaften der Kommunisten, die sie vor den Bürgerlichen 
auszeichneten und gleichzeitig zu einer Gefahr werden ließen. Ihr 
fanatischer Einsatz für die eigene Weltanschauung, ihre konse¬ 
quente Frontstellung gegen die bürgerliche Gesellschaft, ihr Idea¬ 
lismus, ihre straffe und effiziente Parteiorganisation, ihr Mut und 
ihre Intoleranz gegenüber Andersdenkenden nötigten Hitler Be¬ 
wunderung ab. Aber gerade diese Eigenschaften, die er auch 
einem Nationalsozialisten zuschreiben möchte, flößten Hitler 
Furcht ein 25 . Der Kommunismus sei deshalb so erfolgreich, weil 
er eine »unter genauer Berechnung der menschlichen Schwächen 
gefundene Taktik [ist], deren Ergebnis fast mathematisch zum 
Erfolg führen muß«, wenn dem nicht »eine Lehre von besserer 
Wahrhaftigkeit, aber gleicher Brutalität der Durchführung ent¬ 
gegengestellt wird« 26 . 

Der augenfälligste Aspekt in den kommunistischen Analysen 
des Nationalsozialismus war seine funktionale Bedeutung als 
Instrument der Bourgeoisie, die ihn nur zu einer Spielart des 
Faschismus unter mehreren machte, deren gefährlichste eben die 
Sozialdemokratie war. Aber mit dem Aufkommen der NSDAP in 
Deutschland Anfang der zwanziger Jahre meldeten sich auch 
Stimmen zu Wort, die ihr Augenmerk auf die soziale Basis der 
Hitler-Bewegung richteten. Zwar zeigte sich HansTittel in seinem 
Artikel »Die faschistische Gefahr in Süddeutschland« davon über¬ 
zeugt, daß »hinter dieser Bewegung große kapitalkräftige Grup¬ 
pen stehen« 27 . Aber mit Geld allein »ließe sich das feste Gefüge 
der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei nicht halten«. Die Par¬ 
tei sei von einem stark idealistischen Zug durchdrungen. Neben 
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Kaufleuten, Studenten, Lehrern und entlassenen Militärs befän¬ 
den sich zahlreiche Arbeiter unter den Mitgliedern der Partei. 

Stimmten Tittels Bemerkungen über die soziale Gliederung der 
Partei, dann handelte es sich bereits in den ersten Jahren bei der 
NSDAP um eine sozial heterogene Partei. In den Polizeiberichten 
von frühen Versammlungen der Hitler-Partei ist auffällig oft von 
Arbeitern, auch von Kommunisten unter den Zuhörern die Rede. 
Häufig wendete Hitler sich direkt an die einfachen Menschen, 
sprach deren Notlage an und fand für deren Schicksal mitfühlende 
Worte. Der nationalsozialistische »Kampf gegen die jüdische Welt¬ 
herrschaft« sei weder kapitalistisch noch reaktionär oder gewerk¬ 
schaftlich, sondern habe einzig die Interessen der Arbeiterschaft 
im Auge. Viele Arbeiter seien als Folge der planmäßigen Arbeit 
des Judentums der Nation geraubt worden. »Erstickt in einer Flut 
von Fremdwörtern und Phrasen hat ein großerTeil verlernt, nüch¬ 
tern, kritisch zu prüfen und zu wählen.« 28 Hier wird deutlich, wel¬ 
che Funktion der Antisemitismus im nationalsozialistischen Wer¬ 
ben um den Arbeiter hatte. Der »Jude« ist in Doppelfunktion 
Sinnbild des Großkapitalisten und Finanzier der kommunistischen 
Partei. Plötzlich, während der Revolution, »entdeckte der Jude 
sein sozial mitempfindendes Herz. Er, der seit mehr als tausend 
Jahren im Kapitalismus groß geworden ist, gibt sich auf einmal als 
Volksbeglücker und bildet die sogenannte proletarische Partei, or¬ 
ganisiert und finanziert sie, meint aber nicht die besitzlosen Klas¬ 
sen, denn er selbst hat ja Besitz und die Führer haben auch Besitz. 
Er versteht unter Proletarier den Faustarbeiter und trennt die 
Menschheit in Klassen.« 29 Deshalb gehe der Vorwurf der nationa¬ 
len Rechten, der Arbeiter sei ein vaterlandsloser Geselle, ins 
Leere. Nicht er trage dieVerantwortung für das, was in den »Kloa¬ 
ken der sogenannten öffentlichen Meinung« verbreitet werde, 
sondern die Juden, die in den Redaktionsstuben der Roten Fahne 
das Sagen hätten 30 . Der rationale Kern in Hitlers Empfinden war 
die Konstatierung der vom Haß gegen das eigene Volk erfüllten 
Sprache der kommunistischen Presse. Die interpretatorische Be¬ 
hauptung auf der Suche nach dem Schuldigen war das irrationale 
Spezifikum, das durch Fakten nicht belegt werden kann. 
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1923, im Schicksalsjahr der Weimarer Republik, vollzog die 
KPD gegenüber der nationalen Rechten eine bemerkenswerte 
Wendung. Die Gründe hierfür lagen sicherlich zum einen in der 
Anziehungskraft von nationalistischem Gedankengut auf Arbei¬ 
ter. Gerade unter den Arbeitern Elsaß-Lothringens oder Ober¬ 
schlesiens war die pro-deutsche Stimmung unübersehbar, und das 
gewiß nicht allein wegen der besseren Arbeitsbedingungen. So 
sah beispielsweise auch Clara Zetkin in den Trägern des Faschis¬ 
mus keineswegs eine kleine Kaste von reichen Großindustriellen, 
»sondern es sind breite, soziale Schichten, große Massen, die 
selbst bis in das Proletariat hineinreichen« 31 . Bereits vor 1914 hatte 
es Strömungen in der deutschen Arbeiterschaft gegeben, die sich 
von nationalistischen Ideen angezogen fühlten. Diese Gruppen 
verband eine tiefe Abneigung gegen Utopien, und sie fühlten sich 
später vom politischen »Abenteurertum« der KPD abgestoßen. 
Vorbedingung für die Entwicklung des Sozialismus war für sie ein 
starker, vom Westen unabhängiger Nationalstaat. Dies zeigte sich 
auch daran, daß nach Kriegsende Fraternisierungen mit den Frei¬ 
korps im Kampf gegen die Entente keine Seltenheit waren. 32 Für 
den Kampf um die Seelen der dem Faschismus verfallenen Massen 
empfahl Zetkin die politische Aufklärung der Verblendeten. Nur 
so könne der ideologische Bankrott der NS-Bewegung eingeleitet 
werden. Zetkin ließ noch offen, ob nicht zudem eine Übernahme 
nationaler Positionen aus taktischen oder strategischen Gründen 
erfolgen müßte. 

Der andere Grund für die Kursänderung lag im sowjetischen 
Staatsinteresse. 1922 hatte die sowjetische Außenpolitik in Ra¬ 
pallo vorexerziert, daß zur Erreichung des großen Ziels, der Aus¬ 
breitung der Revolution auf die übrigen Länder Europas, Berüh¬ 
rungsängste mit dem ideologischen Feind nur hinderlich seien. 
Zudem hatte ein von Krankheit gezeichneter Lenin seine All¬ 
macht verloren, so daß in der Komintern ein Abweichen von der 
bisherigen Strategie für Deutschland erwogen wurde. Zu Beginn 
des Jahres hatten französische und belgische Truppen zur Eintrei¬ 
bung rückständiger Zahlungsverpflichtungen aus dem Versailler 
Vertrag mit dem Ruhrgebiet das Herz der Industrienation 
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Deutschland besetzt. In dieser äußerst gespannten Situation er- 
kannten die deutschen »Genossen« zunächst nicht ihre Chance, 
betrieben weiterhin Totalopposition und stimmten als einzige 
Reichstagsfraktion gegen die Empfehlung der Regierung Cuno, 
passiven Widerstand zuleisten. Der Abstand zwischen kommuni¬ 
stischen Führern und der Arbeiterschaft wurde immer größer: 
Arbeiter äußerten ihre Feindschaft gegen die Unterdrückungs¬ 
maßnahmen der Entente, kommunistische Funktionäre riefen da¬ 
gegen dazu auf, nicht die Nation, sondern die revolutionären 
Ziele zu verteidigen. In der Komintern allerdings wußte man die 
Zeichen der Zeit zu deuten, unterstützte mit Getreidelieferungen 
- von eher symbolischem Charakter - die Streikenden und be¬ 
gann, sich mit der nationalistischen Propaganda auseinanderzu¬ 
setzen 33 . 

In dieser Situation erläuterte Karl Radek, der Deutschland¬ 
experte der Komintern, in seinem später Schlageter-Rede genann¬ 
ten denkwürdigen Aufruf den Sinn einer Zusammenarbeit mit der 
nationalen Rechten gegen die Politik der westlichen Sieger¬ 
mächte. In seiner am 20. Juni 1923 vor dem Erweiterten Exekutiv¬ 
komitee der Kommunistischen Internationale (EKKI) gehaltenen 
Rede versuchte er, dem Leben des von einem französischen Kom¬ 
mando wegen Sabotage und Spionage erschossenen Albert Leo 
Schlageter einen Sinn zu geben. Mahnend rief Radek den deut¬ 
schen Nationalisten zu: »Gegen wen wollen die Deutschvölki¬ 
schen kämpfen: Gegen das Ententekapital oder das russische 
Volk? Mit wem wollen sie sich verbinden? Mit den russischen Ar¬ 
beitern und Bauern zur gemeinsamen Abschüttelung des Joches 
des Ententekapitals, oder mit dem Ententekapital zur Verskla¬ 
vung des deutschen und russischen Volkes?« 34 Da in Deutschland 
alle Schichten der Bevölkerung von einer nationalistischen Welle 
erfaßt seien, müsse auch die KPD dieser Stimmung Rechnung tra¬ 
gen. Bislang habe die gesamte kommunistische Bewegung diesen 
Gesichtspunkt völlig vernachlässigt. Doch nunmehr begriffen 
weite Teile des Proletariats ihr Elend nicht allein als Folge der 
Klassenherrschaft der Kapitalisten. Vielmehr sei für sie die Politik 
der nationalen Unterdrückung durch die Entente Schuld an der 
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augenblicklichen Lage. Deshalb müsse die deutsche Arbeiter¬ 
klasse jetzt eine ähnliche Rolle übernehmen wie die deutschen 
Bauern in den Befreiungskriegen gegen Napoleon. »Die Sache 
des Volkes zur Sache der Nation gemacht, macht die Sache der Na¬ 
tion zur Sache des Volkes.« 

Das Echo auf diese bemerkenswerte Kursänderung war groß. 
In der Folgezeit kam es zu zahlreichen Diskussionen zwischen Ver¬ 
tretern der nationalen Rechten und Kommunisten 35 . Das anti¬ 
westliche Ressentiment stellte das Bindeglied der ideologischen 
Todfeinde dar. Die Kommunisten erklärten sich zu geschworenen 
Gegnern des Versailler Vertrages. In der Hoffnung, die proletari¬ 
sche Anhängerschaft der Nationalsozialisten für sich zu gewinnen, 
nahmen kommunistische Redner nationalistische und sogar ver¬ 
einzelt antisemitische Parolen in ihr Repertoire auf. Doch 1923 
blieb es im wesentlichen bei gemeinsamen Proklamationen. Fälle 
wie der, von dem der KPD-Funktionär Heinz Neumann berich¬ 
tete, demzufolge kommunistische Arbeiter unter dem Kom¬ 
mando preußischer Frontoffiziere gegen die französische Besat¬ 
zungsmacht Sabotageaktionen durchführten, blieben die Aus¬ 
nahme 36 . 

Konnte das Proletariat nach sowjetischem Vorbild und im Bünd¬ 
nis mit der Sowjetunion die deutsche Nation retten? Oder verhielt 
es sich so, daß einzig eine Konzentration aller nationalen Kräfte 
das Elend der Arbeiterschaft beseitigen konnte? Dem nationalen 
Kurs der KPD schenkte Adolf Hitler nur wenig Beachtung, hielt 
er ihn doch lediglich für eine Finte, die der augenblicklichen Situa¬ 
tion Rechnung trug. Auf dem Höhepunkt der Inflation, als bei der 
Arbeiterschaft Hunger in Empörung und Verbitterung über die 
»Sumpfstätte« Parlament umgeschlagen war, zeichnete sich am 
Horizont der Kampf der beiden Extreme ab. »Und der Jude ahnt, 
was kommt. Er macht die KPD >national<, und weil er fühlt, daß 
auch das noch zu wenig ist, gründet er sogar eine deutschvölkische 
KPD. [...] So zeigt sich auf der einen Seite der Sowjetstern, und 
auf der anderen steigt das Hakenkreuz auf. Zwei Pole beginnen 
das Ringen. [...] Was zwischen ihnen liegt, wird zerrieben und zer¬ 
malmt werden. [...] Das deutsche Parlament wird weichen ent- 
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weder dem Sowjetstern oder dem Hakenkreuz, entweder der Dik¬ 
tatur des >Proletariats< der Juden oder der Diktatur der nationalen 
Reinigung.« 37 

Ein solcher Kampf unterschiedlicher Konzepte war eigentlich 
schon entschieden, bevor er begonnen hatte. Kommunistische 
Vorstellungen konnten letztlich nur für Arbeiter Anziehungskraft 
besitzen. Bürgerliche und kleinbürgerliche Gruppierungen muß¬ 
ten jedoch befürchten, daß ihnen ein ähnliches Schicksal bevor¬ 
stand wie ihren »Klassengenossen« in der Sowjetunion. Zwar 
stand ihnen auf Grund der wirtschaftlichen Gegebenheiten eine 
ähnliche soziale Situation vor Augen wie den Arbeitern. Würde 
man die Höhe des materiellen Einkommens zum Maßstab der 
Klassenzugehörigkeit machen, würden auch sie bald schon zum 
Proletariat und insofern zur potentiellen Klientel der Kommuni¬ 
sten gehören. Die Verbindung von sozialistischem und nationali¬ 
stischem Gedankengut aber hatte demgegenüber einen entschei¬ 
denden Vorteil, war sie doch für alle Bevölkerungsgruppen von 
einer gewissen Attraktivität. Eine Partei, die glaubhaft machen 
konnte, die Ideen des Sozialismus und der Nation in sich zu verei¬ 
nen, deren Radikalität sich jedoch gewissen Normen unterwarf, 
durfte hoffen, von weiten Schichten der Bevölkerung getragen zu 
werden. 

Bei der KPD hielt der nationale Kurs lediglich kurze Zeit an. 
Mit dem Scheitern der NSDAP im November 1923 schien sich 
Sinowjews bagatellisierende Interpretation zu bestätigen. Auf 
dem V. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale wur¬ 
den die Mahnungen Zetkins und Radeks, auch die soziale Basis 
des Faschismus zu beachten, in den Wind geschlagen. Hitler und 
die NSDAP, die gemessen am Wahlergebnis tatsächlich bis Ende 
der zwanziger Jahre keine bedeutende Rolle mehr spielen sollten, 
wurden fortan weitgehend von den Kommunisten ignoriert. Der 
Begriff Faschismus kam jedoch nicht außer Gebrauch. Aus außen¬ 
politischen Interessen der Sowjetunion wurden nunmehr auch an¬ 
dere Parteien unter die Rubrik faschistisch subsumiert. In der 
Frage nach Freund und Feind gab es eine einfache Kategorie: Für 
oder gegen die Sowjetunion. Wer sich nicht mit dem Proletarier- 
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Staat solidarisierte, landete nach Einschätzung der KPD automa¬ 
tisch im Lager der Konterrevolution 38 . Schon in der Frühzeit war 
Faschismus bisweilen ein austauschbares Schimpfwort, mit dem 
vor allem die SPD versehen wurde 39 . Die Sozialdemokratie habe 
durch verräterisches Verhalten während des Weltkrieges die inter¬ 
nationale Arbeiterklasse gespalten und den Aufstieg des Faschis¬ 
mus in Italien begünstigt. Auf dem IVWeltkongreß der Kommuni¬ 
stischen Internationale setzten die italienischen Delegierten den 
Sozialdemokraten Noske mit Mussolini gleich. Bereits 1921 hatte 
ein Delegierter des III. Weltkongresses der Komintern behauptet, 
der sozialdemokratisch orientierte Amsterdamer Gewerkschafts¬ 
kongreß pflege gute Nachbarschaft zu den Faschisten 40 . Führende 
sozialdemokratische Politiker wurden zu »bewußten Werkzeugen 
des Faschismus« abgestempelt. 

Der Gebrauch des Begriffes Faschismus war inflationär. Die 
Veteranenorganisationen des Kyffhäuserbundes und des Stahl¬ 
helm wurden in die gleiche Schublade wie beispielsweise die refor¬ 
mistischen Gewerkschaften oder die »betriebsfaschistischen Un¬ 
ternehmerverbände« gesteckt. Bis 1935 änderte sich an dieser 
schablonenhaften Sichtweise nichts Wesentliches 41 . Der kommuni¬ 
stische Antifaschismus richtete sich nicht allein gegen National¬ 
sozialisten, sondern bezeichnete eine grundsätzliche Feindschaft 
zu allen politischen Kräften, die nicht mit der KPD gemeinsame 
Sache machten. 

Die These von der Wesensverwandtschaft, ja Gleichheit von 
Sozialdemokratie und Nationalsozialismus wurde zur opinio com¬ 
munis der kommunistischen Bewegung. Die Großbourgeoisie 
halte zwei Kampfmittel in den Händen, um das revolutionäre Pro¬ 
letariat zu unterdrücken: Den klassischen Faschismus, der sich auf 
die Kleinbourgeoisie und die deklassierten Arbeiter stütze, und 
den Sozialfaschismus, der seine Anhänger aus der Arbeiteraristo¬ 
kratie rekrutierte. »Der Faschismus und die Sozialdemokratie 
sind die beiden Seiten ein und desselben Werkzeuges der groß¬ 
kapitalistischen Diktatur.« 42 Schon deshalb sei es unmöglich, sich 
mit der Sozialdemokratie im Kampf gegen den Faschismus zu ver¬ 
bünden. Wenige Monate nach dem V Weltkongreß der Komintern 
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1924 erschien der bekannte Aufsatz Stalins, in dem er Sozialdemo¬ 
kratie und Faschismus zu Zwillingsbrüdern erklärte 43 . Beide poli¬ 
tischen Parteien bedürften einander, seien unlösbar miteinander 
verbundene Koalitionspartner. Damit war der Grundstein für 
eine Auffassung gelegt, die nicht nur die Weimarer Republik über¬ 
dauerte, sondern sogar noch gültig war, als die Nationalsozialisten 
ihre Feindschaft gegen den »Gesamtmarxismus« nach 1933 durch 
Taten bewiesen. 

In den Jahren nach dem V. Weltkongreß 1924 kam es zu einer 
weiteren Verschärfung der »Sozialfaschismusthese«. Auf dem 
11. Parteitag der KPD 1927 wurde die SPD endgültig zum Haupt¬ 
feind erklärt. Die Bereitschaft der Sozialdemokraten, die Weima¬ 
rer Republik zu verteidigen, sich in der bürgerlichen Gesellschaft 
zu engagieren, war in den Augen der Kommunisten höchst ver¬ 
werflich und machte sie zum gefährlichsten Feind der Arbeiter¬ 
klasse. Nach den blutigen Auseinandersetzungen zwischen sozial¬ 
demokratischer Polizei und kommunistischen Arbeitern im Mai 
1929 wurde sogar zur Bekämpfung der unteren sozialfaschisti¬ 
schen Politiker, der »kleinen Zörgiebels«, aufgerufen 44 . Das Wis¬ 
sen um diese abgrundtiefe Feindschaft sollte jede Spekulation 
über ein gemeinsames Vorgehen der zwei Arbeiterparteien gegen 
den Nationalsozialismus von selbst verbieten 45 . 

Die Nationalsozialisten unterstellten hingegen stets ein Zusam¬ 
mengehen der beiden marxistischen Parteien. Den sozialdemo¬ 
kratischen Polizeipräsidenten sagten sie eine bevorzugte Behand¬ 
lung ihrer »Lieblingskinder« nach. Die inflatorische Ausweitung 
des Faschismusbegriffs auf alle nichtkommunistischen bzw. nicht 
moskauhörigen Parteien fand bei den Nationalsozialisten ihre 
Entsprechung in der nahezu wahllosen Verwendung des Marxis¬ 
musvorwurfs. Wenngleich eine klare Definiton fehlt, kann man 
behaupten, daß Marxismus synonym für alles undeutsche oder 
besser für alles, was Hitler selbst nicht als deutsch empfand, her¬ 
halten mußte. Internationalismus, Pazifismus, Demokratie oder 
Parlamentarismus wurden mit dem Epitheton marxistisch diffa¬ 
miert. Marxismus war nicht allein der Bolschewismus, der Kom¬ 
munismus oder die SPD, sondern ein »Bazillus«, ein »Virus«, ein 
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»schleichendes Gift«, welches den einst »gesunden Volkskörper« 
befallen habe. Auch die bürgerliche Welt sei von diesen Giftstof¬ 
fen durchsetzt und unterscheide sich nur graduell von der marxisti¬ 
schen Weltanschauung. »Hitler meint denn auch - und dies ist 
ganz entscheidend für das Verständnis seiner Marxismuskritik 
wenn er vom Marxismus spricht, keineswegs die Spezifika der 
Lehre von Karl Marx, z.B. dessen Wirtschaftstheorie.« 46 Zu den 
Marxisten rechnet er nicht bloß die Sozialdemokraten und Kom¬ 
munisten . »Zu ihnen gehört unser ganzes heutiges politisches Bür¬ 
gertum, das auf dem Boden des Parlaments, der Demokratie, der 
Ablehnung des Kampfes, der Internationalität, der Ablehnung 
der Rasse steht.« 47 Das marxistische Wesen sei bereits in den ge¬ 
samten Staat, seine Organisationen und in die Gesetzgebungs¬ 
maschine eingedrungen. Der Marxismus, der »in seiner russi¬ 
schen Ausprägung nicht schwach und unentschlossen ist«, habe 
das schwache Regierungs- und Parlamentssystem völlig unterwan¬ 
dert. 48 In großen Teilen des deutschen Volkes müsse der Wille zur 
Bekämpfung des Krankheitsherdes in einen Kampf mit dem Feind 
Umschlägen. Sonst würde der Kommunismus siegen. »Es handelt 
sich um einen Kampf auf Leben und Tod zwischen zwei Weltan¬ 
schauungen, die beide nebeneinander nicht zu existieren vermö¬ 
gen und in deren Kampf es nur Sieger undVernichtete geben wird. 
Diese Einstellung ist dem Marxismus in Fleisch und Blut überge¬ 
gangen (siehe Rußland). Ein Sieg der marxistischen Idee bedeu¬ 
tet die vollständige Ausrottung der Gegner.« 49 

Der Kampf zwischen den nationalsozialistischen und den kom¬ 
munistischen Straßenkämpfern, der Anfang der dreißiger Jahre 
das Tagesgeschehen mitprägte, war mehr als ein Kampf um Wäh¬ 
lerstimmen. Worte wie »Entscheidungskampf«, »letztes Ringen« 
oder »einzige Alternative« waren geläufige Vokabeln. Während 
das Ziel der bürgerlichen Parteien ein Wahlerfolg war, schwebte 
Hitler die Vernichtung des Gegners vor: »Wir erkennen ganz ge¬ 
nau, daß, wenn der Marxismus siegt, wir vernichtet werden; wir 
erwarten auch gar nichts anderes; allein, wenn wir siegen, wird 
der Marxismus vernichtet, und zwar auch restlos; auch wir kennen 
keine Toleranz. Wir haben nicht eher Ruhe, bis die letzte Zeitung 
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vernichtet ist, die letzte Organisation erledigt ist, die letzte Bil¬ 
dungsstätte beseitigt ist und der letzte Marxist bekehrt oder aus¬ 
gerottet ist. Es gibt kein Mittelding.« 50 Das waren prophetische 
Worte. Sie müssen mitgedacht werden, wenn wir uns der propa¬ 
gandistischen Auseinandersetzung zwischen den radikalen Flügel¬ 
parteien zuwenden. 

Sowohl Kommunisten als auch Nationalsozialisten waren vom 
bevorstehenden Entscheidungskampf zwischen beiden Bewegun¬ 
gen überzeugt. »Lenin oder Hitler?« hatte der junge Goebbels 
eine seiner Reden genannt. Von der führenden Schicht sei die 
Masse der Arbeiter aus der Nation in die Hände der marxistischen 
Juden gedrängt worden. Das Bürgertum habe sich aus Hochmut, 
Dünkel und Mangel an nationalem Opferwillen seinen sozialen 
Verpflichtungen entzogen und den Vertrauensvorschuß der Arbei¬ 
ter verspielt. Deshalb werde das bevorstehende »Weltringen« zwi¬ 
schen Kommunismus und Nationalsozialismus stattfinden 51 . Zu¬ 
mindest für die Arbeiterschaft dürfte diese Alternative zu Beginn 
der dreißiger Jahre die einzig mögliche gewesen sein. Die Bezie¬ 
hung der Arbeiter zum Nationalsozialismus sollte nicht allein un¬ 
ter dem Gesichtspunkt von Anpassung und Widerstand betrachtet 
werden. Denn die antikapitalistische Tendenz in der NSDAP, 
heute vielfach in der Forschung als Phraseologie abgetan, fiel auf 
fruchtbaren Boden. Wie neuere Forschungen belegen, bestand ein 
signifikanter Zusammenhang zwischen Wahlverhalten und Propa¬ 
gandaaussagen, und selbst nach 1933 war es keineswegs so, daß 
die »Arbeiterbewegung« als homogene Gruppe geschlossen Wi¬ 
derstand gegen den Nationalsozialismus leistete, sondern weite 
Teile im Herrschaftssystem des Nationalsozialismus eine durchaus 
tragende Rolle spielten 52 . 

Reaktionen der KPD 
auf den Wiederaufstieg der NSDAP 

»Weltrevolution? - Arbeiter! - Proletarier! - Schaffende! Seit 10 
Jahren habt Ihr den ungeheuren Vorzug, das >Leben in Schönheit 
und Würde< zu genießen. Man hat Euch den 8-Stunden-Tag ver- 
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sprochen. Heute haben Millionen das zweifelhafte Vergnügen, 
weder 4 noch 2, sondern 0 Stunden zu arbeiten. Die übrigen müs¬ 
sen fronen und schuften, um die unersättliche Profitgier des Welt¬ 
kapitals zu befriedigen, das von Euch jährlich 2,5 Milliarden Tri¬ 
bute verlangt. Macht- und rechtlos,seid Ihr nur noch Arbeitstiere, 
auf Gnade und Ungnade den Diktatgelüsten der Börsenbanditen 
ausgeliefert. Wie hypnotisiert hofft Ihr auf die Hilfe der I. oder II. 
oder III. Internationale. Die Internationale ist eine Lüge! [.. .]« 53 
In grellem Rot leuchteten im Jahr 1929 solche Plakate an den 
Hauswänden deutscher Industriegebiete. Für den oberflächlichen 
Betrachter war es nicht ganz einfach zu erkennen, welche Partei 
hier zu einer Versammlung einlud. Die rote Farbe, der Gebrauch 
von Worten wie »Proletarier« oder »Profitgier des Weltkapitals« 
wiesen eigentlich auf die Kommunisten hin. Doch wer, wie es 
hieß, die »Abrechnung mit den roten Arbeiterverrätern« vorneh¬ 
men wollte und Juden zu seinen Versammlungen den Zutritt unter¬ 
sagte, konnte nur aus den Reihen der NSDAP stammen. In das 
gleiche Horn stießen Flugschriften, die zum »Kampf gegen das 
Bonzentum!« aufriefen und den Sozialneid zwischen Arm und 
Reich schürten. Das Titelblatt der Broschüre »Arbeiterverrat«, 
vom stellvertretenden Propagandaleiter Heinz Franke herausge¬ 
geben, ließ einen auf den ersten Blick nicht an die NSDAP den¬ 
ken: verhärmte, hoffnungslos schauende Gestalten, die sich in die 
Reihen zur städtischen Volksspeisung einreihten; Massen, die Pla¬ 
kate mit der Aufschrift »Nieder mit dem Kapitalismus« trugen und 
darüber Bonzen im Smoking an reich gedeckten Tischen, unter 
ihnen Otto Braun und Carl Severing 54 . Ein Versammlungsaufruf 
in Berlin benutzte ganz ähnliche Worte. Wenn darin von der anzu¬ 
strebenden »Diktatur der schaffenden deutschen Arbeiter« ge¬ 
sprochen wurde, dann war jedermann klar, was das Vorbild war 55 . 

Als Hitler sich viele Jahre später an die Anfänge politischer 
Arbeit während der Kampfzeit erinnerte, betonte er, daß es ihm 
damals nicht darauf angekommen sei, das »feige Bürgertum« zu 
gewinnen, sondern die Arbeiterschaft für seine Gedankenwelt zu 
begeistern 56 . Um dieses Ziel zu erreichen, bediente er sich ein¬ 
facher, aber offenbar wirkungsvoller Methoden - allesamt im 
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Laufe der Zeit von den traditionellen Arbeiterparteien entwickelt. 
Aber es ging Hitler nicht um eine schlichte Kopie. Er wollte provo¬ 
zieren, und nichts schien dafür geeigneter als der auffällige Sym¬ 
bolwert der roten Farbe. Sie hatte er gewählt, »um dadurch die 
linke Seite zu reizen, zur Empörung zu bringen und sie zu verlei¬ 
ten, in unsere Versammlungen zu kommen, wenn auch nur, um sie 
zu sprengen, damit wir auf diese Weise überhaupt mit den Leuten 
reden konnten« 57 . Die Provokation entsprang offensichtlich nicht 
so sehr dem Willen zur Unruhe, zum Krawall, sondern einem 
ernsthaften Bemühen, mit den Anhängern der linken Parteien in 
Berührung zu kommen. Aber nicht nur an Wänden und Litfaß¬ 
säulen waren die aufreizenden Plakate zu sehen, auch Lastwagen, 
über und über mit knallroten Plakaten beklebt, roten Fahnen aus¬ 
gestattet und mit Sprechchören besetzt, rollten besonders durch 
die Arbeiterviertel der großen Städte. Gesellschaftliche Unter¬ 
schiede manifestieren sich neben Sprache und Symbolen auch in 
der Kleidung. Um einmal gewonnenes Vertrauen nicht wieder zu 
verlieren und um weitere Gefolgsleute aus der Arbeiterschaft an¬ 
zuwerben, verlangte Hitler von seinen Anhängern zu den Ver¬ 
sammlungen stets das Erscheinen in Alltagskleidung - ohne 
Schlips und Kragen 58 . Einerseits bestimmte taktisches Kalkül 
diese Geste der Bescheidenheit, andererseits aber war sie Teil 
eines Programms, das den einfachen Leuten jene Wertschätzung 
zukommen ließ, welche die Bürgerlichen ihnen nicht entgegen¬ 
brachten. 

Doch die Reichstagswahlen 1928 hatten der Partei gezeigt, daß 
sie noch weit davon entfernt war, den Marxismus wirklich zu über¬ 
winden. Selbstkritisch hatte man erkannt, daß sich die eigene An¬ 
hängerschaft hauptsächlich aus kleinbürgerlichen und bäuer¬ 
lichen Schichten rekrutierte. Schuld daran sei das Bild, welches 
die Partei von sich in der Öffentlichkeit abgebe. Mit Antisemitis¬ 
mus und Nationalismus allein könne man die Arbeitermassen un¬ 
möglich hinter dem Ofen hervorlocken 59 . Im internen Rahmen 
dachte man laut über eine gewisse Veränderung der Propaganda 
nach. Dietrich Klagges, der spätere braunschweigische Innen¬ 
minister der NSDAP, empfahl den Parteirednern, ihre meist aus 
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Marxisten bestehende Zuhörerschaft nicht so sehr mit nationali¬ 
stischen Parolen zu traktieren, sondern stärker sozialistische Pro¬ 
grammpunkte in den Vordergrund zu rücken. Denn bislang habe 
man im »Ringen um die marxistisch vergiftete Volksseele« noch 
keine durchschlagende Erfolge verbuchen können 60 . Im Umkreis 
des damaligen Reichspropagandaleiters Gregor Strasser fand der 
propagierte Radau-Antisemitismus eines Julius Streicher keine 
Zustimmung. Angeblich sei die völkische Bewegung überall dort 
zurückgegangen, wo die antisemitische Hetze Höhepunkte er¬ 
reicht habe 61 . 

Auch Joseph Goebbels, den so manche Äußerung als Radau- 
Antisemiten kennzeichnete, betonte ein um das andere Mal die 
hervorgehobene Bedeutung von arbeiterfreundlichen Parolen bei 
der Propaganda für die eigene Partei. Goebbels hatte im Ruhrge¬ 
biet Erfahrungen mit kommunistischen Agitationsmethoden ge¬ 
sammelt. Die Broschürenliteratur aus seiner Feder richtete sich 
fast ausschließlich an Arbeiter, die ihr Herz an eine der beiden 
marxistischen Arbeiterparteien gehängt hatten, und war voller 
Verachtung für das Bürgertum. Einfache Bilder, die zuweilen 
nicht einmal einen wahren Kern besaßen, weiteten den Unmut 
über die Parteien der Mitte, das Wirtschaftssystem und die Verfas¬ 
sung auf die Arbeiterparteien aus. Der radikale Teil der Arbeiter¬ 
bewegung, die KPD, sei von einer »Horde verkommener Juden¬ 
literaten« beherrscht, während die SPD von »verbonzten, dicken, 
fetten Bourgeois« angeführt werde. Gegen diese Verbürgerlichung 
in der Sozialdemokratie, die durch den jüdischen Einfluß noch 
weiter verstärkt werde, trete die NSDAP an 62 . Dies aber 
könne nur gelingen, wenn man sich in den Dschungel der 
Großstädte begebe, wo der Marxismus seine gnadenlose Herr¬ 
schaft ausübe. Im Rückblick nannte Goebbels klar die Taktik 
der Partei: »Wer die Straße erobern kann, der kann auch die 
Massen erobern; und wer die Massen erobert, der erobert da¬ 
mit den Staat.« 63 Auch wenn sich ein beträchtlicher Teil der na¬ 
tionalsozialistischen Propaganda mit den Versäumnissen der 
Parteien der Mitte und des parlamentarischen Systems be¬ 
schäftigte, so sah man in den Kommunisten den ernsthaftesten 
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und gefährlichsten Feind im Kampf um die Macht. Die Alterna¬ 
tive bestand gerade für Arbeiter nicht in der Frage Machtergrei¬ 
fung Hitlers oder Fortbestand der Parteienherrschaft. Das Ver¬ 
trauen der Arbeiterschaft in das wirtschaftliche und politische 
System von Weimar sank zunehmend gegen Null. Dies war eine 
Grundüberzeugung von Goebbels und Hitler. Es entsprach dem 
Selbstverständnis der Nationalsozialisten, wenn Goebbels die 
Machtergreifung in den ersten Monaten des Jahres 1933 als »eine 
Revolution der deutschen Arbeiterbewegung« bezeichnete 64 . Be¬ 
reits die ersten Aufmärsche der NSDAP in der kommunistischen 
Hochburg Berlin standen unter dem Motto »Hakenkreuz gegen 
Sowjetstern«. Lokale Zeitungen berichteten, daß in erster Linie 
Kommunisten von den aufsehenerregenden Versammlungen an¬ 
gelockt wurden 65 . 

Die Präsenz der Nationalsozialisten in den Straßen wurde durch 
die Propaganda der nationalsozialistischen Parteizeitungen noch 
verstärkt, die auf den ersten Blick viele Gemeinsamkeiten mit der 
kommunistischen Kampfpresse hatten, bei genauerem Hinsehen 
aber charakteristische Unterschiede aufwiesen. »Freiheit und 
Brot« war das Motto, welches den Zeitungskopf des Völkischen 
Beobachters zierte; »Für die Unterdrückten - gegen die Ausbeu¬ 
ter« lautete der einfache Titelslogan des Angriff. Beide Formeln 
erinnerten an klassenkämpferische Parolen der Kommunisten. 
Aber erst der Blick in die Zeitungen machte deutlich, daß sich hin¬ 
ter den Begriffen andere Inhalte verbargen. Den aggressiven und 
doch einfachen Stil der Berliner Parteizeitung Der Angriff hatte 
Goebbels nach eigener Aussage bei der »marxistischen Presse« ab¬ 
geschaut. Ebenso wie die Rote Fahne wollte man mit scheinbar 
zwingenden Gedankengängen in erster Linie die Arbeiter über¬ 
zeugen. Die Ablehnung des Kapitalismus war so selbstverständ¬ 
lich, daß man in beinahe jeder Ausgabe Belege dafür finden 
konnte. Der Vorwurf, kapitalistische Politik zu betreiben, ge¬ 
nügte, um beispielsweise der Zentrumspartei Arbeiterfeindlich¬ 
keit nachzusagen 66 . Antisemitismus trat in aller Regel als sozialer, 
nicht als rassischer Antisemitismus in Erscheinung. Der »Geld¬ 
jude« als Ausbeuter des deutschen Arbeiters, der mit allen ihm zur 

45 



Verfügung stehenden Mitteln Kapital zusammenrafft, um es den 
schaffenden Ständen zu rauben, war das stets wiederkehrende 
Motiv. Der ausbeutende Kapitalist der kommunistischen Presse 
tauchte bei den Nationalsozialisten in Gestalt des Juden auf. Ge¬ 
rüchte, die durch den Blätterwald geisterten, brachte der Angriff 
stets dann zu Gehör, wenn sich damit die Behauptung untermau¬ 
ern ließ, daß »die Juden« mit den Bolschewiki unter einer Decke 
steckten. Unter Berufung auf das Neue Wiener Tageblatt be¬ 
hauptete man beispielsweise, das jüdische Bankhaus Warburg 
habe die russische Revolution mit insgesamt über 600 000 Mark 
finanziert 67 . Auch Max Hölz, der in den frühen zwanziger Jahren 
mit einer Bande von Gleichgesinnten im Vogtland unter den Bür¬ 
gern Angst und Schrecken verbreitet hatte, wurden enge Verbin¬ 
dungen zu jüdischen Bankenkreisen unterstellt. Der »Liebling 
der deutschen Judenschaft« habe damals die Schonung der jüdi¬ 
schen Bankinstitute angeordnet. Nach seiner Entlassung aus dem 
Gefängnis sei die jüdische Journaille jedoch von ihm abgerückt, 
weil er als »projüdischer Prellbock gegen den Nationalsozialis¬ 
mus« versagt habe 68 . Die Führer der Kommunisten waren in den 
Augen der nationalsozialistischen Propaganda Marionetten in den 
Händen des internationalen Judentums. Dieser angeblichen Aus¬ 
nutzung des deutschen Arbeiters für die schnöden Interessen ei¬ 
ner anderen Macht wollten sich die Nationalsozialisten entgegen¬ 
stellen, indem sie einen Keil zwischen Führung und Anhänger¬ 
schaft trieben. 

An der Jahreswende 1928/29 blickte der Angriff zurück auf die 
Ereignisse des vergangenen Jahres. Wieder einmal habe die »Be¬ 
wegung« im Kampf mit dem Marxismus einen hohen Blutzoll 
zahlen müssen. Aber nachdem durch den Sieg des Nationalsozia¬ 
lismus über die völkischen Splittergruppen ein größerer Zustrom 
hin zur NSDAP eingesetzt habe, diente der Ausbau der eigenen 
Organisation nun der »Vorbereitung für ein weiteres Jahr voller 
entscheidender Kämpfe«. Diese Kämpfe richteten sich gegen den 
zunehmenden Einfluß kommunistischer Organisationen. Staatli¬ 
che Institutionen und Organe wurden weder offen bekämpft noch 
schenkte man ihnen die gleiche Aufmerksamkeit. Zwar gab es 
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eine Vielzahl von Beschimpfungen einzelner Polizeiführer oder 
geharnischten Protest zu bestimmten Verhaltensweisen der Polizei 
gegenüber der SA. Diese Attacken richteten sich jedoch nicht ge¬ 
gen die Institution als solche, sondern gegen die angeblich bevor¬ 
zugte Behandlung der Kommunisten durch eine von Marxisten ge¬ 
führte Polizei. Da die Polizei, so die Begründung, nicht gewillt 
war, die Nationalsozialisten zu schützen, intensivierte man zur 
Vorbereitung der bevorstehenden Kämpfe mit den Kommunisten 
den Ausbau der SA. 

Große Bedeutung kam daneben der Einführung des Straßen¬ 
zellensystems mit Wirkung vom 15. Juli 1928 zu. Die praktische 
Durchführung begann allerdings erst im Februar 1929. Die trei¬ 
bende Kraft bei der Einführung des neuen Systems war Reinhold 
Muchow. Er erkannte durchaus die Gefahr, daß die Öffentlichkeit 
von der sprachlichen Übereinstimmung her auf eine innere Ver¬ 
wandtschaft zu den Kommunisten schließen könne. »Das ist 
grundfalsch! Es besteht eine tiefe Kluft zwischen der kommunisti¬ 
schen und der nationalsozialistischen Organisation, und zwar 
nicht nur in der Handhabung des Apparates, sondern vor allem in 
ihrer Grundidee. [...] Die kommunistische Ideologie kennt kei¬ 
nen Personlichkeitswert. Und dieser Gleichheitswert ist in ihrer 
eigenen Organisation brutal und folgerichtig bis zur letzten Zelle 
herab praktisch durchgeführt worden. Diesem demokratischen 
Apparat der kommunistischen Organisation, aufgebaut und be¬ 
eindruckt durch den Führergedanken, steht die nationalsozialisti¬ 
sche Organisation gegenüber.« 69 Muchow, gemeinhin als linker 
Nationalsozialist bezeichnet, zeigte sich hier mit der Gegenüber¬ 
stellung von Demokratie einerseits und Führerschaft andererseits 
als geistiger Schüler Adolf Hitlers. Wenn die Kommunisten als 
Demokraten bezeichnet werden, dann wirft dies ein bezeichnen¬ 
des Licht auf die nationalsozialistische Ideologie. Demokratie war 
mehr als nur Parlamentarismus, sie war Synonym für Vermassung, 
Entwertung der Einzelpersönlichkeit 70 . Der Organisator teilte 
den Anhängern der Berliner NSDAP später den Sinn des Straßen¬ 
zellensystems in einem ausführlichen Aufsatz mit. Es sei nicht 
damit getan, auf dem Papier großartige Pläne zu entwerfen. Viel- 
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mehr müsse man, um den Marxismus, den Hauptfeind des Natio¬ 
nalsozialismus, zu besiegen, die Zentren des Feindes, die Be¬ 
triebe und Häuserblocks erobern. Wie die Kommunisten gab man 
»Häuserblockzeitungen« heraus, in denen die Probleme in einzel¬ 
nen Wohnblöcken zur Sprache kamen 71 . Diese Organisationsform 
diente aber nicht nur zur Gewinnung neuer Anhänger durch ge¬ 
zielte Werbung, sondern auch der Sammlung von Informationen. 
Über die Bewohner jedes einzelnen Hauses wurden in späteren 
Jahren mit Hilfe eines Kartensystems Nachrichten zusammenge¬ 
tragen. So wußte man, welcher politischen Richtung der einzelne 
angehörte 72 . Allein im Gau Berlin gab es nach Polizeiangaben 
1930 bereits etwa 900 Zellenobleute 73 . 

Im Herbst 1928 hatte Johannes Engel, zusammen mit Muchow 
die treibende Kraft bei der Gründung des Zellensystems, in eini¬ 
gen Betrieben nationalsozialistische Betriebsgruppen gegrün¬ 
det 74 . Die Vorläufer der Betriebszellen, auf die weiter unten noch 
eingegangen wird, sollten den Einfluß des Marxismus in den Fa¬ 
briken durch unmittelbare Anwesenheit zurückdrängen. Die 
Übernahme kommunistischer Organisationsmethoden blieb je¬ 
doch nicht ohne Wirkung auf Nationalsozialisten, die andere Vor¬ 
stellungen vom Aufbau der Partei hatten. Ein Landarbeiter, der 
es immerhin zum Geschäftsführer des Gaus Berlin-Brandenburg 
gebracht hatte, erklärte wegen der »sich immer weiter ausdehnen¬ 
den Kampfesweise der NSDAP nach kommunistischem Vorbild« 
und dem fortschreitenden »Herabsinken der Bewegung in den 
proletarischen Rassensumpf« seinen Austritt 75 . 

In der direkten Auseinandersetzung mit der KPD beherrschten 
zwei Themen das Feld. Zum einen warf man den Funktionären 
der KPD fehlende Glaubwürdigkeit vor, wenn sie vorgaben, gegen 
die Banken vorzugehen. Schließlich würden sie von den zumeist 
jüdischen Bankiers bezahlt, könnte sich die Rote Fahne ohne die 
Inserate der Bank- und Warenhäuser nicht halten. Dies zeige sich 
daran, daß die KPD auf »Geheiß der Juden und anderer Kapita¬ 
listen« die nationalsozialistischen Betriebszellen bekämpfe, weil 
diese wiederum den Banken ein Dorn im Auge seien 76 . Anderer¬ 
seits sei die Politik der KPD nicht darauf ausgerichtet, die wahren 
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Interessen der deutschen Arbeiter zu vertreten. Der Berliner 
Rohrlegerstreik im Oktober 1929 diente der NSDAP als Beispiel. 
In der Rubrik »Aus den Betrieben« verurteilte Der Angriff die 
kommunistischen Diffamierungen jener Rohrleger als Sozial¬ 
faschisten, die nicht in der Revolutionären Gewerkschafts-Opposi¬ 
tion (RGO) organisiert waren. Die Rote Fahne habe mit dem Ziel 
einer weiteren Proletarisierung durch ihre Streikagitation die Un¬ 
zufriedenheit geschürt, um so dem Marxismus seine Grundlagen 
zu erhalten 77 . Dadurch würden die deutschen Arbeiter zum Instru¬ 
ment sowjetischer Interessen gemacht. Ein fremdes Land wie die 
Sowjetunion aber könne nicht wirklich an einer Stärkung der 
deutschen Arbeiter interessiert sein, sondern ausschließlich an 
einer Schwächung Deutschlands. Daß es der Sowjetunion nicht 
um die Interessen des Proletariats in aller Welt gehe, zeige sich an 
ihrer Außenpolitik. Einmal forderte die sowjetische Zentrale von 
den deutschen Arbeitern Solidarität mit den Werktätigen fremder 
Nationen, ein anderes Mal rief sie die Genossen in aller Welt zum 
Kampf gegen diese Nation auf. Die Abhängigkeit der deutschen 
Genossen von der Außenpolitik der Sowjetunion treibe die deut¬ 
schen Arbeiter erst für die chinesischen Belange, dann wieder 
gegen den chinesischen Imperialismus auf die Straße. Die Bedürf¬ 
nisse des deutschen Arbeiters aber seien der KPD gleichgültig 78 . 
Doch setzte Goebbels - und das unterschied die NSDAP von einer 
rein antikommunistischen Einstellung - der kommunistischen 
Internationalität ein positives Konzept entgegen, welches dem 
deutschen Arbeiter ein Bekenntnis zum Staat und zur Nation ab¬ 
verlangte, ihm aber auch mehr Rechte im zukünftigen nationalso¬ 
zialistischen Gemeinwesen sichern wollte. Von Mitbestimmung 
und Teilhabe am Gewinn war die Rede, von der Möglichkeit zum 
Aufstieg nach Leistung und von einer vom Staat garantierten 
Sicherheit des Lebensabends. Das Eintreten für das Leistungs¬ 
prinzip charakterisiere den deutschen Sozialismus, der das genaue 
Gegenteil einer klassenlosen Gesellschaft sei, wie sie von der 
äußersten Linken gefordert werde 79 . Währungspolitisch forderte 
Goebbels die »Zertrümmerung des Goldstandards« und statt- 
dessen die Einführung einer »bodenverwurzelten Währung«. Die 
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Riesenkonzerne, das Bank- und Verkehrswesen müßten komplett 
verstaatlicht werden, um einen »volksmäßig, nicht klassenmäßig 
gebundenen Sozialismus« einzuführen 80 . 

Die Propaganda zu den Kommunalwahlen des Jahres 1929 
hatte den »Gesamtmarxismus« zum Gegner auserkoren. Die von 
den Nationalsozialisten gebrauchte Formulierung »Teilkampf un¬ 
serer Revolution als Etappe zum Endziel« für den Gemeindewahl¬ 
kampf in Berlin hätte ebenso in der Roten Fahne stehen können. 
Um Wählerstimmen warb man nicht etwa, um später als Parlamen¬ 
tarier geruhsam seiner Arbeit nachgehen zu können, sondern um 
»vornehmlich den sozialistischen Charakter unserer Partei in An¬ 
trägen und Forderungen« zu bekunden. Das Parlament wurde von 
beiden Parteien gleichermaßen als Plattform für die Agitation be¬ 
nutzt, nicht für eine wirkliche Arbeit zum Nutzen des Gemein¬ 
wesens. Bei der außerparlamentarischen Arbeit vertraute man im 
Wahlkampf vor allem auf das Straßenzellensystem, das es erlaubte, 
eine systematische Kleinarbeit Häuserblock um Häuserblock 
durchzuführen. »Unser Kampf wird sich hauptsächlich gegen den 
arbeiterverräterischen Marxismus richten, und wir werden gerade 
dorthin das Schwergewicht unserer Organisation und Propaganda 
verlegen, wo der Marxismus dominiert.« 81 Beim Wahlergebnis 
schaute man vor allem auf die Ergebnisse dieser Parteien und in¬ 
terpretierte den erheblichen Stimmengewinn bei den Wahlen vom 
17. November durch Stimmeneinbußen der marxistischen Par¬ 
teien. Wenn von der Linken behauptet werde, die Erfolge seien 
durch Verluste der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) zu er¬ 
klären, dann hielt man dagegen, daß in Wirklichkeit nur durch 
Gewinne aus dem marxistischen Lager das Ergebnis zu erklären 
sei. Nicht »Hitler frißt Hugenberg«, sondern »Hitler frißt Karl 
Marx« sei das Charakteristikum der Wahl gewesen 82 . 

Es ging nicht darum, die bürgerlichen Parteien zu übertreffen, 
sondern vor allem darum, dem »Gesamtmarxismus« Verluste zu¬ 
zufügen. In seinTagebuch notierte Goebbels: »Wir haben vor allem 
in proletarischen Gegenden starken Zuwachs. Dem Gesamt¬ 
marxismus jagten wir 50 000 Stimmen ab. Das ist das erfreulichste 
Zeichen.« 83 Der nicht unerhebliche Stimmenzuwachs der 
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NSDAP im eher bürgerlichen Stadtteil Steglitz, wo man sich ge¬ 
genüber der Reichstagswahl 1928 (2,9 Prozent) auf über 10 Pro¬ 
zent verbesserte, verdiente weniger erwähnt zu werden als die 
Steigerung im Wedding um beinahe 390 Prozent. Das war aber 
nicht mehr als ein Taschenspielertrick. Denn im absoluten Ver¬ 
gleich wirkte das Abschneiden der NSDAP im Wedding (3,1 Pro¬ 
zent anstatt 0,8 Prozent 1928) verglichen mit dem grandiosen 
Ergebnis der KPD (40,6 Prozent) mehr als bescheiden. 

Erkannte die KPD in dieser Phase, wer sich ihr entgegenstellte? 
Wie reagierte sie auf das Anwachsen der Radikalpartei, die mit 
ihrem Parteinamen den Eindruck erweckte, im Interesse der Ar¬ 
beiter sozialistische Ideen auf nationaler Ebene durchsetzen zu 
wollen? Verharrte sie ausschließlich bei der ideologisch befrachte¬ 
ten Sichtweise, die in der NSDAP nichts anderes sah als den Hand¬ 
langer des Monopolkapitalismus, oder gab es auch Beobachter, 
die aus der zunehmenden Zuwendung von Arbeitern zur NSDAP 
andere Schlüsse zogen? 

Den Wiederaufstieg der NSDAP nahmen die Kommunisten erst 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1929 wahr, ohne daß er einen 
überwältigenden Niederschlag in der kommunistischen Presse 
fand. Bis zu diesem Zeitpunkt überwog in der Komintern die 
Hoffnung, die Nationalsozialisten hätten ihre Rolle nach dem 
November-Putsch 1923 zu Ende gespielt 84 . Die ersten Analysen 
des Jahres 1929 enthielten neben den gebetsmühlenartig wieder¬ 
holten, altbekannten Interpretationen auch neue Beobachtungen. 
Seit dem X. Plenum des Exekutivkomitees der Kommunistischen 
Internationale (EKKI) gab es keinen Zweifel mehr an derVorherr- 
schaft Stalins über die Komintern. Dort wurde für den 4. August 
aus Anlaß des 15. Jahrestages des Kriegsausbruchs 1914 zu einem 
»Internationalen Kampftag gegen Faschismus und Krieg« aufge¬ 
rufen. Zu diesem Zeitpunkt sah die Komintern im Stahlhelm die 
gefährlichste Kraft des >reinen< Faschismus; die Sozialdemokratie 
hatte ihre »arbeiterfeindliche Haltung« gerade durch ihr Verhal¬ 
ten am 1. Mai in Berlin bestätigt, und die Hitlerbewegung gehörte 
einer fernen Vergangenheit an 85 . Die von Otto Kuusinen, dem 
finnischen Kominternführer, formulierte Neuauflage der Sozial- 
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faschismusthese unterschied sich im Kern nicht von bisherigen 
Auffassungen. »Die Faschisten sind Nationalisten, Imperialisten, 
Kriegshetzer, Feinde des Sozialismus, Feinde der Demokratie, 
Würger der selbständigen Arbeiterbewegung, Arbeitermörder 
usw. [...] Die Sozialfaschisten handeln in der Regel wie die Faschi¬ 
sten, aber sie tun ihr faschistisches Werk nicht mit einem offenem 
Visier, sondern arbeiten hinter einem Nebelrideau, wie man es im 
Krieg anwendet. Das gehört zum Wesen des Sozialfaschismus: im¬ 
perialistische Politik im Namen des Internationalismus, kapitali¬ 
stische Politik im Namen des Sozialismus, Abbau der demokrati¬ 
schen Rechte der Werktätigen im Namen der Demokratie, Abbau 
der Reformen im Namen des Reformismus, Arbeitermörderpartei 
im Namen der Arbeiterpolitik. [...] Die Ziele der Faschisten und 
der Sozialfaschisten sind dieselben, der Unterschied besteht in 
den Losungen und teilweise auch in den Methoden.« 86 Vom So¬ 
zialfaschismus unterschied Kuusinen den >reinen< Faschismus. 
Die Anhänger dieser Richtung würden eine gewaltbereite Taktik 
des Feuers und des Eisens verfolgen, ihre Losung durch das Wort 
Nation ausdrücken und in aller Offenheit für die imperialistische 
Expansion hetzen. Nicht unmittelbare Anschauung, sondern vor¬ 
gefaßte Meinung formte diese Denkschablone aus, die verbind¬ 
lich für das kommunistische Denken wurde. Die Gründe für den 
nationalsozialistischen Erfolg sah man in der Verratspolitik der 
SPD. Dies war die offizielle Parteilinie. Daneben gab es aber auch 
andere Stimmen. 

Bemerkenswerte Stellungnahmen zur Bewertung des Aufstiegs 
der NSDAP finden sich in den Sitzungsprotokollen des Zentral¬ 
komitees der KPD 87 . Unbekannte Delegierte aus der Provinz 
äußerten hier zuweilen unorthodoxe Meinungen. Leider sind die 
einzelnen Redebeiträge nicht in jedem Fall einem Namen zuzu¬ 
ordnen. Auf den Sitzungen des ZK wurden den Anwesenden 
Nummern zugeteilt, mit denen sich die Teilnehmer der Sitzungen 
des Zentralkomitees während der Beratungen anredeten. Der Po¬ 
lizei sollte es auf diese Weise unmöglich gemacht werden, sich 
einen Überblick über die Organisationsstruktur der KPD zu ver¬ 
schaffen - ein weiteres Indiz für die Tatsache, daß sich die KPD 
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bereits weit vor 1933 in der Illegalität wähnte 88 . Verglichen damit 
waren die Vorbereitungen der NSDAP auf die Illegalität gering. 
Kokett bekannte man, ein behördliches Einschreiten könnte die 
Organisation entscheidend schwächen. »Die politische Arbeit in 
der Illegalität schreckt uns nicht. Wir haben genügend Männer aus 
der KPD und der SPD in unseren Reihen, die hinsichtlich poli¬ 
tisch illegaler Arbeit durch eine ganz anständige Schule gegangen 
sind.« 89 

Am 25. Oktober 1929, dem zweiten Tag der Herbstsitzung des 
Zentralkomitees, meldete sich ein Genosse 43 zu Wort. Seine Be¬ 
obachtungen zu Charakter und Verhalten der NSDAP waren uner¬ 
wartet frei von ideologisch begründeten Vorurteilen und gehören 
damit zum Erstaunlichsten, was Kommunisten überhaupt zum 
Nationalsozialismus gesagt haben. Seiner Partei empfahl Genosse 
43 aus Leverkusen zu Beginn seiner Rede, sich eingehender als 
bislang mit der NSDAP zu beschäftigen. Wenn die KPD den 
Kampf gegen denYoungplan erfolgreich führen wolle, dann müsse 
sie nicht nur gegen den Sozialfaschismus, sondern auch gegen den 
Nationalfaschismus einen entschlosseneren Kampf führen. Zwar 
sei es der KPD gelungen, in der letzten Zeit die Arbeiterschaft auf 
den Kampf gegen die SPD einzustellen, den Nationalsozialismus 
aber habe man völlig aus den Augen verloren. Dabei habe die 
NSDAP bereits seit geraumer Zeit ihre Massenarbeit verstärkt. 
»Wir sehen heute, daß aus der damaligen Sekte, die sich zum größ¬ 
ten Teil zusammensetzte aus lumpenproletarischen Elementen, 
aus verkrachten Kleinbürgern, eine Massenpartei geworden 
ist.« 90 

Damit spielte Genosse 43 auf die altbekannte marxistische Ter¬ 
minologie an. In seinen Bemerkungen zur französichen Junirevo¬ 
lution von 1848 und zum 18. Brumaire des Louis Bonaparte hatte 
Karl Marx jene Arbeiter, die sich gegen die Aufständischen wand¬ 
ten und sich als Büttel der Reaktion verdingten, mit dem wenig 
schmeichelhaften Titel Lumpenproletarier versehen. Dieser »Aus¬ 
wurf, Abfall, Abhub aller Klassen« unterschied sich wesentlich 
vom Industrieproletariat, bildete keine eigene Klasse 91 . Unter 
Kommunisten, aber auch bei der Sozialdemokratie war es eine 
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gängige Interpretation, den Arbeiteranteil der NSDAP auf diese 
Weise zu erklären 92 . 

Den Grund für den Zuwachs der NSDAP weit über lumpenpro¬ 
letarische Elemente hinaus sah Genosse 43 in der geschickten und 
demagogischen Propaganda der NSDAP. Dabei richteten sich die 
Nationalsozialisten seinen Beobachtungen zufolge jeweils nach 
der sozialen Struktur der Arbeiterschaft des betreffenden Gebie¬ 
tes. »Wir sehen, daß sie heute auf dem flachen Lande in Olden¬ 
burg, in Mecklenburg ziemlich wüste Propaganda treiben gegen 
den Zinswucher, gegen das Leihkapital, also gegen die Ostjuden, 
während man diese Töne in den Industriezentren viel weniger 
hört. Wir können weiter feststellen, daß unsere Partei für die Na¬ 
tionalsozialisten der beste Lehrmeister gewesen ist, weil sie wirk¬ 
lich fast hundertprozentig mit unseren Parolen, mit unseren For¬ 
derungen in den Betrieben, unter den werktätigen Massen ihre 
Propaganda durchführen. Diese Propaganda geht so weit, daß sie 
nicht nur den Kampf führen gegen das jüdische Finanzkapital, 
sondern daß sie sich in ihrer Propaganda oft richten gegen die Aus¬ 
beutung und Unterdrückung der Arbeiterschaft durch das Indu¬ 
striekapital.« 93 

Beachtenswert schien dem Kommunisten die stärker als in sei¬ 
ner Partei ausgeprägte Opferbereitschaft vieler Nationalsoziali¬ 
sten. Die Überzeugung der NSDAP-Anhänger sei so stark, daß 
sie auch berufliche Nachteile in Kauf zu nehmen bereit seien 94 . 
Genosse 43 schilderte einen Fall aus seiner Heimatstadt Lever¬ 
kusen. Dort sei der Führer der Nationalsozialisten von der Direk¬ 
tion fristlos entlassen worden, weil er in einer öffentlichen Ver¬ 
sammlung mit »unseren Parolen« versucht habe, die Arbeiter¬ 
schaft zu mobilisieren. Ein einfaches Parteimitglied der KPD 
habe daraufhin bei einer Diskussion in Leverkusen erklärt, wie 
groß seine Freude über die Bereitschaft der Nationalsozialisten 
sei, in einer Front gegen die Ausbeutungsmethoden der Direktion 
zu kämpfen. Warnend weist Genosse 43 im weiteren Verlauf seiner 
Rede auf die Organisationsarbeit der NSDAP unter der Arbeiter¬ 
schaft der Großbetriebe hin. Dort hätten die Nationalsozialisten 
längst Betriebszellen aufgebaut, würden regelmäßig Betriebs- 
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Zeitungen herausgeben. Systematisch versuchten sie, die freien 
Gewerkschaften zu unterwandern. Bei Gemeindewahlen würden 
sie nicht Parteifunktionäre aufstellen, sondern einfache Arbeiter 
aus den Betrieben. Vorbildlich sei die Aktivität der einzelnen Par¬ 
teimitglieder. Von der sozialen Struktur her sei die NSDAP jeden¬ 
falls nicht ausschließlich aus Kleinbürgern und Lumpenproletari¬ 
ern zusammengesetzt, wie man bisher im Zentralkomitee ange¬ 
nommen habe. »Wir stellen heute fest, daß sich ihre Anhänger 
zum größten Teil aus Erwerbslosen rekrutieren und zwar aus akti¬ 
ven Elementen, z. T. aus ehemaligen Kommunisten, die während 
der Ruth-Fischer-Periode aus der Partei gingen oder ausgeschlos¬ 
sen wurden, aber auch zu einem großen Teil aus aktiven Arbeiter¬ 
elementen aus den Betrieben, vor allem aus den Großbetrie¬ 
ben.« 95 Diese überwiegend jungen, aktiven Elemente müßte die 
Partei zurück gewinnen. 

Überraschende Hilflosigkeit war aus diesen Worten herauszu¬ 
lesen. Hier ist im Gegensatz zur allgemein üblichen Argumenta¬ 
tion der Kommunisten nichts von dunklen Hintermännern und 
Drahtziehern aus den Reihen der Bourgeoisie zu hören, sondern 
von einer Partei, die sich in ihrer Arbeit nur unwesentlich von der 
KPD unterschied. Vom Antisemitismus ist überhaupt nicht die 
Rede. Kein Wort in den Ausführungen des Genossen 43 belegt die 
so liebgewonnene Behauptung, die Nationalsozialisten verdank¬ 
ten ihre Existenz den Geldzahlungen des Großkapitals. Ebenso 
wie die Kommunisten nahmen die Nationalsozialisten offenbar 
persönliche Nachteile in Kauf, um für die Durchsetzung ihrer 
Ziele zu werben. Dabei gelang es ihnen, durch den Stalinisie- 
rungsprozeß der zwanziger Jahre aus der Partei getriebene Kom¬ 
munisten für sich zu gewinnen. Weit aufschlußreicher als die vor¬ 
herrschenden marxistischen Analysen waren dieAussagen des Ge¬ 
nossen 43. Sie deckten sich im wesentlichen mit Beobachtungen 
der Polizei. Auf einem Treffen der Innenminister der Länder am 
9. Oktober 1929 erklärten der hessische Innenminister Leuschner 
ebenso wie auch sein badischer Kollege Remmele, daß zahlreiche 
frühere Kommunisten heute bei den Nationalsozialisten tätig 
seien 96 . Dynamik und Energie und nicht zuletzt der Erfolg der 
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NSDAP beeindruckten den rheinländischen Genossen 43. Seine 
Beobachtungen deckten sich nicht nur mit denen der Polizei, auch 
im Zentralkomitee hegte man die Befürchtung, die ständigen 
Attacken der NSDAP gegen die SPD und das Weimarer System 
könnten auf Dauer auch der KPD schaden. Deshalb dürfe den Na¬ 
tionalsozialisten in Zukunft keine Gelegenheit mehr gegeben wer¬ 
den, KPD und SPD in einenTopf zu werfen, denn überall, wo man 
selbst in der Vergangenheit »opportunistische Fehler« begangen 
habe, sei die NSDAP besonders erfolgreich 97 . 

1929 konnte in Deutschland erneut eine Welle nationalen Auf¬ 
begehrens beobachtet werden. Im Frühjahr hatte eine internatio¬ 
nale Sachverständigenkommission in Paris einen neuen Plan aus¬ 
gehandelt, der im Vergleich zum Dawes-Plan eine Erleichterung 
bei der Zahlung der deutschen Reparationsverpflichtungen vor¬ 
sah. Die Erfüllbarkeit des neuen Zahlungsplans, der trotz der Er¬ 
mäßigung Deutschland noch weitere sechzig Jahre belastet hätte, 
hing ganz wesentlich von der Entwicklung der Wirtschaft ab, die 
sich gerade zu diesem Zeitpunkt in einer schweren Krise befand. 
Die NSDAP verbuchte als eine der Initiatoren des Volksbegehrens 
gegen den Young-Plan bei Landtags- und Kommunalwahlen star¬ 
ken Zulauf. In den Wochen und Monaten nach der Konstituierung 
des »Reichsausschusses der nationalen Opposition gegen den 
Young-Plan« wurde der NSDAP eine Unterstützung durch die auf¬ 
lagenstarken Zeitungen des Hugenberg-Konzerns zuteil, die auf 
Veranstaltungen der Nationalsozialisten hinwiesen und dafür sorg¬ 
ten, daß der Name der Partei bald in aller Munde war. Der Erfolg 
stellte sich bei den Thüringer Landtagswahlen ein. Die NSDAP 
verdreifachte ihre Stimmenzahl auf Kosten des »antimarxisti¬ 
schen Ordnungsblocks«. Eine Fortsetzung der bisherigen bürger¬ 
lichen Regierung war in Thüringen nur noch zusammen mit der 
NSDAP möglich, die dann tatsächlich in die Regierung aufgenom¬ 
men wurde. 

Gemeinhin wird in der Forschung behauptet, die NSDAP habe 
nach dem Debakel bei der Reichstagswahl 1928 einen taktischen 
Kurswechsel vollzogen. Habe sie vorher in erster Linie die Arbei¬ 
terschaft der Städte ansprechen wollen, so sei nach 1928 die Land- 
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bevölkerung zur wichtigsten Zielgruppe nationalsozialistischer 
Propaganda geworden 98 . Diese Interpretation unterstellt, die Na¬ 
tionalsozialisten hätten ihr Wahlergebnis selbst als Niederlage 
empfunden und deshalb ihre Strategie grundlegend geändert. 
Aber sowohl Hitler als auch Goebbels sahen in dem Wahlergebnis 
einen Beweis der organisatorischen Konsolidierung der Partei, 
hatte man doch die anderen völkischen Gruppierungen aus dem 
Feld geschlagen. Auch durch die Auswertung der Presse läßt sich 
die These vom angeblichen Strategiewechsel keineswegs stützen. 
Vielmehr ist gerade in dieser Zeit spürbar, wie stark man sich be¬ 
mühte, die Arbeiter für nationale Fragen zu interessieren. Das 
»Programm der nationalen Ehre« richtete sich nicht zuletzt an die 
Hauptleidtragenden der Reparationszahlungen 99 . 

Das Bündnis mit der DNVP, dem Stahlhelm, den Alldeutschen 
barg in der Tat die Gefahr in sich, daß die Arbeiter durch die bür¬ 
gerlichen Kräfte von einem Einsatz für das Volksbegehren abge¬ 
halten würden. Deshalb betonte die nationalsozialistische Propa¬ 
ganda einerseits in auffälliger Weise ihren sozialistischen Charak¬ 
ter und verzichtete andererseits nicht auf Attacken gegen ihre 
Bündnispartner beim Volksbegehren. Damit präsentierten sie sich 
als dritte Kraft zwischen dem »freihändlerischen Bürgertum«, 
welches der Marxismus so gerne zum Schuldigen am wirtschaft¬ 
lichen Niedergang machte, und der »landesverräterischen Ver¬ 
zichtspolitik« der Marxisten, die von den bürgerlichen Parteien 
schuldig gesprochen würde. DerYoung-Plan zerstörte für die Na¬ 
tionalsozialisten jede Möglichkeit einer sozialen Verständigung 
innerhalb des deutschen Volkes und einer Wiederherstellung der 
nationalen Ehre. Um den wahren Kern beider Vorwürfe zusam¬ 
menzufassen, verfolgte die NSDAP in ihrem Kampf gegen Young 
ein doppeltes Ziel: ein sozialistisches und ein nationalistisches. 
Dabei grenzte sie sich bei der Formulierung des ersten Ziels von 
den Arbeiterparteien, insbesondere den Kommunisten ab, bei der 
Formulierung des zweiten von der »Reaktion«. Daß sich auf dem 
Weg zur Erreichung dieses Ziels auch »Gruppen beteiligen, die 
weltanschaulich von uns durch eine tiefe Kluft getrennt sind, vor 
allem in sozialistischer, aber wenn man es recht besieht, auch in 
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nationalistischer Beziehung«, sei allein noch kein Grund, den 
Kampf allein zu führen 100 . Letztlich aber werde nur eine Partei als 
Sieger aus dem Kampf hervorgehen. 

Goebbels war es, der in Berlin immer wieder den Kampf gegen 
den Young-Plan bei Arbeiterversammlungen thematisierte. Der 
Berliner Gauleiter machte keinen Hehl aus seiner Skepsis gegen¬ 
über einer Zusammenarbeit mit der »Reaktion«. »Dieser Pakt ist 
das Teuflischste, der je gesehen ward« 101 . Von Anfang an hegte 
Goebbels die Befürchtung, durch Hitlers Bündnis mit der Reak¬ 
tion im Kampf um die Arbeiterschaft zu unterliegen. Zu keinem 
Zeitpunkt versäumte er es, auf die fundamentalen Unterschiede 
zwischen Hugenberg und Hitler hinzuweisen. Pejorativ nannte er 
Hugenberg einen Bürger, wenngleich einen anständigen. Beide 
glichen sich zwar in ihrer dem Bolschewismus feindseligen Hal¬ 
tung, aber Hitler sei außerdem noch Sozialist. Würde es nur Leute 
wie Hugenberg geben, dann wäre die deutsche Nation und mit ihr 
der deutsche Arbeiter schon bald dem Untergang geweiht. »So 
wirksam und klug er auch den Mittelparteien die Leviten liest, für 
die Linke ist er keine Gefahr. [...] Es geht ja hier nicht um Men¬ 
schen, sondern um Dinge und Ideen. Es geht um eine Haltung, 
eine grundsätzliche neue Stellung, die die Opposition dem System 
von Weimar gegenüber einzunehmen hat. Und in dieser Stellung 
sehen wir Hugenberg nicht. In seinem Kampfruf gegen den Mar¬ 
xismus geht ein Unterton mit, der stark nach sozialer Reaktion 
klingt. So überwinden wir den Marxismus nicht. Gelingt es uns 
nicht, dieser Weltpest auch in der Frage der nationalen Wieder¬ 
befreiung unseres Volkes eine konsequente soziale Haltung ent¬ 
gegenzusetzen, im besten Sinne des Wortes, dann ist unser Kampf 
nur Stückwerk, und er wird am Ende doch vom Gegner gewonnen 
werden.« 102 Den Bolschewismus fürchtete Goebbels als Todfeind 
der deutschen Nation; die Deutschnationalen griff er an, weil sie 
nicht die Konsequenzen aus der nationalen Entfremdung der Ar¬ 
beiter durch den Bolschewismus gezogen hatten. Die Anhänger 
der Deutschnationalen würden fast gesetzmäßig ihren Weg zur 
NSDAP finden, die Anhänger der Kommunisten dagegen seien 
erst mühevoll zu überzeugen. 
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Auch Hitler ging während des Bündnisses auf deutliche Distanz 
zu Hugenberg und hielt mit seinem verächtlichen Urteil über den 
»bourgeoisen Reaktionär» nicht hinter dem Berg. Zwar scheute 
er nicht die Unterstützung des Pressezaren, forderte aber von die¬ 
sem die völlige Unabhängigkeit der eigenen Propaganda. Denn 
nach Hitlers Überzeugung waren von den Deutschnationalen 
keine Argumente zu erwarten, die den Arbeiter ansprachen. 
Darin aber sah er die Hauptaufgabe seiner Partei. Es sei eigentlich 
die Sache des deutschen Arbeiters, den Kampf gegen Young zu 
führen, denn der Raub des Auslandes vollzog sich doch am exi- 
stenziellsten auf seinen Schultern. Eine Broschüre wurde in 
Umlauf gebracht, deren 30 000 Exemplare den Arbeiter auf die 
Folgen weiterer Reparationszahlungen für sein Schicksal hinwie¬ 
sen 103 . Der Völkische Beobachter veröffentlichte Briefe von Arbei¬ 
tern, in denen sie ihre Empörung über die »Erfüllungspolitik« von 
SPD und Gewerkschaften zum Ausdruck brachten. Für jeden 
Schaffenden, so äußerte sich ein Sozialdemokrat, sei derYoung- 
Plan der »Blutsauger seiner Arbeit« 104 . Stärker als die »bürgerli¬ 
chen« Teilnehmer des »Reichsausschusses« betonte die NSDAP 
die Auswirkungen einer »Versklavung Deutschlands« für die 
Arbeiterschaft. Eine Anpassung an die Parolen der Deutschnatio¬ 
nalen, wie sie in der Literatur häufig angenommen wird, blieb aus. 
Zu den Aktionen und Versammlungen des Reichsausschusses 
hielt man sogar eine geradezu demonstrative Distanz 105 . 

Doch kaum mehr als 10 Prozent der Stimmberechtigten unter¬ 
stützten das Volksbegehren, und auch der erforderlich gewordene 
Volksentscheid scheiterte. Insgeheim liebäugelte Goebbels nach 
Scheitern der legalen parlamentarischen Mittel mit revolutionä¬ 
ren Maßnahmen. Aber diese stillen Überlegungen über den Ein¬ 
satz von Gewalt waren doch vergleichsweise harmlos, zog man die 
lauthals verkündeten Drohungen der KPD in betracht. 

»Sowjetdeutschland gegen Young-Deutschland!«, so lautete die 
Überschrift der Roten Fahne vom 12. Februar 1930. Nationale 
Gefühle ausnutzend, stellte die KPD sich in ihrer Propaganda als 
einzigen wirklichen Gegner des Young-Plans dar. Die Radikalität 
der geforderten Maßnahmen übertraf dabei die der National- 
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Sozialisten bei weitem. Hans Kippenberger äußerte sich am 4. Ja¬ 
nuar als Vertreter des ZK in einer erweiterten Bezirksleitungs¬ 
sitzung der KPD-Südbayern: »Wir machen jetzt praktische Ge¬ 
schichte. Wenn wir die Produktion stören, dann zerstören wir auch 
den Youngplan. [...] Überall muß die Frage der praktischen Sabo¬ 
tage gestellt werden.« 106 Die Aufforderung Kippenbergers wird 
von der Polizeidirektion Nürnberg als Verschleierung bezeichnet. 
Der wahre Zweck bestünde nicht in der Zerstörung des Young- 
Plans, sondern darin, die arbeitenden Proletarier, die den kommu¬ 
nistischen Parolen nicht folgen würden, auf diese Weise gewaltsam 
arbeitslos zu machen und sie auf die Ziele der kommunistischen 
Partei einzustellen 107 . 

In den Monaten zuvor, als die Debatte um das Volksbegehren 
gegen den Young-Plan die öffentliche Meinung beherrschte, hatte 
die KPD-Führung erkennen müssen, daß auch unter Arbeitern 
den Parolen der Nationalsozialisten Gehör geschenkt wurde. Des¬ 
halb mußte deren Glaubwürdigkeit in der nationalen Frage be¬ 
stritten werden. Dem »Reichsausschuß für das deutsche Volksbe¬ 
gehren« warf die KPD vor, keinen wirklichen Kampf gegen die 
»Versklavung der werktätigen Massen Deutschlands« zu führen. 
Vielmehr diene das »Volksbegehren der Reaktion« einzig und al¬ 
lein dem Ziel, eine bewaffnete Einheitsfront gegen das revolutio¬ 
näre Proletariat zu bilden 108 . Die Nationalsozialisten, die sich for¬ 
mell gegen den Young-Plan ausgesprochen hätten, stellten sich 
faktisch in den Dienst seiner praktischen Durchführung. Schon 
der vielbeschworene Kampf der Nationalsozialisten gegen Ver¬ 
sailles entbehre jeder Glaubwürdigkeit, wenn gleichzeitig eine 
wütende Hetze gegen die sowjetische Regierung geführt werde, 
die einzige Regierung derWelt, die den Schandvertrag nicht unter¬ 
schrieben habe. In den Reichstagsberatungen hätten Hitler und 
Goebbels sogar ihre Bereitschaft zur Zahlung von Reparationen 
erklärt 109 . 

Wenn der Kampf der Nationalsozialisten gegen den Young-Plan 
nur ein scheinbarer war, dann mußte in einem zweiten Schritt den 
Massen klargemacht werden, wer aufrichtig ihre Interessen bei 
der Beseitigung der Reparationszahlungen an das Ausland ver- 
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trete. Eine Annahme desYourig-Plans durch den Reichstag bedeu¬ 
tete für Kommunisten eine »immer engere finanzielle und wirt¬ 
schaftliche Verflechtung Deutschlands mit dem Dollarimperialis¬ 
mus und den kapitalistischen Westmächten«. Das verkette die 
deutsche Außenpolitik zwangsläufig mit den sowjetfeindlichen 
Plänen dieser Mächte 110 . Aber trotz der negativen Stellung zu dem 
Reparationsvertrag hatten die beiden Redner der KPD, Heckert 
und Stoecker, in der Reichstagsdebatte vom 29./30. November 
1929 ein Zusammengehen mit den das Young-Abkommen be¬ 
kämpfenden Parteien abgelehnt. Statt dessen traten sie für die 
»proletarische, revolutionäre Lösung der Reparationsfrage« ein. 
Zu diesem Zeitpunkt schien eine Kooperation mit den das Volks¬ 
begehren unterstützenden Parteien nicht opportun. Noch rech¬ 
nete man mit einem raschen Verschwinden der NSDAP. 

Außerdem schienen der Komintern die Reparationszahlungen 
geeignet, zu einer Verschärfung der revolutionären Situation bei¬ 
zutragen. Solange Deutschland durch drückende Kontributionen 
ein natürlicher Gegner des Westens war, hoffte man auf engere 
Bindungen zur Sowjetunion. Ein wirtschaftlich gesundetes 
Deutschland würde sich aller Voraussicht nach der westlichen 
Wertegemeinschaft zugehörig finden; die Bindungen von Rapallo 
würden schwächer werden 111 . Dieser krasse Gegensatz zwischen 
den durch die Komintern vertretenen Interessen der Sowjetunion 
und den Interessen der deutschen Arbeiter wurde nicht offen aus¬ 
getragen. Die Rhetorik der KPD-Führung, die mit Hilfe revolu¬ 
tionärer Aktionen den Young-Plan beseitigen wollte, die tatsäch¬ 
lichen Möglichkeiten jedoch ablehnte, zeigte dies deutlich. In die¬ 
sem Kontext wurde die zu erwartende Zuspitzung des Klassen¬ 
kampfes als positiver Nebeneffekt des »verbrecherischen Dikta¬ 
tes des internationalen Kapitals« erwähnt. Zu beseitigen sei der 
Young-Plan nur im Rahmen einer großen, globalen Lösung. Der 
Versuch einer für Deutschland erträglicheren Regelung der Repa¬ 
rationszahlungen war für die KPD nicht das Werk des Auslands, 
der Siegermächte des Ersten Weltkrieges, sondern eine Verschwö¬ 
rung des ausländischen Finanzkapitals und seiner Fronvögte, der 
deutschen Kapitalisten, die mit dem Tributvertrag das deutsche 
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Proletariat für mehr als zwei Generationen in die Sklaverei zwin¬ 
gen wollten 112 . 

Die KPD integrierte ein Thema von nationaler Bedeutung 
mühelos in ihre Strategie zur Steigerung des Klassenkampfes. Seit 
Jahren habe die deutsche Bourgeoisie eine »Offensive des Hun¬ 
gers« gegen die Massen der arbeitenden Bevölkerung geführt. 
Der Young-Plan sei ein neues Glied in dieser Kette. Millionen¬ 
arbeitslosigkeit, Massenentlassungen, vermehrte Ausbeutung, 
Zoll- und Steuerwucher sowie Tariferhöhungen seien die sich be¬ 
reits abzeichnenden Folgen. Jede Lösung der bürgerlichen Par¬ 
teien zur Aufhebung der Reparationen bewege sich innerhalb des 
kapitalistischen Systems. Nur Sowjetdeutschland könnte die voll¬ 
ständige Zerreißung derTributverträge herbeiführen. Die Kom¬ 
munisten organisierten »heute den gegenwärtigen Kampf der pro¬ 
letarischen Massen für die Verhinderung der Durchführung des 
Young-Plans. Sie sagen den Massen, daß Kampf gegen dieYoung- 
Sklaverei bedeutet: Kampf um höhere Löhne und Siebenstun¬ 
dentag, Kampf gegen die kapitalistische Arbeitsdisziplin und die 
neue Rationalisierungswelle, Kampf gegen die Wuchersteuern 
und die Hungerzölle, Kampf gegen den sozialfaschistischen Poli¬ 
zeiterror und Belagerungszustand.« 113 Nach der Russischen Revo¬ 
lution hatte Lenin alle Auslandsverpflichtungen des zaristischen 
Rußland annulliert. Nach der proletarischen Revolution in 
Deutschland werde das deutsche Proletariat dem sowjetischen 
Vorbild Folge leisten. »Die russischen Arbeiter haben uns gezeigt, 
wie man internationale Raubverträge zerreißt, sie haben uns ge¬ 
zeigt, wie man den Kapitalismus stürzt und den Sozialismus auf¬ 
baut. Wir werden es ihnen nachmachen.« 114 Folgerichtig war jeder, 
der »deutsche Arbeiter daran hinderte, dem Beispiel ihrer sowjet¬ 
russischen Brüder zu folgen«, unglaubwürdig und stand nach An¬ 
sicht der KPD im Kampf gegen den Young-Plan nicht auf seiten 
der Arbeiter 115 . Die KPD monopolisierte den Anspruch, die Be¬ 
lange der Arbeiter zu vertreten. Jedem Antikommunisten konnte 
sie leicht Arbeiterfeindlichkeit vorwerfen. 

Im Ringen um die Zustimmung der Arbeiter zur Politik der 
eigenen Partei versuchten die kommunistischen Redner, die 
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Nationalsozialisten gerade in der nationalen Frage an Radikalität 
zu überbieten. Auf einer Versammlung am 25. April 1930 im nie¬ 
derrheinischen Velbert schlug die KPD harte Töne an. Der 
Reichstagsabgeordnete Hermann Weber aus Solingen sprach über 
den Young-Plan. Das von NSDAP und DNVP eingeleitete Volks¬ 
begehren bezeichnete er als Komödie und Scheinmanöver. Im 
Kern seien sich sämtliche Parteien außer der KPD über die An¬ 
nahme des Planes einig. Nur auf Kosten der arbeitenden Bevölke¬ 
rung sei er zustande gekommen, und solange es noch kapitalisti¬ 
sche Regierungen gebe, sei an eine gelinderte Not der Proletarier 
nicht zu denken. Um seine Behauptung von der Notwendigkeit 
radikaler Maßnahmen zu stützen, forderte Weber zum Abschluß 
seiner Rede das »Verschwinden« von 50 000 Kapitalisten. Erst 
dann sei dem Proletariat wirklich geholfen 116 . Solche Radikalfor¬ 
derungen gewannen dadurch an Glaubwürdigkeit, daß jedermann 
um die Entschlossenheit der Kommunisten bei der Durchsetzung 
ihrer Vorstellungen wußte. In der Sowjetunion hatte man beob¬ 
achten können, wie ein solches »Verschwinden« vonstatten ging. 

Gerade beim Kampf gegen den Young-Plan machten sich an der 
Basis Erosionserscheinungen im Verhältnis einfacher Mitglieder 
zur KPD bemerkbar. Zwar sei nach Auffassung eines Delegierten 
in der Sitzung des Zentralkomitees die politische Linie in den Be¬ 
zirken richtig durchgeführt worden, allerdings zu spät und zu 
schwach 117 . Vorwurfsvoll beschuldigte jener Genosse die eigene 
Partei, ihre Einstellung zum Young-Plan allzulange verschwiegen 
zu haben. Erst 24 Stunden vor Beginn des Einzeichnungstermins 
zum Volksbegehren sei die Erklärung des Zentralkomitees den 
Bezirken mitgeteilt worden. Dadurch sei in der Partei große Un¬ 
sicherheit entstanden. 

Die nationalsozialistische Propaganda nutzte die zweideutige 
Haltung einer KPD aus, die gegen den Young-Plan sein wollte, das 
Volksbegehren aber nicht unterstützte, um Arbeiter abzuwerben. 
Im Völkischen Beobachter wurden die Kommunisten aufgefor¬ 
dert, sich in die Liste für das Volksbegehren einzuschreiben. Das 
war den einfachen Parteimitgliedern vom Politbüro strengstens 
untersagt. Von den Nationalsozialisten waren zu diesem Zeit- 
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punkt Bestrebungen einer »Einheitsfront des deutschen Volkes« 
gegen die »internationalen Finanzhyänen« und die »SPD-Betrü- 
ger« zu spüren. Im Völkischen Beobachter erklärte beispielsweise 
ein nationalsozialistischer Arbeiter, notfalls »sogar mit dem 
Teufel, sprich den Kommunisten« paktieren zu wollen 118 . Man 
wählte einen Terminus, der eigentlich dem Sprachgebrauch der 
Kommunisten Vorbehalten war. Die hatten stets von der »Ein¬ 
heitsfront der Werktätigen« gesprochen, und jetzt zeigte es sich, 
daß diese Einheitsfront Fiktion war. Denn wiederholt wandten 
sich einzelne Kommunisten von ihren Genossen ab. »In der Dis¬ 
kussion sprach ein alter Kommunist in sehr gemäßigterWeise le¬ 
diglich gegenYoung-Plan und Sozialdemokratie. Bei dem Heil auf 
Adolf Hitler [...] hob auch er die Hand.« 119 

Die Nationalsozialisten verstärkten das Mißtrauen von Kom¬ 
munisten gegen ihre eigene Führung noch. In den Augen der 
NSDAP waren die Aufrufe der kommunistischen Partei zu akti¬ 
vem Widerstand ein eklatanter »Mißbrauch der Young-Sklaven- 
Not durch kommunistische Demagogen«. Tatsächlich waren die 
nationalsozialistischen Vorschläge zur Überwindung der Repara¬ 
tionszahlungen verglichen mit den kommunistischen gemäßigt, 
wenngleich auch sie wohl kaum die Zustimmung des Auslands ge¬ 
funden hätten. Von Sabotage war jedenfalls nicht die Rede. Die 
Aufrufe zur bewaffneten Gewalt untergrüben die »Solidarität der 
schaffenden Menschen eines Volkes«, die von den Kommunisten 
dann gegen die Klassensolidarität ausgespielt werde. Jede der ille¬ 
galen Demonstrationen gebe im übrigen der sozialdemokrati¬ 
schen Polizei nur Anlässe, auf Arbeiter zu schießen 120 . Wie aber 
passe dies mit der vielbeschworenen »Einheitsfrontbewegung« 
der Kommunisten zusammen? Wolle die KPD nicht stets auf 
Kosten der einfachen Leute ihr eigenes Süppchen kochen? Diese 
Fragen wurden bei jeder sich bietenden Gelegenheit den Kommu¬ 
nisten gestellt. Als in der Sitzung des Preußischen Landtages vom 
31. Januar 1930 der KPD-Abgeordnete Kasper den, wie der Völki¬ 
sche Beobachter schrieb, Moskauer Standpunkt gegenüber der so¬ 
zialdemokratischen Preußenregierung vortrug, antwortete ihm 
der Führer der nationalsozialistischen Landtagsfraktion Wilhelm 
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Kube: »Als Kasper hier sprach, hatten wir den Eindruck: das ist 
wenigstens der ehrliche fanatische Wille, dem deutschen Volk ein 
Danton zu sein. Meine Herren Kommunisten, den Danton neh¬ 
men wir hin. Aber Sie haben in uns die Vendee bereits vor sich, die 
Sie überwindet und mit der Sie nicht fertig werden. Daß die Gi¬ 
ronde dabei lacht - das hat die Gironde immer getan, und sie ist 
dabei vor die Hunde gegangen!« Die Rede Kubes betonte frei von 
jedem Antisemitismus die starke Ablehnung des Einflusses inter¬ 
nationalen Trustkapitals mit Sitz in New York wie auch von 
»irgendeiner Internationale aus Moskau« auf Deutschland. Die 
Unterschiede zwischen diesen beiden Möglichkeiten seien nur ge¬ 
ringfügig. Deshalb vertraten die Nationalsozialisten im »Kampf 
gegen diese Trustpolitik der letzten 11 Jahre und im Kampf gegen 
die Gefahr, die ihr Bolschewismus für den verzweifelten deut¬ 
schen Arbeiter bedeutet«, den Gedanken des nationalsozialisti¬ 
schen und christlichen Staates gegen den aus »dem halbmongo¬ 
lisch-tatarischen Gedanken der Lenin-Theorie heraus geborenen 
Sowjet-Kult«, der sich auf Deutschland nicht übertragen lasse 121 . 
Bezeichnenderweise sah Kube nur geringe Chancen für ein Über¬ 
leben der »Gironde«, der Gruppe von Liberalen also, die sich ge¬ 
gen die Monarchie, aber auch gegen grundlegende soziale Umwäl¬ 
zungen stellte. Dies war ein häufig verwendeter Vergleich. Ein 
unter Pseudonym schreibender Beamter sah das Sterben der 
»Gironde« ebenfalls voraus. Dies sei bei dem Zusammenprall der 
großen Bewegungen unvermeidbar und werde im übrigen auch 
durch das Schicksal der Kerenskij-Leute und der Menschewiki in 
der Russischen Revolution bestätigt 122 . Die Alternative laute Ein¬ 
heitsfront aller Arbeiter unter Leitung der Sowjetunion gegen die 
deutsche Bourgeoisie oder Einheitsfront des deutschen Volkes mit 
einer gestärkten Arbeiterschaft gegen die Einflüsse anderer Natio¬ 
nen auf Deutschland. 

Aber unter den Kommunisten gab es nach Ansicht der National¬ 
sozialisten nicht nur Unmenschen und Bestien, sondern auch eine 
große Zahl Irregeleiteter. Die Kommunisten in den Kleinstädten 
der ländlich geprägten Umgebung Berlins zählten nicht »Verbre¬ 
chertum« zu ihren Mitgliedern, die »anständige, radikale, von der 
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SPD und den Bauchnationalen angewiderte Arbeiter« seien. Die 
meisten der anständigen Kommunisten in der Mark seien bereits 
zur NSDAP übergetreten, so daß sie häufig das Lied »Brüder in 
Zechen und Gruben« mit charakteristisch geändertem Text san¬ 
gen: »Einst waren wir Kommunisten, wenig Stahlhelm und SPD, 
Gott sei Dank, heut Nationalsozialisten, Kämpfer der NSDAP.« 123 

Neben dem Kampf als wichtigstem »Verteidigungsmittel« rief 
die nationalsozialistische Propaganda den eigenen Anhängern im¬ 
mer wieder die Wege ins Bewußtsein, auf denen man an die in Par¬ 
teien organisierte deutsche Arbeiterschaft herankommen könne. 
Mit Wahlversammlungen schaffe man nur, einen Bruchteil der 
Arbeiter zu erfassen. Meistens seien die marxistisch verhetzten 
Parteigänger in Massen erschienen und hätten, wie Goebbels be¬ 
hauptete, durch Radau undTerror eine sachliche Auseinanderset¬ 
zung von vornherein unterbunden. Deshalb erinnerte er noch 
einmal mit Nachdruck an die bestehenden Betriebszellenorgani¬ 
sationen. Diese seien zwar in ihren Anfängen mit den »brutalsten 
Mitteln des Betriebsterrors« von den Marxisten unterdrückt wor¬ 
den, befänden sich nun aber auf dem Vormarsch und würden nicht 
eher rasten, »bis jeder Betrieb eine Hochburg des Nationalsozia¬ 
lismus ist« 124 . Gerade zu einem für die Arbeiterbewegung bedeut¬ 
samen Ereignis wie den Maifeiern mobilisierte Goebbels die weni¬ 
gen in Betriebszellen organisierten Anhänger der eigenen Partei. 
Dem »internationalen Solidaritätstag des Weltproletariats« stell¬ 
ten die Nationalsozialisten den »Festtag der nationalen Arbeit« 
entgegen. Im Aufruf zum 1. Mai beanspruchte die NSDAP, die 
»Führung im ehrlichen Bemühen um die Seele des arbeitenden 
deutschen Menschen zu erobern - eine Eroberung, die aber nur 
denkbar ist durch restlose Vernichtung des Marxismus, der Arbei¬ 
terschaft und Sozialismus gleichermaßen verraten hat« 125 . 

Nicht selten brachten SPD-Kreise ähnliche Beschuldigungen 
vor. Dies wurde in der Reichstagsrede des Sozialdemokraten Her¬ 
mann Müller am 17. Oktober 1930 deutlich. Nationalsozialisten 
und Kommunisten störten sie gleichermaßen. Scharf nahm Müller 
Stellung gegen den Antrag des nationalsozialistischen Abgeordne¬ 
ten Gregor Strasser auf entschädigungslose »Enteignung des ge- 
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samten Vermögens der Banken- und Börsenfürsten, sowie der seit 
dem L Oktober 1914 zugezogenen Ostjuden«. Eine solche Forde¬ 
rung sei nicht mehr weit von den Ideen der Kommunisten ent¬ 
fernt, die ein Programm aufgestellt hätten, das »eigentlich nicht 
für diese Erde aufgestellt« worden sei. Zur Lösung der augen¬ 
blicklichen Wirtschaftsprobleme trügen beide Parteien nur Agita¬ 
tion bei 126 . In einem Kommentar zur Ernennung Carl Severings 
zum preußischen Innenminister verweist die Kölnische Volkszei¬ 
tung auf die Gleichartigkeit des Radikalismus von Links wie von 
Rechts. Sogar die Prawda verherrlichte die nationalsozialisti¬ 
schen Ausschreitungen am Tage der Reichstagseröffnung als kom¬ 
munistisch. Sie habe von Demonstrationen der Arbeiter und Er¬ 
werbslosen gesprochen, die - »revolutionäre Lieder singend« - 
von der Polizei mit dem Gummiknüppel auseinandergetrieben 
worden seien 127 . Es sprach für den tief verwurzelten Antibolsche¬ 
wismus der Sozialdemokratie wie für ihre Sicht des nationalsozia¬ 
listischen Gegners, wenn sie in der Zeitschrift der sozialdemokra¬ 
tischen Wehrorganisation eine tendenzielle Gleichsetzung der bei¬ 
den Parteien vornahm und die Anhänger Hitlers ungehemmt als 
»Berufsbolschewisten« bezeichnete: »Rußland mit der Diktatur 
des >Proletariats< ist das Vorbild nationalsozialistischer Praxis.« 
Das Nationale sei lediglich Phrase zur Gewinnung der Schwer¬ 
industrie 128 . 

Allerdings verwahrte man sich in der NSDAP mit aller Entschie¬ 
denheit gegen den Vorwurf, eine Partei zu sein, die Lenins Metho¬ 
den und Ideen zum Vorbild genommen habe. Alfred Rosenberg, 
der Chefredakteur des Völkischen Beobachters y unterstrich die 
Kontinuität des für die NSDAP konstitutiven Antibolschewismus. 
Während das »feige Bürgertum«, insbesondere das Berliner Tage¬ 
blatt , noch die Paraden der Roten Armee bejubelte oder der 
damalige Reichskanzler Joseph Wirth in Rapallo mit »Sowjet- 
Judäa« Bruderschaft getrunken habe, habe die NSDAP von An¬ 
fang an gegen die marxistische Pest gekämpft. Schließlich sei die 
nationalsozialistische Bewegung gegründet worden, um »der 
deutschen Handarbeiterschaft dieses furchtbare Schicksal einer 
Millionenopfer fordernden Ausrottung unter jüdischer Führung 
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zu ersparen«. Der bürgerliche Parteiensumpf und die satte bürger¬ 
liche Feigheit seien die Keime für den Bolschewismus. »Deshalb 
stehen wir in einem Zweifrontenkampf.« 129 

Wie sollte die KPD dem aufkommenden Nationalsozialismus 
begegnen? Mit welchen Mitteln konnten Abtrünnige für die KPD 
gewonnen werden? Der Einbruch der Nationalsozialisten in die 
Reihen des Proletariats und der dadurch gefährdete Siegeszug der 
KPD entfachten eine innerparteiliche Diskussion über die Frage, 
ob dem Nationalsozialismus besser mit Terror oder Agitation zu 
begegnen sei. Terror war in der KPD ein akzeptiertes Mittel auf 
dem Weg zur Macht. Die Parole »Schlagt die Faschisten, wo ihr sie 
trefft!« beherrschte die Schlagzeilen der Roten Fahne, wenngleich 
sie sich ebenso gegen Polizei und Reichsbanner richtete wie gegen 
Stahlhelm und SA. Das war aus Sicht der KPD nur konsequent, 
bestanden demnach doch enge Verbindungen zwischen diesen 
Gruppierungen, wie der Bericht der Roten Fahne zum Reichspar¬ 
teitag der NSDAP im August 1929 zeigte. Von der Polizei ge¬ 
schützte, von der SPD unterstützte und durch die Allianz mit 
Stahlhelm-Hugenberg gestärkte faschistische Mörderbanden hät¬ 
ten auf Nürnberger Arbeiter geschossen 130 . 

Ernst Thälmann hatte am ersten Tag der Sitzung des Zentral¬ 
komitees vom 24725. Oktober 1929 in einem ausgedehnten 
Eröffnungsreferat von der »revolutionären Vernichtung des Fa¬ 
schismus« gesprochen. Dem Nationalsozialismus seien seine 
Arbeiterelemente zu entreißen. Der Faschismus müsse mit 
Hilfe der außergewöhnlichsten Kampfesmethoden ausgerot¬ 
tet werden 131 . Der Leverkusener Abgesandte im ZK, Genosse 
43, hielt es in der anschließenden Aussprache zwar für richtig, 
zum Terror gegen die Faschisten aufzufordern. Darin lag seiner 
Meinung nach aber auch die Schwäche der Partei. Nur eine 
breite ideologische, den physischen Terror flankierende Kam¬ 
pagne könne auf die Dauer erfolgreich sein. »Es sind Beweise 
genug vorhanden, daß, wenn man eine Bewegung mit den Mit¬ 
teln desTerrors unterdrücken will, daß sie wächst, daß man mit 
den Mitteln desTerrors eine Bewegung nicht völlig vernichten 
kann.« 132 
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In der Herbstsitzung des Zentralkomitees widersprach dieser 
selbstkritischen Haltung ein Genosse 35 aus Schleswig-Hol¬ 
stein 133 . Im Gegensatz zum Genossen 43 verteidigte er die bis¬ 
herige, aggressive Linie der KPD. Dank der Parole »Schlagt die 
Faschisten, wo ihr sie trefft!« könne man in seinem Bezirk sehen, 
daß dort die Faschisten an Boden verloren hätten. Eine größere 
Anzahl nationalsozialistischer Funktionäre sei zur KPD überge¬ 
laufen. »Einzelne nationalsozialistische Funktionäre, die 5, 7, 8 
Jahre in der faschistischen Bewegung tätig sind als Sturmabtei¬ 
lungsführer, als Bezirksführer usw., die schreiben heute mit in der 
>Volkszeitung< die Artikel über das Falsche in der nationalsoziali¬ 
stischen Bewegung.« Diese Funktionäre hätten nicht nur Material 
aus der nationalsozialistischen Bewegung mitgebracht, sie wür¬ 
den auch in Wahlversammlungen gegen ihre frühere Partei Stel¬ 
lung beziehen. Das Scheitern des »Hugenberg-Völksbegehrens« 
werde der KPD die beste Möglichkeit geben, den Tempoverlust 
im Ringen mit der NSDAP um die Gunst der Wähler auszuglei¬ 
chen. Nur dürfe die KPD nicht den gleichen Fehler wie die SPD 
begehen und die positiven Seiten des Volksbegehrens für die natio¬ 
nalen Parteien vernachlässigen. »Es sind gerade die enttäuschten 
Schichten der Arbeiter und Bauern, in die die Faschisten einge¬ 
drungen sind.« Um gegen den Nationalfaschismus in Zukunft 
wirksam kämpfen zu können, müsse die KPD noch stärker als bis¬ 
her »mit dem größten Haß und der größten Energie gegen die 
bankrotte kapitalistische Demokratie und für die Herrschaft der 
Werktätigen kämpfen, [...] indem wir politisch auf die politische 
Agitation und Demagogie der Nationalsozialisten und Stahlhel¬ 
mer eingehen.« 134 

Die Forderungen der beiden Genossen aus dem Rheinland und 
aus dem Nordelbischen spiegelten die doppelte Strategie der 
Kommunisten wider. Ende 1929 war die NSDAP wegen ihrer poli¬ 
tischen Wirkung und wegen ihrer Anwendung von Gewalt gegen 
kommunistische Straßenkämpfer zu einer ernsthaften Konkur¬ 
renz für die KPD geworden. Dennoch herrschte bei den Kommu¬ 
nisten die Überzeugung, daß das nationalsozialistische Strohfeuer 
schon bald wieder verlöschen werde. Konnten Angriffe gegen SA- 
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Männer aber potentielle Wähler davon abhalten, der NSDAP 
künftig ihre Stimme zu geben? Jeder von Kommunisten began¬ 
gene Mord, jeder Angriff auf einen Nationalsozialisten hatte zahl¬ 
reiche Protestveranstaltungen zur Folge und förderte eher den Zu¬ 
sammenhalt als das Ausein anderbrechen der SA. Wenn es in den 
Rundschreiben des Zentralkomitees hieß, daß sich physische Ge¬ 
walt und agitatorische Bearbeitung gegenseitig verstärken sollten, 
dann dachte man dabei sicherlich auch an die propagandistische 
Ausnutzung von Fällen, bei denen Nationalsozialisten die Fronten 
gewechselt hatten. Das Ziel, die von der Bourgeoisie bezahlte 
Führungsgruppe der Nationalsozialisten von den verführten Mas¬ 
sen aus der Arbeiterschaft zu trennen, sollte auf diese Weise er¬ 
reicht werden. 

Nichts eignete sich besser, um die These vom Verrat der 
NSDAP-Führer an den Idealen der Anfangszeit zu untermauern, 
als die Aussagen von Überläufern und Abweichlern. Von der Exi¬ 
stenz solcher Überläufer wurde erstmals in der ZK-Sitzung vom 
16. Januar 1930 berichtet. Drei Funktionäre der Hitler-Jugend 
waren zur KPD übergetreten, weil sie an dem korrupten Partei¬ 
apparat der NSDAP verzweifelt waren 135 . Solche Übertritte soll¬ 
ten künftig auf Versammlungen mit nationalsozialistischer Betei¬ 
ligung ausgeschlachtet werden. Am 9. April 1930 fand im Alham- 
bra-Kino in Essen-West eine KPD-Versammlung statt. Kurt 
Schmidt, angeblich ein früherer Bezirksführer der NSDAP, sprach 
dort über Kommunismus und Nationalsozialismus. Schmidt be¬ 
fand sich auf einer Vortragsreise durch Westdeutschland und war 
bereits auf anderen Veranstaltungen als Redner aufgetreten. Unter 
lebhafter Anteilnahme der Zuhörer, nicht wenige von ihnen Ar¬ 
beiter in SA-Uniform, berichtete er von der Korruption, die in der 
NSDAP herrsche 136 . Deren Führer schimpften zwar auf die Bour¬ 
geoisie, das Geld aber nähmen sie von den Juden. Von der Firma 
Bechstein habe Hitler beispielsweise zwei Autos erhalten, um 
seine Werbefeldzüge gegen den Kommunismus durchführen zu 
können. Wohlhabende Bürger, darunter auch Juden, hätten grö¬ 
ßere Summen zur Finanzierung des letzten Reichsparteitages 
gespendet. In Thüringen regierte Wilhelm Frick zusammen mit 
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bürgerlichen Parteien gegen das Proletariat. Frick stütze sich auf 
das Republikschutzgesetz und sei als Büttel des Kapitals deutlich 
hervorgetreten. 

Auffällig war auch eine andere Strategie zur Abwerbung natio¬ 
nalsozialistischer Arbeiter. Immer dann, wenn Risse im festgefüg¬ 
ten Fundament nationalsozialistischer Ideologie sichtbar wurden, 
wenn sich einzelne Fraktionen wegen ihrer Zweifel an der revolu¬ 
tionären Entschlossenheit Hitlers aus der Partei lösten, startete 
die KPD nationale Kampagnen. Am 26. April 1930 bezog Hitler 
bei der Münchener Führertagung ganz offen Stellung gegen den 
Strasser-Flügel in der Partei und machte Goebbels gleichzeitig 
zum Reichspropagandachef. Darin war keine Abkehr vom natio¬ 
nalen Sozialismus zu sehen, sondern die Entscheidung eines inner¬ 
parteilichen Machtkampfes mit den »Salonbolschewisten«, die 
ein Zusammengehen mit Moskau befürworteten. In den intellek¬ 
tuellen Zirkeln Otto Strassers war eine strikt antikapitalistische 
Konzeption entstanden, die sich in nationalen Fragen auf der 
Seite der Deutschnationalen sah, in wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen aber bereit war, mit Sozialdemokraten und Kommunisten 
zu paktieren 137 . Die Sprache in Goebbels’ Angriff war von nun an 
keineswegs frei von sozialistischen Tönen. Aber der neue Reichs¬ 
propagandaleiter war Hitler treu ergeben, stützte zumindest nach 
außen den Legalitätskurs der Partei und war ebenso wie Hitler 
überzeugt von der Unmöglichkeit eines Bündnisses mit dem Bol¬ 
schewismus: Denn auf gegnerischer Seite stehe »auch einer, der 
wie wir wartet, und dem mit allen Mitteln entgegenzutreten un¬ 
sere dringendste Aufgabe ist: Der Bolschewismus. Entweder der 
Nationalsozialismus erobert bald die Macht, oder unser Zukunfts¬ 
schicksal ist besiegelt.« 138 

Nun ließe sich darüber streiten, ob Hitlers Vorstellungen von 
Sozialismus überhaupt sozialistisch genannt werden können oder 
ob man nicht lieber von Pseudosozialismus sprechen sollte. Stras- 
ser selbst hatte ihm vorgeworfen, den revolutionären Sozialismus 
zugunsten eines Paktierens mit den bürgerlichen Kräften vernach¬ 
lässigt zu haben. Das setze allerdings einen klaren Sozialismus¬ 
begriff voraus, mit dem verglichen dann alle übrigen als echt oder 
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falsch eingeordnet werden könnten. Entscheidend für unseren 
Zusammenhang ist jedoch, wie sich die Partei und ihre Führer 
empfanden und welchen Anklang die sozialistische Propaganda 
bei denen fand, für die sie bestimmt war. Nach Hitlers Vorstellung 
war die Partei 1930 sozialistisch ausgerichtet. Er selbst empfand 
sich ohnehin als Sozialist, als jemand, der, aus einfachen Verhält¬ 
nissen kommend, Verständnis für die Sorgen und Nöte des Man¬ 
nes von der Straße aufbrachte 139 . 

Die Abspaltung Otto Strassers und seiner »Kampfgemeinschaft 
Revolutionärer Nationalsozialisten« kommentierte die Rote 
Fahne triumphierend. Der Widerspruch zwischen radikaler Phrase 
und revolutionärer Tat sei nun für jeden Arbeiter offensichtlich 140 . 
Ausführlich zitierte die Rote Fahne aus dem Aufruf der oppositio¬ 
nellen Gruppe, »weil die Angaben langjähriger Naziführer über 
die konterrevolutionäre Politik ihrer eigenen Partei besonders ge¬ 
eignet sind, den vom Faschismus irregeleiteten Arbeitern die 
Augen zu öffnen.« Die Spaltung in der NSDAP wurde als Zeichen 
der Abkehr »faschistisch verseuchter Arbeiter« gewertet, die nun 
wieder für die KPD zurückgewonnen werden müßten. Den eige¬ 
nen Anhängern erklärte man die Abwanderung der Strasserleute 
als Folge verschärfter Klassengegensätze innerhalb der NSDAP, 
die vor allem durch die Auflehnung der proletarischen Elemente 
gegen die alte Führung gekennzeichnet seien. »Aber die führen¬ 
den Elemente der neuen Richtung sind ebenso wie die Hitler und 
Goebbels herabgekommene bürgerliche Elemente, die von den 
Bestechungen des Finanzkapitals leben.« 141 Aus diesen Gründen 
hielt man die Strassergruppe für weitaus gefährlicher als die noch 
in der NSDAP verbliebenen Nationalsozialisten 142 . Auch die übri¬ 
gen Gruppen, die sich dann wiederum von der Strassergruppe ab¬ 
gespaltet hatten, hätten objektiv die Aufgabe, die Abschwächung 
des kommunistischen Einflusses in den Reihen der NSDAP einzu¬ 
leiten. 

Weniger und weniger wurde in der Roten Fahne der Slogan 
»Schlagt die Faschisten,...« verwendet, was keinesfalls mit einem 
Verzicht auf Gewalt einherging. Ob die Angst vor einerVerfolgung 
durch die Justiz, vor einem Verbot der Zeitung der Grund für das 
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Verschwinden der Parole aus den Schlagzeilen gewesen ist oder 
vielmehr eine veränderte Taktik zur Gewinnung der Mehrheit der 
Arbeiterklasse, bleibt schwer zu entscheiden. Fest steht, daß die 
KPD bei der Moskauer Februar-Tagung des EKKI zu einer Ver¬ 
stärkung der Einheitsfrontaktivitäten angehalten wurde. Zu die¬ 
ser angestrebten »Einheitsfront von unten« zählte auch der über- 
wiegendeTeil der SA-Anhängerschaft 143 . 


Sowjetstern oder Hakenkreuz 

Um den bevorstehenden Untergang der NSDAP, die sich durch 
ihre angeblich halbherzige nationale Politik bei den Arbeitern 
diskreditiert habe, zu beschleunigen, verstärkte die KPD ihre pro¬ 
pagandistische Bearbeitung potentieller Wähler der NSDAP. Dif¬ 
famierungen der SPD-Führung blieben an der Tagesordnung; 
aber der Gefahr, daß jene, die den Sozialfaschisten den Rücken 
kehrten, nicht gleich denWeg zur KPD fanden, versuchte man ent¬ 
gegenzusteuern. Die Demonstrationen der Nationalsozialisten 
wirkten nach Beobachtungen eines Organisationsfachmannes der 
Komintern weit proletarischer als die der Sozialdemokraten, 
denen es nicht gelang, ihre proletarischen Elemente auf die Straße 
zu bringen. »Bei der äußeren Aufmachung ihrer Veranstaltungen 
und Straßendemonstrationen ahmen sie nicht nur ihr großes Vor¬ 
bild, den italienischen Faschismus, nach, sondern stehlen dazu 
rücksichtslos von den wirklich revolutionären Bewegungen, auch 
von den Kommunisten, alle solche Methoden der Arbeiter, die auf 
die Massen Anziehungskraft ausüben können.« 144 Die eigentliche 
ideologische Auseinandersetzung suchte die KPD deshalb in 
Wahlversammlungen mit der NSDAP, weniger mit der SPD. In 
den Monaten vor den Reichstagswahlen vom September 1930 
organisierte sie im ganzen Reich Veranstaltungen zum Thema 
»Bolschewismus und Nationalsozialismus«. Über den Massenan¬ 
hang der NSDAP machte man sich längst keine Illusionen mehr. 
In einer Reichstagsrede äußerte sich Wilhelm Pieck über die 
Gründe für den massiven Zulauf der NSDAP aus der Arbeiter- 
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Schaft. »Die werktätigen Massen, die den Nationalsozialisten fol¬ 
gen, [sind] wirklich empört über die Regierungspolitik. [...] Sie 
wollen die Vernichtung dieses Systems. Aber sie sind sich noch 
nicht klar, daß diese Vernichtung des Systems, daß die Befreiung 
von dieser nationalen Knechtschaft und der sozialen Unterdrük- 
kung nur möglich ist auf dem Wege der proletarischen Revolu¬ 
tion.« 145 Und in einer vom Zentralkomitee herausgegebenen Re¬ 
dedisposition hieß es: »Besonders die disziplinierten, militärisch 
geschulten Sturmabteilungen der NSDAP, die SS und die SA, wei¬ 
sen einen hohen Prozentsatz von Industriearbeitern und beson¬ 
ders erwerbslosen Proleten auf. [...] Wir müssen wissen, daß ein 
großer Teil der Nazi-Proleten irregeführte Arbeiter sind, die ehr¬ 
lich glauben, gegen den Kapitalismus und für den Sozialismus zu 
kämpfen.« 146 Allein die Frage lautete, wie man den Fehlgeleiteten 
ihren Irrtum klarmachen konnte. Durch die doppelte Strategie 
eines ideologischen und wehrhaften Kampfes wollte man die pro¬ 
letarischen Elemente der SA für die rote Einheitsfront gewinnen. 
Deshalb erklärte man sich zu Diskussionen mit jedem »ehrlichen 
SA-Proleten« bereit, und nur demjenigen, der seine Hand gegen 
Arbeiter erhebt, werde man »mit gepanzerter Faust« eine proleta¬ 
rische Antwort geben. »Ihnen gegenüber gilt das, was der Berliner 
Volksmund sagt: >Für jeden ausgeschlagenen Proletenzahn die 
ganze Fresse<.« 147 Diesen offenen Widerspruch zwischen Theorie 
und Anschauung vermochten die Kommunisten nicht zu begrei¬ 
fen. Wie verblendet mußten die Arbeiter sein, daß sie so wenig 
dem Idealtyp entsprachen und der »stock-reaktionären Partei« 
hinterherliefen. Gewiß sahen auch die Kommunisten, daß der 
Eintritt in die SA den erwerbslosen Massen oftmals zu Kleidung, 
Nahrung und manchmal sogar zu einer Wohnung verhalf. In ihren 
tagespolitischen Maßnahmen aber seien sie auf der Seite des Mil¬ 
lionenbetrügers Stinnes, stimmten im Reichstag für eine Erhö¬ 
hung der Zölle oder der Lebensmittelpreise und verteidigten die 
Pfaffen gegen die Angriffe der KPD 148 . 

Nicht selten wurden nationalsozialistische Redner zu Redever¬ 
sammlungen eingeladen. Dem Rededuell folgte dann in zahlrei¬ 
chen Fällen eine Saalschlacht zwischen den Anhängern beider 
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Parteien. Vom Zentralkomitee der KPD war zu diesem Zweck für 
die rhetorisch weniger Begabten eine Rededisposition erarbeitet 
worden, die von den Referenten mit ständig neuemTatsachenma- 
terial verbessert werden sollte 149 . Ergänzend wurde die Lektüre 
von Broschüren wie »Hakenkreuz oder Sowjetstern?«, »Faschis¬ 
mus ohne Maske« oder »Was ist die NSDAP?« nahegelegt. Der 
Redner sollte zunächst seinen Zuhörern die Voraussetzungen für 
die »Faschisierung des kapitalistischen Staates« erläutern. Dann 
sollte mit Hilfe von Beispielen, die die arbeiterfeindliche Haltung 
der Nationalsozialisten belegten, die Verlogenheit des NSDAP- 
Programms bloßgestellt werden. Getreu der Resolution des ZK 
vom 4. Juni, welches eine »rücksichtslose Entlarvung der betrüge¬ 
rischen Phrasen des Faschismus« angemahnt hatte, wurde der 
NSDAP vorgeworfen, weder national noch sozialistisch noch eine 
Arbeiterpartei zu sein 150 . Zwar wurde in der Broschüre »Jungpro¬ 
let wohin?« eingestanden, daß mit den Nationalsozialisten eine 
ganz neue Kraft auf der Bühne erschienen war 151 ; generell aber ist 
deutlich das Bestreben der KPD zu erkennen, die NSDAP nicht 
als ein neuartiges Phänomen erscheinen zu lassen, sondern ledig¬ 
lich als eine Partei unter mehreren: Nachdem die Bourgeoisie den 
drohenden Verfall der SPD vor Augen hatte, setzte sie nun ihre 
ganze Energie auf die nationalen Faschisten. Die Nationalsoziali¬ 
sten seien in den wesentlichen Punkten mit dem Weimarer Staat 
einverstanden, ihr Antiparlamentarismus, dem in den Anfangs¬ 
jahren eine gewisse Glaubwürdigkeit zuzubilligen gewesen sei, sei 
längst völlig verwässert. Die NSDAP werbe mit Vorliebe um pro¬ 
letarische Stimmen und führe gegen die bürgerlichen Parteien 
einen scheinbar scharfen Kampf. Zugleich aber setze sie gegen die 
wirkliche Arbeiterpartei einen blutigen Terror in Szene. 

Die Maßstäbe für die Anerkennung als Arbeiterpartei setzte die 
KPD in eigener Regie fest. Ausschlaggebend war dabei in erster 
Linie die Haltung zur Sowjetunion. Hitler habe zwar bei Grün¬ 
dung der Partei 1919 behauptet, die NSDAP sei eine sozialistische 
Partei, 1930 aber bekenne er in aller Öffentlichkeit seine Feind¬ 
schaft gegen die Sowjetunion. Von einer Unterstützung aller revo¬ 
lutionären Bewegungen in derWelt könne heute bei den National- 
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Sozialisten keine Rede mehr sein, ermordeten die »braunen Mord¬ 
buben« doch tagtäglich revolutionäre Arbeiter. In Briefen an In¬ 
dustrielle und Adlige biederten sie sich als Hilfstruppen bei der 
Bekämpfung der »bolschewistischen Horden« an und bäten im 
Gegenzug um finanzielle Hilfen. 

Diese Vorwürfe stützten die These von der NSDAP als einer 
durch die Industrie ausgehaltenen Kapitalistenpartei. Dabei klag¬ 
ten lokale Parteigrößen unermüdlich über die stets angespannte 
Finanzlage selbst mitgliederstarker Gaue. Von Zahlungen der Fi¬ 
nanzgewaltigen wurde dagegen nie berichtet. Diesen erschien die 
Revolution der Nationalsozialisten nämlich nicht minder gefähr¬ 
lich als der von den Kommunisten proklamierte Umsturz 152 . 
Heute wissen wir, daß der Geldhahn für die NSDAP tatsächlich 
erst geöffnet wurde, als diese zu einer Massenbewegung ange¬ 
wachsen war. Selbst dann aber entsprachen die Zahlungen bei 
weitem nicht der Stärke der Partei. Die größten Spenden der 
Industrie gingen zwischen 1930 und 1933 an die bürgerlich-konser¬ 
vativen und liberalen Parteien, die trotz der Zahlungen bis zur Be¬ 
deutungslosigkeit absanken. Die NSDAP aber finanzierte sich 
durch Mitgliedsbeiträge und Eintrittsgelder zu Kundgebungen im 
wesentlichen selbst. Insofern ist der Aufstieg der NSDAP auch ein 
Paradebeispiel, wie sich eine Idee nicht mit Hilfe der Macht des 
Geldes, sondern gegen sie durchsetzen konnte. 

Es ist bezeichnend für die Motivation vieler Anhänger der 
NSDAP, auf welche Weise sie sich gegen so massive Vorwürfe zur 
Wehr setzten. Schließlich fühlten sie sich bei der alltäglichen Aus¬ 
einandersetzung auf den Straßen im Recht, hielten ihrerseits die 
Kommunisten für Fehlgeleitete. Von einer Bezahlung durch Indu¬ 
strielle wußten sie nichts. Und gerade die antisowjetischen Reden 
Hitlers schienen auf sie Eindruck gemacht zu haben, glaubten sie 
doch nicht an die Sowjetunion als schützenswertes Paradebeispiel 
für dieVollendung des Sozialismus. »Nicht wir haben euch überfal¬ 
len, sondern ihr oder Verbrechergesindel aus euren Reihen uns. 
[...] Nicht w'ir sind die belogenen, betrogenen und verführten Ar¬ 
beiter, sondern ihr seid es. [...] Eure verlogenen Führer führen 
nur einen Scheinkampf gegen den Kapitalismus. Rußland beweist 
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es ja! Der dortige >Sozialismus< ist ein Staatskapitalismus, wie er 
kapitalistischer nicht sein kann und den Arbeiter in einer noch nie 
dagewesenen Weise verknechtet und versklavt. [...] Zerreißt das 
jüdischeTrugbild Moskaus!« 153 

Wie solche Wahlversammlungen um die Stimmen der Arbeiter 
im Detail aussahen, verdeutlichen drei Beispiele aus dem Ruhr¬ 
gebiet. Die eine Veranstaltung, für die das Zentralkomitee eine 
Rededisposition erarbeitet hatte, fand am 14. August 1930 in der 
Düsseldorfer Tonhalle statt 154 . In dem mit 3000 Personen restlos 
überfüllten Raum nahm der kommunistische Landtagsabgeord¬ 
nete Schulte zunächst zu der Absage der NSDAP Stellung. Der 
Düsseldorfer Gauleiter der NSDAP, Florian, hatte auf die Ein¬ 
ladung der KPD mit einem Flugblatt »Den Moskauer Fremden¬ 
legionären ins Stammbuch« geantwortet. Darin hatte Florian er¬ 
klärt, sich grundsätzlich nicht von Moskau leiten zu lassen, und 
seinerseits mit dem 16. September einen Termin zur Aussprache 
über Kommunismus und Nationalsozialismus vorgeschlagen, der 
erst zwei Tage nach der Wahl gelegen war. Nach dieser ersten 
Attacke gegen die NSDAP erteilte der Versammlungsleiter dem 
Politbüromitglied Hermann Remmele für eine zweistündige Rede 
das Wort. Im ersten Teil schilderte dieser die Folgen der Weltwirt¬ 
schaftskrise für Deutschland, im zweiten Teil kommentierte er 
dann den Nationalsozialismus. Die in allen Ländern herrschende 
Arbeitslosigkeit bewies laut Remmele, daß die Herrschaft des Ka¬ 
pitals nicht in der Lage sei, den Proletariern die für den Lebens¬ 
erhalt nötige Arbeit zu geben. Daß der Kommunismus dieser Auf¬ 
gabe gerecht werde, zeigten die Verhältnisse in der Sowjetunion. 
In Deutschland habe das parlamentarische System versagt. Alle 
bürgerlichen Parteien seien ohne Ausnahme Träger des Faschis¬ 
mus und ständen mit den Hakenkreuzlern in Verbindung. Die 
Nationalsozialisten hätten kein Programm oder vielmehr jeden 
Tag ein anderes. Auf dieser Wahlversammlung fehlte der national¬ 
sozialistische Gegenredner, die Angriffe blieben ohne Antwort. 

Zwei Tage zuvor hatten sich die beiden Lokalmatadoren von 
KPD und NSDAP in einer Wahlversammlung gegenübergestan¬ 
den. Im Städtischen Saalbau in Essen fand am 12. August 1930 
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zum Thema »Sowjetstern oder Hakenkreuz« eine bemerkens¬ 
werte Versammlung statt, zu der ebenfalls die KPD aufgerufen 
hatte 155 . Die Polizei hatte umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen 
getroffen. Bei der Durchsuchung der Versammlungsbesucher för¬ 
derten die Beamten mehrere Schreckschußpistolen, Taschenmes¬ 
ser und Fahrradzubehör zu Tage, die als Waffen im Sinne der Not¬ 
verordnung des Reichspräsidenten vom 25. Juli galten. Der Saal 
war bis auf den letzten Platz gefüllt. Die Kommunisten sangen 
nach Eröffnung der Veranstaltung die Internationale, während die 
Nationalsozialisten auf die gleiche Melodie ein Lied mit dem 
Schlußsatz sangen: »Der Nationalsozialismus befreit das Vater¬ 
land!« Der Kommunist Anton Saefkow übernahm die Leitung der 
Versammlung und erklärte, daß den eingeladenen nationalsoziali¬ 
stischen Rednern Terboven und Zilkens eine Stunde Redezeit zu¬ 
gesichert worden sei. Dann ergriff der Reichstagsabgeordnete 
Florin (KPD) das Wort zu einem zweieinhalbstündigem Referat 
über das angekündigte Thema 156 . In Anlehnung an die Broschüre 
»Sowjetstern oder Hakenkreuz« von Hermann Remmele führte 
Florin aus, daß der Kapitalismus sich in der Krise befinde. Um 
diese Krise zu meistern, beschreite die kapitalistische Gesellschaft 
zwei Wege: die bürgerliche Demokratie oder den Faschismus. So¬ 
zial- und Nationalfaschismus seien die zwei Säulen der kapitalisti¬ 
schen Herrschaft. Der Nationalfaschismus sei ein Kind der SPD. 
Drexler, Gründungsmitglied der NSDAP, sei zuvor Sozialdemo¬ 
krat gewesen. Pilsudski, Mussolini und auch Strasser gingen aus 
dem Lager der Sozialdemokratie hervor. Otto Strasser habe sich 
sogar eine Zeitlang als Redakteur beim Vorwärts verdingt. Ver¬ 
zweiflung und mangelhaftes Klassenbewußtsein habe die SPD- 
Mitglieder in die Arme des Faschismus getrieben. Beide Parteien 
wollten den Kapitalismus beibehalten. »Freiheit« ertönte es dar¬ 
aufhin aus den Reihen der Anhänger der NSDAP. Die ungeheure 
Behauptung, mit der »Bonzenpartei« in einen Topf geschmissen 
zu werden, wollten sie nicht wortlos hinnehmen. Florin ging dann 
auf die allgemeine Notlage in Deutschland ein und schilderte, wie 
eine kleine Oberschicht auf Kosten derVolksmehrheit prasse. Der 
nationalsozialistische Gauleiter von Essen, JosefTerboven, schleu- 
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derte als Erwiderung den Namen des sowjetischen Volkskommis¬ 
sars für Bildung, Lunatscharskij, dem ein Hang zum süßen Leben 
nachgesagt wurde, in dieVersammlung. Im Gegenzug brachte Flo¬ 
rin allerlei Anschuldigungen gegen die NSDAP vor. Die nationale 
Befreiung, so sagte er, komme nur durch den Kommunismus. Die 
Südtiroler habe Hitler dem Faschismus geopfert. Der Kommunist 
Florin verlas dann ein angeblich von der Essener NSDAP an Indu¬ 
strielle abgeschicktes Rundschreiben. Darin hieß es, daß gegen 
Ende des Jahres mit kommunistischen Aufständen im Ruhrgebiet 
zu rechnen sei. Polizei und Reichswehr könnten alleine die Sicher¬ 
heit gewährleisten. Deshalb biete sich die NSDAP als Schutz¬ 
truppe an. Man verfüge über 200 000 wohldisziplinierte SA-Män¬ 
ner, die zur Niederschlagung roter Aufstände bereit seien. 

Die Existenz eines solchen Briefes entzieht sich der Nachprüf¬ 
barkeit, die Absicht des kommunistischen Agitators war dagegen 
offensichtlich. Die SA sollte als Sammlungsbecken für Arbeiter 
diskreditiert werden. Zum Abschluß stellte Florin die Sowjet¬ 
union als das Vaterland aller Werktätigen dar. Im Laufe der letzten 
Monate seien 10 000 deutsche Arbeiter nach Sowjetrußland aus¬ 
gewandert. Der Versammlungsleiter Saefkow steigerte durch wei¬ 
tere haßerfüllte, beleidigende Bemerkungen über die Führer der 
Nationalsozialisten die Erregung auf beiden Seiten. Terboven 
selbst, so rief er der Menge zu, habe in der letzten Versammlung 
der NSDAP erklärt, zur Zeit der Räterepublik in München auf 
Arbeiter geschossen zu haben. 

Darauf ergriff Terboven das Wort. Er sei stolz aufseinen Kampf 
gegen das »rote Revolutionsgespenst« in den Tagen der Münche¬ 
ner Räterepublik. Heute wolle er aber nicht seine kostbare Rede¬ 
zeit mit Erlebnissen aus der Vergangenheit füllen. Das Finanzka¬ 
pital sei in der Gegenwart der größte Ausbeuter des deutschen Vol¬ 
kes. Es beherrsche auch das kommunistische »Arbeiterparadies« 
Rußland. 90 Prozent des Finanzkapitals sei jüdisch. In Essen un¬ 
terhalte der Jude Freudenberg engen Kontakt zur KPD. Nachdem 
Terboven seine Redezeit beendet hatte, erteilte Saefkow dem 
Schriftleiter der nationalsozialistischen Zeitung Neue Front , 
Zilkens, das Wort. Dieser begann seine Ausführungen mit der An- 
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rede: »Liebe Volksgenossen!« Als hierauf großer Lärm einsetzte, 
rief er an die Adresse der Kommunisten: »Judengenossen und 
Chinesengenossen«. Dann erging er sich in Beschimpfungen der 
Kommunisten, warf ihnen Feigheit vor und nannte deren Zeitung 
Ruhr-Echo eine Insektenplage. Das Ansinnen des Kommunisten 
Florin, gegen Hitler zu sprechen, verwarf Zilkens. Dies komme 
gar nicht in Frage, denn das sei ungefähr so, als wenn er selbst 
beantrage, gegen Lenin zu sprechen, falls dieser noch lebte. Nach¬ 
dem Zilkens unter großer Unruhe die Bühne verlassen hatte, 
sangen die NSDAP-Leute unter dem tosenden Pfeifen der Kom¬ 
munisten wiederum die »Hitlernationale«. Unter starkem polizei¬ 
lichem Schutz verließen die Nationalsozialisten den Saal, formier¬ 
ten sich auf der Straße zu einem Zug und marschierten ab. 

An dieser Stelle ist ein Blick auf die augenfällige Ähnlichkeit 
der Kampflieder der ungleichen Gegner angebracht. Die soge¬ 
nannte »Hitlernationale« dürfte das Paradebeispiel dafür sein, 
daß die nationalsozialistische Bewegung sich der Lieder ihrer 
Feinde bewußt bediente und den Text veränderte. Die Worte wa¬ 
ren Provokation und Programm zugleich: 

»Auf Hitlerleute, schließt die Reihen, / zum letzten [Rassen-] 
Kampf sind wir bereit / mit Blut woll’n wir das Banner weihen / 
zum Zeichen einer neuen Zeit. / Auf rotem Grund im weißen 
Felde / weht unser schwarzes Hakenkreuz; / 

[Refrain:] schon jubeln die Siegessignale, / schon bricht der 
Morgen hell herein, / der Nationale Sozialismus / wird Deutsch¬ 
lands Zukunft sein! 

Wir sind die wahren Sozialisten, / wir wollen keine Reaktion. / 
Wir hassen Juden und Marxisten, / ein Hoch der Deutschen Revo¬ 
lution . / Wir sind die wahren Arbeitsmänner, / wir wollen ein freies 
Vaterland. [Refrain] 

Drum, Brüder, auf die Barrikaden, / wenn Hitler ruft, so folget 
gleich! / Die Reaktion hat uns verraten, / aber dennoch kommt das 
Dritte Reich. / AusWerkstatt und aus den Kontoren / folgt unsere 
Freiheitskämpferschar. [Refrain]« 157 

Dies war keineswegs das einzige Beispiel für eine bewußte Um¬ 
wandlung kommunistischer Lieder. In einem »Appell an das 
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schaffende deutsche Volk« paraphrasierte Joseph Goebbels einen 
Vers aus der jedermann geläufigen Internationale. »Kampfent¬ 
schlossen her zu uns, ihr alle, ihr belogenen und betrogenen Ar¬ 
beiter!« 158 Melodien der Feinde wurden mit eigenen Texten unter¬ 
legt. Fast ebenso weit verbreitet wie die »Hitlernationale« war ein 
anderes Traditionslied der Arbeiterbewegung. Auch dieses Lied 
blieb nach seiner Abwandlungen eindeutig für Arbeiter gedacht: 

»Brüder in Zechen und Gruben, Brüder Ihr hinter dem Pflug, / 
aus den Fabriken und Stuben folgt uns’res Banners Zug! 

Börsengauner und Schieber knechten das Vaterland; / wir wol¬ 
len ehrlich verdienen, fleißig mit schaffender Hand. 

Hitler ist unser Führer, ihn lohnt nicht gold’ner Sold, / der von 
den jüdischen Thronen vor seine Füße rollt. 

Einst kommt der Tag der Rache, einmal da werden wir frei; / 
schaffendes Deutschland erwache, brich deine Ketten entzwei. 

Dann laßt das Banner fliegen, daß unsere Feinde es seh’n / im¬ 
mer werden wir siegen, wenn wir zusammensteh’n. 

Hitler treu ergeben, treu bis in denTod. / Hitler wird uns führen 
einst aus dieser Not.« 159 

Es wird berichtet, daß die Lieder sich so ähnelten, daß bei Pro¬ 
pagandamärschen durch Arbeiterviertel die Bevölkerung auf den 
Straßen und aus den Fenstern die Melodien mitgesungen hat, 
ohne zu wissen, daß es sich um ein nationalsozialistisches Lied 
handelte. Aus Wut kopierten die Kommunisten wiederum die Ko¬ 
pie. Das Lied der SA »Herbei zum Kampf« bauten die Kommuni¬ 
sten zum »Lied der roten Luftflotte» um. Eine Strophe des natio¬ 
nalsozialistischen Textes heißt: 

»Herbei zum Kampf, ihr Knechte der Maschinen / nun Front 
gemacht der Sklavenkolonie. / [...] Ja, aufwärts der Sonne ent¬ 
gegen! / Mit uns zieht die neue Zeit. / Wenn alle verzagen, die 
Fäuste geballt, wir sind ja zum letzten bereit. [.. ,]« 160 

Die Nationalsozialisten zeigten keine Berührungsängste im 
Umgang mit dem Erzfeind. Mit den Sozialdemokraten wollte man 
jedoch nicht in Zusammenhang gebracht werden. Der kommuni¬ 
stischen Auffassung von der Wesensgleichheit von Sozial- und 
Nationalfaschismus stellten die Nationalsozialisten die enge Ver- 
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bundenheit »der beiden Brüder im Geiste des Juden Mardochai« 
- gemeint ist Marx - entgegen, die sich »im Kampf um die Verdum¬ 
mung der deutschen Arbeiterschaft in den Haaren« lägen. Dies 
wiederum seien lediglich Scheingefechte unter Geschäftema¬ 
chern 161 . Auch auf gemeinsamen Versammlungen mit Kommuni¬ 
sten kam dieThese vom »Gesamtmarxismus«, deren Vertreter sich 
vorderhand bekämpften, zur Sprache. Überhaupt befaßte sich ein 
auffällig großer Teil der nationalsozialistischen Propaganda mit 
der SPD 162 . Im Gegensatz zur KPD erblickte man in der SPD aber 
keine Partei, die noch Kraft für große Entwürfe mit massenwirk¬ 
samer Wirkung hatte. Vielmehr richtete sich der Hauptvorwurf 
gegen SPD-Funktionäre, die noch zahlreiche Machtpositionen im 
Staat innehätten, gegen die NSDAP arbeiteten und die Kommuni¬ 
sten heimlich bevorzugten. Wie die kommunistische »Sozial¬ 
faschismusthese« waren die Angriffe gegen die Funktionäre und 
Führer der SPD gerichtet und wandten sich zugleich an Anhänger 
wie Wähler. Beide Radikalparteien betrieben eine zunehmend ge¬ 
steigerte Zertrümmerung der SPD. Und der Kampf gegen den ra¬ 
dikalen Gegner sollte den Zustrom der enttäuschten Arbeiter aus 
dem sozialdemokratischen Lager abfangen 163 . 

Konsequenterweise waren zu Versammlungen in erster Linie 
Arbeiter geladen. In ein Essener Lokal hatte der dortige Orts¬ 
gruppenvorsitzende der NSDAP, Zilkens, auch die Kommunisten 
eingeladen. Um deren Vertrauen zu gewinnen, beschäftigte er sich 
zunächst mit der kommunistischen Idee. Zwar bestünden prinzi¬ 
pielle Gegensätze zwischen den beiden Anschauungen, aber ins¬ 
gesamt habe man auch zahlreiche Übereinstimmungen. Der 
Kampfgedanke sei beiden Bewegungen gemeinsam. Allerdings 
müsse es als Utopie gelten, die Ziele der Arbeiterklasse auf inter¬ 
nationalem Wege durchsetzen zu wollen. Nur die Nationalsoziali¬ 
sten kämen als Retter der Arbeiterklasse in Frage, da ihre Welt¬ 
anschauung nicht materialistisch sei 164 . Ganz ähnlicheTöne schlug 
der Reichstagsabgeordnete Florian (NSDAP) an, als er den Wahl¬ 
erfolg vom 14. September als einen Sieg über den Marxismus 
feierte. Der Bolschewismus habe in der Welt so großen Erfolg, 
weil seine Heere vom Idealismus beseelt seien. Deshalb könne 
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ihm nur eine Organisation vom »gleichen Idealismus und Fanatis¬ 
mus« entgegengesetzt werden. Im Reichstag habe sich die 
»braune Hundertschaft« bereits gegen die »marxistische Brut« 
erfolgreich behauptet. Voller Verachtung wies er die anwesenden 
Arbeiter auf die feige Haltung der Deutschnationalen hin, die sich 
im Schutz der Nationalsozialisten wohl fühlten. Aber eines Tages 
werde an sie die Frage gestellt, ob sie ihren Gehrock anbehalten 
oder politisch sterben wollten. Nach der Veranstaltung kam es laut 
Polizeibericht zu Ausschreitungen, als ungefähr 50 bis 60 Kommu¬ 
nisten die SA-Männer mit Gebrüll empfingen und dadurch eine 
Schlägerei provozierten 165 . 

Ein bemerkenswerter Unterschied zu kommunistischen Ver¬ 
sammlungen bestand in der Auswahl der Redner bei national¬ 
sozialistischen Veranstaltungen. Man scheute sich nicht, Symbol¬ 
figuren des Weltkrieges wie den General Litzmann zu Arbeitern 
sprechen zu lassen. Dieser appellierte an das Gemeinschaftsgefühl 
des Krieges. In den Schützengräben schienen die Klassenunter¬ 
schiede aufgehoben. Dieses Gefühl habe er jetzt im Angesicht der 
braunen Bataillone erneut. »Das muß daran liegen, daß unsere 
Seelen zusammenklingen wie damals, nämlich, daß wir uns einig 
fühlen in dem heißen Verlangen, dem Vaterlande zu nutzen und 
für dessen Ehre und Freiheit wenn nötig unser Leben einzu¬ 
setzen.« 166 

Versammlungen wie die beschriebenen fanden nicht nur im 
Ruhrgebiet statt, sondern in ähnlicher Form in allen Gebieten 
mit hohem Arbeiteranteil 167 . Die Veranstalter konnten sich nicht 
über mangelnden Zulauf beklagen. Offenbar war die Alterna¬ 
tive »Nationalsozialismus oder Bolschewismus?« 168 in der Tat 
die bewegende Frage für eine Vielzahl von Arbeitern im Sommer 
1930. 

Im Unterschied zum Nationalsozialismus hatte die KPD einen 
Staat vor Augen, in dem die eigenen Zukunftsvorstellungen be¬ 
reits verwirklicht waren, Den Lesern der Roten Fahne wurde in 
fast jeder Ausgabe ein glänzendes Bild vom Leben in der Sowjet¬ 
union vermittelt. Nach dem Sieg der Oktoberrevolution herrschten 
dort angeblich paradiesische Zustände. Infolge der Umwälzung 

83 



der Verhältnisse hätten sich die Lebensbedingungen in kurzer Zeit 
enorm verbessert. In allen Bereichen habe der Fortschritt Einzug 
gehalten. In kaum mehr als zehn Jahren habe sich Rußland von 
einem der rückständigsten Länder Europas zum hoch entwickel¬ 
ten Industriestaat entwickelt. Ein Erfolg jage den anderen. Im 
Gegensatz dazu würden die Massen in den Staaten des Westens 
Hunger leiden, seien die Proletarier dort von Obdachlosigkeit 
und Erwerbslosigkeit bedroht. 1931 stand in Deutschland dem op¬ 
timistischen »Ziel in der Sowjetunion: 5-Jahr-Plan in 4 Jahren. 
Keine Erwerbslosigkeit!«, die vage Hoffnung gegenüber, die Zahl 
der Erwerbslosen von 5 Millionen auf 4 Millionen zu senken 169 . 

In einem Grundsatzreferat bei einer Plenartagung des ZK hatte 
Heinz Neumann den sowjetischen Fünf jahresplan mit der augen¬ 
blicklichen Situation in denVereinigten Staaten verglichen. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt sei der einzige Feind des Sowjetsystems 
der Kulak. Er ergibt sich nicht kampflos. Er wendet versteckte 
Kampfmethoden an. Er läßt »Prokulaken« für sich arbeiten, 
schickt sie in die Betriebe, sabotiert dort die Arbeit. Korruptions¬ 
skandale wie der Fall Sklarek wären auch in der Sowjetunion mög¬ 
lich, »nur mit dem Unterschied, daß solche Sklareks, wenn sie ent¬ 
deckt sind, nicht ein bequemes Leben führen können, sondern 
daß diese Sklareks von der GPU verhaftet werden und entweder 
ins Konzentrationslager geschickt oder erschossen werden« 170 . 
Enthusiastische Berichte über das Leben nach der Entmachtung 
der »Bourgeoisie« sollten den Arbeitern vor Augen führen, was 
sie im Fall einer siegreichen Revolution erwarte. 

Einen wichtigen Anteil an der Vermittlung des Sowjetunionbil¬ 
des unter deutschen Arbeitern hatte jene Gruppe der fellow travel- 
lers, die in leuchtenden Farben vom Leben in der Sowjetunion 
sprachen. Im Auftrag der kommunistischen »Gesellschaft zur Or¬ 
ganisierung sozialwissenschaftlicher Vorträge« hielt beispiels¬ 
weise der Schriftsteller Friedrich Wolf mehrstündige Vorträge zum 
Thema »Mein Besuch in der Sowjet-Union«. Punkt für Punkt wur¬ 
den die Verhältnisse in Deutschland und Rußland miteinander ver¬ 
glichen. An Hand von Lichtbildern zeigte er neugebaute Erho¬ 
lungsheime, Fabriken und Schulen. In Deutschland würden statt 
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dessen neue Kirchen gebaut. Seine Beispiele, vor allem auch der 
Ausspruch George Bernard Shaws nach seiner Rückkehr aus der 
Sowjetunion, vom Land der Hoffnung in die Länder der Verzweif¬ 
lung gekommen zu sein, verfehlten der Polizei zufolge nicht ihren 
Eindruck auf die gutbesuchte Versammlung 171 . 

Ohne Behauptungen im einzelnen widerlegen zu können, kann 
als sicher gelten, daß die Berichte über die Zustände in der So¬ 
wjetunion nicht ohne ein gehöriges Maß an Übertreibung auska¬ 
men. Zu einem Zeitpunkt, da alle übrigen Blätter vom Ausmaß 
der großen Hungerkatastrophe berichteten, verkündete ein aus 
Rußland zurückgekehrter Arbeiter in der Roten Fahne, er habe 
in der Sowjetunion während einiger Wochen mehr Fleisch zu 
essen bekommen als in Deutschland das ganze Jahr über 172 . Bei 
Propagandaveranstaltungen zeigte die kommunistische »Neue 
Deutsche Lichtbildstelle« Dia-Serien, die die Unterschiede zwi¬ 
schen den Systemen verdeutlichen sollten 173 . Ein von der Partei 
geschulter Instrukteur begleitete den Tagesablauf einer Familie 
Fillipow mit entsprechenden Kommentaren. Das tägliche Leben 
dieser russischen Durchschnittsfamilie zeichnete er in rosigen Far¬ 
ben. Vorübergehende Versorgungsengpässe gingen allein auf das 
Konto der Kulaken. In allen Lebensbereichen werde die Sowjet¬ 
union ihrem Anspruch, das Land der Arbeiterklasse zu sein, ge¬ 
recht. Wie anders sehe dagegen das Leben der deutschen Filli- 
pows, der Familie Fournes aus dem Wedding, Köslinerstraße 10, 
aus. Dunkle Hinterhöfe, wenig Luft und Licht prägten deren 
Wohnsituation. Keine komfortablen Neubauwohnungen mit eige¬ 
ner Küche und Bad für jede Familie, sondern bedrückende Enge. 
Sechs Parteien sind gezwungen, sich eine einzige, im Hof gelegene 
Toilette zu teilen. Seit Monaten geht der Mann Tag für Tag auf 
Arbeitssuche - ohne Erfolg. Seine von Tuberkulose gezeichnete 
Frau hat mitsamt den Kindern ihr Lager im Hausflur aufschlagen 
müssen. Vor einiger Zeit sei sie exmittiert worden. Die kärgliche 
Sozialunterstützung reichte kaum mehr für den Einkauf der not¬ 
wendigsten Dinge. Am meisten aber empörte die Tatsache, daß 
nur wenige Kilometer weiter die Reichen in ihren Villen im Grune- 
wald ein angenehmes und behagliches Leben führten. Zwischen 
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Glanz und Elend lag, so mochte man meinen, nur die Vollendung 
der Revolution. Der Vorteil der Kommunisten, die Zukunft 
Deutschlands in einem anderen Staat realisiert zu haben, konnte 
sich ebenso gut in einen Nachteil verwandeln, wenn sich heraus- 
stellen sollte, daß die beschriebenen Zustände nicht im entfernte¬ 
sten mit der Realität übereinstimmten. 

Gerade zu diesem Zeitpunkt wurde die von den Kommunisten 
als Arbeiterparadies beschriebene Sowjetunion von der national¬ 
sozialistischen Propaganda näher unter die Lupe genommen. 
Über kein anderes Land berichtete der Angriff so häufig wie über 
die Sowjetunion. Dieser von den Kommunisten beschworene My¬ 
thos eines Staates, in dem der Arbeiter von seinen täglichen Sor¬ 
gen und Nöten befreit sei, übte auf breite Schichten einer krisen¬ 
geschüttelten Gesellschaft eine geradezu magnetische Anzie¬ 
hungskraft aus. Tatsächlich gab es eine nicht geringe Zahl von 
Arbeitern und Ingenieuren, die in der Hoffnung auf Arbeit in die 
Sowjetunion ausgereist war. DieserTatbestand wurde von den Na¬ 
tionalsozialisten als »Sklavenexport deutscher Arbeitsloser in die 
Bergwerke der Sowjetdiktatoren« bezeichnet 174 . Der Angriff über¬ 
schüttete die Leser mit Berichten über die katastrophale Ernäh¬ 
rungssituation in der Sowjetunion. So fühlte sich beispielsweise 
der Berliner Ingenieur Frölich durch seine langjährigeTätigkeit in 
der Sowjetunion in der Lage, ein ungefähres Bild von den Verhält¬ 
nissen zu geben. Unrentable Betriebe, Zwangsarbeit, Hunger¬ 
löhne, Lebensmittelrationierungen, GPU-Terror, miserable 
Wohnverhältnisse waren Stichworte, zu denen Frölich Deprimie¬ 
rendes zu berichten wußte. »Denn wer vom Jahr 1926 bis jetzt in 
Rußland gelebt hat, der wird bemerkt haben, daß hohe Schorn¬ 
steine, Fabriken und Häuserblocks aus der Erde emporschießen, 
daß die Menschen aber mit verbitterten Mienen, in Lumpen ge¬ 
hüllte Knochengerüste, in den großen Städten umherwanken und 
auf den Tag der Erlösung warten. Die deutschen Kommunisten 
sollten nach Kasachstan gehen, wo Hunderte von Leuten täglich 
umkommmen vor Hunger, und in den westsibirischen Gegenden 
sind ganze Dörfer erblindet, man fleht vergeblich um ärztliche 
Hilfe, ja man hat dort den Ärmsten der Armen alles weggenom- 
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men, um sie mit Zwang in die Kollektivwirtschaften einzuglie¬ 
dern. Ich weiß bestimmt, wer als Erzkommunist rüber geht nach 
Rußland und dort einige Jahre in den Fabriken tätig ist, kommt 
bestimmt nicht mit der kommunistischen Gesinnung wieder zu¬ 
rück.« 175 

Ebenso eindrucksvoll waren die Schilderungen Karl Klötzners, 
die unter dem Titel »Meine Erlebnisse im Dienste derTscheka« 
von den Nationalsozialisten als Flugblatt verbreitet wurden. 
Klötzner emigrierte wegen seiner Sympathien für den Sowjetstaat 
nach Georgien und arbeitete dort als Elektromonteur. Wegen 
Schwierigkeiten mit seinen Kollegen wandte er sich an die 
Tscheka. Infolge dieser Kontakte wurde er wiederholt Zeuge von 
Massenerschießungen von Bauern, die sich gegen die Kollektivie¬ 
rung gewehrt hatten. Ihm kamen Zweifel, ob der Kommunismus 
ein Segen für die Menschheit sei. Als wegen einer Intrige sein 
eigenes Leben bedroht war, floh er. In Deutschland trat er zu den 
Nationalsozialisten über. 176 

Es versteht sich von selbst, daß die Berichte aus den Moskauer 
»Totenkammern« nicht im einzelnen auf ihren Realitätsgehalt 
überprüft werden können. Bedeutsam sind sie für die nationalso¬ 
zialistischen Entkräftungsbemühungen des Mythos Sowjetunion. 
Denn es gab offenbar auch unter den im »Paradies« lebenden Ar¬ 
beitern einige, die den Parolen ihrer Führer Skepsis entgegen¬ 
brachten. Das zeigte sich an der Kampagne, die die sowjetische 
Regierung gegen die »Betriebskulaki«, die »Schädlinge der So¬ 
wjetwirtschaft«, startete. Bei den Verfemten handelte es sich nach 
Dafürhalten des Angriff um die eigentlichen Interessenvertreter 
der Arbeiterschaft. Es sei kein Zufall, daß gerade zu einem Zeit¬ 
punkt, da die Reallöhne in der Sowjetunion in dramatischerWeise 
sanken, eine solche Aktion durchgeführt werde. »Die Gewehre 
derTscheka haben sich jetzt auch gegen den russischen Arbeiter 
gewandt. Damit offenbart der Bolschewismus sein eigentliches 
Wesen, denn er bedeutet seiner Natur nach die absolute Herr¬ 
schaft einer dünnen Oberschicht über die arbeitenden Massen 
eines Volkes.« 177 Ausführlich werden die Briefe von zwei Berg¬ 
arbeiterfamilien abgedruckt, die von einer sowjetischen Organi- 
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sation zur Arbeit im Donezgebiet angeworben worden waren. 
Ihnen waren anständige Entlohnung, eine geräumige Unterkunft 
und erträgliche Arbeitsbedingungen versprochen worden. Doch 
alle Versprechungen erwiesen sich nach ihrer Ankunft als Lügen. 
Bereits nach kurzer Zeit kehrten sie wieder nach Deutschland zu¬ 
rück. Von »paradiesischen Zuständen« war nichts zu bemerken 
gewesen. Überall begegnete ihnen Elend und Hunger. Besonders 
erschüttert zeigten sie sich von einem schwerbewaffneten Gefan¬ 
genentransport, der angeblich »Nichtarbeitswillige« nach Sibirien 
bringen sollte 178 . 

Es ist unmöglich zu überprüfen, ob es sich im Einzelfall um 
echte Berichte oder propagandistische Erfindungen gehandelt 
hat. Manches spricht dafür, daß diesen Berichten ein großes Maß 
an Authentizität innewohnte. Denn auch in Gerichtsakten schil¬ 
dern angeklagte Kommunisten die unzumutbaren Arbeitsverhält¬ 
nisse in der Sowjetunion. Straßenkämpfer des RFB wurden nicht 
selten, nachdem sie an einer bewaffneten Aktion beteiligt gewe¬ 
sen waren, von der Roten Hilfe Deutschlands nach Rußland ge¬ 
bracht. Obwohl sie in Deutschland der Prozeß erwartete, kehrten 
manche voller Enttäuschung über die Vorgefundenen Zustände 
wieder zurück. Unzureichende Versorgung und miserable Bezah¬ 
lung gaben sie als Hauptgründe für die freiwillige Rückkehr an. 
Einem nach seiner Rückkehr vor Gericht Gestellten drohte an¬ 
geblich in Moskau ein Prozeß wegen Sabotage 179 . Selbstverständ¬ 
lich wurden solche Tatsachen vom Angriff begierig aufgegriffen 
und ausgeschlachtet. Einem in Deutschland wegen Mordes ge¬ 
suchten Heimkehrer wurden die Worte: »Ich bin lieber tot im 
Landwehrkanal, als lebend drüben in Rußland« in den Mund 
gelegt 180 . 

Im Völkischen Beobachter fanden immer wieder Menschen - be¬ 
vorzugt Emigranten - Gehör, die über ihre Erfahrungen in der 
Sowjetunion berichteten. Dabei spielte die politische Richtung 
der Zeugen für die Einschätzung der Lage in der Sowjetunion eine 
untergeordnete Rolle. Besonders sozialdemokratische Emigran¬ 
ten befanden sich unter den Kronzeugen für Untaten in der 
Sowjetunion. Die sozialistische Überzeugung der Geflüchteten 
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wurde in der Regel noch besonders hervorgehoben. Ein von der 
Zwangsarbeit in den Westen geflohener russischer Arbeiterführer 
berichtete über seine Erfahrungen in Arbeiterdelegationen. Die 
Potemkinschen Dörfer, den Reisegruppen aus der ganzen Welt als 
Ausdruck des Modellstaates vorgeführt, ließen Sowjetrußland als 
das beste und glücklichste Land der Welt erscheinen. Aber nur 
wer des Russischen mächtig war und sich von der offiziellen 
Gruppe trennte, bekam ein Bild von den wahren Zuständen in der 
Sowjetunion, der lernte unglaublich viel Elend und fürchterliche 
Armut kennen 181 . Auszüge aus dem dreibändigen Werk des ehema¬ 
ligen Kommunisten Panait Istrati, »Auf falschen Wegen«, in dem 
der rumänische Schriftsteller seine Erlebnisse in der Sowjetunion 
schilderte, wurden in der Parteizeitung abgedruckt. Nirgends, so 
schrieb Istrati, habe es je eine so umfangreiche Knechtung der Ar¬ 
beiterschaft gegeben wie unter der Diktatur des Proletariats. Er 
berichtete von Korruption und Denunziation (Sowjetmenschen, 
die um eines Paares Seidenstrümpfe willen einen politisch Mißlie¬ 
bigen derTscheka verraten), von Kinderarbeit (Mädchen, die bis 
zu 18 Stunden täglich arbeiten müssen) und entsetzlichen Arbeits¬ 
bedingungen 182 . 

Große Beachtung wurde auch einem Bericht der amerikani¬ 
schen Zeitung New Herald geschenkt, die in einem Artikel einen 
kleinen Ausschnitt aus dem Leben in der Sowjetunion gegeben 
hatte. Auf einem Holzbalken aus einer sowjetischen Lieferung wa¬ 
ren Hieroglyphen entdeckt worden, die sich bei näherer Betrach¬ 
tung als kyrillische Buchstaben erwiesen. Es war die verzweifelte 
Botschaft eines Zwangsverurteilten der Solwetzkijschen Inseln. 
Der Verzweiflungsschrei endete mit den Worten: »Fürchtet die 
U.S.S.R.! Flüchtet vor ihr, wie vor der Pest.« 183 Ein gewisser Wla¬ 
dimir Brunowskij schilderte grauenhafte Details von Folterungen 
durch dieTscheka in der Lubjanka. »Soll uns von Mördern Ret¬ 
tung kommen?« 184 

In diesen Erlebnisberichten ist nicht die geringste Spur von anti¬ 
semitischen Äußerungen zu finden. Und doch gelang es der natio¬ 
nalsozialistischen Propaganda, quasi durch die Hintertür ihre 
Weltverschwörungsthese an den Mann zu bringen. Anläßlich einer 
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vom Stahlhelm einberufenen Versammlung »Die Wahrheit über 
Sowjetrußland« sollte ein AEG-Ingenieur über seine Erfahrun¬ 
gen mit dem Wirtschaftssystem in der Sowjetunion sprechen. Dies 
wurde ihm von der Betriebsleitung ohne Angabe von Gründen in 
letzter Sekunde untersagt. Es kann als eklatantes und gleichwohl 
charakteristisches Beispiel für eine überschießende Interpreta¬ 
tion gewertet werden, wenn die Nationalsozialisten aus diesem 
nebensächlichen Ereignis einen Schutz der »alljüdischen AEG« 
für den Bolschewismus ableiten wollten. 185 

Die KPD stand vor einem Dilemma. Sie glaubte, das Wesen der 
NSDAP als willfähriges Werkzeug des Finanzkapitals erkannt zu 
haben und mußte doch gleichzeitig dem wachsenden Einfluß der 
Nationalsozialisten bei den Massen ins Auge schauen. Die wirk¬ 
same Verbindung von nationalistischer Propaganda mit sozialisti¬ 
schen Forderungen war dann offensichtlich. Wie konnten die 
Arbeiter glauben, so fragten sich die Agitatoren in der KPD, daß 
in einer von Kapitalisten und abgedankten Offizieren geführten 
Partei gegen den Kapitalismus gekämpft würde? Die Veranstal¬ 
tungen zum Thema »Faschismus oder Bolschewismus«, zu denen 
Reichsbannerleute, SA-Männer und parteilose Arbeiter einge¬ 
laden wurden, seien nach Aussage eines ZK-Mitgliedes stets voll 
besucht. 186 Ihr Erfolg war dennoch eher mäßig. Das Bedürfnis der 
Arbeiter nach Klarheit, nach einer neuen Orientierung versuchte 
die KPD für die eigenen Ziele auszunutzen. 

Wollte die KPD nicht von ihrem Ziel lassen, die Mehrheit der 
Arbeiterklasse hinter sich zu vereinigen, so mußte sie auf den Er¬ 
folg der Nationalsozialisten reagieren. Sie war gezwungen, den in¬ 
ternationalistischen Kurs zu überdenken und - vielleicht auch nur 
aus taktischen Gründen - nationale Parolen in ihr Repertoire auf¬ 
zunehmen. In umständlicher Diktion umschrieb ein KPD-Funk- 
tionär die neue Taktik: »Wenn die Nationalsozialisten in ihrer Agi¬ 
tation die Frage stellen, sie kämpfen für ein 3. Reich, sie kämpfen 
für den Nationalsozialismus, so müssen wir ihnen durch Tat¬ 
sachen beweisen, daß sie nicht für ein neues Reich, nicht für Sozia¬ 
lismus kämpfen, weil sie keinen Kampf gegen den Kapitalismus, 
weil ihre Stellung zu dem Privateigentum eine kapitalistische ist. 
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Die Kernfrage ist hier die, daß eine große Scheu in unseren Rei¬ 
hen ist, die nationale Frage zu stellen. Wenn wir die Frage stellen, 
wir müssen die Nationalsozialisten schlagen, so müssen wir auch 
sehen, daß, wenn es ihnen erlaubt ist, zu sagen, sie sind für Frei¬ 
heit und gegen Knechtschaft, dasselbe auch bei uns erlaubt ist, 
aber unsere Genossen wagen nicht, zu sagen, sie sind für Freiheit 
und gegen Knechtschaft, weil sie dann bereits Angst haben, daß 
sie eine opportunistische Abweichung machen.« 187 

Nicht nur, daß diese Aussage die geistige Enge in der KPD 
belegt, sie ist auch Anzeichen eines spezifisch kommunistischen 
nationalen Engagements. Bereits Lenin hatte den Versailler Ver¬ 
trag abgelehnt, und in engster Verbindung mit den »Kampfauf- 
gaben des internationalen Proletariats« hatte auch die Komintern 
die nationale Frage im Kampf gegen den Dawes- und denYoung- 
Plan gestellt 188 . Die Radikalität bei der Umsetzung ihrer Ziele un¬ 
terschied die KPD jedoch von den Nationalsozialisten. Für den 
Mann auf der Straße dürfte es zudem sekundär gewesen sein, ob 
diese Kursänderung aus taktischen Erwägungen erfolgte oder 
ideologisch abgesichert war. 

Eine der am häufigsten gebrauchten Vokabeln bei der Agitation 
der Kommunisten gegen den Nationalsozialismus war »Entlar¬ 
vung« - der Arbeiterfreundlichkeit der Nationalsozialisten, der 
nationalistischen Phrasen der NSDAP, des Antisemitismus von 
Hitler. Hinter all dem stand die tiefverwurzelte Überzeugung, daß 
der wahre Sozialismus nur ein kommunistischer sein könne. Das 
aber widersprach eklatant der im Zentralkomitee der KPD regi¬ 
strierten, offenkundigen Anziehungskraft des Nationalsozialis¬ 
mus auf die Arbeiterschaft. Tatsächlich bargen die Hauptforderun¬ 
gen des nationalsozialistischen Wirtschaftsprogramms Formulie¬ 
rungen, die an sozialistisches Gedankengut erinnerten. Neuere 
Studien zu nationalsozialistischen Wirtschaftsvorstellungen kom¬ 
men zu dem Ergebnis, daß die NSDAP in sozioökonomischen Fra¬ 
gen häufig Standpunkte vertreten habe, »[...] die von denen der 
extremen Linken praktisch nicht zu unterscheiden waren« 189 . Auf 
dem Höhepunkt des »Volksentscheids zur Fürstenenteignung« 
hatten die Nationalsozialisten - damals im Reichstag eine Splitter- 
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partei - versucht, durch ihre Forderung nach »Enteignung der 
Bank- und Börsenfürsten« der Linken das Wasser abzugraben. 
Aber schon die Interpretation des Sozialismus als einer Wirt¬ 
schaftsform, die nicht zwingend die Verstaatlichung aller Produk¬ 
tionsmittel zur Voraussetzung hatte und sich ganz bewußt vom rus¬ 
sischen Vorbild absetzte, ja es in seinen Folgen für katastrophal 
hielt, konnte von einem marxistisch-leninistisch geschulten Ideo¬ 
logen nicht begriffen werden. 

Beobachtungen eines Parteiinstrukteurs hatten gezeigt, daß die 
internationale Solidarität in der Arbeiterklasse durchaus in Zeiten 
der existentiellen Bedrohung ihre Grenzen kannte. Rudolf Schle¬ 
singer, der von seiner Partei 1930 in das mitteldeutsche Industrie¬ 
gebiet geschickt worden war, schildert in seinen Erinnerungen ein 
bemerkenwertes Ereignis. Im Mansfelder Kupferbergbau hatte 
die KPD aus Anlaß des dramatischen Verfalls des Kupferpreises 
an der New Yorker Börse zu einem wilden Streik aufgerufen. In 
Mansfeld wie überhaupt im mitteldeutschen Industriegebiet 
waren zahlreiche polnische Wanderarbeiter größtenteils illegal 
beschäftigt. Beim Einschreiten der Polizei gegen die Streikenden 
war von der erhofften internationalen Solidarität zum Entsetzen 
des kommunistischen Funktionärs nichts zu spüren. Als die polni¬ 
schen Arbeiter von der Polizei verhaftet wurden, um nach »Pil- 
sudski-Polen« abgeschoben zu werden, beschimpften die deut¬ 
schen Arbeiter ihre polnischen Klassengenossen als »Polacken« 190 . 
In Mitteldeutschland waren häufig Stimmen unter den Arbeitern 
zu hören, die zwar ihrer Empörung über den »Verrat der Sozial¬ 
demokraten« freien Lauf ließen, statt dessen aber keineswegs 
Sympathien für die KPD äußerten. Lautstark verkündeten sie, es 
nun mit der NSDAP versuchen zu wollen.Tatsächlich war dann in 
Mitteldeutschland der Stimmenzuwachs der NSDAP bei den Sep¬ 
temberwahlen auch weit größer als der der KPD 191 . 

Von den Sympathien der Arbeiter im Industriegebiet Halle- 
Merseburg berichtet auch der Gegenspieler Schlesingers in dieser 
Gegend 192 . Hitler ernannte Rudolf Jordan 1931 zum Gauleiter in 
diesem Ballungszentrum. Ihm war die Aufgabe gestellt worden, 
einen Bezirk politisch zu stürmen, der zu den Hochburgen der 
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KPD gehörte. Jordan stammte aus einfachen Verhältnissen, arbei¬ 
tete bereits mit 14 Jahren in der Fabrik. Über die katholische 
Jugendorganisation »Neudeutschland« und den Bund Oberland 
gelangte er zu den Nationalsozialisten. Das soziale Programm Hit¬ 
lers mit seinen »zwingenden Gegengründen gegen die Mensch¬ 
heitsparolen der marxistischen Parteipolitiker« entsprach eigent¬ 
lich seinen antikapitalistischen Vorstellungen. Max Hölz war im 
sächsischen Industriegebiet noch ganz lebendig, galt dort als Sym¬ 
bolfigur von ernstzunehmender Bedeutung, und die Kommuni¬ 
sten hatten nicht nur im »roten Blutgeschwür« Leuna weit mehr 
Anhänger als die SPD. Jordan führte einen Kampf gegen Bolsche¬ 
wismus und Reaktion, aber wenn die Nationalsozialisten in den 
Betrieben auftraten, dann hinderten sie angeblich nur die Barrika¬ 
denkämpfer der KPD daran, rote Fahnen über den Betrieben zu 
hissen. Beim ersten Treffen mit seinen Kreisleitern wurde Jordan 
klar, daß mit der in den Industriegebieten rapide wachsenden Ar¬ 
beitslosigkeit die Bürgerkriegsstimmung anwuchs. Jordan stellte 
seine erste Kundgebung deshalb unter den Titel »Hitler oder Le¬ 
nin?« und verkündete darin die Vision von der »Volksgemein¬ 
schaft«, die sich mit ihrem Sozialismus nicht von der Internatio¬ 
nale lenken lasse 193 . Die KPD stand diesen Aktivitäten der Natio¬ 
nalsozialisten in einer traditionellen Hochburg der organisierten 
Arbeiterbewegung relativ ratlos gegenüber. Ihren Mitgliedern 
empfahl sie, in »kameradschaftlichen Diskussionen mit den Nazi- 
Arbeitern« deren Beweggründe herauszufinden, um sie dann ge¬ 
nauso wie die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter für den 
Klassenkampf gewinnen zu können 194 . 

Ähnliche Erfahrungen wie Jordan beschrieb Albert Krebs, der 
sich als Chefredakteur des nationalsozialistischen Hamburger 
Tageblatts für einen nationalen Sozialismus eingesetzt hatte. Aus 
zeitlicher Distanz wehrt er sich gegen die Unterstellung, der Be¬ 
griff der »Volksgemeinschaft« sei nur als Propaganda zu werten. 
»Ohne Zweifel war es ein echtes Anliegen des Nationalsozialis¬ 
mus, den von der Klassenkampf-Ideologie geprägten Arbeits- und 
Arbeiter-Begriff zu überwinden und die Erkenntnis von der 
Gleichwertigkeit geistiger und körperlicher Arbeit und ihrem Auf- 
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einander-angewiesen-Sein zu wecken. Wer die Volksgemeinschaft 
forderte, mußte den Gegensatz zwischen Arbeiter und Bürger 
durch Herausteilung eines gemeinsamen Wertes zu beseitigen ver¬ 
suchen. Die Begriffe >Volk und Volksgemeinschaft konnten die¬ 
sen gemeinsamen Wert in jenen Jahren, in denen die Masse der 
Arbeiter leidenschaftlich an die Internationale glaubte, noch nicht 
darstellen.« 195 

Die angebliche internationale Solidarität des Proletariats war 
es, die die Nationalsozialisten immer wieder in Zweifel zogen. So 
hatte Anfang 1930 das Arbeitsamt Stettin deutschen Erwerbslosen 
Arbeit in den Niederlanden vermittelt. 54 deutsche Metallarbeiter 
sollten für vier Monate zu niedrigem Lohn bei einer holländischen 
Firma arbeiten. Doch die deutschen Arbeiter zogen es vor, ihr 
Arbeitsverhältnis schon früher zu lösen. Denn auch in Holland 
herrschte Arbeitslosigkeit, und so waren die holländischen Arbei¬ 
ter über die deutschen Lohndrücker erbittert und bewarfen diese 
mit glühenden Eisennieten 196 . In den Augen der Nationalsoziali¬ 
sten war das ein Beweis für die Verlogenheit des Bildes von der 
Solidarität der Arbeiterklasse. 

»Die Arbeiter haben kein Vaterland!« verkündeten kommuni¬ 
stische Redner ein um das andere Mal in ihren Auseinanderset¬ 
zungen mit dem Nationalsozialismus. Die historische Mission des 
Proletariats zielte auf eine übernationale Weltgesellschaft. Bei 
Marx und vor allem im Spätwerk Engels fanden nationale Bestre¬ 
bungen zwar eine gewisse Anerkennung, aber nur unter der Vor¬ 
aussetzung, daß sie dem sozialen Fortschritt und den Interessen 
des Proletariats entsprachen. Auch die KPD scheute sich, das 
Wort national in den Mund zu nehmen. Dieser Begriff schien ihr 
allzu sehr mit der bürgerlichen Klasse verbunden. »Glaubt 
jemand, daß die ausgehungerten, versklavten und entrechteten 
Arbeitermassen in Deutschland nochmals in gleichem Ausmaße 
wie 1914 für ein kapitalistisches Deutschland, für die deutsche 
Bourgeoisie mit der gleichen Begeisterung kämpfen und verblu¬ 
ten werden? Niemals! Dieses kapitalistische Youngdeutschland 
lieben die deutschen Arbeiter nicht, sondern sie hassen es. Die 
deutschen Arbeiter lieben eines: das Deutschland, das kommen 
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wird, das Deutschland der Freiheit, das Deutschland, in dem es 
keine Ausbeutung der Menschen durch die Menschen gibt, das 
Deutschland, in dem es keinen Hunger und kein Elend, aber auch 
keine Zörgiebelei und keinen Faschismus mehr geben wird. Das 
Deutschland als Sowjetstaat im Bunde der Union der Sowjetrepu¬ 
bliken Europas.« 197 Der Wunsch war der Vater eines Gedankens, 
der mit der Realität nicht übereinstimmte. 

Mit der Auflösung des Reichstages am 18. Juli 1930 eröffnete 
die NSDAP denWahlkampf. Zum Hauptthema machte sie die Fol¬ 
gen des Versailler Vertrages und die Unfähigkeit der Politiker, hier 
grundsätzliche Veränderungen herbeizuführen. Die Ursachen für 
deren Unfähigkeit lagen angeblich in der eingeschränkten Ziel¬ 
richtung einzelner Parteien. Die marxistischen Parteien würden 
lediglich die Interessen der Besitzlosen gegen die Besitzenden ver¬ 
treten, die bürgerlichen den Besitz ihrerWähler gegen die Begehr¬ 
lichkeiten der Ärmeren verteidigen. Die Folge dieser Klassen¬ 
kampfsituation sei die Verarmung beider Gruppen gewesen 198 . In 
den Nationalsozialistischen Monatsheften stellte Ludolf Haase 
Marxismus und Nationalsozialismus gegenüber. Er warf dem 
»Juden Marx« vor, durch seine Verneinung jeder Form des Eigen¬ 
tums, der Persönlichkeit und des Staates Neid, Haß, Landesver¬ 
rat, Vetternwirtschaft und Unehrlichkeit über Deutschland ge¬ 
bracht zu haben 199 . Diese Äquidistanz wurde in der Öffentlichkeit 
nicht weniger deutlich zur Sprache gebracht als im internen Rah¬ 
men. Denn darin lag die eigentliche Stärke der innenpolitischen 
Programmatik der nationalsozialistischen Bewegung. 

Man kann es sich heute leicht machen und sämtliche an die 
Arbeiterschaft gerichteten Appelle der NSDAP als pure Propa¬ 
ganda beiseite schieben. Die Nationalsozialisten erscheinen in 
einer solchen Perspektive als gewissenlose Zyniker der Macht, die 
alles versuchten, um möglichst viele Wähler aus verschiedenen 
Schichten hinter sich zu bringen. Diese Interpretation vergißt, 
daß Nationalsozialisten sich in ihren öffentlichen Äußerungen 
kaum von dem unterschieden, was sie in kleinem Kreis oder ganz 
im Privaten dachten. Die sicherlich weit weniger theoretisch fun¬ 
dierten Vorstellungen eines deutschen Sozialismus fallen so sehr 

95 



ins Auge und wurden nicht nur in Wahlzeiten so häufig wiederholt, 
daß es weit mehr verwundern würde, wenn sich keine Arbeiter un¬ 
ter den Wählern der NSDAP befunden hätten. 

Drei Wochen vor den Septemberwahlen war in der Roten Fahne 
die »Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung 
des Deutschen Volkes« zu lesen 200 . Die öffentliche Meinung zeigte 
sich überrascht über eine Wortwahl, wie sie von Kommunisten 
nicht erwartet wurde. Der Vergleich mit der NSDAP drängte sich 
auf. Das Programm erweckte den Eindruck, als ob die KPD weit 
nationalistischer sei als die Nationalsozialisten 201 . Das aber mußte 
Erstaunen hervorrufen bei einer Partei, die deutlich erklärt hatte, 
ihr Vaterland in der Sowjetunion zu sehen. Die Abkehr der KPD 
vom internationalistischen Kurs dürfte in der Tat als Reaktion auf 
den Aufstieg des Nationalsozialismus zu verstehen sein. Diese Ab¬ 
kehr darf jedoch keinesfalls als Lockerung des Verhältnisses zur 
Sowjetunion betrachtet werden. Vielmehr handelte es sich um 
eine taktische Maßnahme. In Wortwahl und Tonfall richtete man 
sich ganz bewußt an die Arbeiter, die mit der NSDAP liebäugel¬ 
ten. Aber gleichermaßen und ebenso ausdrücklich sprach man die 
»Mittelschichten« an. In einem Polizeibericht hieß es, das Pro¬ 
gramm sei in zahlreichen Punkten dem Programm der National¬ 
sozialisten angepaßt. Es sollte dazu dienen, nationalsozialistische 
Kreise zur KPD hinüberzuziehen 202 . All jene Argumente gegen 
die Unaufrichtigkeit der NSDAP finden sich hier in gebündelter 
Form wieder. Die »Südtirol-Frage« wurde zum Prüfstein in der na¬ 
tionalen Frage gemacht. Bezeichnenderweise würden Hitler und 
seine Helfershelfer zur gewaltsamen Angliederung Südtirols an 
das faschistische Italien schweigen. Hinter dem Rücken des deut¬ 
schen Volkes hätten sie einen Geheimvertrag mit den italienischen 
Faschisten abgeschlossen, auf Grund dessen sie die deutschen Ge¬ 
biete Südtirols bedingungslos den ausländischen Eroberern aus¬ 
lieferten. Dagegen versprachen die Kommunisten, sich für das 
volle Selbstbestimmungsrecht aller Nationen einzusetzen und 
denjenigen deutschen Gebieten, die den Wunsch danach äußer¬ 
ten, die Möglichkeit des Anschlusses an Sowjetdeutschland zu 
sichern 203 . 
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»KPD stiehlt die Losungen des Nationalsozialismus« lautete die 
Schlagzeile des Völkischen Beobachters am 28. August 1930. Alfred 
Rosenberg kommentierte die »Programmerklärung« der KPD 
triumphierend als Beweis für den »Zusammenbruch der kommu¬ 
nistischen Weltanschauung«. Da sich der Gesamtmarxismus auf 
eine »gegen-nationale Gedankeneinstellung« aufbaue, habe er 
nun erkennen müssen, daß sich das aus der bolschewistisch-jüdi¬ 
schen Hypnose erwachende Arbeitertum bei der nationalsoziali¬ 
stischen Bewegung zu sammeln beginne. Dies habe man in Mos¬ 
kau bemerkt und dementsprechend reagiert. Jetzt erst verspreche 
die KPD einen entschlossenen Kampf gegen den Young-Plan. »Als 
aber zum Kampf und Volksentscheid gerufen wurde, da verbot 
die KPD-Leitung mitzutun und stellte sich damit praktisch in die 
Front der Fronvögte. [...] Das >neue Programm< der KPD bedeu¬ 
tet unseren bisher größten Sieg, denn zähneknirschend muß die 
bolschewistische Leitung unsere Losungen stehlen, denen sie jetzt 
ausdrücklich programmatische Bedeutung< zuschreibt. Sie stiehlt 
aber - und das gilt es sich zu merken - nicht, um die Losungen zu 
erfüllen, sondern um die Betrogenen nochmals zu betrügen.« 204 
Wer in den Augen der Nationalsozialisten hinter diesem wahltakti¬ 
schen Manöver der KPD stand, geht aus einer Karikatur deutlich 
hervor. Ein jüdisch aussehender, durch Sowjetstern, Hammer und 
Sichel als Kommunist gekennzeichneter Schreiber hat auf einem 
Block das Wort international durchgestrichen und durch national 
ersetzt. Verzweifelt versuchte er jetzt, seine Parole den Arbeitern 
anzupreisen. Die aber folgten bereits dem Nationalsozialismus. 
Denn der Grund für das Eingeständnis der kommunistischen 
Pleite ist in dem Erfolg der Nationalsozialisten zu suchen 205 . Das 
Selbstbewußtsein, welches die Nationalsozialisten bereits vor der 
Wahl an den Tag legten, ist bemerkenswert. Nun wähnten sie sich 
ihrem Ziel, den Marxismus mit seinen eigenen Waffen zu schla¬ 
gen, sehr nahe. In grandioser Überschätzung der eigenen Wirkung 
setzten sie ein sensationelles Gerücht in die Welt. Die sozialdemo¬ 
kratische Führung habe ihre Vorbehalte gegen die Kommunisten 
aufgegeben. Die Furcht vor einem Anwachsen der NSDAP habe 
auch die Kommunisten dazu bewegen können, ihre Sozialfaschis- 
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musthese nicht mehr anzuwenden. Der Versöhnung stünde nichts 
mehr im Wege. In Moskau sei ein »Geheimpakt« unterzeichnet 
worden 206 . 

Die Unterschiede zwischen Nationalsozialisten und Kommuni¬ 
sten schienen im Sommer 1930 immer mehr zu verschwimmen. 
Obwohl beide Parteien ihre gegenseitige Feindschaft betonten, 
näherten sie sich in ihren Parolen einander an. Zuweilen wurde in 
der Forschung von einer »Umfunktionierung der KPD zur Kon¬ 
kurrenz der NSDAP seit Sommer 1930« gesprochen 207 . Heinz Neu¬ 
mann, Schöpfer der Parole »Schlagt die Faschisten, wo ihr sie 
trefft!«, soll auf einer Versammlung im Berliner Saalbau Fried¬ 
richshain der überwiegend nationalsozialistischen Zuhörerschaft 
zugerufen haben: »Junge Sozialisten!Tapfere Kämpfer für die Na¬ 
tion! Die Kommunisten wollen keinen Bruderkampf mit den Na¬ 
tionalsozialisten!« 208 In der täglichen Auseinandersetzung machte 
sich die veränderte Taktik bemerkbar. Jungwähler sollten nach 
Auskunft eines kommunistischen Referenten in Versammlungen 
die Faschisten nicht mehr mittels Revolver und Messer zu über¬ 
zeugen versuchen, sondern durch freundliches, eindringliches Zu¬ 
reden. In Wahlveranstaltungen unterhielten sich Kommunisten 
und Nationalisten zuweilen freundschaftlich, und in einer dieser 
Versammlungen erhielt ein Kommunist sogar Beifall von den Na¬ 
tionalsozialisten 209 . Aber auch Kommunisten bekundeten in Ein¬ 
zelfällen ihre Sympathien für ein Zusammengehen mit den Natio¬ 
nalsozialisten. Sie glaubten, durch die Programmerklärung die 
Rückendeckung ihrer Partei zu haben. Auf einer in Chemnitz ab¬ 
gehaltenen kommunistischen Versammlung äußerte sich der säch¬ 
sische Landtagsabgeordnete und Leiter des KPD-Bezirks Chem¬ 
nitz-Erzgebirge, Sindermann, über das Aktionsprogramm seiner 
Partei 210 . Die Feindschaft gegen das bestehende System einte die 
radikalen Bewegungen. Kommunisten und Nationalsozialisten 
marschierten jetzt Schulter an Schulter, um gemeinsam die Sozial¬ 
demokratie zu bekämpfen und den »nationalen Bolschewismus« 
einzuführen. National, nicht international sollte die Arbeiter¬ 
schaft befreit werden, sollte das Ziel, die Zertrümmerung des Ka¬ 
pitalismus und der Sozialdemokratie, erreicht werden. Erst dann 
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werde mit dem Faschismus blutig abgerechnet 211 . Wenige Tage 
später sagte ein nationalsozialistischer Funktionär Sindermann 
Schutz für eine Veranstaltung der NSDAP zu, nachdem dieser aus¬ 
drücklich die Formel »Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft!« 
verworfen hatte 212 . 

Doch solche Einzelaktionen in einer stromlinienförmig agieren¬ 
den Partei können nicht als Beispiel für ein beabsichtigtes Zusam¬ 
mengehen der beiden Parteien angeführt werden. Ging es nicht 
um die Verhältnisse in der Sowjetunion, sondern um Kritik an der 
Lage der Arbeiter im Kapitalismus, dann war man recht schnell 
einer Meinung. Bei Leo Trotzkij fand diese Neigung, mit den 
Nationalsozialisten ins Gespräch zu kommen, allerdings keine Ge¬ 
genliebe. Zwar wollte er nicht das aufrichtige Bestreben der KPD, 
die Massen dem Faschismus zu entreißen und diesen zu vernich¬ 
ten, in Zweifel ziehen. »Das Unglück aber ist, daß die Stalinsche 
Bürokratie je weiter umso mehr bestrebt ist, gegen den Faschis¬ 
mus mit dessen Waffen zu operieren: sie entlehnt die Farben seiner 
politischen Palette und will ihn auf der Auktion des Patriotismus 
überschreien. Das sind nicht die Methoden prinzipieller Klassen¬ 
politik, sondern Kniffe kleinbürgerlicher Konkurrenz.« 213 Man 
geht fehl in der Annahme, mit der »Programmerklärung zur natio¬ 
nalen und sozialen Befreiung« habe die KPD einen Kurs der Zu¬ 
sammenarbeit mit den Nationalsozialisten einleiten wollen. Die 
Angst vor einem solchen Zusammengehen beherrschte jedoch das 
bürgerliche Lager. Das Berliner Tageblatt befürchtete eine »Ära 
künftiger gemeinsamer Duldung f.die auf der Grundlage 
gemeinschaftlichen Willens zum Umsturz basierte«. In bürger¬ 
lichen Kreisen weckte die Vorstellung vom dauerhaften Bündnis 
der radikalen Kräfte verständliche Angst. Im norddeutschen 
Städtchen Heide habe eine Ortsgruppe der NSDAP beschlossen, 
keineswegs einen kommunistischen Umsturzversuch zu behin¬ 
dern 214 . Wer wollte schon genau wissen, was auf den gemeinsamen 
Veranstaltungen, die überall plakatiert waren, besprochen wurde. 
Wenn beispielsweise der Kölner HJ-Führer Will Kayser inmitten 
eines Meers roter Sowjetfahnen eine lange Rede vor Kommu¬ 
nisten hielt, dann konnte dem oberflächlichen Beobachter das 
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Gemeinsame stärker ins Auge fallen als das Trennende. Ein sol¬ 
cher Beobachter übersah das eigentliche Anliegen Kaysers, die 
»Ehrlichen aus den Reihen der Kommunisten für die NSDAP« zu 
gewinnen, und mußte den Eindruck erhalten, zwei nahezu gleich- 
denkende Bewegungen trügen lediglich eine momentane Mei¬ 
nungsverschiedenheit über das weitere Vorgehen aus 215 . 

»Der 14. September war der Höhepunkt der nationalsozialisti¬ 
schen Bewegung in Deutschland. Was nachher kommt, kann nur 
Niedergang und Abstieg sein.« 216 So lautete derTenor der kommu¬ 
nistischen Analyse des kometenhaften Aufstiegs der NSDAP im 
Angesicht des Ergebnisses der Reichstagswahlen vom September 
1930, die den »brennenden Durst nach Veränderungen« zum Aus¬ 
druck gebracht hatten 217 . Der damals der kommunistischen Bewe¬ 
gung nahestehende Manes Sperber gab die Stimmung in Berlin 
wieder. Für ihn lag das Charakteristikum der Wahl nicht im Auf¬ 
stieg der NSDAP Man konnte »im Cafe, im Theater, im Konzert 
und Ballsaal, bei der Lektüre der Wochenschriften, wie etwa der 
Weltbühne und der großen deutschen Intelligenzblätter, wie 
Frankfurter Zeitung, Berliner Tageblatt, Vossische Zeitung, beim 
Anhören der kulturellen Radiosendungen und nicht zuletzt als 
Leser der literarischen und politischen Neuerscheinungen den 
Eindruck gewinnen, daß die Zahl der marxistischen Revolutio¬ 
näre sich täglich vergrößerte, daß außer den Kommunisten auch 
die Sozialisten sich auf die nahende revolutionäre Auseinanderset¬ 
zung mit dem Faschismus vorbereiteten. Hatte die Not der werk¬ 
tätigen Schichten objektiv eine revolutionäre Situation geschaffen, 
jedoch nicht subjektiv, weil das Bewußtsein der Massen hinter der 
konkreten Entwicklung noch im Rückstand blieb? Oder war es 
umgekehrt: War das Krisenbewußtsein schon so stark geworden, 
daß sogar jene armenTeufel, die sich zur SA verirrten, sich für Re¬ 
volutionäre hielten und glaubten, daß die NSDAP nach der Macht¬ 
ergreifung sofort die soziale Umwälzung erzwingen wird.« 218 

Tatsächlich war die Unzufriedenheit mit dem bestehenden Sy¬ 
stem offensichtlich. Eigentlich hätten die vorgezogenen Neuwah¬ 
len einer Stabilisierung der parlamentarischen Ordnung dienen 
sollen. Das Gegenteil war nun eingetreten. Brünings Erwartung, 
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nach der Wahl eine regierungsfähige Mehrheit hinter sich versam¬ 
meln zu können, war spektakulär widerlegt worden. In überzeu¬ 
gender Manier hatten die Wähler ihre Stimmen den beiden radika¬ 
len Parteien gegeben. Die NSDAP hatte die Zahl ihrer Mandate 
nahezu verzehnfacht, verfügte jetzt über 107 Abgeordnete. Aber 
auch die KPD konnte einen beachtlichen Stimmenzuwachs verbu¬ 
chen und die Zahl ihrer Mandate von 54 auf 77 steigern. Ob diese 
Erfolge von der Veränderung der kommunistischen Taktik oder 
der dramatischen Verschärfung der Wirtschaftslage abhingen, läßt 
sich nicht entscheiden. Zusammen verfügten die dem parlamenta¬ 
rischen System feindlich gesonnenen radikalen Flügelparteien 
über fast ein Drittel der Reichstagsmandate. Kommunisten und 
Nationalsozialisten bildeten so eine Sperrminorität. 

Während sich alle Welt durch den sensationellen Sieg der 
NSDAP irritiert zeigte, sprach die KPD in grenzenloser Selbstge¬ 
wißheit bereits von deren Niedergang. Der Deutschlandexperte 
der Komintern Karl Radek verglich den ungeheuren Wahlerfolg 
der NSDAP im September 1930 mit einem Naturereignis. Sein Er¬ 
klärungsversuch verzichtete auf eine tiefgehende Analyse, wich 
statt dessen in verklärende Bilder aus. Der Aufstieg des National¬ 
sozialismus war für ihn ein ähnliches Phänomen wie das Entstehen 
einer Insel vulkanischen Ursprungs im Meer 219 . Vulkanische In¬ 
seln aber würden ebenso schnell, wie sie entstanden sind, wieder 
im Meer versinken. 

Fest von ihrer historischen Mission, vom unausweichlichen Sieg 
der Arbeiterklasse überzeugt, konnte die KPD gar nicht anders, 
als den baldigen Niedergang der NSDAP vorherzusagen. Vom 
Zerfall der bürgerlichen Ordnung, wie ihn das Wahlergebnis wi¬ 
derspiegelte, werde die KPD, so glaubte sie, mehr profitieren als 
die Nationalsozialisten. In einem Rundschreiben an die verschie¬ 
denen Bezirke fragte das Zentralkomitee, welchen Einfluß die 
Kämpfe gegen die Nationalsozialisten auf den Wahlausgang ge¬ 
habt hätten. Überall dort, wo es im Vorfeld derWahl zu schweren 
Straßenkämpfen gekommen war, wie in Mecklenburg oder in 
Halle, hatte die KPD starke Gewinne verbuchen können; die Na¬ 
tionalsozialisten allerdings noch weit höhere 220 . Eine Verstärkung 
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ihrer Agitation schien der KPD ein probates Mittel zu sein. Ledig¬ 
lich weil das Programm der KPD beiden breiten Massen nicht aus¬ 
reichend bekannt gewesen sei, hätten einige Wähler diesmal 
NSDAP gewählt, ehe sie endgültig den Schwenk zur KPD voll¬ 
zögen 221 . Die SPD, so beobachtete das Zentralkomitee, hatte 
gerade in ihren alten Bastionen viele Stimmen an die NSDAP ab¬ 
geben müssen. In ländlich strukturierten Gebieten mit wenig ver¬ 
dienenden Industrie- oder Heimarbeitern wie Ostpreußen und 
Schlesien hatten die Sozialdemokraten hohe Verluste zu bekla¬ 
gen 222 . Auf der anderen Seite bemerkte die KPD, daß die eigenen 
Erfolge nicht allein in den Städten und bei der Industriearbeiter¬ 
schaft errungen worden waren, sondern auch in Kleinstädten und 
eher ländlichen Gebieten. 

Fritz Heckert hob in einer Wahlanalyse die Vorzüge der einheit¬ 
lichen Klassenbasis der Kommunistischen Partei hervor 223 . Die 
von den Faschisten verwirrten und von den Sozialfaschisten verra¬ 
tenen Arbeiter und Angestellten seien eine allzu heterogene Mi¬ 
schung, um auf Dauer eine feste politische Größe bilden zu kön¬ 
nen. Sowohl bei den Proletariern als auch bei den vom Absinken 
ins Proletariat bedrohten »Kleinbürgern« wachse die Überzeu¬ 
gung, daß die KPD den einzigen Ausweg beschreiten werde. »Wir 
haben in Deutschland gleichsam zwei große Armeen, auf der 
einen Seite die Rebellen, die zwar das kapitalistische System nicht 
mehr wollen, aber noch nicht den Weg und das Ziel erkennen, um 
dieses System zu beseitigen, auf der anderen Seite die revolutio¬ 
näre Arbeiterschaft. [...] Die Nationalsozialistische Arbeiterpar¬ 
tei hat trotzdem eine geschichtliche Aufgabe zu erfüllen, nämlich 
die, diejenigen Kreise zu zersetzen, an die wir noch nicht heran¬ 
kommen und die noch nicht zur revolutionären Armee gestoßen 
sind. Diese Leute, bei denen sie den Glauben an die Lebensfähig¬ 
keit des kapitalistischen Systems, an die Notwendigkeit und Ge¬ 
rechtigkeit desselben zerstört hat, werden nie mehr zu Ihnen [den 
Parteien der Mitte, C.S.] zurückwandern, die kommen zu uns.« 224 
So optimistisch die Vorhersagen Heckerts für die Zukunft waren, 
so sehr war aus ihnen herauszulesen, daß die Nationalsozialisten 
im Kampf um die Hegemonie über die nicht-proletarischen Wäh- 
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lerschichten, die Facharbeiter, kleineren Angestellten und Land¬ 
arbeiter, die Nase vorn hatten. Für die Kommunisten waren allein 
die sozialen Gegebenheiten für eine Wahlentscheidung ausschlag¬ 
gebend. Religiöse oder nationale Gesichtspunkte spielten dagegen 
keine Rolle. 

Der immer wieder behauptete negative Zusammenhang zwi¬ 
schen Arbeiter- und NSDAP-Stimmenanteil läßt sich nach neue¬ 
sten Forschungen nicht belegen. Unterschiede im Wahlergebnis 
der NSDAP zwischen Kreisen mit niedrigem und hohem Arbeiter¬ 
anteil sind minimal. Vielmehr läßt sich statistisch eine positive 
Beziehung zwischen dem Prozentsatz von erwerbstätigen (im 
Gegensatz zu erwerbslosen) Arbeitern und Wahlerfolgen der 
NSDAP registrieren 225 . 

Sahen die Kommunisten im Wahlerfolg der Nationalsozialisten 
ein letztes Aufbäumen der bürgerlichen Gesellschaft vor dem Sieg 
des Proletariats, so bewies der NSDAP ihr Ergebnis vom 14. Sep¬ 
tember das Ende der »marxistischen Herrschaft« über Deutsch¬ 
land. Die tiefe Verachtung für die bürgerliche Welt, der die Fähig¬ 
keit fehle, ihren marxistischen Todfeind zu bekämpfen, und die 
deshalb selbst bereits marxistische Züge trage, sprach aus den 
Worten des Reichstagsabgeordneten Florian in einer Versamm¬ 
lung der NSDAP in Düsseldorf. Wie für die Kommunisten alle 
nicht-kommunistischen Gruppen Faschisten waren, so waren für 
die Nationalsozialisten alle nicht-nationalsozialistischen Parteien 
marxistisch. Mit Bolschewismus und Nationalsozialismus stünden 
sich in Deutschland zwei Heere gegenüber, die von »gleichem 
Idealismus und Fanatismus beseelt seien«. Beim Einzug der 
»braunen Hundertschaft« in den Reichstag hätten die »bürger¬ 
lichen Marxisten« der NSDAP Gleichgültigkeit, aber auch Entset¬ 
zen entgegengebracht. »Aber eines Tages werde an sie die Frage 
herantreten, ob sie ihren Gehrock ausziehen und das Braunhemd 
anziehen wollten, oder ob sie den Gehrock anbehalten und dann 
politisch sterben wollten.« 226 

Genüßlich nahm der kommunistische Reichstagsabgeordnete 
Theodor Neubauer eine Umfrage der Deutschen Allgemeinen Zei¬ 
tung unter Prominenten zum Anlaß, um dieThese zu untermauern, 
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die Furcht vor der ansteigenden Welle der revolutionären Aktivi¬ 
tät des Proletariats machte die deutsche Bourgeoisie zur Fürspre¬ 
cherin der Hitler-Partei 227 . General von Seeckt hatte in der Mei¬ 
nungsumfrage die Notwendigkeit einer Regierungsbeteiligung 
der Nationalsozialisten mit dem Hinweis auf die Masse »der im 
Grund ihres Herzens deutschen, gegen russisches Gift gefeiten 
Arbeiterschaft« begründet 228 . Ein, wie es heißt, nationalistischer 
Universitätsprofessor äußerte seine Befürchtung, daß eine Regie¬ 
rungsbeteiligung der Hitler-Partei noch zu früh sei und mit einem 
Fehlschlag enden könnte. Wäre die Hitler-Partei erst gescheitert, 
gäbe es keine »Aufnahmestellungen, um die zerrütteten Massen 
zu sammeln und sie dem lauernden Bolschewismus zu ent¬ 
reißen« 229 . 

Verknüpft man die Analyse Neubauers mit derjenigen des Zen¬ 
tralkomitees, kommt man zu Schlüssen, die sich nur schwer mit 
der Grundüberzeugung der Kommunisten, die einzig wirkliche 
Arbeiterpartei zu sein, in Einklang bringen lassen. Dort hieß es 
nämlich, die Nazis seien besonders stark in der verelendeten Indu¬ 
striearbeiterschaft, aber auch in Bezirken wie Chemnitz-Zwickau, 
wo in der Vergangenheit stark sektiererische Abweichungen 
herrschten 230 . Die NSDAP erscheint in der Synthese beider Ana¬ 
lysen als Auffangbecken für Industriearbeiter, für enttäuschte 
Kommunisten, die abgeschreckt waren von dem russischen Weg 
zum Kommunismus. 

Innerhalb der kommunistischen Bewegung sah man erstaun¬ 
licherweise auch einige positive Momente im überraschenden 
Aufstieg des Nationalsozialismus. Bereits vor den Septemberwah¬ 
len war in einer Resolution des Zentralkomitees das Erstarken des 
Nationalsozialismus beurteilt worden. Besonders für die Wortfüh¬ 
rer Neumann und Remmele war dies die negative Begleiterschei¬ 
nung eines insgesamt positiven Vorgangs. »Das stärkere Hervor¬ 
treten des Faschismus in der gegenwärtigen Periode ist keines¬ 
wegs ein Zeichen des Rückgehens der proletarischen Bewegung, 
sondern im Gegenteil die Kehrseite des revolutionären Auf¬ 
schwunges, die unvermeidliche Begleiterscheinung des Heranrei¬ 
fens einer revolutionären Situation.« 231 Wer sich der NSDAP zu- 
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gewandt habe, beweise sein fehlendes Vertrauen in die kapitalisti¬ 
sche Gesellschaft und werde nach Erkennen der nationalsozialisti¬ 
schen »Heuchelei« den Weg zur proletarischen Revolution finden. 

Die Londoner Tageszeitung Times hatte ihren Leitartikel zum 
Jahreswechsel 1930/31 »Europa am Scheidewege« überschrieben. 
In nahezu allen europäischen Staaten bemerkte sie das fehlende 
Vertrauen in die parlamentarische Regierungsform. Deutschland 
mit seinen 107 Nationalsozialisten und seinen 77 Kommunisten, 
einer aus verschiedenartigen Elementen zusammengesetzten 
knappen Mehrheit der mittleren Parteien, seiner wirtschaftlichen 
Not und seiner großen Arbeitslosigkeit sei ein getreues Abbild des 
heutigen Europa. Nur mit äußerster Mühe könnten die Parteien 
der Mitte noch ihr Terrain gegen Bolschewisten und Faschisten 
behaupten 232 . Es zeichnete sich auch für den ausländischen Beob¬ 
achter ab, daß das liberale System dem Ansturm von rechts und 
links nicht standhalten konnte und in Zukunft das politische Leben 
vom Kampf der beiden Radikalparteien gegeneinander geprägt 
werde; ein Kampf, aus dem nur eine Partei als Sieger hervorgehen 
könne. 

Die Kommunisten zweifelten nicht den Bruchteil einer Se¬ 
kunde am theoretisch ohnehin feststehenden Sieg der eigenen Par¬ 
tei und waren überzeugt, daß die NSDAP mit der bürgerlichen 
Gesellschaft untergehen werde. Keineswegs war eine revolutio¬ 
näre Partei wie die KPD allerdings so fatalistisch eingestellt, um 
ruhig das Eintreten ihrer eigenen Prophezeiung vom raschen Un¬ 
tergang der NSDAP abzuwarten. Im Glauben, der Aufstieg des 
Nationalsozialismus sei auf mangelnde propagandistische Gegen¬ 
wehr der KPD zurückzuführen, weitete sie die Einheitsfronttaktik 
mit spezifischer Wortwahl auf die werktätigen Anhänger der 
NSDAP aus. Diese Ausweitung war jedoch kein Novum in der 
KPD-Taktik, sondern lediglich die Wiederaufnahme einer alten 
Linie. Bereits in den frühen zwanziger Jahren hatte man auf ganz 
ähnliche Weise versucht, der NSDAP zu begegnen 233 . Neu ist jetzt 
allerdings eine spezifische Wortwahl mit bewußten Entlehnungen 
aus dem nationalsozialistischen Vokabular und ein Ton, der im 
krassen Gegensatz zur feindseligen Sprache der Roten Fahne 
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stand. In einer Flugschrift aus dem Ruhrgebiet hieß es: »Volks¬ 
genossen! Ungeachtet unseres unversöhnlichen Kampfes gegen 
Kapitalismus und Faschismus sind wir jederzeit bereit, mit euch in 
sachlicher und kameradschaftlicher Weise über alle Fragen des 
Weges aus der Krise zu diskutieren, um darüber Klarheit bei allen 
Schichten der werktätigen Bevölkerung, vor allem bei den Arbei¬ 
tern, zu schaffen.« 234 

Es mag heute naiv erscheinen, daß die KPD glaubte, durch sol¬ 
che Appelle an die Proletarier in der SA ihren Anhang verstärken 
zu können. Schließlich beschimpfte sie die gleiche SA tagtäglich 
mit menschenverachtenden Parolen, lieferten sich die Männer des 
verbotenen RFB blutige Kämpfe mit dem proletarischen Anhang 
der SA. Wenn jedoch die Auffassung richtig war, daß das gesell¬ 
schaftliche Sein, die Zugehörigkeit zu einer Klasse, das Bewußt¬ 
sein bestimmte und nicht die Zugehörigkeit zu einer Nation, zu 
einem Volk, dann konnte die KPD sich gute Erfolgschancen bei 
dieser Kampagne ausrechnen. 

Das werbende Bemühen zwang zu Anpassungsmaßnahmen, die 
jedoch keine tiefere ideologische Fundierung erfuhren. Die par¬ 
allel verfolgte Gewaltstrategie besaß einen durchaus beabsichtig¬ 
ten Nebeneffekt. Denn Thälmann glaubte, daß ein entschlossenes 
Auftreten gegenüber den »Kampfverbänden der Bourgeoisie«, 
den sozialdemokratischen Arbeitern vor Augen führe, wer die ein¬ 
zige antikapitalistische Kraft sei 235 . Bereitschaft zur Gewalt sollte 
von den Anhängern der Sozialdemokratie als Beweis der Ent¬ 
schlossenheit aufgenommen werden. Der »Klassenbruder«, der 
nicht auf die Worte der vermeintlichen Mehrheit hören wollte, 
mußte fühlen. In dem bevorstehenden, wegen des Niedergangs 
der Wirtschaft und der Zunahme des »Polizeiterrors« unvermeid¬ 
lichen Kampf erwarteten die Kommunisten verstärkte Aktivitäten 
der SA. Dem wollte man mit dem präventiven Anwenden der Me¬ 
thoden des »wehrhaften Kampfes« und gleichzeitiger Appelle an 
das Klassenbewußtsein der SA-Männer begegnen und hoffte, 
durch eine Politik der Gewalt die aktivistischenTeile der SPD, die 
über die Politik ihrer Parteiführung wenig erfreut waren, für sich 
zu gewinnen 236 . 
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Das Widersprüchliche dieser Strategie offenbart sich bei Heinz 
Neumann, der einerseits für das erneute Auftauchen der Parole 
»Schlagt die Faschisten ...« in der Roten Fahne verantwortlich 
zeichnete, andererseits im Herbst 1930 bewußt die Diskussion mit 
Nationalsozialisten suchte. Ausdrücklich wandte er sich bei einer 
nationalsozialistischen Versammlung an die »SA-Proleten«, die 
sich für Sozialisten hielten. »Warum greift ihr niemals die Kapitali¬ 
sten an? Warum geht ihr nicht vor gegen die Berliner Metallindu¬ 
striellen, die bei der heutigen Notlage den räuberischen Versuch 
machen, die elenden Löhne noch um 8 Prozent herabzusetzen? 
[...] Wenn ihr nationalsozialistischen Arbeiter bereit seid, zusam¬ 
men mit den kommunistischen Arbeitern vor den Fabriktoren der 
Metallindustrie Streikposten zu stellen, warum laßt ihr euch ver¬ 
hetzen, unsere Genossen zu überfallen?« 237 Obwohl es sich allem 
Anschein nach bei der oft zitierten Veranstaltung vom 28. Oktober 
in Wirklichkeit gar nicht um Heinz Neumann, sondern um einen 
Doppelgänger gehandelt hat, kann davon ausgegangen werden, 
daß der Redeabdruck in der Roten Fahne der Intention Neumanns 
entsprochen hat 238 . Zudem hätten die Nationalsozialisten er¬ 
widern können, daß auch die kommunistischen Straßenkämpfer 
nicht gegen Industrieführer kämpften, sondern gerade gegen die 
»Volksgenossen«, die sich in einer ebenso bedrängten sozialen 
Lage befanden wie sie selbst. Wer hier durch wen verhetzt worden 
war und wider seine Interessen kämpfte, hing mithin ganz wesent¬ 
lich vom Standpunkt des Urteilenden ab. 

Neumann spielte in seiner nicht gehaltenen Rede auf den we¬ 
nige Tage zuvor zu Ende gegangenen Streik in der Berliner Metall¬ 
industrie an. Goebbels hatte einer Beteiligung der bis dato noch 
relativ unbekannten nationalsozialistischen Betriebszeilen an 
dem Streik zugestimmt. Ausdrücklich hatte es auch im Völkischen 
Beobachter geheißen, daß Streikbrecher aus der Partei ausge¬ 
schlossen würden 239 . Die von kommunistischer Seite vorge¬ 
brachte Beschuldigung, Nationalsozialisten würden Streikbre¬ 
cherdienste leisten, war damit Lügen gestraft worden. Das hinderte 
die Kommunisten jedoch keineswegs, auch in Zukunft ähnliches 
zu unterstellen. Der Angriff, der gerade im Herbst 1930 eine 
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Rubrik »Arbeit und Kapital« einrichtete, widmete dem Engage¬ 
ment der nationalsozialistischen Betriebszeilen am Streik große 
Aufmerksamkeit. Während die bürgerlichen Zeitungen den Streik 
eher skeptisch beurteilten oder ihn ignorierten, berichtete der An¬ 
griff in jeder Ausgabe von der Streikfront. Weibliche Parteimitglie¬ 
der wurden aufgefordert, die Arbeiter mit Lebensmitteln zu unter¬ 
stützen. Die Betriebszellenabteilung der NSDAP setzte eine 
Streikleitung ein, Streikausweise wurden ausgegeben. Zwar habe 
man sich, kommentierte die Zeitung, in der Vergangenheit stets 
ablehnend über politische Streiks geäußert. In diesem Falle aber 
gehe es eindeutig um die Interessen des werktätigen Volkes 240 . Da¬ 
bei verurteilte die Zeitung in scharfen Tönen das Verhalten der 
KPD beim Streik, für die jeder Arbeitskampf tatsächlich in erster 
Linie eine politische Aktion war. Die »Volksfeinde« hätten die 
knurrenden Mägen der Streikenden ausgenutzt, um für ihre 
Zwecke agitieren zu können. Geschlossen hätten die National¬ 
sozialisten um den Bestand der Arbeitsstätten gekämpft und bis 
zum bitteren Ende in der Streikfront gestanden. Selbstverständ¬ 
lich fehlte auch jetzt nicht der Hinweis, daß eine dauerhafte 
Lösung nur im nationalsozialistischen Staat liege. Dort werde die 
Politik die Wirtschaft bestimmen und nicht die Wirtschaft die Poli¬ 
tik. Im bestehenden System seien einzelne Streiks zwar notwen¬ 
dig, aber im Grunde nutzlos. Sie könnten nur dazu beitragen, »der 
Arbeiterschaft die Augen dafür zu öffnen, wer wirklich aufrichtig 
und konsequent die Sache der Arbeiter vertritt. Nicht die Gewerk¬ 
schaften sind es mit ihren Palästen und dürftigen Streikkassen, 
nicht die verantwortungslose Kommune, die sich nicht scheut, 
Existenzen zu vernichten, ohne dafür etwas bieten zu können, 
sondern nur die NSDAP.« 241 Der Berliner Streik hatte für die 
NSDAP schon deshalb eine herausgehobene Bedeutung, weil hier 
zum erstenmal seit Bestehen der Betriebszellenorganisation in 
einen Wirtschaftskampf eingegriffen wurde. Das gemeinsame Vor¬ 
gehen mit den Kommunisten wurde nicht hervorgehoben, son¬ 
dern die Eigenständigkeit des nationalsozialistischen Engage¬ 
ments für die Interessen der Arbeiter betont. Eine Klage richtete 
sich an die fehlende Solidarität zwischen den einzelnen Schichten 


108 


des Volkes. Der Reichstagsabgeordnete Schuhmann verurteilte 
die Bemühungen führender Wirtschaftsführer, die Lasten derTri- 
butzahlungen allein dem deutschen Arbeiter aufzubürden. Es 
könne nicht angehen, daß »um der nackten Profite einzelner 
wegen unser Volk auf den Stempelstellen dieser Republik körper¬ 
lich und seelisch zugrunde« gerichtet werde 242 . KPD und NSDAP 
stimmten darin überein, daß das kapitalistische Wirtschaftssystem 
Schuld an der augenblicklichen Krise habe. Die Vorstellungen, 
wie die Krise zu meistern sei, wichen jedoch in charakteristischer 
Weise voneinander ab. 

Der Metallarbeiterstreik, von beiden Parteien generell befür¬ 
wortet und trotz aller Gegensätze unterstützt und durchgeführt, 
war das beherrschendeThema der Versammlung im Saalbau Fried¬ 
richshain, zu dem die NSDAP eingeladen hatte. Obwohl die KPD 
zum gleichen Zeitpunkt zu einem anderen Ort geladen hatte, zog 
es weit mehr Menschen zum mit Spannung erwarteten Rededuell 
zwischen den beiden rhetorisch versierten Köpfen der beiden Par¬ 
teien, Neumann und Goebbels 243 . Zunächst aber ergriff der natio¬ 
nalsozialistische Reichstagsabgeordnete Karwahne, ein ehemali¬ 
ger Kommunist, das Wort. Als Überläufer kam seinen Ausführun¬ 
gen zu den Mißständen in der KPD besondere Glaubwürdigkeit 
zu. Als zweiter Redner trat der Deutschrusse Siewert ans Mikro¬ 
fon. Mit Belegen aus Akten und Zitaten aus sowjetrussischen Zei¬ 
tungen zeichnete er ein Bild der augenblicklichen Verhältnisse in 
Sowjetrußland 244 . 

Dann trat Neumanns Double nach vorne. Stockend und gar 
nicht so, wie man es von dem gewandten Rhetoriker gewohnt war, 
antwortete er, ohne auf die Lage in der Sowjetunion direkt einzu¬ 
gehen. Im wesentlichen waren es die Parolen von der nationalen 
und sozialen Befreiung des deutschen Volkes, die die KPD wäh¬ 
rend der ganzen Zeit ununterbrochen skandierte. Goebbels 
notierte enttäuscht in seinem Tagebuch: »Er ist gleich sehr befan¬ 
gen und redet lauter Bockmist. Macht bald Schluß, weil er nichts 
mehr zu sagen hat, und wird dann von mir erbarmungslos zusam¬ 
mengebügelt.« Goebbels, nicht ahnend, wer wirklich vor ihm 
stand, buchte das klägliche Auftreten Neumanns als Folge der 
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eigenen rednerischen Begabung und rief den kommunistischen 
Funktionären zum Abschluß der Veranstaltung zu: »Es kommt der 
Tag, da stehen eure Leute in unserer Front.« 245 Das war das Ziel. 
Trotz aller zur Schau gestellten Siegeszuversicht ist es unwahr¬ 
scheinlich, daß Goebbels damals ahnte, wie nahe dieser Tag war. 

Gegenwärtig schien sich dagegen eine Wanderungsbewegung 
hin zu den Kommunisten zu vollziehen. Erfolg schien der natio¬ 
nale Kurs der KPD vor allem bei den ohnehin abtrünnigen Natio¬ 
nalsozialisten zu haben. Von der KPD organisierte Diskussions¬ 
veranstaltungen zwischen Willi Münzenberg und Otto Strasser 
sollten Wankelmütigen die Entscheidung leichter machen. Als die 
beiden in den Berliner Pharus-Sälen über das Thema »Nationale 
Einheit oder internationale Solidarität« diskutierten, kam es zu 
einer heftigen Auseinandersetzung. Während Strasser, ebenso wie 
Hitler oder Goebbels es gemacht hätten, das Vorhandensein eines 
internationalen Klassenbewußtseins bezweifelte, den Klassen¬ 
kampfbegriff der Kommunisten ablehnte und unter »Revolution« 
weitgehend einen geistigen Prozeß verstanden wissen wollte, hielt 
Münzenberg ihm entgegen: »Nicht Rasse gegen Rasse, sondern 
Klasse gegen Klasse« und verwies auf zahlreiche Beispiele inter¬ 
nationaler proletarischer Solidarität 246 . Das war das Trennende, 
was einen Otto Strasser davon abgehalten hat, ganz zu den Kom¬ 
munisten überzutreten. 

Bei diesem Streit unterschiedlicher Konzepte spielten nicht zu¬ 
letzt außenpolitische Erwägungen eine bedeutende Rolle. Neu¬ 
mann hatte bei verschiedenen Anlässen die Notwendigkeit eines 
deutschen Bündnisses mit Rußland für den Fall eines künftigen 
Krieges der Westmächte gegen die Sowjetunion betont. Die natio¬ 
nale Rechte sollte ihre Hetztiraden gegen die Sowjetunion been¬ 
den, damit man gemeinsam gegen Frankreich marschieren könne. 
Die generelle Verurteilung des Krieges durch Pazifisten griff er 
scharf an. Die KPD betrieb die Aufstellung einer Roten Armee in 
Deutschland und befürwortete uneingeschränkt die Verteidigung 
der Sowjetunion durch das deutsche Proletariat. Eine solche 
Bündnispolitik erinnerte an die von nationalkonservativen Politi¬ 
kern befürwortete Ostorientierung deutscher Außenpolitik. Mit 
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nationalsozialistischen Vorstellungen war sie jedoch nicht verein¬ 
bar 247 . Allerdings haben diese Vorstellungen ein offenes Ohr bei 
vielen Anhängern Strassers gefunden. Diese zogen aus staatspoli¬ 
tischen Gründen ein Bündnis mit der Sowjetunion gegen die ver¬ 
haßten Westmächte in Betracht. Während die Garanten der durch 
den Versailler Vertrag erzwungenen europäischen Ordnung als im¬ 
perialistisch bekämpft wurden, war das in der Strasser-Presse von 
der Sowjetunion gezeichnete Bild recht positiv. Bei der Schilde¬ 
rung der Zustände in der UdSSR schwang nicht selten eine ge¬ 
wisse Hochachtung mit. Häufig wurde Stalins Politik sogar als 
eine den russischen Verhältnissen angepaßte, dem Nationalsozia¬ 
lismus grundsätzlich verwandte Variante eines nationalen Sozialis¬ 
mus begrüßt 248 . Allerdings schwang ein gehöriges Maß an Selbst¬ 
überschätzung mit, wenn Otto Strasser das nationale Wahlpro¬ 
gramm der KPD als Reaktion auf seine Bewegung verstanden wis¬ 
sen wollte und einen bevorstehenden Wechsel von Kommunisten 
zu seiner »Kampfgruppe« prophezeite 249 . Das Gegenteil sollte der 
Fall sein. Denn schon wegen der gemeinsamen Frontstellung ge¬ 
gen den »kapitalistisch-imperialistischen« Westen hatten die Zer¬ 
setzungsbemühungen der Kommunisten bei zahlreichen Aktivi¬ 
sten der »Kampfgruppe Revolutionärer Nationalsozialisten« Er¬ 
folg. Etwa die Hälfte der Mitglieder trat im Laufe der Zeit zu den 
Kommunisten über, und einige betonten bei ihrem Übertritt, die 
KPD vertrete glaubwürdiger die Verbindung nationaler und sozia¬ 
ler Politik 250 . 

Innerhalb der NSDAP bildeten die Anhänger Strassers nur eine 
relativ kleine Gruppe. Ihr neigten mehr Intellektuelle als Arbeiter 
zu. Deshalb ist es eher unwahrscheinlich, daß die intensive Erläu¬ 
terung nationalsozialistischer Wirtschaftsvorstellungen im Spät¬ 
herbst 1930 eine Folge der Abspaltungstendenzen gewesen ist. In 
der bereits erwähnten Rubrik »Arbeit und Kapital« des Angriffs 
widmete man nämlich eigenen Plänen für die zukünftige Wirt¬ 
schaftsform viel Platz. Im Mittelpunkt stand die zukünftige Rege¬ 
lung der Eigentumsfrage. Man stellte sich dem immer wieder aus 
Unternehmerkreisen vorgebrachten Vorwurf, die Nationalsoziali¬ 
sten seien gefährlichere Feinde des Kapitals als die Kommuni- 
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sten 251 . Aber unter ihrem Motto »Sozialisierung des Privateigen¬ 
tums« verstanden die Nationalsozialisten nicht eine radikale Ent¬ 
eignung der Besitzenden, sondern sie forderten eine neue Verant¬ 
wortung von den Unternehmern gegenüber den Arbeitern. Außer¬ 
dem sollten bislang Eigentumslose, in erster Linie Arbeiter, durch 
»neues Eigentum« an den Staat gebunden werden. Das Individuum 
sollte der Gemeinschaft dienen und nicht umgekehrt. Dazu sei ein 
»tiefgreifender Gesinnungswandel vom kapitalistischen Empfin¬ 
den zum sozialistischen Bewußtsein« erforderlich. Der Wider¬ 
stand gegen die Loslösung des Privateigentums von seiner ur¬ 
sprünglichen Grundlage, der Arbeit, war nichts anderes als ein 
gerade von Arbeitern geteiltes Unbehagen gegen die undurch¬ 
schaubar scheinenden Gewinnmöglichkeiten der Börse und des 
internationalen Finanzmarktes. Dieser Sozialisierungsbegriff 
unterschied sich grundsätzlich von dem der Kommunisten, strebte 
er doch, mit welchen Mitteln auch immer, die verpflichtenden 
Konsequenzen des Besitzes von Privateigentum an und nicht eine 
generelle Beseitigung 252 . Da die Nationalsozialisten den Wert der 
Persönlichkeit besonders hoch ansetzten, traten sie auch grund¬ 
sätzlich für den Schutz des Privateigentums ein. Die Forderung 
der Marxisten nach Schwächung der Position des Mittelstandes als 
Lösung der sozialen Probleme hielt man für verkehrt. Vielmehr 
wollten die Nationalsozialisten der zu beobachtenden Konzentra¬ 
tion im Wirtschaftsleben Einhalt gebieten und gerade den Mittel¬ 
stand fördern 253 . 

Immer wieder hielt die NSDAP den Arbeitern das Negativbei¬ 
spiel Sowjetunion vor Augen, um ihnen die Folgen einer radikalen 
Enteignung zu verdeutlichen. Der Proletarier, der eigentlich 
Nutznießer der sowjetischen Form der Verstaatlichung sein sollte, 
war den Nationalsozialisten zufolge der eigentlich Leidtragende 
der Revolution. Da die Zwangswirtschaft dafür gesorgt hatte, daß 
das Angebot in den staatlichen Geschäften eine ausreichende Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung nicht gewährleisten konnte, sei der Ar¬ 
beiter auf den privaten Handel angewiesen. Die Preise seien dort 
so hoch - Beispiele werden in Reichsmark genannt daß selbst 
ein durchschnittlich Verdienender ständig Hunger leiden müßte. 
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Nur die Privilegierten, die Parteiangehörigen und höheren Beam¬ 
ten kämen in den Genuß von Waren zu ermäßigten Preisen 254 . Die 
Nationalsozialisten setzten ein entschiedenes Gegengewicht zur 
verherrlichenden Propaganda der Kommunisten, aber sie beschö¬ 
nigten ihrerseits nicht die Lage des Arbeiters in Deutschland. 
Appelle an das Verantwortungsgefühl des Unternehmers statt Ver¬ 
teufelung und Bedrohung desselben sollten den Klassenkampf¬ 
gedanken überwinden. Unternehmer wie Arbeiter sollten sich 
gemeinsam in den Dienst des Volkes stellen. Für die Unternehmer 
dürfte nicht mehr »Jagd nach Profit« die Losung sein, für die 
Arbeiter nicht mehr die Vereinigung mit ausländischen Mächten. 
Der nationalsozialistische Arbeiter sollte keinen Schritt breit von 
seinen berechtigten Forderungen abrücken, aber er wird »dem 
deutschen Unternehmer, der aufrichtig bereit ist, - auch unter 
Opfern - an der neuen Eingliederung des Arbeiters in die Wirt¬ 
schaft mitzuarbeiten, die Hand anlegen, um gemeinsam an der 
Schaffung der deutschen Volksgemeinschaft zu wirken« 255 . 

Der Wettstreit um die Arbeitermassen veranlaßte die Kommu¬ 
nisten am 22. Januar 1931, in Berlin einen Großkampftag zu veran¬ 
stalten. An sechs verschiedenen Orten fanden öffentliche Veran¬ 
staltungen zum Thema: »Sowjetdeutschland oder Drittes Reich?« 
statt. Mit Hermann Remmele, Lex Ende, Theodor Neubauer, 
Ottomar Geschke u. a. waren prominente Redner aufgeboten, die 
sich mit ihrem nationalsozialistischen Gegenpart messen soll¬ 
ten 256 . Rededuelle sollten die sonst üblichen Faustkämpfe auf den 
Straßen ersetzen. 

Den ständigen Werbungsversuchen der Kommunisten setzten 
die Nationalsozialisten eine Großveranstaltung im Saalbau Fried¬ 
richshain entgegen, deren Hauptattraktion das Aufeinandertref- 
fen des Politischen Leiters der KPD Berlin-Brandenburg, Walter 
Ulbricht, und des Berliner Gauleiters Joseph Goebbels sein 
sollte 257 . Die Stimmung war bereits wesentlich kompromißloser 
als auf den Veranstaltungen im Sommer des vergangenen Jahres. 
Die strategisch wichtigen Punkte im Saal waren seit geraumer Zeit 
von Mitgliedern des kommunistischen »Proletarischen Selbst¬ 
schutzes« besetzt. Sie hatten den Schutz des Genossen Ulbricht 
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zu gewährleisten 258 . »Genosse Ulbricht schlägt sie zusammen - 
Goebbels türmt unter Polizeischutz«, hieß es in der Roten Fahne, 
während im Angriff von einer »vernichtenden Schlappe der roten 
Parolendiebe und Schwindler« zu lesen war. Gleichgültig von wel¬ 
cher Seite man sich informieren ließ, die markigen Worte sind die 
gleichen. Nur der Sieger ist im Angriff ein anderer als in der Roten 
Fahne. 

Auf 20.30 Uhr war der Beginn der Versammlung festgesetzt, 
aber bereits seit 17 Uhr standen große Menschenmassen vor dem 
Saalbau und begehrten Einlaß. Zunächst kam es jedoch zu keinen 
Zusammenstößen. Ca. 4000 Personen lauschten der Rede des Na¬ 
tionalsozialisten Schulz, der sich ausschließlich mit dem Marxis¬ 
mus und den marxistischen Parteien beschäftigte. Dann folgten 
die Ausführungen des zweiten Redners der Nationalsozialisten, 
Dr. Meinshausen. Seine Auseinandersetzung mit dem Marxismus 
war in erster Linie von grenzenlosem Haß gegen die »marxistische 
Pest« gekennzeichnet. Dann betrat Goebbels selbst in Begleitung 
von SS-Männern die Bühne. Von seinen Anhängern wurde er mit 
»Heil«-Rufen empfangen, während die Kommunisten Goebbels 
bemerkenswerterweise mit »Juden raus«-Rufen begrüßten. Goeb¬ 
bels kam zunächst kaum dazu, seine Stimme zu erheben. KPD- 
Anhänger intonierten lautstark die Internationale. Nationalsozia¬ 
listen antworteten mit »Heil«-Rufen. Nach den Nationalsoziali¬ 
sten erhielt ein einfacher sozialdemokratischer Arbeiter das Wort. 
Doch schon als er mit der Anrede Arbeiterbrüder und Arbeiter¬ 
schwestern begann, wurde er unterbrochen: »Wir haben ja keene 
Arbeit«, antwortete die Menge. Einerseits hatte er die Kommuni¬ 
sten gegen sich, die ihn wegen seiner »reformistischen Führer-Ver¬ 
räter« angriffen, andererseits die Nationalsozialisten, die in ihm 
einen Vertreter der Bonzenpartei sahen 259 . Dann erhielt Ulbricht 
das Wort. Die Nationalsozialisten begannen ein wütendes Pfeif¬ 
konzert, es kam zu kleineren Schlägereien. Mit seiner hellen, 
durchdringenden Stimme verstand es Ulbricht, sich durchzuset¬ 
zen. »Er begann«, so der polizeiliche Berichterstatter, »den Nazis 
ihre ganze Demagogie, ihre Worte und im Gegensatz hierzu ihre 
Taten durch Tatsachenmaterial vorzuhalten. Genau das, was man 
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vom staatsbejahenden und staatserhaltenden Standpunkt den 
Kommunisten sagen muß, hielt er nun den Nazis vor. Es kämpfte 
hier also Demagogie gegen Demagogie, Goebbels saß über sein 
Notizbuch gebeugt und schrieb fortwährend.« 260 

Weit ausführlicher als der Polizeibeobachter berichtete der An¬ 
griffen der Versammlung. »Ulbricht warf uns Nationalsozialisten 
vor, wir führten lediglich papierne Kämpfe wie beim Volksbegeh¬ 
ren gegen Young. Daß die Kommunisten uns in diesen >papiernen 
Kämpfern, gegen den Panzerkreuzerbau und für die Enteignung 
der Fürsten vorangegangen sind, davon sprach er wohlweislich 
kein Wort. Er macht uns zum Vorwurf, daß wir uns in den Reichs¬ 
tag wählen ließen. Ja, zum Kuckuck, und die Kommunisten? [...] 
Es ist bezeichnend, daß Ulbricht in seiner ganzen Rede nicht ein 
einziges Mal von der Internationale sprach. Er jonglierte lediglich 
mit den von uns Nationalsozialisten gestohlenen Parolen. [...] 
Die Kommunisten erstreben die Beseitigung dieses Systems auf 
revolutionäre Art mit den Waffen in der Hand, verkündete Ul¬ 
bricht. Wenn wir Nationalsozialisten diese Erklärung nicht einmal 
in einer großen öffentlichen Versammlung, sondern im kleinen 
Kreise abgeben würden, dann wäre am nächsten Tage unsere Par¬ 
tei von den marxistischen Machthabern verboten. [...] Er warf 
uns vor, wir hätten im Reichstag gegen einen kommunistischen 
Antrag gestimmt, der die Besteuerung der Aufsichtsrat-Tantie¬ 
men, der Warenhäuser usw. vorsah. [...] Dagegen gestimmt haben 
wir, weil in dem Antrag nicht bekanntgegeben war, wofür die 
Steuern verwendet werden sollten. [...] Übrigens liegt ein ähn¬ 
licher Antrag von uns vor, [...] in dem klipp und klar gefordert 
wird, daß die Steuern für soziale Zwecke verwendet werden 
müßten.« 261 

Der Versammlungsleiter mußte immer wieder die Anwesenden 
zur Ruhe mahnen. Beifall auf der einen, Gejohle und Pfeifen auf 
der anderen Seite wiederholten sich immer öfter, die Stimmung 
wurde wilder. Als Ulbricht die Bühne verlassen wollte, versuchten 
SA-Leute vergeblich ihn festzuhalten. Auch Goebbels bemühte 
sich noch einmal an das Rednerpult, doch die tosende Menge ver¬ 
eitelte jeden weiteren Versuch. Frauen und ängstlichere Gemüter 
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begannen, den Saal zu verlassen. Der Eingang wurde freigeräumt. 
SA-Leute, die sich zuvor mit Tisch- und Stuhlbeinen bewaffnet 
hatten, schlugen wild auf die »Kommune« ein. Die wiederum 
wehrte sich, und schon bald lagen Menschen blutüberströmt am 
Boden. Erst einige Minuten später erschien ein kleinerer Trupp 
Schutzpolizei, der die Kämpfenden ohne Unterschied mit dem 
Gummiknüppel aus dem Saal trieb 262 . 

Die Versammlung im Saalbau Friedrichshain spiegelte im klei¬ 
nen das Verhältnis der drei großen Arbeiterparteien zueinander 
wider. Der grenzenlose Haß der Führer gegeneinander stand kei¬ 
nesfalls im Widerspruch zum werbenden Bemühen um die Anhän¬ 
ger der jeweils anderen Seite. Der Sozialdemokratie fehlte auf 
Veranstaltungen dieser Art jegliche Durchsetzungskraft. Ihre An¬ 
hänger rekrutierten sich tatsächlich im wesentlichen aus der 
»Arbeiteraristokratie«, wie die in Lohn und Brot Stehenden, wo¬ 
möglich besser Ausgebildeten, polemisch von der KPD genannt 
wurden. Die folgendenTage in Berlin sollten zeigen, daß diese Ver¬ 
anstaltung zu einer weiteren Verschärfung der Lage beigetragen 
hatte. »Die Arbeiter des roten Berlin werden die Nazi-Provoka¬ 
tion mit dem wehrhaften Kampf gegen den Faschismus beantwor¬ 
ten. Angriff ist die beste Verteidigung!« 263 Goebbels nutzte eben¬ 
falls das Aufsehen, welches die FriedrichshainerVersammlung ver¬ 
ursacht hatte. Der Angriff veröffentlichte einige Briefe von Kom¬ 
munisten, denen die Vorgänge der vergangenen Tage die Augen 
geöffnet hatten. Ein RFB-Mann, der bislang geglaubt hatte, nur 
die KPD vertrete die Interessen der Arbeiterschaft, sprach jetzt 
seiner alten Partei das Recht ab, sich weiterhin Arbeiterpartei zu 
nennen. »Wir anständigen Arbeiter sind nicht mehr einverstanden 
mit dem Radauhelden- und Untermenschentum, was sich in der 
kommunistischen Partei breitmacht, und lehnen es ab, mit Arbei¬ 
termördern an einem Tisch zu sitzen.« Ein anderer sehnte den 
Tag herbei, »wo Hitler in Berlin einmarschiert«, und wollte lieber 
ins Wasser gehen als in einem Sowjetstaat leben 264 . 

Die Darstellung des Lebens in der Sowjetunion war das wichtig¬ 
ste Mittel der nationalsozialistischen Propaganda zur Gewinnung 
der Arbeiterschaft. Während die KPD alles daran setzte, ein über- 
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schwenglich positives Bild von den sozialistischen Errungenschaf¬ 
ten zu zeichnen, und Arbeiterdelegationen nach ihrer Rückkehr 
aus dem Paradies wahre Lobhymnen in den Agitationsorganen 
sangen, war in der nationalsozialistischen Presse das exakte Ge¬ 
genteil zu lesen. In einem Rundschreiben des ZK der KPD aus 
dem Jahr 1931 findet sich folgende Richtlinie für die Agitprop¬ 
leiter: »Eines der wichtigsten Propagandamittel ist der ständige 
Hinweis auf die Sowjetunion, der nie vergessen werden darf, weil 
wir hier in der Praxis den Beweis für die Richtigkeit unserer Leh¬ 
ren erbringen können.« 265 

Die nationalsozialistische Seite setzte dagegen die Erfahrungen 
von »Rußlandfahrern« bewußt als »Propaganda gegen die rote 
Mordpest« ein 266 . Der Tenor dieser Briefe, deren Diktion vermu¬ 
ten läßt, daß sie von Redakteuren zumindestens bearbeitet, wenn 
nicht sogar teilweise ganz geschrieben waren, ist stets der gleiche: 
Enttäuschung über die Entwicklung in der Sowjetunion. Die bol¬ 
schewistische Revolution habe sich nur durch Terror durchsetzen 
können. Die Ausmerzung der Klassenunterschiede habe unge¬ 
heure Blutopfer gerade unter den Arbeitern gekostet, die sich 
gegenseitig die Schädel einschlügen. »Gleichheit und Menschlich¬ 
keit hatte man gepredigt, und trotz aller Menschlichkeit scheute 
man sich nicht, seine Mitmenschen an den Galgen zu bringen.« 267 

Eine bemerkenswerte Veränderung in der nationalsozialisti¬ 
schen Propaganda aber trat im Sommer 1931 ein. Man glaubte ei¬ 
nen grundlegenden Wechsel in Stalins Innenpolitik festgestellt zu 
haben. Der »asiatische Mussolini« zeige nun sein wahres Gesicht, 
und all die in den Jahren zuvor von den Arbeitern der Sowjetunion 
erbrachten Opfer seien umsonst gewesen. Denn jetzt trete Stalin 
für den Kapitalismus ein. In einer aufsehenerregenden Rede habe 
er in Leningrad dem Kommunismus eine klare Absage erteilt. In¬ 
folge einer rein kapitalistischen Betrachtungsweise habe Stalin die 
Parole der absoluten Gleichheit verworfen, die Abschaffung der 
Fünf-Tage-Woche angekündigt und die Herabsetzung des Arbeits¬ 
lohnes beschlossen, sich kurzum als Kapitalist reinsten Wassers 
erwiesen 268 . Die jüdischen Schreiberlinge malten das Sowjetpara¬ 
dies in den glühendsten Farben, aber ihr Ziel sei nicht die Verwirk- 
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lichung des Sozialismus, sondern die Weltherrschaft. Stalin, der 
»rote Zar«, habe sich von den Idealen des Sozialismus abgewandt 
und hege insgeheim kapitalistische Machtpläne. Wer es wage, ge¬ 
gen die großkapitalistischen Ausbeutungsversuche zu rebellieren, 
dem drohe dieTscheka mit Sibirien 269 . Mit diesem Eingeständnis 
des völligen Bankrotts der Klassenkampfidee habe man erkennen 
müssen, daß Sozialismus und Marxismus unvereinbar seien. Die 
deutsche Sektion der Kommunistischen Internationale zeige sich 
ratlos gegenüber den Denkfähigen in ihren eigenen Reihen, die 
erkannt hätten, daß »Sozialismus etwas anderes ist als Internatio¬ 
nalismus und Klassenherrschaft« 270 . 

Wieder wurden Briefe veröffentlicht, in denen die Schreiber auf 
die angebliche Abkehr Stalins von der kommunistischen Idee Be¬ 
zug nahmen. Ein ehemaliger RFB-Mann äußerte seine Überzeu¬ 
gung, daß der Kommunismus gescheitert sei und vor allem die 
RGO eher eine jüdische Ausbeuterorganisation als eine Arbeiter¬ 
vertretung sei. »Ich bin jetzt arbeitslos und habe ein kleines Kind. 
Bei uns treten jetzt viele aus, die machen garnichts mehr mit. Das 
ist falsch, denn man muß den Mut nicht verlieren. Ich lese jetzt 
immer den Angriff Z« 271 

Enttäuscht und verbittert waren zahlreiche Arbeiter zur 
NSDAP übergetreten, Schalmeienkapellen verkauften ihre In¬ 
strumente resigniert an SA-Leute, und zahlreiche Überläufer 
bedauerten es sogar, dem kommunistischen »Mordterror« nicht 
kräftig genug entgegengetreten zu sein. Deutsche Arbeiter glaub¬ 
ten, für die Freiheit ihrer Klasse zu kämpfen, »wenn sie den ersten 
besten Nationalsozialisten niederschlugen, und fühlten nicht, daß 
sie das Blut ihres Bruders vergossen. Sie merkten auch nicht, daß 
es ein fremdrassiger Hetzer war, der sie zu diesen Bluttaten auf¬ 
hetzte.« 272 

Genaue Zahlen über die Übertritte sind kaum anzugeben. Aber 
es hat sie in wesentlich höherer Zahl gegeben als bislang vermutet. 
Zulauf bekam die KPD in erster Linie von Sozialdemokraten, aus 
deren Reihen Tausende einfacher Mitglieder und sogar einige 
Spitzenfunktionäre nach Angaben der KPD übergetreten seien 273 . 
Aus einem Schreiben der KPD-Bezirksleitung Südbayern an das 
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Zentralkomitee (Abt. Organisation) wird deutlich, daß weit mehr 
Übertritte von der SPD als von der NSDAP zu verzeichnen wa¬ 
ren. Von den 5900 Neuzugängen, die im IV. Quartal 1931 und im 
I. Quartal 1932 gezählt wurden, kamen 351 von der SPD und 
lediglich 44 aus den Reihen der NSDAP 274 . Übertritte direkt von 
den Nationalsozialisten zur KPD gab es offenbar nur in geringer 
Zahl. Innerparteiliche Querelen versuchte die KPD für sich aus¬ 
zunutzen, meist allerdings erfolglos. Bereits die Unruhen in der 
Berliner SA, die Ende August 1930 zur Verwüstung der Geschäfts¬ 
stelle der NSDAP geführt hatten, hielt die KPD für eine unmittel¬ 
bare Folge der Programmerklärung zur nationalen und sozialen 
Befreiung. Der Streit, dessen wahrer Hintergrund die Forderung 
der SA nach größerem Einfluß in der NSDAP war 275 , galt der 
KPD als Beweis der Wirksamkeit der eigenen Propaganda 276 . Der 
Treueschwur von Walter Stennes, dem rebellierenden SA-Führer, 
gegenüber Adolf Hitler wurde jedoch von der Roten Fahne nicht 
zur Kenntnis genommen. Es hatte sich gezeigt, daß die Unruhigen 
innerhalb der NSDAP eine Minderheit bildeten, und daß das 
Gros mindestens ebensosehr Hitler die Treue hielt wie die KPD 
Moskau. Zwar stellte die KPD von Zeit zu Zeit einzelne Über¬ 
tritte von Nationalsozialisten heraus, im Grunde verhallten die 
Avancen jedoch ungehört 277 . 

Auch die direkt »An die Mitglieder der NSDAP« gerichteten 
Flugblätter der KPD brachten nicht den erwünschten Erfolg. Zu 
einem Zeitpunkt, da die Gewalt in den Straßen das Erscheinungs¬ 
bild prägte, verwunderte allerdings die Interpretation der Kom¬ 
munisten über die Frage nach den Schuldigen an der Gewalt. Von 
der Presse werde »einmal diese Seite, dann die andere Seite für 
schuldig erklärt und im Schweiße ihres Angesichts bemühen sich 
die Soldschreiber der Börse und der Brüning-Regierung, immer 
neue Zwietracht unter die Werktätigen zu säen. Wir wollen diese 
Schlägereien nicht. Wir wollen vielmehr das verwirklichen, was 
dieTributvögte und Völksausbeuter mehr fürchten als die Pest: die 
Einheitsfront aller Werktätigen!« 278 Der Kampfbund gegen den 
Faschismus übte in Rollenspielen das richtige Vorgehen gegenüber 
nationalsozialistischen Arbeitern. Einer schlüpfte in die Rolle des 
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»Naziarbeiters«, ein anderer bekam den Auftrag, mit dem fingier¬ 
ten »Nazi« zu diskutieren. Nach zehnminütigem Streitgespräch 
wurde festgestellt, ob der Agitator richtig, sachlich und überzeu¬ 
gend argumentiert oder welche Fehler er gemacht hatte 279 . Eine 
geheime Direktive des EKKI an Thälmann und Remmele bewies, 
daß zur Durchsetzung der Taktik zeitlich beschränkte Bündnisse 
mit den Nationalsozialisten eingegangen werden konnten. »Die 
Schaffung der Proletarischen Einheitsfront von unten her könne 
in zweifacher Richtung betrieben werden: 1. durch den Kampf 
mit den nationalsozialistischen und den faschistischen Verbänden 
und 2. durch die Verstärkung des Kampfes auf dem Gebiete sozia¬ 
ler Gesetzgebung.« 280 

Die Parole »Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft« wurde in 
dieser allgemeinen Form nicht mehr für richtig gehalten. Solange 
die Nationalsozialisten noch keine Massenbewegung waren und 
noch keine proletarischen Elemente in größerer Zahl gewonnen 
hatten, hielt man einen ideologischen Kampf nicht für nötig. 
Nachdem sie sich aber auf die Gewinnung der Arbeitermassen ein¬ 
gestellt und gerade in den Sturmabteilungen größere proletarische 
Massen als Mitglieder und auch zu Wählern gewonnen hätten, sei 
heute »ein Kampf nur mit der Faust ebenso unzweckmäßig und 
falsch wie z.B. gegen die Sozialdemokratie und die anderen bür¬ 
gerlichen Parteien« 281 . Von einem Verzicht der Kommunisten auf 
individuelle Terroraktionen gegen Nationalsozialisten kann aber 
keine Rede sein. Der Nationalsozialismus sollte keineswegs nur 
mit bloßer Agitation und Propaganda bekämpft werden. Eine 
Entfaltung des politischen Kampfes gegen die NSDAP sollte ja ge¬ 
rade der Vorbereitung des »wehrhaften Massenkampfes« dienen. 

DieTaktik war kaum eine andere als die, mit der man versuchte, 
Einfluß auf die sozialdemokratischen Arbeiter zu bekommen. 
Alle Arbeiter hätten gemeinsame Interessen, würden gleicher¬ 
maßen von Unternehmern und vom Staat zu Sklaven erniedrigt. 
Verschiedene Ereignisse der letzten Jahre hätten zwar für Miß¬ 
trauen gesorgt, es müsse nun aber gelingen, eine einheitliche Front 
der Arbeiter gegen den Kapitalismus und die Tributsklavenhalter 
zu errichten. Was in den Verlautbarungen des Zentralkomitees 

120 




verklausuliert klang, brachte ein Berliner Unterbezirksleiter klar 
zum Ausdruck: »Gewisse Blätter erheben ein erbärmliches Ge¬ 
schrei über den bevorstehenden Zusammenschluß der SPD mit 
der KPD. Das ist aber nur ein erbärmliches Manöver, denn an 
einem derartigen Zusammenschluß, wie sie sich das denken, ha¬ 
ben wir kein Interesse. Die Aufrichtung der Einheitsfront wird 
sich nicht zwischen uns und der Lindenstraße vollziehen. Unter 
Ausschaltung der Bonzen werden sich die Arbeiter in den Betrie¬ 
ben und die Erwerbslosenarbeiter auf der Straße die schwielige 
Faust zur Schmiedung des Zusammenschlusses aller revolutionä¬ 
ren Arbeiter reichen. Auf die Mitgliedschaft des Salon-Bolschewi¬ 
sten Rudi Breitscheid legen wir nicht den geringsten Wert. [...] 
Eine Einheitsfront mit solchen anrüchigen Leuten lehnen wir 
strikt ab. Wir werden sie in eine Front einreihen, aber in dieselbe 
Front an der Mauer, wo tausende Rotarmisten für das siegreiche 
Proletariat ihr Blut gelassen haben.« 282 Es ist allerdings fraglich, 
ob Enttäuschung über den fehlenden Radikalismus der National¬ 
sozialisten oder die Propaganda der Kommunisten Grund für die 
Übertritte der Folgezeit waren. Glaubt man den in der Roten 
Fahne angegebenen Begründungen, dann war es die angebliche 
Erfüllungspolitik Hitlers, die den Bruch bewirkte 283 . 

In einem längeren Dossier für den Berliner Polizeipräsidenten 
Grzesinski wurden namentlich einige Wanderredner der NSDAP 
aufgezählt, die ehemals bei der KPD ihre politische Heimat hat¬ 
ten. Einer von ihnen, Stephan Ehn, war mit Stalin, Lenin und 
Trotzkij bekannt gewesen und hatte zu den Mitorganisatoren der 
Revolution in Österreich-Ungarn gezählt. 1924 begann er sich mit 
nationalem Gedankengut zu beschäftigen und trat zwei Jahre spä¬ 
ter aus der KPÖ aus. Dort galt er wegen seines Auftretens gegen 
den »Judeneinfluß« als Nationalbolschewist. 1928 trat Ehn der 
NSDAP bei und profilierte sich bei etwa 500 Veranstaltungen als 
Wanderredner. Seine Verbindung zu Otto Strasser führte ihn nach 
1933 in Opposition zur Partei 284 . Der Ex-Kommunist Karl Klötz- 
ner war sogar Mitglied der russischen GPU gewesen. Nach seiner 
Rückkehr aus der Sowjetunion betätigte er sich als Redner für die 
NSDAP. Das frühere KPD-Mitglied Bertold Karwahne wurde 
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von den Nationalsozialisten mit einem Reichstagsmandat be¬ 
dacht. Bis 1924 war Karwahne für die KPD in Hannover aktiv ge¬ 
wesen, zwei Jahre später war er zur kommunistischen Opposi¬ 
tionsgruppe Iwan Katz übergetreten und hatte dann 1930 bei den 
Reichstagswahlen erfolgreich für die NSDAP kandidiert. Hinge¬ 
wiesen wird außerdem auf den nationalsozialistischen Betriebs¬ 
zellenleiter des Gaues Groß-Berlin Johannes Engel und den be¬ 
kannten Führer der deutschen »Tscheka« Felix Neumann, der 
nach der Verbüßung einer langjährigen Haftstrafe wegen des ge¬ 
planten Mordanschlages auf den Reichswehrgeneral Hans von 
Seeckt als Propagandaredner für die NSDAP auftrat 285 . Doch 
auch bei der großen Masse der NSDAP-Angehörigen fiel dem 
Bericht zufolge auf, daß eine beachtliche Zahl von ihnen früher 
Anhänger der KPD gewesen ist. Von der SA-Berlin wurde eine 
Umfrage durchgeführt, der zufolge bei einzelnen Stürmen sogar 
55 Prozent der Mitglieder ehemalige Kommunisten waren 286 . Bei 
einem Aufmarsch der Nationalsozialisten in Braunschweig trug 
eine Berliner Gruppe der SA sogar noch die Uniform des »Kampf¬ 
bundes gegen den Faschismus« und war nur durch Armbinden als 
S Azu erkennen 287 . Die Gründe für einen Wechsel der Fronten kön¬ 
nen ideologischer Art gewesen sein. Dies dürfte vor allem bei 
exponierteren Leuten der Fall gewesen sein, die bei Versammlun¬ 
gen nun nationalsozialistisches Gedankengut glaubhaft vertreten 
mußten. Sie können aber auch durch bestimmte Eigenarten der 
SA oder der Hitlerjugend bedingt gewesen sein. Gerade jüngere 
Arbeiter waren keineswegs auf Gedeih und Verderb mit der kom¬ 
munistischen Bewegung verbunden. Die SA war eben nicht allein 
eine paramilitärische Kampforganisation, sondern auch eine Art 
Wohlfahrtseinrichtung. Unter den besser verdienenden Anhän¬ 
gern der Partei gesammelte Nahrung und Kleidung wurde an 
ärmere Parteigenossen verteilt, um die karge staatliche Unter¬ 
stützung aufzubessern 288 . 

Die kommunistische Anhängerschaft war nicht so festgefügt, 
wie die ideologisch bedingte Vorstellung von der »antifaschisti¬ 
schen Kampfgemeinschaft« glauben machen will. Selbst bei orga¬ 
nisierten Antifaschisten existierten enge Verbindungen zur SA. 
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Nach einem internen Bericht der KPD beherrschte die »national¬ 
sozialistische asoziale Ideologie« viele sogenannte Antifaschisten 
im Berliner Stadtteil Neukölln, so daß der »Rote Sturm« wegen 
seiner politischen Mängel aufgelöst wurde. Die engen Kontakte 
datierten noch aus einer Zeit, als Nationalsozialisten und Mitglie¬ 
der dieser Gruppe gemeinsam im Kommunistischen Jugendver- 
band (KJVD) organisiert waren. Später war das Verhältnis der An¬ 
tifa-Gruppe zur SA dann so gut, daß sie auch weiterhin mit Mit¬ 
gliedern der SA befreundet war 289 . 

Gemeinhin scheint es ein weiter Weg vom linken Rand des poli¬ 
tischen Spektrums hinüber zur äußersten Rechten. Stellt man sich 
die politische Landschaft aber in der Form eines Hufeisens vor, 
dann wird deutlich, daß es vielleicht nur eines kleinen Schrittes be¬ 
durfte, um die Fronten zu wechseln. Die Gründe für eine solch 
schwerwiegende und folgenreiche Entscheidung sind sicherlich 
unterschiedlich gewesen. Sie sind jedoch zuallererst im Glauben 
an das nationalsozialistische Programm und den besonderen Stel¬ 
lenwert des Arbeiters darin zu suchen. 

Die NSDAP begrüßte diese Entwicklung, wenngleich sie ihr 
oftmals nicht weit genug ging. »Als der Nationalsozialismus be¬ 
gann, in Norddeutschland und überhaupt außerhalb Münchens 
Fuß zu fassen, da waren es in erster Linie die Gruppen in den Indu¬ 
striegebieten, die mit unglaublicher Zähigkeit die Idee vorwärts 
trugen und einen Stamm von Menschen vereinigten, die selbst den 
Teufel aus der Hölle zu holen bereit waren. Die größten bayeri¬ 
schen Industriestädte Nürnberg und Pirmasens sind nationalsozia¬ 
listische Hochburgen, das industrielle Sachsen zählt zu den 
Gauen, die die meisten Braunhemden aufmarschieren lassen 
können, die Ruhr, Berlin, Hamburg und andere zählen zu den 
stärksten Stützpunkten der Bewegung. [...] Mit Begeisterung 
marschieren sie heute mit der alten Parole: Gegen den Marxismus 
als Sache, gegen das Judentum als Person. Von jeher kämpften die 
Arbeiterkameraden in der NSDAP schwerer als die anderen 
Volksgenossen. Verfemt und terrorisiert als Klassenverräter 
wurde ihnen nichts geschenkt. Blut und Elend kostete das Be¬ 
kenntnis zum Hakenkreuz. In den Fabriken, in den Mietskasernen, 
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auf der Straße mußten sie beweisen, daß sie ganze Kerle sind. Die 
Kämpfe um die Versammlungssäle waren oft nur eine angenehme 
Abwechslung [...] Aber wer hörte den Arbeiterkameraden je kla¬ 
gen? Nach wie vor stellen sie den stärksten Anteil an den Sturmab¬ 
teilungen, nach wie vor opfern und leiden sie freudig und in dem 
stolzen Bewußtsein, trotz ihres wenig geachteten Standes zu den 
besten der Nation zu gehören. Starke Bollwerke sind die national¬ 
sozialistischen Gruppen in den Industriegebieten. Noch hat da der 
Marxismus die breiten Massen in der Hand. Es ist leichter, Men¬ 
schen die an nichts gebunden sind, es seien denn Standesrücksich¬ 
ten oder ähnlicher Qualm, zu gewinnen, als alte Marxisten. Die 
sind gebunden, wohin man schaut. Nationalsozialist werden, 
heißt für sie die Brücken abbrechen zu einer Welt, die ihnen alle 
Hoffnung gab und die heute noch immer auf morgen vertröstet. 
Nationalsozialist werden heiß für sie, nutzlos Beiträge über Bei¬ 
träge geopfert zu haben, heißt oft aus der Gewerkschaft austreten, 
heißt seinen Anteil in der Konsumgenossenschaft fahren lassen, 
heißt aus den Arbeiterturn- und Gesangvereinen hinausgehen 
und manchen verlassen, der Freud und Leid mit ihm geteilt, heißt 
die Kinder aus der freien Schule herausnehmen, heißt ein ganz an¬ 
derer Mensch werden und für das alles Hohn und Schikanen und 
Kampf jeder Art einstecken. Der Großteil der Arbeitsmenschen, 
die das fertig bekamen, das sind wirklich trotz zerrissener Hände 
der Adel der Nation. [...] Der Nationalsozialismus hat endgültig 
gesiegt, wenn der Großteil der deutschen Arbeiterschaft in unse¬ 
ren Reihen steht, wenn die rassisch gesunde Arbeiterjugend unter 
unserem Banner marschiert. [...] Denn der echte Nationalsozia¬ 
list weiß, daß Deutschlands ärmster Sohn, einmal gewonnen, sein 
treuester ist.« 290 

Diese Beobachtungen deckten sich mit denen des Ministerial¬ 
rats Dr. Jarich, der in einem Vortrag den Innenministern der Län¬ 
der seine Einschätzung für die Gründe der kommunistischen 
Übertritte zur NSDAP mitteilte. Denn auch in einigen Städten 
des Ruhrgebiets, besonders in Hagen, hatte die Polizei ein Wech¬ 
seln der Fronten beobachten können. Jarich erklärte sich dieses 
Phänomen dadurch, daß einzelne Kommunisten offensichtlich 
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hofften, nach einer Machtübernahme durch die Nationalsozia¬ 
listen ihre Ziele durchführen zu können 291 . 

Mitte April 1931 glaubten die Kommunisten einen kurzen 
Augenblick lang, erneute Unruhen in der NSDAP seien Folge der 
eigenen Propaganda. Aber Walter Stennes, der Oberste SA-Füh- 
rer-Ost, machte keine Anstalten, seine Gegnerschaft zur NSDAP 
in Zuneigung zur KPD zu verwandeln 292 . Eine Zusammenarbeit 
von Stennes mit der KPD hätte allerdings noch weit größere Ver¬ 
wunderung hervorrufen müssen als der Übertritt Richard Scherin- 
gers kurz zuvor. Denn gerade gegen den Berliner SA-Führer wa¬ 
ren zwei Monate zuvor Gerüchte von seiten der KPD in Umlauf 
gebracht worden. In einer Sitzung der »Staffel Wassertor« des 
Kampfbundes gegen den Faschismus mit demThema »Faschismus 
ohne Maske« verkündete der Referent, daß der von seiten der 
NSDAP bekannte Hauptmann Stennes häufig als Jude verkleidet 
nach Riga fahre, um die Verbindung mit den Randstaaten in bezug 
auf den Interventionskrieg gegen Rußland aufrecht zu erhalten 293 . 

Der Entschluß von Stennes und seinen Getreuen, gegen die Par¬ 
teiführung zu putschen, war durch den angeblichen Verlust »revo¬ 
lutionärer Schwungkraft der SA« motiviert. Der politischen Lei¬ 
tung in München warf man vor, die Revolutionsarmee durch ihr 
Einschwenken auf den Legalitätskurs mit bürgerlich-liberalisti- 
schen Tendenzen durchsetzt und damit die ursprünglichen Ziele 
verraten zu haben. Der Stennes-Putsch hatte seine Ursachen in 
innerparteilichen Differenzen über den zukünftigen Kurs der 
NSDAP Die kommunistische Weltbewegung aber versuchte, 
diese Unzufriedenheit für sich auszunutzen und sah darin eine ein¬ 
leuchtende Bestätigung der eigenen Prognosen. Sogar die Prawda 
widmete den Auseinandersetzungen in der NSDAP einen Artikel. 
Zwar sei es, so hieß es dort, den Nationalsozialisten früher einige 
Male gelungen, proletarische Elemente für sich zu gewinnen, jetzt 
aber stünden diese Elemente im Begriff, »nach links abzumar¬ 
schieren« 294 . In den Tagen nach Ausbruch der Meuterei druckte 
die Rote Fahne Berichte von der Lage in der Berliner SA. Die Ber¬ 
liner Parteiorganisation der KPD öffnete ihre Versammlungen 
für Stennes und seine Anhänger. Kippenberger forderte die Ge- 
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treuen des SA-Hauptmanns in der Roten Fahne ausdrücklich zum 
Übertritt auf. Doch insgesamt war der Antikommunismus der 
Stennes-Leute stärker als ihre Unzufriedenheit mit der NSDAP. 
Sie weigerten sich sogar, der Kampfgruppe Otto Strassers beizu¬ 
treten, deren Mitglieder sie für Kommunistenfreunde hielten 295 . 
Wenn es dem Kampfbund gegen den Faschismus tatsächlich ge¬ 
lang, einige der Stennes-Leute zu Auftritten vor Kommunisten zu 
gewinnen, dann waren dies Ausnahmen oder kommunistische Fäl¬ 
schungen. Auf einer Versammlung in Essen stellte der frühere SA- 
Führer Otto Größe aus Herne Stennes als ehrlichen Kämpfer dar, 
der die Schandtaten der Partei nicht mehr länger habe mit an- 
sehen können 296 . Stennes habe, so sah man es in der Parteispitze 
der KPD, mit seinen Männern einen Schritt in die richtige Rich¬ 
tung unternommen. Dann sei er auf halbem Wege stehengeblie¬ 
ben 297 . Ein anderer aber war den »richtigen« Weg bis zu Ende 
gegangen. Er wurde zu einer Symbolfigur der kommunistischen 
Einheitsfrontbemühungen in Richtung NSDAP. 


Richard Scheringers Wechsel zur KPD 

Vor dem Hintergrund des ununterbrochenen, aber im wesentli¬ 
chen erfolglosen Werbens um proletarische Anhänger der NSDAP 
muß die Erklärung verstanden werden, die der kommunistische 
Reichstagsabgeordnete Hans Kippenberger am 19. März 1931 im 
Reichstag verlas 298 . Allseits herrschte große Verwunderung bis hin 
zur Ungläubigkeit, als klar wurde, daß der bekannte Anhänger 
des Nationalsozialismus, der Reichswehrleutnant Richard Sche- 
ringer, zur KPD übergetreten war. Scheringer war einer der drei 
Ulmer Reichswehroffiziere, die ein halbes Jahr zuvor im Hochver¬ 
ratsprozeß vor dem Leipziger Reichsgericht zu anderthalb Jahren 
Festungshaft verurteilt worden waren 299 . Noch während der 
Untersuchungshaft hatte er damals öffentlich seine Sympathien 
für den Nationalsozialismus geäußert. Beklagenswert erschien 
dem national gesonnenen Offizier die schwächliche Haltung sei¬ 
ner Vorgesetzten, die ständig gegenüber marxistisch-pazifistischen 
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Tendenzen klein beigaben. Scheringer zeigte sich beunruhigt über 
die mangelnden Gemeinsamkeiten der Reichswehr mit den natio¬ 
nalen Wehrverbänden, vor allem der SA, als Deutschland von 
außen und von innen existentielle Gefahren drohten 300 . In der 
Festung Gollnow hatte sich der überzeugte Nationalsozialist von 
seinen kommunistischen Zellengenossen beeinflussen lassen und 
verwandelte sich in einen überzeugten Kommunisten. Erklärun¬ 
gen wie die Neumanns zu einem Bündnis zwischen deutschem 
Proletariat und der Sowjetunion nahm Scheringer positiv auf. An¬ 
geregt durch die von den kommunistischen Mitgefangenen geäu¬ 
ßerten Ideen, studierte Scheringer in der Festungshaft die Werke 
von Marx, Engels und Lenin 301 . Aber erst nach Gesprächen mit 
Goebbels und Hitler folgte der endgültige Bruch mit der NSDAP. 
Nach Angaben Scheringers hatte Goebbels den Punkt 13 des 
nationalsozialistischen Programms, in dem die Verstaatlichung 
der Industrie gefordert wurde, als undurchführbar abgelehnt. Die 
Thesen Gottfried Feders von der Brechung der Zinsknechtschaft 
seien Unsinn; »brechen müsse nur der, der den Unsinn lese«. Völ¬ 
lig unbefriedigt und ratlos besuchte Scheringer vom 22. bis 28. Fe¬ 
bruar Adolf Hitler in München. Aber statt Antworten auf seine 
drängenden Fragen zu finden, bot Hitler Scheringer gut dotierte 
Posten in der Partei an. Mit wem er in München sonst noch 
sprach, überall erhielt er die gleiche Antwort: »Legalität! Die 
Partei wird auf legalem Wege zur Macht kommen und lehnt jede 
Gewaltmaßnahmen« ab. Der Unwille der nationalsozialistischen 
Führer zu einem Bündnis mit der Sowjetunion gegen den Westen, 
ihre Sympathie für die kapitalistische Wirtschaftsordnung und die 
gleichzeitige Beteuerung Kippenbergers, die Kommunisten seien 
keine Pazifisten, bewegten den Zweifelnden zum Übertritt. In sei¬ 
ner Gefängniszelle vertauschte er das Hitlerbild mit dem des so¬ 
wjetischen Marschalls Woroschilow 302 . 

Aus jedem Satz Scheringers, den Kippenberger im Reichstag 
verlas, sprach tief empfundene Enttäuschung über die Politiker 
der NSDAP. In anderer Form hatte man die Vorwürfe des Reichs¬ 
wehrleutnants in kommunistischen Broschüren allerdings bereits 
lesen können. Die praktische Politik der nationalsozialistischen 
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Führer widerspreche den radikalen Phrasen. Die Hitler und Ro¬ 
senberg würden zusammen mit der deutschen Bourgeoisie ge¬ 
meinsame Sache mit den kapitalistischen Raubstaaten machen. 
Jedem, der für die nationale und soziale Befreiung des deutschen 
Volkes eintrete, habe »[...] Lenin den Weg gezeigt, als er kurz vor 
der bolschewistischen Oktoberrevolution die Aufgaben des revo¬ 
lutionären Krieges zur Verteidigung des proletarischen Vaterlan¬ 
des gegen die imperialistischen Raubstaaten und Interventions¬ 
truppen proklamierte: Wir werden zu >Vaterlandsverteidigern< 
werden, wir werden uns an die Spitze der Kriegsparteien stellen. 
Wir werden zu der kriegerischstem Partei werden, wir werden 
den Krieg wahrhaft revolutionär führen. Wir werden den Kapitali¬ 
sten das ganze Brot und alle Stiefel wegnehmen. Wir werden ihnen 
Brotkrumen zurücklassen, wir werden sie in Bastschuhe kleiden. 
Wir werden das ganze Brot und das ganze Schuhzeug an die Front 
schicken .« 303 

Allem Anschein nach stammte die Erklärung nicht allein aus 
Scheringers Feder. Seine neuen politischen Weggenossen werden 
Entscheidendes mit formuliert haben. Scheringer war eigenen 
Aussagen zufolge Patriot und Sozialist, und deshalb hatte er sich 
zunächst zur NSDAP hingezogen gefühlt. Sie hielt er für die radi¬ 
kalste Anti-Versailles-Partei. Nach eigener Aussage glaubte Sche¬ 
ringer, bei der KPD all das gefunden zu haben, was er bei der 
NSDAP vergeblich gesucht habe, nämlich die Möglichkeit der 
nationalen Befreiung Deutschlands 304 . Nationale Befreiung war 
für Scheringer kein leerer Begriff, sondern beinhaltete für ihn 
auch eine Sicherung der Erwerbsmöglichkeit für deutsche Arbei¬ 
ter gegenüber ihren polnischen Klassengenossen. So ereiferte sich 
Scheringer in einer kommunistischen Flugschrift über die Be¬ 
schäftigung polnischer Wanderarbeiter auf dem Gut des national¬ 
sozialistischen Gauleiters von Pommern, von Korswandt, wäh¬ 
rend gerade in dieser Gegend bei deutschen Landarbeitern eine 
hohe Arbeitslosenquote zu verzeichnen gewesen sei 305 . Diese 
nationalistischen Töne waren ungewohnt in kommunistischen 
Flugschriften. Es kann nur vermutet werden, daß man, um Sche¬ 
ringer bei der Stange zu halten, diesem Freiheiten gestattete, die 
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sonst in der Partei undenkbar gewesen waren. Scheringer entfal¬ 
tete nach seinem Übertritt zur KPD eine rege publizistischeTätig- 
keit. Am 3. April richtete er einen offenen Brief an die SABerlins, 
die er aufforderte, seinem Beispiel zu folgen. Gemeinsam werde 
man »[...] die deutsche Armee der Arbeiter, Bauern und Soldaten 
formieren! Wir werden die Friedensverträge zerreißen.« 306 In kur¬ 
zer Zeit war aus dem Zweifler an der Politik der NSDAP ein Par¬ 
teigänger der KPD geworden. Scheringer setzte alles daran, jene, 
die in Hitler den Sozialrevolutionär sehen wollten, eines besseren 
zu belehren. »Gerade die sture Haltung Hitlers in der Kolonial¬ 
frage und in der Frage des internationalen Klassenkampfes zeigt, 
daß er kein Revolutionär ist, daß er nicht mit allen Mitteln um die 
Freiheit kämpfen will, daß er vielmehr unternehmerfreundlich 
eingestellt ist und damit beim Entscheidungskampf mit seinen 
Sturmabteilungen auf der konterrevolutionären Seite der Barri¬ 
kade stehen wird. Er wird dort stehen, wo die Bürogenerale und 
alle Kapitalisten, jüdische und nichtjüdische, stehen werden.« 307 
Es sind die gleichen »Entlarvungsargumente«, die auch von der 
KPD gegen die Nationalsozialisten ins Feld geführt worden wa¬ 
ren: Fehlende Radikalität in der nationalen Frage, Sozialismus 
lediglich als Lippenbekenntnis, Byzantinismus. Aus dem Mund 
eines früher aktiven Mitgliedes des NSDAP sollte die Agitation 
an Glaubwürdigkeit gewinnen 308 . Aber gerade eine Formulierung 
wie »internationaler Klassenkampf« war einem nationalen Mann 
wie Scheringer noch vor wenigen Wochen nicht über die Lippen 
gegangen. Dies zeigte, wie rasch die Agitationsabteilung der Par¬ 
tei es verstand, seine Aufrufe auf Linie zu bringen. 

Mit großer Selbstverständlichkeit nutzten die Agitatoren der 
KPD Scheringers Aktion. Flugblätter, in denen seine Argumenta¬ 
tion der nationalen Rechten nahegebracht werden sollte, wurden 
in den Industriegebieten Deutschlands verteilt. Die KPD glaubte, 
den Mann gefunden zu haben, auf den Nationalsozialisten hörten. 
In den Wochen nach Scheringers Übertritt rauschte eine wahre 
Flut von kommunistischem Agitationsmaterial auf die SA nieder. 
Broschüren beschrieben, »wie Leutnant Scheringer zur KPD 
kam« 309 . Auf einer Konferenz von Instrukteuren und Pol.-Leitern 
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des Unterbezirks Nordwest der KPD hielt man die Zeit für gekom¬ 
men, um die Nazis »[...] auf den Gegensatz zwischen unteren pro¬ 
letarischen und oberen nicht-proletarischen Mitgliedern hinzu¬ 
weisen«. Der Fall Scheringer diente als erneuter Beweis für den 
Erfolg der Taktik der letzten Monate 310 . Auch in der Folgezeit kur¬ 
sierten Flugblätter, die sich unter Berufung auf das Vorbild Sche¬ 
ringer an die werktätigen Wähler der NSDAP richteten und alle 
ehrlichen Kämpfer gegen das Hungersystem aufforderten, sich in 
die Einheitsfront des Proletariats einzureihen, um die kapitalisti¬ 
sche Knechtschaft zu brechen 311 . In einem weiteren Schreiben aus 
der Festungshaft »An die SA Berlins« nahm der Überläufer Stel¬ 
lung zu den Unruhen in der Berliner Parteiorganisation 312 . Sten- 
nes war für Scheringer ein politischer Sektierer, dem der notwen¬ 
dige politische Instinkt fehlte. Seinen ehemaligen Kameraden rief 
er zu, es ihm gleichzutun. »Wir werden die deutsche rote Armee 
der Arbeiter, Bauern und Soldaten formieren! [...] Wir werden im 
gemeinsamen Kampf mit den Unterdrückten aller Länder den in¬ 
ternationalen Kapitalismus zerbrechen!« 

Aber trotz seines unermüdlichen Einsatzes für die KPD ging 
von Scheringer kein direkter Einfluß auf die Programmatik der 
Partei aus. Er wurde vereinnahmt und instrumentalisiert. Er 
sollte die Leute vom proletarischen Flügel der NSDAP für die 
KPD gewinnen, sollte Gleichgesinnte bei der Reichswehr beein¬ 
drucken. Der Kurs der KPD blieb jedoch anders als 1923 von 
nationalistischen Tendenzen frei. Energisch verwehrte man sich 
gegen den Vorwurf des Nationalbolschewismus: »Wir waren und 
wir sind niemals Nationalbolschewisten. [...] Wir machen dem Na¬ 
tionalismus aller Spielarten keinen Fingerbreit Zugeständnisse. 
Wir sind Internationalisten bis auf das Mark unserer Knochen.« 313 

Wie groß die Wirkung Scheringers tatsächlich gewesen ist, läßt 
sich nur schwer feststellen. Für die Essener Polizei ist der Fund 
eines Briefes von Scheringer bei dem Mörder des SS-Mannes 
Erich Garthe, Hermann van’t Ende, von erheblicher Bedeu¬ 
tung 314 . Die Polizei vermutete gar, daß Scheringer noch aus der 
Gollnower Haft konspirativ tätig wurde, womöglich an der Vorbe¬ 
reitung von Straftaten mitwirkte. Auch im Zusammenhang mit 
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den Polizistenmorden am Bülowplatz unterstellte der Angriff eine 
Mittäterschaft Scheringers 315 . Dies aber dürfte nicht der Wahrheit 
entsprochen haben. Zumindest findet sich in den Gerichtsakten 
nicht der geringste Hinweis auf eine solche Unterstellung. 

Die Hoffnung der Kommunisten war zugleich die Sorge der üb¬ 
rigen Parteien. Würde das Beispiel Scheringers Schule machen, 
schwante einer breiten Öffentlichkeit Schlimmes. »Meine Herren 
Börsenfürsten, Generale a. D., Großindustrielle, wollen Sie Sche¬ 
ringeis Wandlung im Großen miterleben?« fragte Rudolf Olden 
im Berliner Tageblatt 3l6 . Im rechten Lager befürchtete man die Ge¬ 
fahr der Radikalisierung, die ja gerade darin bestand, »[...] daß 
die Extreme sich berühren, die Grenzen allzu leicht verwischt wer¬ 
den und die radikalen Phrasen des Nationalsozialismus ohne 
Zwang sich in die radikalen Phrasen des Kommunismus einfügen 
lassen.« 317 Warnend meinte die Vossische Zeitung: »Was der frühere 
Leutnant Scheringer an die kommunistische Partei geschrieben 
hat, sehen hellsichtig einigeTausend, empfinden dumpf Millionen 
Wähler, die am 14. September mehr gefühlsmäßig als bewußt für 
die nationalsozialistische Liste gestimmt haben.« 318 In bürger¬ 
lichen Kreisen hielt man die Nationalsozialisten für eine tempo¬ 
räre Erscheinung mit ungenügender Kohärenz, um langfristig 
eine wirkliche Gefahr darzustellen. Im Frühjahr 1931 empfanden 
weite Kreise die Kommunisten offensichtlich als die bei weitem 
bedrohlichere Macht. »Der nationalsozialistische Brei wird all¬ 
mählich auseinanderfließen, aber die kommunistische Masse wird 
sich mächtig ausbreiten und verhärten, und wie werden dann die 
nächsten Wahlen aussehen, wie wird dann noch ein Reichstag ar¬ 
beitsfähig sein?« 319 Das bei Reichs- und Landtagswahlen sich im¬ 
mer deutlicher abzeichnende Verschwinden der beiden liberalen 
Parteien erklärte sich der Kommentator der Wahlen zur Hambur¬ 
ger Bürgerschaft des Jahres 1931 mit der zunehmenden Konfron¬ 
tation der beiden immer stärker werdenden Bewegungen. »Die 
sogenannte bürgerliche Wählerschaft hat gestern klar zum Aus¬ 
druck gebracht, daß sie endlich erkennt, um was es in Deutschland 
geht und sich eingereiht in die Abwehrfront gegen den Bolschewis¬ 
mus. Da mag mancher, der seine Stimme der Liste 7 gab, mit dem 
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Programm Hitlers nicht in allen Punkten einverstanden sein, da 
mag vielen in der jungen Bewegung dies oder jenes nicht passen, 
aber alle, die sich jetzt unter der Hakenkreuzfahne zusammenge¬ 
schart haben, sind sich doch im Prinzip einig über die Marschrich¬ 
tung und ordnen kleine trennende Meinungsunterschiede ein un¬ 
ter die gemeinsame höhere Zielsetzung. Nein, es kommt heute 
nicht an auf ein paar Sitze mehr oder weniger im Parlament, auf 
Koalitionsgewurstel und Kuhhandel um Posten und Postchen, es 
geht nicht mehr um Berufsstände, um Arbeiterschaft oder Bürger¬ 
tum, arm oder reich, nein, um das ganze deutsche Volk geht es, 
und unerbittlich reift die Entscheidung heran über die Zusammen¬ 
fassung des ganzen Volkes unter bolschewistischer oder national¬ 
sozialistischer Prägung.« 320 

Diese im Bürgertum herrschende Angst sollte sich noch verstär¬ 
ken durch einen in der Roten Fahne veröffentlichten Aufruf, in 
dem sich ehemalige Offiziere und Führer nationalsozialistischer 
Verbände zum Kommunismus bekannten 321 . In der gleichen Aus¬ 
gabe war die Teilnahme der KPD am Volksentscheid gegen die 
preußische Regierung bekanntgegeben worden. Charakteristisch 
für das Verständnis der Kommunisten war es, daß in dieser Liste, 
die ein gutes Dutzend Namen umfaßt, Reichswehroffiziere, hoch¬ 
rangige Polizeibeamte, ein Stahlhelmgauführer und der ehema¬ 
lige stellvertretende Gauführer der NSDAP-Brandenburg in einem 
Atemzug genannt wurden. Bezeichnend war auch, was über einen 
der Überläufer, den Geraer Polizeihauptmann a.D. Erich Fülle, 
vom thüringischen Innenministerium mitgeteilt wurde 322 . Fülle 
war wegen seines Eintretens für die KPD aus der Berliner Polizei 
ausgeschlossen worden. Danach war er vom ZK der KPD nach 
Thüringen abgeordnet worden, um dort Reichswehr und Polizei 
für die kommunistischen Ideen zu gewinnen. In aller Öffentlich¬ 
keit zeigte er sich vom Zustandekommen eines Sowjetdeutsch¬ 
lands noch in diesem Jahr überzeugt und drohte unverhohlen mit 
der Parteinahme vieler seiner Kollegen für die KPD, die sich im 
Ernstfall in die Kampffront der Kommunisten einreihen würden. 
Alle Polizeioffiziere, die in diesem Sommer in die KPD eingetre¬ 
ten seien, habe man bereits für mehrere Wochen auf Kosten der 
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KPD nach Rußland zur Teilnahme an politischen Schulungskur¬ 
sen beordert, um nach ihrer Rückkehr in Deutschland eine Rote 
Armee zu organisieren. 

Wenngleich die Einschätzung Fülles aus einem überzogenen 
Wunschdenken resultierte, und gerade in Berlin in der täglichen 
Auseinandersetzung mit den Kommunisten der Polizei kaum Sym¬ 
pathien für die radikale Linke nachgesagt werden konnten, wird 
die Verunsicherung in der Bevölkerung durch solche Äußerungen 
verstärkt worden sein. Die wirkliche Motivation der Überläufer 
läßt sich nur vermuten.Trauten sie die Lösung der nationalen und 
sozialen Probleme eher den radikalen programmatischen Verhei¬ 
ßungen der Kommunisten zu? Wenn dies der Fall war, würden sich 
dann nicht die Schwankenden in der politischen Mitte eher den 
weniger radikalen Nationalsozialisten zuwenden, die Gleiches 
versprachen? 

Denn es schien so, als ob der ganz große Erfolg der regen Propa¬ 
gandatätigkeit der Kommunisten ausgeblieben war. Die von den 
Unterzeichnern des Aufrufs neu gegründete Zeitschrift Außruch, 
Kampfblatt im Sinne des Leutnants a. D. Scheringer bemühte sich 
besonders um Reichswehroffiziere und gebildete Vertreter des 
Mittelstandes. Neben den zur KPD übergetretenen Nationalisten 
und Patrioten publizierten darin auch orthodoxe Kommunisten 
wie der Schriftsteller Alfred Kurelia oder Hans Kippenberger 
selbst, der den »Aufbruch-Kreis« in den von ihm befehligten Mili¬ 
tär-Apparat eingegliedert hatte. Dieser Arbeitskreis existierte seit 
Mitte des Jahres 1931 als Vereinigung, in der sich Unzufriedene 
aus dem Lager der NSDAP zusammengeschlossen hatten. Er 
unterhielt enge Verbindungen zum kommunistischen Nachrich¬ 
tendienst und hatte sich die Zersetzung der NSDAP zum Ziel 
gesetzt. Die Zeitschrift des Kreises veröffentlichte neben ausführ¬ 
lichem Material über die Sowjetunion, über Kriegslehre undTak- 
tik der Roten Armee Grundsatzaufsätze zu Fragen der Innen- und 
Außenpolitik. Um den Beweis anzutreten, daß die KPD sich kon¬ 
sequent mit der nationalen Frage beschäftigt hatte, wurden zahl¬ 
reiche Manifeste und Resolutionen zusammengetragen. Kämpfe 
der frühen Nachkriegsjahre erschienen mit einem Mal als »Wider- 
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stand der revolutionärenTeile der Arbeiterschaft gegen Versailles«, 
weil dieses Vertragssystem den Kapitalismus gefestigt habe 323 . 

So fand am 13. November 1931 unter der Parole »Gewinnung 
der ehrlichen revolutionären Kräfte aus dem Lager der NSDAP« 
eine Veranstaltung statt, die von Karl-August Wittfogel geleitet 
wurde. Dort betonte Wittfogel die Notwendigkeit des Bürgerkrie¬ 
ges für die angestrebte proletarische Diktatur. Auf anderen Ver¬ 
sammlungen diskutierte man Themen wie »Hitler oder Lenin« 
oder »Nation und Kommunismus« 324 . Die Frage, ob die nationale 
oder die internationale, die kleine oder die große Lösung Antwor¬ 
ten auf die Gegenwartsprobleme bringen konnte, war im intellek¬ 
tuellen Umfeld der Radikalparteien heftig umstritten. Aber be¬ 
merkenswerte Übertritte weiterer SA-Männer oder von Reichs¬ 
wehroffizieren sind nicht bekannt geworden 325 . Eine irgendwie 
geartete Verbindung bolschewistischer und nationalistischer 
Gedanken hatte auf die Intelligenz einen nicht unerheblichen 
Eindruck gemacht. Massen konnten die geistigen Gefolgsleute 
Scheringers jedoch nicht bewegen. Insgesamt dürfte der Auf¬ 
bruch-Arbeitskreis kaum mehr als einige hundert Mitglieder ge¬ 
habt haben. In bürgerlichen Schichten war das Mißtrauen gegen 
den russischen Weg allzu tief verwurzelt. Aber auch hinsichtlich 
der Mittelschichten und vor allem der Bauern versuchte die KPD, 
sich ganz im Sinne einer Volkspartei zu öffnen, um der tatsäch¬ 
lichen Volkspartei Konkurrenz zu machen. 

Ein Ergebnis der »Programmerklärung zur nationalen und so¬ 
zialen Befreiung des deutschen Volkes« war die verstärkte Bear¬ 
beitung von Schichten, die eigentlich nicht zur Klientel der Kom¬ 
munisten zählten. Angestellte, Beamte, Kleinindustrielle und 
Einzelhändler sollten durch speziell auf sie zugeschnittene Pro¬ 
gramme angesprochen werden. Gerade die Bevölkerungsgruppen, 
die am stärksten mit den Nationalsozialisten sympathisierten, 
wurden mit den Zielen des Kommunismus vertraut gemacht. In 
einer differenzierten Analyse hatte Hans Jäger trotz des von ihm 
nicht geleugneten proletarischen Anhangs in den Mittelschichten 
das Kernstück des nationalsozialistischen Massenanhangs er¬ 
kannt. Denn dieses bildete die »Brücke« zwischen Unternehmern 
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und Arbeitern zur »Herstellung derVolksgemeinschaft«. Jäger be¬ 
klagte das fehlende Verständnis der eigenen Propaganda für diese 
Bevölkerungsgruppe. Im Grunde sei den Angestellten der Klas¬ 
senkampfgedanke sehr vertraut, stünden sie im Handel und Ban¬ 
kenwesen mehr jüdischen Arbeitgebern gegenüber als die Arbei¬ 
ter in der Industrie. Ebenso gehörten die Bauern, die durch ihre 
Erlebnisse mit Getreide- und Viehhändlern für einen »verball¬ 
hornten Klassenkampf« in Gestalt des Antisemitismus zugänglich 
waren, zu Unrecht zu den von den Kommunisten vernachlässigten 
Schichten, obwohl ihre soziale Situation kaum besser war als die 
der Arbeiter 326 . Zudem hatte die KPD begriffen, daß »es in der 
kommenden Volksrevolution keine Vendee, keinen weißen Ring 
um die Städte geben darf« 327 . 

Besondere Programme verglichen die Versprechungen der Na¬ 
tionalsozialisten mit den eigenen. Das am 16. Mai 1931 veröffent¬ 
lichte »Bauernhilfsprogramm« betonte die Notwendigkeit einer 
gemeinsamen Front von Arbeitern und Bauern. Mit dem »Reichs¬ 
bauernbund« wurde eine Organisation ins Leben gerufen, deren 
Namen unverfänglich klingen sollte, die aber vollständig unter 
kommunistischem Einfluß stand und dem »Internationalen Bau¬ 
ernrat« in Moskau angeschlossen war. Mit vermehrter Energie 
betrieb die KPD ihre Propaganda zur »Mobilisierung der Land¬ 
arbeiter und armen Bauernmassen« im Zeichen einer verschärf¬ 
ten Agrarkrise. Eine Symbolfigur war rasch gefunden. Was Sche- 
ringer für die Reichswehroffiziere, das sollte Bodo Uhse für die 
Bauern sein. Uhse war Mitglied der NSDAP und der Landvolk¬ 
bewegung gewesen. Anfang 1931 trat er spektakulär zur KPD 
über. Auf Kongressen des »Kampfkomitees werktätiger Bauern« 
berichtete er von seinen negativen Erfahrungen bei der NSDAP 
und den Gründen, die ihn den Weg zur KPD finden ließen 328 . 
Begeistert begrüßte er das »Bauernhilfsprogramm«, mit dem die 
Arbeiter den Bauern die Hand reichten. Nach russischem Vorbild 
wurden Dorfkomitees gegründet, die überparteilich erscheinen 
sollten. In Vorbereitung des ersten Reichs-Bauern-Kongresses un¬ 
ternahm Uhse als Führer dieser Komitees eine Rußlandreise, von 
der er nach seiner Rückkehr enthusiastisch berichtete 329 . 
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Die KPD versuchte ebenso wie die NSDAP, die Landvolkbewe¬ 
gung für ihre Ziele einzuspannen. In einer Ausgabe ihres Publika¬ 
tionsorgans Neue Deutsche Bauernzeitung wurde die eigene Ein¬ 
stellung mit der der Nationalsozialisten und der Kommunisten 
zum bäuerlichen Eigentum verglichen. Die Nationalsozialisten 
wurden bezichtigt, die kleinen Bauernwirtschaften rigoros ent¬ 
eignen zu wollen, während die Großgrundbesitzer verschont blei¬ 
ben sollten. Die Kommunisten ihrerseits wiesen eine Enteignung 
der Kleinbauern weit von sich. Sie propagierten, wie es beschöni¬ 
gend und verschleiernd zugleich hieß, den »freiwilligen Übergang 
zur Genossenschaft (Kollektiv) nach sowjetischem Vorbild«, um 
den Bauern den Absturz ins Proletariat zu ersparen 330 . Im Früh¬ 
jahr 1931 beschloß das EKKI-Plenum die Einbeziehung der »Mit¬ 
telbauern« in die Landpropaganda 331 . In Konkurrenz mit den 
Nationalsozialisten führte der Kampfbund gegen den Faschismus 
während der Getreideernte eine rege Versammlungstätigkeit un¬ 
ter den werktätigen Bauern durch. Dorf- und Bauernwehren wur¬ 
den geschaffen, ein allgemeiner Landarbeiterstreik organisiert 
und eine Protestaktion für die Freilassung des revolutionären 
Bauernführers Claus Heim angeregt 332 . 

Ob sich die Bauern letztendlich von den kommunistischen Paro¬ 
len angesprochen fühlten, mag bezweifelt werden. Ein »Lehrbrief 
über Faschismus und Sozialfaschismus« der Agitprop-Abteilung 
setzte sich mit dem Wesen des Nationalsozialismus auseinander 333 . 
In epischer Breite wurden hier ideologisch korrekt die Fragen be¬ 
antwortet, die sich bei Diskussionen an der Basis ergeben hatten. 
Feststellungen der Komintern galten als nicht weiter zu begrün¬ 
dende Wahrheiten, die aus der unmittelbaren Anschauung resul¬ 
tierendes, eigenständiges Denken überflüssig machten. Bei der 
Beschreibung der »Klassenstruktur des Faschismus« ist der sowje¬ 
tische Einfluß unübersehbar. Die Kader der NSDAP bestünden 
aus bestochenen, berufsmäßigen »Weißgardisten« und, besonders 
in kleinbürgerlichen Gegenden, aus »Elementen des Kulaken- 
tums« 334 . Diese Projizierung innersowjetischer Vorgänge auf 
Deutschland verwirrte potentielle Parteigänger der KPD in der 
Bauernschaft. Die bürgerkriegsähnliche Atmosphäre, die in den 
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Jahren 1930-1933 in der Sowjetunion infolge des verzweifelten 
Widerstandes der Bauern gegen die stalinistischen Zwangskollek¬ 
tivierungen herrschte, übertrug die Komintern auf alle ihre Sek¬ 
tionen. Mit der speziellen Situation in den einzelnen Ländern 
hatte diese Sichtweise nur wenig gemeinsam und dürfte bei den 
einfachen Mitgliedern zu einem Entfremdungsprozeß geführt 
haben 335 . 

Jäger mußte erkennen, daß die »verzerrte Berichterstattung« 
der Nationalsozialisten über die Maßnahmen gegen die Kulaken 
in der Sowjetunion, »über die Kollektivisierung [sic!], die Greuel¬ 
märchen, die Frage der Gottlosenbewegung, die falsche Darstel¬ 
lung der Lage der Wolgadeutschen eine Hauptrolle« beim Schei¬ 
tern der kommunistischen Landpropaganda gespielt hat 336 . In der 
Tat hatte die nationalsozialistische Propaganda nichts unversucht 
gelassen, um die Zustände in Rußland mit denen in Deutschland 
zu vergleichen. Der deutsche Bauer habe keineVeranlassung, die 
russischen Verhältnisse herbeizusehnen. Zwar seien die Bauern 
auch in Deutschland nicht auf Rosen gebettet, aber immerhin sei 
der deutsche Bauer noch Eigentümer seiner Scholle. Der Kom¬ 
munismus Lenins habe dagegen durch Einführung der Kollektiv¬ 
wirtschaft dem Bauern sein direktes Eigentum genommen. Der 
russische Bauer sei heute Sklave des herrschenden Systems 337 . Wie 
die Geier umflatterten die Kommunisten das deutsche Landvolk. 
»Die Kommunisten, die sich seit Jahr und Tag nicht genug beeilen 
konnten, um im Reichstag jeden Antrag, der der deutschen Bau¬ 
ernnot notwendigste Hilfe geben könnte, niederzustimmen, wol¬ 
len heute die durch marxistische Reichstagspolitik ruinierte Land¬ 
wirtschaft noch obendrein hinter die rote Hungerfahne locken. 
[...] Landauf, landab durchstreifen kommunistische Trupps die 
Dörfer und zwingen oft den einzelnen Bauer, ihnen ihre gerissen 
aufgemachte >Neue Bauernzeitung< und ähnliche Lockmittel ab¬ 
zukaufen.« Doch die Entlohnungspraxis der Sowjets sei in Wirk¬ 
lichkeit schlimmstes kapitalistisches Gebaren. Die Kollektivwirt¬ 
schaften von gigantischem Ausmaß erwiesen sich als Ausbeutungs¬ 
zentren. »Der deutsche Bauer kann sich nun entscheiden, ob er 
seinen Besitz behalten will oder unter kommunistischem Regime 
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nach derselben Methode, mit der die heutigen Finanzämter ihn 
ausplündern, den Rest von Selbständigkeit verlieren will.« 338 Mit 
Vorliebe gab die nationalsozialistische Presse Berichte wieder, die 
Authentisches aus »Sowjetjudäa« berichteten. Deutsche Bauern 
aus der Sowjetunion, die in Swinemünde einem Auswanderer¬ 
schiff entstiegen waren, beklagten ihr hartes Los. Sowjetkommis¬ 
sare hätten ihnen ihr gesamtes Hab und Gut weggenommen, Hun¬ 
ger und Kälte jede Hoffnung genommen. »Diese Elendstrans¬ 
porte sollten unsere KPD-Genossen einmal sehen. Das sind keine 
>Kulaki,<, d.h. Großbauern-Ausbeuter, sondern Opfer der Mos¬ 
kauer Parasiten. Aber gewissen Berliner Intellektuellen - auch 
nationalistischem - täte es gut, hier Anschauungsunterricht zu 
nehmen, anstatt das dümmste Zeug über den neuen Staat< zu 
schwätzen.« 339 

Eine programmatische Auseinandersetzung mit den Parteien 
der Mitte und der SPD, die über Beschimpfungen hinausging, 
fand von seiten der KPD nicht statt. Mit den Vorstellungen und 
der Politik der NSDAP in der Bauernfrage beschäftigte man sich 
dagegen ausführlich. In der Schrift »Die Lage der werktätigen 
Bauern in Deutschland« setzten sich die Kommunisten ausschließ¬ 
lich mit dem Programm der Nationalsozialisten auseinander. Deren 
Vorschlägen, durch eine andere Zollpolitik und durch Unterstüt¬ 
zung der Großagrarier die verheerende Situation im Agrarbereich 
zu verbessern, hielten die Kommunisten wiederum die globale Lö¬ 
sung nach sowjetischem Muster entgegen 340 . 

Die Nationalsozialisten ihrerseits setzten sich ebenfalls mit dem 
»Bauernhilfsprogramm der KPD« auseinander. Es wunderte sie 
nicht, wenn die KPD wieder einmal mangels eigener Ideen der 
NSDAP ihre Parolen stehle. Thälmann »knetete das Wort >natio- 
nalsozialistisch< so lange, bis er sozial und national aus ihm ge¬ 
formt hatte, er stampfte die Forderung von der >Brechung der 
Zinsknechtschaft so lange in den Mörser seiner Giftküche, bis er 
mit dem dann erreichten Extrakt die KPD gegen die Zinsfront des 
Finanzkapitals führen konnte«. Ihr »Bauernhilfsprogramm« sei 
eine Mischung alter nationalsozialistischer Forderungen und kom¬ 
munistischer Schlagwörter. Allerdings dürfe man nicht übersehen, 
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daß die Kommunisten in bestimmten Grundauffassungen bauern¬ 
feindliche Vorstellungen hätten. »Die KPD will jeden Eigentums¬ 
begriff zertrümmern, der Nationalsozialismus aber vertritt den 
Standpunkt, daß ein Staat mit einem bodenentwurzelten Bauern¬ 
tum nicht lebensfähig ist.« Um die Verlogenheit der kommunisti¬ 
schen Propaganda zu zeigen, sei es zweckmäßig, daß Diskussions¬ 
redner und Straßenagitatoren die trostlose Lage der sowjetrussi¬ 
schen Volkswirtschaft verdeutlichten und der deutschen Landbe¬ 
völkerung klarmachten, daß es »zwischen Hakenkreuz und So¬ 
wjetstern keinen Mittelweg gibt« 341 . In dem Flugblatt »Deutsches 
Landvolk entscheide!« wurden die Gefahren einer sowjetischen 
Herrschaft für den Bauern in drastischen Worten beschrieben. Die 
Realität oder zumindest die angenommene Realität in der Sowjet¬ 
union wurde den Bauern vor Augen geführt und dabei an Eigen¬ 
tum, Religion und Familie als Werte der westlichen Welt appel¬ 
liert: Nicht der Jude im bolschewistischen Politbüro solle über die 
Ernte des deutschen Bauern verfügen. In einer deutschen Dorf¬ 
kirche dürfe nicht nach russischem Vorbild ein Kino aufgemacht 
werden. Die Entfremdung der Kinder von den Eltern, die Propa¬ 
gierung der freien Liebe dürfe in Deutschland nicht geduldet wer¬ 
den 342 . In einem anderen Flugblatt hieß es: »Genau wie vor 14 Jah¬ 
ren in Rußland versuchten die Kommunisten die Bauernschaft zu 
gewinnen. Nach der Revolution aber drohte Enteignung von 
Grund und Boden, Weiterführung von Gütern unter Leitung von 
neugewählten Gutsräten, wie in Rußland soll dann in Deutsch¬ 
land dem Bauern die letzte karge Ackerhufe gestohlen werden.« 343 

Auf einer Instrukteurkonferenz im Lokal Lange in Berlin- 
Moabit zog die KPD selbstkritisch Bilanz. Ein großer Teil der 
Arbeiterschaft laufe nach wie vor in ihrer Verzweiflung den »Nazi¬ 
horden« nach, habe sich bereits in deren Front eingereiht. Ein 
jeder der Funktionäre, so berichtete der beobachtende Polizei¬ 
beamte, schien sich damit abgefunden zu haben, »[...] daß über 
kurz oder lang Hitler zur Macht gelangen wird und tröstet sich 
damit, daß nach der Abwirtschaftung der Nazis die Zeit für den 
Kommunismus« kommen werde 344 . Dennoch verloren die Funk¬ 
tionäre zu keiner Zeit ihren gewohnheitsmäßigen Optimismus. 
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Trotz starker Fluktuation und mangelhafter Arbeit in den Zellen 
sei die KPD keineswegs von einer Krise befallen. Weiterhin müsse 
es die vornehmste Aufgabe der Kommunisten bleiben, den »Krieg 
gegen die herrschende Klasse« zu organisieren. Im Fall Scheringer 
zeugt die Vielzahl von Briefen, die der Renegat erhielt, zwar vom 
enormen Echo auf den Übertritt. Ein Blick auf die Absender be¬ 
wies jedoch, wie wenig Nationalsozialisten sich durch sein Verhal¬ 
ten angesprochen fühlten 345 . 

Scheringer wurde zum Prototyp des politischen Gefangenen sti¬ 
lisiert. An seinem Beispiel versuchte die Rote Hilfe Deutschlands, 
die unerträgliche Situation inhaftierter Genossen zu verdeutlichen. 
Wegen seines öffentlichen Eintretens für die KPD war Scheringer 
ein zweites Mal der Prozeß gemacht worden. Diesmal lautete die 
Anklage »literarischer Hochverrat«. Sein Strafmaß betrug zwei¬ 
einhalb Jahre. Die Kommunisten machten aus ihm eine Symbol¬ 
figur, ein leuchtendes Vorbild für alle patriotischen Antikapitali¬ 
sten in den Reihen der NSDAP. Zwar mochte man meinen, wenn 
von »Deutschlands Erwachen« die Rede war, ein nationalsoziali¬ 
stisches Flugblatt in den Händen zu halten. Tatsächlich aber han¬ 
delte es sich um eines der vielen Schriftstücke aus einer kommuni¬ 
stischen Druckerei 346 . Weit über die Parteigrenzen hinaus war er 
der bei weitem bekannteste politische Häftling. Graf Stenbock- 
Fermor, ein Mitglied des Aufbruch-Arbeitskreises, berichtete auf 
Vortragsreisen durch Deutschland vom Schicksal Scheringers in 
der Haft, von entwürdigenden Haftbedingungen und machte aus 
Scheringer einen Märtyrer, dem die Bourgeoisie sein Verlassen 
der faschistischen Klassenfront nicht verziehen habe 347 . 

Im Winter 1932/33, als der Unmut über das »System Papen« - 
die Politik des »Lohnraubs« - sich immer spürbarer Luft ver¬ 
schaffte, gründete die KPD dann sogenannte »Scheringer-Staf- 
feln«. In Berlin, Hannover, Hamburg und Köln wurden Formatio¬ 
nen registriert, die in SA-Uniform und mit Armbinde in den 
Reihen der Kommunisten marschierten. Die etwa 140 Mann 
starken Abteilungen wurden dem illegalen RFB angegliedert 348 . 
Bereits im Herbst 1932 war eine zunehmende Radikalisierung der 
Arbeiter registriert worden. In den ersten Monaten des Jahres 
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1933 und noch nach der Machtergreifung am 30. Januar traten 
»Scheringer-Staffeln« in ihrer alten Uniform, aber mit Sowjet- 
Armbinde bei KPD-Demonstrationen auf 349 . In Hannover bestand 
die Uniform aus einer blauen Schirmmütze, einem schwarzen Sa¬ 
tinhemd (Russenkittel), schwarzem weichem Umlegekragen mit 
gleichfarbigem Selbstbinder, schwarzer Stiefelhose, schwarzen 
Schuhen und Ledergamaschen. Auf dem linken Hemdsärmel tru¬ 
gen die Mitglieder ein schwarzes Stoffabzeichen mit roter Um- 
schriftung »Scheringer-Staffel« und der Staffel-Nummer in römi¬ 
schen Zahlen 350 . Genaue Zahlen über die Stärke von zur KPD 
übergelaufenen Angehörigen von Rechtsverbänden existieren 
nicht. Die Behauptung der Roten Fahne, die SA habe sich zu Hun¬ 
derten in die »rote Front des Proletariats eingereiht«, schien Be¬ 
amten des Polizeipräsidiums Berlin jedoch mehr als fraglich 351 . 
Dies aber ist ein Blick in die Zukunft - in das Entscheidungsjahr 
1933.18 Monate zuvor war das Kräfteverhältnis noch ein anderes. 


Der Volksentscheid 

zur Auflösung des Preußischen Landtags 

Oft wird das Verhältnis der beiden Radikalparteien auf ihre Be¬ 
ziehung zur parlamentarischen Demokratie reduziert. Die Sym¬ 
pathien des Beobachters gehören dann in ausgeprägterWeise dem 
Parlamentarismus. Vom Standpunkt des liberalen Verfechters des 
Weimarer Systems aus untersucht er den Anteil der verschiedenen 
Gruppen am Zusammenbruch der Demokratie in Deutschland 
und versieht ihr Verhalten mit einem unterschiedlich großen Maß 
an Verantwortung 352 . Betont werden in solchen Werken Beispiele, 
bei denen Kommunisten wie Nationalsozialisten durch gemein¬ 
same Aktionen destruktiv wirkten. 

Zweifellos lehnten beide Parteien kompromißlos das Weimarer 
System ab. Wahlen verachteten sie als Ausdruck der Schwäche des 
Parlamentarismus. Dennoch beteiligten sie sich an ihnen - einzig 
aus Gründen der Agitation gegen das verhaßte System. Wahlent¬ 
scheidungen mißachteten sie aus revolutionärem Selbstverständ- 
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nis und feierten doch paradoxerweise die eigenen Wahlerfolge 
selbst bei noch so unbedeutenden Kommunalwahlen als Zeichen 
der stetig wachsenden Zustimmung der Massen. Für die Arbeit 
der Parlamente blieb nur Spott und Hohn. Publikumswirksam 
brachten sie dort ihre Verachtung durch ungebührliches Verhalten 
zum Ausdruck. Das demonstrative Singen von Kampfliedern wäh¬ 
rend der Sitzungen, die ständige Mißachtung der Geschäftsord¬ 
nung und das weitgehend einmütige Abstimmungsverhalten un¬ 
terschied sie in charakteristischer Weise von den übrigen Parteien. 
Bei 241 namentlichen Abstimmungen im Reichstag und im Preußi¬ 
schen Landtag stimmten zwischen 1929 und Ende 1932 KPD und 
NSDAP in 140 Fällen gleich. In der 5. Wahlperiode waren sich die 
beiden extremistischen Parteien sogar nur in acht von 102 Abstim¬ 
mungen uneins 353 . Es war keineswegs eine lediglich negative 
Zusammenarbeit gegen die Politik der Regierung. Die National¬ 
sozialisten stimmten beispielsweise dem Antrag des KPD-Abge- 
ordneten Stoecker auf Zahlung einer Winterbeihilfe an Erwerbs¬ 
lose ausdrücklich zu. In der Begründung ging man weniger auf das 
gemeinsame Vorgehen mit den Kommunisten ein, sondern be¬ 
tonte sachliche Gesichtspunkte bei der Entscheidung, die auf 
Dauer mehr zu einer Schwächung des Bolschewismus beitragen 
würden als die Politik der übrigen Parteien. »Der Nationalsozialis¬ 
mus wird die Front der Zukunft schweißen gegenüber allen ande¬ 
ren, und unser Führer Adolf Hitler hat schon recht, wenn er- 
schließlich sagt: Die Rückkehr eines Fürsten zu seinem Volke be¬ 
deutet heute nichts mehr, aber die Rückkehr von Millionen deut¬ 
scher Arbeiter in die Arme ihres Vaterlandes ist das Fanal zur Frei¬ 
heit.« 354 Die Nationalsozialisten begründeten ihr Obstruktions¬ 
verhalten mit der Behauptung, jede Besserung der Verhältnisse 
diene allein der Erfüllungspolitik und sei ein Verrat an den Le¬ 
bensinteressen des deutschen Volkes. Die Kommunisten warfen 
der SPD vor, Arzt dieser Republik zu sein. Sie selbst aber wollten 
Totengräber der siechen bürgerlichen Demokratie sein, weil kurz¬ 
fristige Erholungsphasen nur den Blick der Arbeiter für die Reali¬ 
tät vernebelten. Aus diesen Beobachtungen, die den Willen zum 
Umsturz belegten, schlossen Zeitgenossen zuweilen auf ein gehei- 
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mes Bündnis oder bemühten sich, durch bestimmte Äußerungen 
eine Wesensgleichheit der Radikalparteien herzustellen 355 . Diese 
Zusammenarbeit ex negativo kam besonders deutlich nach den 
Reichstagswahlen vom 31. Juli zum Ausdruck, als KPD und 
NSDAP über die Mehrheit der Stimmen im Parlament verfügten 
und so die Arbeitsunfähigkeit des Reichstages herbeiführten. Be¬ 
reits zuvor lastete die Bedrohung einer Zusammenarbeit der bei¬ 
den antidemokratischen Parteien über so mancher politischen 
Entscheidung. 

Einzelne Beispiele belegen, wie sehr an der Basis die radikale 
Grundeinstellung, der Wille zur totalen Umwälzung ideologische 
Fernziele überdeckte. Ein Bezirksleiter des Kampfbundes gegen 
den Faschismus hatte am 12. Juni 1931 im Verlauf einer Rede 
betont, daß die Zeit gekommen sei, mit Nationalsozialisten kom¬ 
binierte Veranstaltungen abzuhalten. Dies sei bereits verschie¬ 
dentlich geschehen und habe auch zu guten Erfolgen geführt. Seit 
einigen Tagen sei man im Ruhrgebiet in Barrikadenkämpfe mit 
der Polizei verwickelt. Für einen wirklichen Umsturz sei die Zeit 
augenblicklich besonders günstig, da man auf die Bereitschaft der 
Arbeiter unter den Nationalsozialisten zählen könnte 356 . 

Wer auf diese Art und Weise die Gleichheit der Methoden be¬ 
tonte, übersah meistens die offenkundige Feindschaft der beiden 
Bewegungen. Die bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen 
fanden im Parlament ihre Fortsetzung, wenn bei der Eröffnungs¬ 
sitzung des Preußischen Landtages die Fraktionsmitglieder der 
beiden extremistischen Parteien mit Möbeln und anderen Wurf¬ 
gegenständen aufeinander losgingen und sich gegenseitig blutige 
Wunden zufügten 357 . Solche Aktionen dienten wiederum den 
Historikern als wertvolle Argumentationshilfe, die dieTotalitaris- 
musthese in das Reich der Legende verbannen wollten. Jene, die 
in der tagespolitischen Auseinandersetzung Sympathien für den 
Kommunismus nicht verhehlen, rechtfertigen die kommunisti¬ 
sche Gewalt gegen die Nationalsozialisten als Beweis eines ent¬ 
schiedenen antifaschistischen Widerstandes ante festum und stel¬ 
len die unterschiedliche Zielsetzung der beiden Bewegungen in 
den Vordergrund. Gemeinsame Aktionen wie das Volksbegehren 
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zur Auflösung des preußischen Landtages und der BVG-Streik 
werden als kurzfristige taktische Überlegungen der Kommunisten 
interpretiert 358 . 

Gerade aber an diesen »Paradepferden derTotalitarismustheo- 
rie« läßt sich belegen, daß trotz der intentionalen Gemeinsamkeit 
die Gegnerschaft zu keinem Zeitpunkt aufgehoben war. Die Alter¬ 
native »Bolschewismus oder Nationalsozialismus?« ist sowohl von 
Nationalsozialisten wie von Kommunisten häufig gestellt worden. 
Dieser Entscheidungskampf aber konnte nach beiderseitiger 
Überzeugung erst nach der Beseitigung der »formalen« Demokra¬ 
tie beginnen. 

Im Sommer 1931 war der kommunistische Kurs der »nationalen 
und sozialen Befreiung des deutschen Volkes« keinesfalls an sein 
Ende gekommen. Die wirtschaftliche Krise, die am 13. Juli mit 
der Zahlungsunfähigkeit der Danatbank eine spektakuläre Zu¬ 
spitzung erfuhr, gab neuen Zündstoff. Ein Vorschlag des amerika¬ 
nischen Präsidenten Herbert Hoover, durch Stundung der Repa¬ 
rationszahlungen den drohenden Zusammenbruch des deutschen 
Bankenwesens zu verhindern, wurde von der KPD durch eine 
demagogische Interpretation, die deutlich nationalistische Züge 
trug, umgedeutet. Obwohl Frankreich für jeden sichtbar Wider¬ 
stand gegen die amerikanische Politik leistete, die das Ende der 
deutschen Reparationen einleitete, konstruierte Ernst Thälmann 
in einer Rede vor dem Zentralkomitee die Theorie von der Ver¬ 
schwörung des amerikanischen Kapitals mit dem französischen 
zur Isolierung Englands und zur Kolonialisierung Deutschlands. 
Die Hooveraktion trage einen ausgeprägt imperialistischen Cha¬ 
rakter und sei aus der Angst des amerikanischen Finanzkapitals 
vor der proletarischen Revolution in Deutschland geboren 359 . 

Das beherrschende Thema auf der ZK-Sitzung vom 22. Juli 
aber war der überraschende Entschluß der Partei, die eigene An¬ 
hängerschaft für den »Volksentscheid zur Auflösung des Preußi¬ 
schen Landtages« zu mobilisieren. Wenngleich das vom Stahlhelm 
initiierte, von NSDAP, DNVP und dann auch DVP unterstützte 
Volksbegehren anfangs bekämpft worden war, fügte sich die Kurs¬ 
änderung in die Gesamtstrategie der KPD ein. Der Hauptfeind 
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war nach wie vor die Sozialdemokratie, die durch ihre Regierungs¬ 
arbeit angeblich nicht mehr die Interessen der Arbeiterschaft ver¬ 
trat. In der negativen Zielsetzung ging man mit der NSDAP kon¬ 
form. Aus der Sicht des preußischen Ministerpräsidenten Otto 
Braun mußte es so scheinen, als ob das Bündnis womöglich auch 
längeren Bestand haben könnte. Bewegt von der Sorge, einem ge¬ 
meinsamen Angriff von rechts und links nicht standhalten zu kön¬ 
nen, verordnete er den Tageszeitungen - gestützt auf eine Notver¬ 
ordnung des Reichspräsidenten -, eine Kundgebung der preußi¬ 
schen Staatsregierung abzudrucken. »Rechtsparteien, Stahlhelm 
und Kommunisten - unversöhnliche Todfeinde in unnatürlicher 
Paarung vereint - rufen zum Volksentscheid für die Auflösung des 
Preußischen Landtages auf. [...] Mit dem Gelingen des Volksent¬ 
scheides wollen sie weithin sichtbar das Flammenzeichen geben, 
daß das Ende der Demokratie, des Volksstaates in Deutschland 
gekommen sei.« 360 

Eine Kooperation der KPD mit der NSDAP oder mit irgend¬ 
einer anderen Partei zur Durchsetzung positiver Ziele dürfte 
jedoch zu keinem Zeitpunkt im Bereich des Möglichen gelegen 
haben. Nur die radikale Ablehnung des bestehenden Systems ver¬ 
band die Radikalparteien 361 . Zwar ließ das ZK bei der Aufforde¬ 
rung an die Werktätigen, den Volksentscheid mitzutragen, die 
eigentlichen Initiatoren zunächst unerwähnt, faktisch bedeutete 
dies jedoch nichts anderes als eine begrenzte Zusammenarbeit mit 
dem Nationalsozialismus. Bereits am 16. Juni war in Oldenburg 
ein gemeinsamer Mißtrauensantrag von Kommunisten, National¬ 
sozialisten und Deutschnationalen mit Erfolg gekrönt worden. 
Das Kabinett beugte sich dem Druck der parlamentarischen 
Mehrheit und erklärte seinen Rücktritt. 

In seiner Rede vor dem Zentralkomitee gab Thälmann in ge¬ 
wundenen Sätzen die Begründung für den bemerkenswerten 
Kurswechsel. Bereits im Januar habe der engere Führungskreis 
der Partei erwogen, am Volksbegehren teilzunehmen. Am 12. Fe¬ 
bruar hatte das Zentralkomitee in einem Rundschreiben zum 
Volksbegehren Stellung genommen. Mit einer Massenbewegung 
unter der Generallosung »Volksaktion gegen Faschismus und 
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Koalitionspolitik« wollte man reagieren. Die Kampagne sollte 
eine klare Frontstellung sowohl gegen die »Nazis« wie auch gegen 
die SPD eröffnen 362 . Aber damals habe man noch befürchtet, daß 
die Parteibasis die Entscheidung nicht mittragen würde. Die, wie 
Thälmann sich ausdrückte, Angriffe der Nationalsozialisten auf 
einzelne Orts- und Betriebsgruppen oder Massenorganisationen 
dürften jedoch kein Hinderungsgrund sein für die Bewertung der 
Gesamtsituation. Der größte Feind sei die Brüning-Regierung, 
die in der preußischen SPD-Regierung ihr wichtigstes Bollwerk 
besitze. Eine Politik der Zerstörung des kapitalistischen Systems 
mußte sich gegen die SPD richten, die durch ihreTolerierungspoli- 
tik die Regierung Brüning parlamentarisch stützte 363 . Auf parla¬ 
mentarischer Ebene habe man ohnehin bereits seit langem mit 
den übrigen Oppositionsparteien, also den Nationalsozialisten 
und den Deutschnationalen gestimmt, wenn es darum ging, die 
»Klasseninteressen des Proletariats« durchzusetzen. »Außerparla¬ 
mentarisch konnte sich diese Front nicht in dem Maße zeigen, was 
absolut verständlich ist, weil hier das Klasseninteresse, die Klas¬ 
senpolitik und die Klassenlinie diametral entgegengesetzt sind der 
Nazi- und Hugenbergfront.« 364 

Die überaus zahlreichen Veranstaltungen zum Volksentscheid 
führte die KPD ausschließlich in eigener Regie durch. In den Ver¬ 
sammlungen wurde von kommunistischer Seite auf die heikle 
Frage der Zusammenarbeit mit der NSDAP gar nicht eingegan¬ 
gen. Aber auch der direkte Anlaß, die sozialdemokratische Politik 
in Preußen, wurde kaum thematisiert. Vielmehr dienten sie dazu, 
die aktuelle Politik der Komintern und die Lage in der Sowjet¬ 
union zu verherrlichen 365 . 

Die gemeinsame Front gegen die SPD hatte keineswegs die Auf¬ 
gabe altbekannter Unterstellungen gegenüber der NSDAP zur 
Folge. In Stahlhelm-, Hugenberg oder Hitler-Versammlungen 
sollten die kommunistischen Referenten durch gezielte Fragen die 
Glaubwürdigkeit der Rechtsparteien in Frage stellen 366 . Die tem¬ 
poräre Kooperation zur Bekämpfung eines gemeinsamen Gegners 
war nicht gleichbedeutend mit Waffenstillstand. Bei der Beteili¬ 
gung der KPD amVolksentscheid stand die »Massenmobilisierung 
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für den revolutionären Klassenkampf«, der sich gegen die »sozial¬ 
demokratische Polizeidiktatur in Preußen« und gegen den »Stahl¬ 
helm-Faschismus« richtete, im Vordergrund. Auch die »Kapitals¬ 
garde«, die Nationalsozialisten, gehörte in diese Front, weil sie in 
ihren Versammlungen nicht gegen das internationale Kapital mobil 
machte, sondern gegen Stalin, gegen den Bolschewismus, gegen 
die Sowjetunion, also »die einzige Bewegung, die Deutschland 
vom Untergang retten kann« 367 . 

Durch die Umwandlung des Stahlhelm-Volksentscheids in den 
»Roten Volksentscheid« glaubte man, die »Hitler, Seldte und 
Hugenberg« in arge Verlegenheit gebracht zu haben. »Sie müssen 
jetzt entweder vom Volksentscheid zurücktreten, was ihnen [sic!] 
einen großenTeil ihrer Anhänger kosten würde, oder aber sie müs¬ 
sen jetzt uns helfen, die Basis des Kapitalismus zu zerstören.« 368 
Neumann, der im Politbüro zu den eifrigsten Befürwortern einer 
zeitweiligen Aktionsgemeinschaft gehörte, war fest vom Erfolg 
des Volksbegehrens überzeugt. Bei den zu erwartenden Neuwah¬ 
len hoffte er auf Verluste der SPD. Dann würde sich der Scherin- 
ger-Kurs auszahlen, und die Massen würden verstärkt von der 
NSDAP zur KPD wechseln. Der »RoteVolksentscheid« sollte ein 
weiterer Meilenstein auf dem Weg zur Abwerbung der NSDAP- 
Anhänger sein. Mittelständler und Angestellte, Beamte und 
Kleinbauern waren durch die Propaganda der Rechten sensibili¬ 
siert. Auf den fahrenden Zug aufspringend bemühte sich die 
KPD, an diese Schichten heranzukommen und sie mit ihrem na¬ 
tionalen und sozialen Freiheitsprogramm bekannt zu machen. 

Nach wie vor fehlt in den Akten ein schriftlicher Nachweis für 
die Vermutung, die Kursänderung sei auf den persönlichen Befehl 
Stalins zurückzuführen 369 . Allerdings gibt es Hinweise, wonach 
die Komintern in der zweiten Julihälfte der KPD in einem Tele¬ 
gramm eine Beteiligung an der außerparlamentarischen Massen¬ 
aktion befahl. Stalin und Molotow hatten offenbar angeordnet, 
daß die deutschen Genossen ihre Haltung zum Volksentscheid re¬ 
vidieren sollten 370 . Münzenberg, Remmele und auch Thälmann 
waren offenbar zunächst gegen die Durchführung gewesen. Bin¬ 
nen weniger Tage schwenkten sie jedoch auf den von Moskau ver- 
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ordneten Kurs ein. Schon bald machte Münzenbergs Zeitung Ber¬ 
lin am Morgen täglich Propaganda für dieTeilnahme am Volksent¬ 
scheid 371 . 

Die Vermutung, die Teilnahme am Volksentscheid habe vor 
allem im Interesse sowjetischer Außenpolitik gelegen, der eine 
Schwächung der pro-westlichen SPD sicherlich wichtiger war als 
Hemmungen vor einer Zusammenarbeit mit den »Marionetten 
des Monopolkapitals«, liegt nahe: Die Entscheidung des EKKI 
fiel just zu dem Zeitpunkt, da Brüning in Paris weilte 372 . Ob das 
klägliche Scheitern des Volksentscheids am 9. August 1931 als Be¬ 
weis des Vertrauens der überwiegenden Mehrheit der Bevölke¬ 
rung in die sozialdemokratische Regierung gewertet werden 
kann, ob sich zahlreiche Wähler aus dem rechten Lager durch die 
Beteiligung der Kommunisten abschrecken ließen oder ob die 
deutschen Kommunisten dem abrupten Kurswechsel ihrer Partei¬ 
führung nicht Folge leisteten, sei dahingestellt. Die Aufforderung, 
zur Wahl zu gehen, wurde offenkundig von vielen Kommunisten 
nicht befolgt - ein Zeichen für die tiefe Vertrauenskrise innerhalb 
der Partei. Kommunistische Funktionäre, die eine Beteiligung 
mißbilligt hatten, sahen darin »einen entscheidenden Einbruch« 
der Nationalsozialisten in die Front der deutschen Arbeiterklasse. 
»Es war nicht mehr aus der Erinnerung zu tilgen, daß die Wahlpla¬ 
kate in brüderlicher Gemeinsamkeit von SA-Männern und unseren 
Rot-Frontkämpfern sowie den Stahlhelmern durch die Straßen 
getragen worden waren. In den Abstimmungslokalen saßen am ge- 
meinsamenTisch unter Hakenkreuz und Sowjetstern Funktionäre 
der KP, des Stahlhelm und der NSDAP. Überall, besonders in den 
Industriezentren, war es zu Zusammenstößen zwischen sozial¬ 
demokratischen Arbeitern und den im Kampf gegen die Republik 
vereinten Kommunisten und Nazis gekommen.« 373 Unter den 
Arbeitern beobachtete Hubertus Prinz zu Löwenstein am Abend 
des 9. August eine eigentümliche Stimmung. »Ich fuhr damals von 
früh bis abends durch sämtliche Arbeiterviertel der Stadt, ich 
sprach wohl mit einigenTausenden, in denen die Empörung lebte, 
daß die Kommunistische Partei den Rechtsradikalen Vorschub¬ 
dienste leistete.« 374 Eine Woche später zog eine von den sozial- 
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demokratischen Kampfverbänden organisierte Demonstration 
vom Berliner Lustgarten zum Karl-Liebknecht-Haus und be¬ 
schimpfte die kommunistische Parteiführung als Helfershelfer der 
Nationalsozialisten. 

Noch deutlicher als die Distanz der KPD zur NSDAP während 
des Volksbegehrens ist die ablehnende Haltung der NSDAP zur 
Beteiligung der Kommunisten. Zu keinem Zeitpunkt hatte man 
in den Reihen der Nationalsozialisten den Schulterschluß mit der 
KPD gesucht. Die antikommunistische Propaganda wurde nicht 
zurückgeschraubt, sondern bekam durch zahlreiche, in den Partei¬ 
zeitungen veröffentlichte Briefe ehemaliger Kommunisten noch 
eine besondere Note. Meldungen aus über zwanzig verschiedenen 
Orten des Reiches über planmäßig vorbereitete Überfälle der 
Kommunisten auf Nationalsozialisten wurden zusammengestellt. 
Daraus ging hervor, daß die Einheit unter den deutschen Arbei¬ 
tern durch den in Frage gestellt werde, der »mit blanken Beilen 
und meterlangen Eisenstangen« seinesgleichen bedrohte. »Bil¬ 
ligst du diesen Kampf, roter Prolet?« 375 Noch tagelang nach dem 
9. August veröffentlichte der Völkische Beobachter auf der Titel¬ 
seite schwarz umrandete Traueranzeigen für einzelne vom »Rot- 
Mord« getötete Nationalsozialisten 376 . Wäre das gemeinsame Ziel 
des Sturzes der SPD-Regierung in Preußen erreicht worden, dann 
wäre die Eskalation der bürgerkriegsähnlichen Situation nur noch 
mit größten Anstrengungen aufzuhalten gewesen. Für das Schei¬ 
tern des Volksbegehrens machte man die Teilnahme der Kommu¬ 
nisten verantwortlich. Sieben der zehn Millionen, die sich für die 
Auflösung des Landtages ausgesprochen hätten, seien Anhänger 
der NSDAP gewesen. Die KPD habe völlig versagt und durch ihr 
Auftreten eher dafür gesorgt, daß bürgerliche Kreise sich nicht an 
dem Volksbegehren beteiligten. Erfolg habe die Arbeit der letzten 
vier Wochen jedoch bei zahlreichen Kommunisten gezeigt. In 
Essen zählte die SA 300 neue Mitglieder. 70 Prozent der SA-Män¬ 
ner waren dort ehemalige Kommunisten 377 . 

Auch die Polizei hielt es für wahrscheinlich, daß »die kommuni¬ 
stischen Wähler sich nur im geringen Umfange am Volksentscheid 
beteiligten«. Allerdings glaubte man daran erinnern zu müssen, 
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daß gerade die NSDAP vor dem Volksentscheid die offizielle 
Beteiligung der KPD an der Aktion mit dem Drängen der Massen 
erklärt hatte. Massen sind es, das belegen die Ergebnisse des 
9. August, nicht gewesen. Aber es blieb festzuhalten, daß in den 
kommunistischen Hochburgen Halle, Remscheid oder Solingen 
ungewöhnlich hohe Beteiligungsziffern am Volksentscheid zu ver¬ 
zeichnen waren. In den Hochburgen der NSDAP lag die Zahl der 
Ja-Stimmen dagegen noch hinter den Wahlziffern der NSDAP 
vom 14. September 378 . 


Der Kampf um die Arbeiterschaft 
im Schicksalsjahr der Republik 

Es ist durchaus möglich, eine Geschichte der NSDAP im letzten 
Jahr vor der Machtergreifung zu schreiben, die Namen wieThäl- 
mann oder Ulbricht nicht erwähnt. In einem solchen Werk findet 
die KPD als Partei, die ohnehin nie die Fähigkeit zur Regierungs¬ 
übernahme gehabt habe, keine Beachtung. Statt dessen liest sich 
das Register eines solchen Buches wie ein »Who’sWho?« der deut¬ 
schen Großindustrie, der Generalität, der alten Eliten. Im Mittel¬ 
punkt dieser Interpretation stehen dann das Treffen von Harz¬ 
burg, Hitlers Rede vor dem Düsseldorfer Industrieklub, Intrigen 
des Generals von Schleicher und Überlegungen aus dem Füh¬ 
rungskreis der Reichswehr über die zukünftigen Machtverhält¬ 
nisse. Der Charakter der NSDAP verschwimmt bei einer solchen 
Darstellung. Hitler erscheint als ausgefuchster Taktierer, der sich 
- mal mehr, mal weniger - um das Vertrauen bürgerlicher Kreise 
bemühte. Übersehen wird dabei, wie sehr die NSDAP auch in der 
Berührung mit der nationalen Rechten nie ihre Identität alsVolks- 
partei verleugnete. Vielmehr war die Mentalität der führenden 
Nationalsozialisten weit mehr vom Abscheu gegen die behagliche 
Geruhsamkeit des Bürgertums geprägt. Obwohl NSDAP und 
Stahlhelm entschiedene Gegner der Reparationsforderungen wa¬ 
ren, kam es zwischen ihnen bereits während der Kampagne gegen 
den Young-Plan zu heftigen Auseinandersetzungen. Goebbels 
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sparte in seinen Sportpalast-Reden, zu denen stets auch eine 
große Anzahl Stahlhelmleute gekommen waren, nie mit polemi¬ 
schen Worten gegen die Reaktion. Der Aufforderung zum Übertritt 
folgten offenbar zahlreiche Männer, so daß sich die Stahlhelm¬ 
führung veranlaßt sah, ihren Mitgliedern den Besuch national¬ 
sozialistischer Veranstaltungen zu verbieten 379 . Doppelmitglied¬ 
schaften in SA und Stahlhelm lehnten beide Seiten entschieden 
ab 380 . 

Das Volksbegehren zur Auflösung des preußischen Landtages 
hatte keinen Erfolg gehabt, hatte der NSDAP aber erneuten Auf¬ 
trieb gegeben. Glücklich war man keineswegs über jedes neue 
Mitglied. Die Sorge, eine gesinnungslose Masse könnte die Partei 
überfluten und sie von innen korrumpieren und verbürgerlichen, 
machte sich zusehends breit. Es war allzu offensichtlich, daß der 
Aufstieg des Nationalsozialismus mit einem Verschwinden der Par¬ 
teien der Mitte einherging. Neumitglieder aus den Reihen der bür¬ 
gerlichen Parteien waren nicht um jeden Preis willkommen, weil 
man in ihnen Opportunisten sah. »Wir dürfen uns nicht mit den 
Leichnamen eines abgewirtschafteten Bürgertums belasten«, 
hatte es in einer NS-Denkschrift, die den Eintritt zahlreicher 
»Septemberlinge« nach den gewonnenen Reichstagswahlen be¬ 
dauerte, geheißen 381 . 

Das Auftreten der Partei in der Öffentlichkeit wirkte nach wie 
vor alles andere als bürgerlich. Im Parlament fiel man zumeist 
durch lautstarke Zwischenrufe, Lärm oder Geschäftsordnungsde¬ 
batten auf. Aber besonders in der zweiten Hälfte des Jahres 1931 
gab es gewisse Anzeichen dafür, daß die Nationalsozialisten nichts 
anderes wären als heimliche Handlanger der Bourgeoisie. Der 
Antrag Gregor Strassers und Gottfried Feders auf »Enteignung 
der Bank- und Börsenfürsten« wurde zurückgezogen. Prominente 
wie der Hohenzollernprinz August Wilhelm oder der ehemalige 
Reichsfinanzminister Hjalmar Schacht traten der Partei bei. In 
den ersten Julitagen traf Hitler sich bei unterschiedlichen Anlässen 
mit Hugenberg, den Stahlhelmführern Seldte und Düsterberg so¬ 
wie mit dem Chef der Heeresleitung, General von Hammerstein- 
Equord. Im Gegensatz zu den Kommunisten galt Hitler als aner- 
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kannter Gesprächspartner. Einige Wochen später fand in Bad 
Harzburg jene Kundgebung statt, die alles zu bestätigen schien, 
was die Kommunisten vermuteten. Der Zusammenschluß der na¬ 
tionalen Opposition vereinte Vertreter der Deutschnationalen 
und der Deutschen Volkspartei, des Stahlhelms und des Reichs¬ 
landbundes, der Wirtschaftspartei und zahlreicher Größen aus 
Finanz und Industrie, die Alldeutschen sowie pensionierte Gene¬ 
rale und Hohenzollernprinzen mit der Partei, die mit ihrer spezifi¬ 
schen Sozialismusvorstellung gerade keine Restaurierung monar¬ 
chischer Zustände anstrebte: Die NSDAP paßte eigentlich nicht 
ins Bild. Für Hitler selbst war die Liaison mit der bürgerlichen 
Rechten unbehaglich. Er betonte zwar die Notwendigkeit eines 
Bündnisses mit den bürgerlichen Kräften aus taktischen Grün¬ 
den. An dem gemeinsamen Festmahl nahm er jedoch nicht teil 
und ließ der Öffentlichkeit mitteilen, er sei dazu außerstande, so¬ 
lange seine Anhänger mit hungrigem Magen Dienst leisteten. Das 
taktische Zusammentreffen erschien ihm von ungeheurer Bedeu¬ 
tung angesichts der wachsenden Bedrohung Deutschlands durch 
den Bolschewismus. Würde in Deutschland weiter so regiert wie 
bisher, dann sehe er nicht, wie der Bolschewismus ferngehalten 
werden könne. In einem offenen Brief an Reichskanzler Brüning 
prophezeite er: »Die konsequente Weiterverfolgung der in 
Deutschland seit zwölf Jahren eingeschlagenen offiziellen politi¬ 
schen Linie endet im Bolschewismus.« 382 

Bestes Beispiel für das auch institutionelle Engagement der 
NSDAP in Arbeiterkreisen ist die Nationalsozialistische Betriebs- 
zellen-Organisation (NSBO), bislang ein »Stiefkind der For¬ 
schung«, die das genuine »[...] Bedürfnis >nationaler< Arbeiter 
und Angestellter nach einer nationalsozialistischen Gewerk¬ 
schaftsorganisation« widerspiegelt 383 . Nach dem Vorbild der Re¬ 
volutionären Gewerkschafts-Opposition (RGO) war sie 1929 als 
Zusammenschluß von nationalsozialistischen Arbeitern im Berli¬ 
ner Großbetrieb Knorr-Bremse gegründet worden. Der Organisa¬ 
tionsplan der NSBO wies bei einem Vergleich mit der Betriebs¬ 
zellenbewegung der KPD hinsichtlich Methodik und Taktik die 
selben Grundzüge auf. Betriebszellen waren laut Plan das Kern- 
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stück der Organisation. Im Vordergrund stand die »Brechung des 
marxistischen Einflusses und Terrors« in den Betrieben und die 
Sammlung aller mit der sympathisierenden Arbeiterpartei. »Da¬ 
bei haben die Nationalsozialistischen Betriebszellen besonders 
scharf die Existenz und Politik einer kommunistischen Betriebs¬ 
zeile zu bekämpfen .« 384 

Ihrem Selbstverständnis nach war die NSBO keine Gewerk¬ 
schaft, noch nicht einmal ein gewerkschaftsähnliches Gebilde, 
»sondern sie war und ist die politische Kampfform der NSDAP in 
den Betrieben, um Adolf Hitlers Idee zu verbreiten, den Betriebs¬ 
marxismus zu zerschlagen und brauchbare deutsche Arbeiterele¬ 
mente für den Nationalsozialismus zu gewinnen« 385 . Wenngleich 
Adolf Hitler der Organisationsleistung der freien Gewerkschaften 
einen gewissen Respekt nicht versagen konnte, so bekämpfte er 
sie gleichwohl wegen ihrer allzu starken Anlehnung an die marxi¬ 
stischen Parteien und deren Gedankengut. Deshalb trat er für die 
Gründung einer nationalsozialistischen Interessenvertretung un¬ 
ter den Arbeitern ein. Allerdings lehnte Hitler zunächst die Schaf¬ 
fung eigener Organisationen ab, weil er die Erfolgsaussichten 
gering einschätzte. Als jedoch besonders in Berlin immer mehr 
Arbeiter »wilde« Betriebszellen gründeten, befürwortete er diese 
Entwicklung und wies der NSBO die Aufgabe zu, als »SA der Be¬ 
triebe« nationalsozialistisches Gedankengut zu verbreiten. Der 
Kampf um den Arbeiter sollte in Zukunft nicht mehr ausschließ¬ 
lich in Massenversammlungen ausgefochten, sondern in die Be¬ 
triebe hineingetragen werden. Ziel dieser Betriebsgruppen war 
die unablässige Propaganda durch Wort und Schrift für den Natio¬ 
nalsozialismus. In eigener Regie wurden Lohnstreiks durchge¬ 
führt, die selbst dann unterstützt werden sollten, wenn sie ur¬ 
sprünglich von Kommunisten ausgegangen waren. Mit diesen war 
man sich einig in der Bekämpfung des liberal-kapitalistischen 
Wirtschaftslebens und im Kampf gegen einzelne Unternehmer. In 
den längerfristigen Zielvorstellungen aber lag man weit auseinan¬ 
der. Die politischen Streiks der Kommunisten lehnten die Natio¬ 
nalsozialisten etwa deshalb ab, weil dadurch sowjetische Zu¬ 
stände für Deutschland mit Hilfe von Gewalt erreicht werden 
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sollten. Der zentrale Gedanke in der Propaganda war die Gewin¬ 
nung der KPD-Arbeiter, die von ihrem Irrtum befreit werden 
sollten. Erst in zweiter Linie dachte man an die Mitglieder der 
»gelben« und der reformistischen Gewerkschaften 386 . 

Dissens herrschte allerdings zwischen den Führern über die 
künftige Gestaltung der Betriebszellen-Organisation nach einer 
erfolgten Machtergreifung der Nationalsozialisten. Der Berliner 
Engel - und mit ihm viele andere Funktionäre - sah die Aufgabe 
der NSBO vornehmlich als Werbebüro für Arbeiter in der Partei, 
Muchow dagegen wollte aus den einzelnen Zellen Kristallisations¬ 
punkte einer künftigen sozialen Ordnung machen 387 . Ein späterer 
Konflikt war vorprogrammiert, und vielleicht ist die spätere ge¬ 
ringe Bedeutung auf die zu eigenständige Rolle zurückzuführen, 
die Muchow der NSBO zuweisen wollte. 

Zunächst hielt sich ihr Erfolg in Grenzen, aber nach der vom 
»Angriff« und durch zahlreiche Flugblätter unterstützten »H.i.B. 
[Hinein in die Betriebe]-Aktion« wuchs ihre Bedeutung 388 . Diese 
Aktion ging einher mit der ebenfalls 1931 beschlossenen erstmali¬ 
gen Beteiligung an Betriebsratswahlen. Schon bei den ersten Be¬ 
teiligungen im Frühjahr 1931 erreichte man einige beachtliche 
Erfolge, blieb jedoch noch weit hinter den Stimmergebnissen von 
Freien Gewerkschaften und RGO zurück 389 . Ausführlich setzten 
sich die nationalsozialistischen Agitatoren mit der »Lügenflut der 
Marxisten« auseinander, die die NSBO als Bande von Streikbre¬ 
chern bezeichnete. Man sei nicht Gegner der Gewerkschaften, 
sondern Gegner der »tödlichen Unmklammerung der Gewerk¬ 
schaften durch die Marxisten«. Immer wieder wiesen die Natio¬ 
nalsozialisten energisch auf Mißstände innerhalb der Gewerk¬ 
schaften hin. Dort hätten hochbezahlte Funktionäre, so hieß es, 
häufig genug nicht mehr die Interessen der Arbeiterschaft vor 
Augen, sondern die Interessen einer aufgeblähten Gewerk¬ 
schaft 390 . 

Jeder einzelne sollte im persönlichen Gespräch werben. Wie 
diese Aktion vonstatten gehen sollte, beschrieb Johannes Engel, 
selbst Arbeiter im Berliner Betrieb Knorr-Bremse. Jeder Natio¬ 
nalsozialist habe am Arbeitsplatz einen Kollegen, der eigentlich 
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ein politischer Gegner sei, ihm aber als Mensch nahestünde. Sol¬ 
chem guten »Menschenmaterial« solle man eine Karte für eine 
Veranstaltung der NSDAP in die Hände drücken, selbst wenn man 
diese Karte selbst bezahlen müsse. Schon bald würde sich, so 
hoffte Engel, der Erfolg einstellen 391 . Der rührige Organisator 
Reinhold Muchow sah in jedem Wahlkampf die Möglichkeit, die 
Stoßrichtung der NSBO gegen den »Betriebskommunismus« un¬ 
ter Beweis zu stellen. Die von ihm herausgegebene Zeitschrift 
Arbeitertum bemühte sich vor allen anderen Themen um eine 
ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Marxismus. Fragen nach 
Gewinnbeteiligung und Mitbesitz von Arbeitern an Unterneh¬ 
men, Einheitsversicherung und allgemeine Altersversorgung wur¬ 
den angesprochen. Fachgruppen führten Arbeiter, Angestellte 
und sogar Arbeitgeber zusammen und diskutierten zuweilen recht 
heftig die schwierige Frage eines angemessenen Ausgleichs zwi¬ 
schen den Gruppen. 

Kaum eine Aktion der Nationalsozialisten dürfte die Kommuni¬ 
sten so getroffen haben wie der Aufruf zur Eroberung der Betriebe. 
Der Partei, der es gelingen konnte, die Betriebsarbeiterschaft für 
sich zu gewinnen, war langfristig der Erfolg gewiß. Deshalb setzte 
eine Flugblattaktion (»Roter Hieb gegen Nazi - HiB«) gegen das 
Vordringen der nationalsozialistischen Betriebszellen ein. Es sei, 
so hieß es, die geschichtliche Aufgabe der NSDAP, den bankrot¬ 
ten Kapitalismus vor der proletarische Revolution zu schützen. Je¬ 
doch bedeutete die »Klassenharmonie« der NSBO nichts anderes 
als Klassenkampf auf seiten der Bourgeoisie gegen das Proleta¬ 
riat. In plakativen Formulierungen wurde dieTrennung von Lohn¬ 
streiks und Parteistreiks verworfen 392 . Die Möglichkeit, durch 
Streiks politischen Druck auszuüben, war eine allzu verlockende 
Perspektive. Aber gerade in den Betrieben hatte die KPD einen 
schweren Stand. Nie konnte es ihr gelingen, dort einen hohen Or¬ 
ganisationsgrad zu erreichen. 

Wer das Verhältnis von Arbeiterschaft und Nationalsozialismus 
ausschließlich unter dem Gesichtspunkt von Gegnerschaft und 
Ablehnung beschreiben will, der muß sich den Vorwurf gefallen 
lassen, den einheitlichen Klassenbegriff der Kommunisten fortzu- 
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führen. Die Arbeiterbewegung war nicht nur in eine sozialistische, 
eine kommunistische und eine katholische Richtung aufgespal¬ 
ten, sondern auch in eine nationalsozialistische. Selbst Zeitgenos¬ 
sen, die zu den Gegnern der Nationalsozialisten zählten, haben 
auf deren Erfolge unter den Arbeitern hingewiesen und die starke 
Stellung in den Betrieben betont 393 . 

Diese Hinweise sind von der Forschung lange Zeit weitgehend 
ignoriert worden. Die NSDAP, so ist in zahlreichen Werken zu le¬ 
sen, sei eine Mittelstandspartei, ihre Wähler rekrutierten sich aus¬ 
schließlich aus »deklassierten Kleinbürgern«. Die Arbeiterschicht 
besitze eine bemerkenswerte »Immunität« gegenüber dem Natio¬ 
nalsozialismus. Vor allem die KPD und ihre Anhänger erwiesen 
sich demnach für die nationalsozialistische Propaganda unanfäl¬ 
lig 394 . Die Gleichsetzung von marxistischen Arbeiterparteien mit 
der Arbeiterklasse führt zuweilen so weit, den nationalsozialisti¬ 
schen Kampf gegen KPD und SPD als »Kreuzzug gegen die Arbei¬ 
ter« zu bezeichnen 395 . Zumindest gelten manchen Forschern 
Arbeiter in der NSDAP als »atypische« Gruppen 396 , »entwurzelte 
Elemente« 397 oder schlicht als »Outcasts« 398 und »Lumpenproleta¬ 
rier« 399 . Man versucht akribisch genau zu untersuchen, ob sich die 
nationalsozialistischen Anhänger stärker aus großstädtischen, 
kleinstädtischen oder ländlichen, aus gut oder schlecht ausgebil¬ 
deten, aus beschäftigten oder arbeitslosen, aus in Industrie- oder 
Handwerksbetrieben beschäftigten Arbeitern rekrutierten. Bei 
der Einordnung wird dann offenbar von einem idealtypischen Ar¬ 
beiterbild ausgegangen. Davon abweichendeTypen geraten leicht 
unter moralischen Verdacht. Apodiktisch wird zuweilen behaup¬ 
tet, Antisemitismus oder Nationalismus seien der Arbeiterbewe¬ 
gung völlig fremd gewesen 400 . 

Neuere Untersuchungen historischer Wahlforschung haben 
diese Mittelstandsthese stark modifiziert. Zwar waren Arbeiter 
verglichen mit ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung sowohl 
unter den Mitgliedern als auch unter denWählern der NSDAP un¬ 
terrepräsentiert, sie bildeten jedoch ein Viertel bis ein Drittel der 
Anhänger der Partei und waren damit in ihrer Bedeutung keines¬ 
wegs unerheblich 401 . In bestimmten Regionen wie dem Ruhrgebiet, 
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in Teilen von Berlin und Thüringen, in Sachsen (besonders im 
Wahlkreis Chemnitz-Zwickau), in Braunschweig, Hannover und 
Breslau gewannen die Nationalsozialisten bedeutende Stimmen¬ 
anteile aus der Arbeiterschaft 402 . Die paramilitärische Kampf¬ 
organisation der Nationalsozialisten rekrutierte sich sogar in 
erster Linie aus Arbeitern, zumeist arbeitslosen ehemaligen Indu¬ 
striearbeitern 403 . Noch bemerkenswerter erscheint ein Vergleich 
der absoluten Zahlen, den Conan Fischer unternommen hat. 
Demnach waren unter den 300000 Mitgliedern der KPD 1932 ca. 
240000 Arbeiter; von den 850000 Mitgliedern der NSDAP im 
Januar 1933 aber waren mindestens 267000 Arbeiter 404 . 

Der Nationalsozialismus sollte nicht auf bloße inhaltslose Pro¬ 
paganda reduziert, die Entscheidung der Arbeiter zur Wahl der 
NSDAP nicht allein auf Verblendung zurückgeführt werden. Ihre 
Anziehungskraft entfaltete die NSDAP wegen und nicht trotz ih¬ 
rer wesentlichen Zielsetzungen 405 . In dieses Bild passen die Aus¬ 
sagen von Zeitgenossen nur allzu gut. Die nationalsozialistische 
Parteizeitung berichtete im Herbst 1931 und verstärkt im Sommer 
1932 von Eintritten ehemaliger KPD-Mitglieder in die NSBO. So 
konnte Johannes Engel rückblickend resümieren: »Ich möchte sa¬ 
gen, der Zuwachs unserer Betriebsorganisationen im Jahr 1932 
kam zu 90 Prozent aus dem Lager der Marxisten. « 406 Diese Zahlen 
entziehen sich der Nachprüfbarkeit. Außerdem hat es - wie oben 
gezeigt - Übertritte nicht nur in der einen Richtung gegeben. 
Auch bei der NSBO war die Fluktuation sehr hoch, wechselten 
einmal politisch mobilisierte Arbeiter relativ bedenkenlos die 
Seiten 407 . Die propagandistisch überhöhte Aussage Gerhard 
Starckes, der nach der Machtergreifung eine parteiliche Studie 
über die Entstehung der NSBO veröffentlichte, besitzt gewiß 
einen wahren Kern. Nach seiner Ansicht hätte der vor 1933 noch 
marxistisch denkende Teil des deutschen Volkes die Ernennung 
Adolf Hitlers zum Reichskanzler ohne die vorher geleistete Arbeit 
der NSBO nicht widerstandslos hingenommen 408 . 

Es sei die historische Aufgabe der NSDAP, so glaubte man bei 
den Kommunisten, den bankrotten Kapitalismus gegen die prole¬ 
tarische Revolution zu verteidigen. Deshalb sauge sie nicht nur 
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die Anhänger der sich zersetzenden bürgerlichen Parteien auf, 
sondern bemühte sich besonders um Einfluß auf die für den revo¬ 
lutionären Klassenkampf entscheidenden Teile des Volkes, die 
Industriearbeiter. Unter diesem Gesichtspunkt habe Adolf Hitler 
Recht, in »Mein Kampf« geschrieben zu haben, nicht die Gewin¬ 
nung des »bürgerlichen Wahlstimmviehs« oder eine Umschich¬ 
tung im nationalen Lager das sei Ziel der Bewegung, sondern der 
Erfolg im antinationalen Lager 409 . 

Die KPD erkannte spätestens im Herbst 1931 die ihr durch das 
Erstarken der NSBO erwachsende Gefahr. Die Kommunisten 
zeigten sich bestens informiert über Ziele und Methoden der 
NSBO. Die Zeitschrift Arbeitertum, das zentrale Organ der 
NSBO für Theorie und Praxis, wurde ausgewertet. Ungläubig 
registrierte man, daß die NSBO in ihren Richtlinien Streiks gestat¬ 
tete. Im Arbeitertum hatte es geheißen, daß die Gespaltenheit der 
Gesellschaft wegen der Vorherrschaft des jüdischen Finanzkapi¬ 
tals im Augenblick noch die schärfste Waffe des Arbeiters, den 
Streik, forderte. Den Streikunterstützungsbestimmungen der 
NSBO zufolge konnte ein Streik allerdings nur nach strenger Ein¬ 
zelfallprüfung gebilligt werden, und zwar nur dann, wenn er ein¬ 
deutig den wirtschaftlichen Interessen der Arbeiter dient 410 . Auch 
wenn dies nach Meinung der KPD lediglich in demagogischer Ab¬ 
sicht geschah, um »die Naziproleten davon abzuhalten, zusam¬ 
men mit der RGO gegen den Lohnraub zu kämpfen«, sollte man 
die Aktionen der Nationalsozialisten nicht unterschätzen 411 . Der 
Streik gegen einen Lohnabbau um 20 Prozent bei den Bayrischen 
Motorenwerken (BMW), einem Betrieb, in dem die Kommuni¬ 
sten schwach vertreten waren, ging auf Initiative der NSBO 
zurück 412 . Zwar bestritten die Kommunisten heftig den von den 
Nationalsozialisten propagierten Erfolg der NSBO. Aber gerade 
die Intensität, mit der sie das ihren eigenen Anhängern einhäm¬ 
merten, dürfte ein Beleg für die Zustimmung sein, die dem Wer¬ 
ben der Nationalsozialisten bei Teilen der Arbeiterschaft zuteil 
wurde. So wie die Nationalsozialisten von der Irregularität von 
Streiks im nationalsozialistischen Staat überzeugt waren, so hiel¬ 
ten Kommunisten den Streik nur in der Klassengesellschaft für ein 
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geeignetes Mittel zur Durchsetzung politischer Forderungen. 
Hier lag der Schwachpunkt in der Argumentation beider Parteien. 
Den Streik befürworteten KPD wie NSDAP natürlich nur im 
bestehenden kapitalistischen System. Wenn die Kommunisten 
Äußerungen von nationalsozialistischen Führern über die feh¬ 
lende Notwendigkeit von Streiks im Staat Adolf Hitlers als Beweis 
für die Bereitschaft zum Streikbruch anführten, so wies die natio¬ 
nalsozialistische Presse ihrerseits auf das Verbot von Streiks in der 
Sowjetunion hin und beschrieb genüßlich Fälle, in denen sowje¬ 
tische Arbeiter Streikbruch begangen hätten. Ein Funktionär der 
Kommunistischen Jugendinternationale (KJI) habe in einer Wahl¬ 
kundgebung für Jungarbeiter Elan und Idealismus einer sowjet¬ 
russischen Brigade gelobt, die bis zu 18 Stunden täglich gearbeitet 
hatte, um die Arbeit der streikenden Belegschaft einer Traktoren¬ 
fabrik zu erledigen. Die versammelten Arbeiter äußerten nach 
Aussagen des Angriff ihre Enttäuschung über die unsozialen Zu¬ 
stände im »Arbeiterparadies« 413 . 

Kaum ein Vorwurf ist häufiger von den Kommunisten gegen die 
Nationalsozialisten ins Feld geführt worden als der des Streik¬ 
bruchs. Die Präsenz der Nationalsozialisten in den Betrieben 
diente angeblich allein der Funktion, im entscheidenden Augen¬ 
blick die Interessen der Kapitalisten durchzusetzen und für Streik¬ 
brecherdienste bereit zu stehen. Das bestätigen die Polizeibe¬ 
richte allerdings nicht. In keinem Polizeidossier über Streiks ist 
davon die Rede. Vielmehr beteiligte sich die NSBO sogar beson¬ 
ders intensiv an der Streikwelle im Herbst 1932. Glaubt man den 
Angaben der Reichsorganisationsleitung der NSDAP, dann unter¬ 
stützte bzw. führte die NSBO zwischen April 1932 und Januar 1933 
insgesamt 117 Streiks 414 . Stets ging es um die Abwehr von Maßnah¬ 
men, die die ohnehin angespannte Lage der Arbeiter betrafen: 
Lohnabbau, Urlaubskürzungen, untertarifliche Bezahlung. Die 
meisten waren von der RGO, einige allerdings auch von den 
freien oder christlichen Gewerkschaften getragen. Nicht nur beim 
BVG-Streik gab es Bündnisse zwischen den Radikalparteien zur 
Durchsetzung bestimmter, gegen Papens Notverordnungspolitik 
gerichteter Forderungen 415 . Wenngleich nicht in jedem Einzelfall 

159 



die Meinung der Parteiführung zum Streik bekannt ist, so kann 
doch davon ausgegangen werden, daß auch Adolf Hitler die prin¬ 
zipielle Streikbereitschaft der NSBO teilte. »Jeden Streik, bei 
dem es nicht um den Vorteil einer Partei, sondern um den Vorteil 
der Arbeiterschaft im allgemeinen geht, wo eine ehrliche Führung 
an der Spitze steht, unterstützen wir mit allen Mitteln. Das Streik¬ 
recht kann heute dem Arbeiter nicht genommen werden, weil das 
politische System dem Unternehmertum auch die Aussperrung zu¬ 
gesteht.« 416 In der offiziösen Münchener Ausgabe der Parteizei¬ 
tung hieß es: »Es muß grundsätzlich betont werden, daß nächst 
dem Juden für einen deutschen Arbeiter das Hassenswerteste auf 
dieser Erde der Streikbrecher ist!« 417 Es könnten noch zahlreiche 
Äußerungen herangezogen werden, die eine generelle Streikbe¬ 
reitschaft der Nationalsozialisten belegen. Am Schluß einer Beleg¬ 
schaftsversammlung des Siemens-Elmowerkes in Berlin-Siemens¬ 
stadt erklärte ein gewisser Käding, der der Polizei als nationalso¬ 
zialistischer Führer bekannt war, laut Polizeibericht öffentlich: 
»Es braucht niemand zu fürchten, daß wir Nationalsozialisten im 
Fall, daß es zu einem Streik kommt, den Streikabwürger zu ma¬ 
chen gedenken, wir werden vielmehr im Fall eines Streiks wie alle 
anderen die Betriebe verlassen.« 418 

Und dennoch enthält derVorwurf der Kommunisten einen wah¬ 
ren Kern. Die Nationalsozialisten rechneten im Falle der Macht¬ 
übernahme mit einem bewaffneten Aufstand der Kommunisten, 
der selbstverständlich auch Streiks einschloß. Die Erfahrungen 
des Kapp-Putsches hatten gezeigt, daß gegen den Willen der ge¬ 
schlossen auftretenden Arbeiterschaft nicht regiert werden 
konnte. Das führte zu Überlegungen, inwieweit lebenswichtige 
Betriebe im Falle eines kommunistischen Generalstreiks durch 
die NSBO weitergeführt werden könnten. Ihr hoher Organisa¬ 
tionsgrad in öffentlichen Betrieben ermöglichte es der NSBO, für 
den Fall eines Generalstreiks wichtige Betriebe in den Bereichen 
Verkehr,Telekommunikation, Stromerzeugung oder Bergbau vor 
dem Zugriff der Kommunisten zu bewahren 419 . 

War die NSBO, waren die Nationalsozialisten die »Retter 
Deutschlands« vor dem Bolschewismus? Für viele Wähler auch in 
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der Arbeiterschaft war dies ein entscheidender Gesichtspunkt. 
Die Führung des Staates aber sah das zu diesem Zeitpunkt anders, 
denn hier erblickte man in den Kampftruppen des Nationalsozia¬ 
lismus nicht allein einen Schutz vor dem Bolschewismus, sondern 
auch eine Bedrohung des bestehenden Systems. Wenn SA und SS, 
wie die Kommunisten wiederholt behaupteten, tatsächlich nichts 
anderes waren als Terrorgarden der Bourgeoisie zur Niederhal¬ 
tung der revolutionären Arbeiterschaft, dann mußte das per Not¬ 
verordnung des Reichspräsidenten vom 13. April 1932 durchge¬ 
führte Verbot der inzwischen auf 500 000 Mann angewachsenen 
paramilitärischen Organisationen eigentlich zu einer Revision die¬ 
ser Behauptung führen. Dem war nicht so. Als Ursache für die Ver¬ 
fügung der Regierung Brüning glaubten die Kommunisten, 
außenpolitische Rücksichtnahmen erkannt zu haben. Um bei den 
bevorstehenden Reparationsverhandlungen die Bereitwilligkeit 
der Regierung zu demonstrieren, gegen alles vorzugehen, was 
gegen den Young-Plan eingestellt sei, habe sie diese Maßnahme 
ergriffen. Außerdem beabsichtige die Bourgeoisie, zwei Fliegen 
mit einer Klappe zu schlagen und Hitler von dem unbequemen 
Druck der SA-Leute zu befreien, um seine Regierungsbeteiiigung 
zu ermöglichen 420 . In einem Flugblatt an die »SA-Kameraden« 
erläuterte man die Hintergründe des Verbots: »Das Verbot der SA 
und SS soll Adolf Hitler den Weg zu den Ministersesseln frei¬ 
machen!« Für die SPD-Arbeiter soll die Hitlerpartei durch das 
Verbot ihren »Schrecken« verlieren 421 . Die Wirksamkeit des Ver¬ 
bots schätzten die Kommunisten, sicherlich ihre eigenen Erfah¬ 
rungen mit dem RFB-Verbot zugrunde legend, gering ein. 
Schließlich führten die Sturmabteilungen seit geraumer Zeit eine 
Doppelexistenz, weil sie als Volkssportvereine getarnt weiter be¬ 
stünden 422 . 

In den folgenden Monaten beschloß die KPD eine neue Va¬ 
riante zur Verfolgung ihrer Doppelstrategie. Die Kampagne zu 
den Reichstagswahlen vom Juli 1932 stand ganz im Zeichen der 
»Antifaschistischen Aktion« - am 25. Mai vom Zentralkomitee 
proklamiert. Ausdrückliches Ziel war die Vereinigung der Massen 
gegen den Hitlerfaschismus 423 . Mitglieder der SPD und des 
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Reichsbanners wurden von teilweise neu ins Leben gerufenen 
Organisationen der kommunistischen Bewegung aufgefordert, 
den Bruderzwist zu beenden. 

Eine solche Beendigung aber mußte jedem überzeugten Sozial¬ 
demokraten äußerst scheinheilig Vorkommen. Das gesamte Jahr 
1931 über hatte der einmütige Kampf von Komintern und Partei 
gegen die Sozialdemokratie die Schlagzeilen der kommunisti¬ 
schen Presse beherrscht. Die größere Gefahr für einen Sieg der 
KPD hatte man in der widerstandsfähigen, gut organisierten SPD 
erblickt, nicht in der innerlich zerrissenen NSDAP. IhreTeilnahme 
am Volksentscheid gegen die preußische SPD-Regierung recht¬ 
fertigte die KPD mit dem Argument, Hitler erst nach einem Schei¬ 
tern der Braun-Severing-Regierung vernichten zu können. Wur¬ 
den wie Ende 1931 im Ruhrgebiet auf unterer Ebene von Kommu¬ 
nisten Kooperationsangebote an sozialdemokratische Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre gemacht, dann beschuldigte Thälmann die 
betreffenden Funktionäre, vor lauter »nationalsozialistischen 
Bäumen den sozialdemokratischen Wald nicht zu sehen« 424 . Aber 
gerade in den Industriebezirken gewann die NSDAP bei den 
Reichspräsidentenwahlen im März und den preußischen Land¬ 
tagswahlen im April 1932 so viele Stimmen, daß es zu Kurskorrek¬ 
turen kam. Selbst Thälmann fragte sich, warum es nicht gelungen 
sei, die chauvinistische Welle aufzuhalten, von der die NSDAP 
emporgetragen worden sei. Die »Einheitsfronttaktik« wurde von 
den Kommunisten stets als Zeichen der Stärke verstanden. Alle 
klassenbewußten Arbeiter sollten sich unter dem Banner des Bol¬ 
schewismus vereinigen, sich der kompromißlosen Haltung der 
KPD anvertrauen. Zog man jedoch die chronisch schlechte Re¬ 
präsentanz der Kommunisten in den Betrieben, die hohe Fluktua¬ 
tion der Mitglieder in Betracht, so erscheint es wahrscheinlicher, 
daß aus einer Position der Schwäche heraus alles getan wurde, um 
der »historisch unvermeidlichen« Situation etwas nachzuhelfen. 
Vertraute man den Ideologen in Moskau, dann war die »Einheit 
der Arbeiterklasse« eine Zwangsläufigkeit, die sich bei einer wei¬ 
teren Verschlechterung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
notwendig einstellen mußte. Die Wirklichkeit aber sah anders aus. 
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Denn tatsächlich war die Arbeiterbewegung in die verschieden¬ 
sten sich untereinander befeindenden Richtungen geteilt, und es 
spricht manches dafür, daß dies auch eine Folge der haßerfüllten 
Attacken der KPD gegen jeden Arbeiter war, der nicht sowje¬ 
tische Zustände herbeisehnte. 

Die Nationalsozialisten erklärten bei den Reichspräsidenten¬ 
wahlen vom Frühjahr 1932 nicht Hindenburg zum Hauptfeind, 
sondern Thälmann. Die Auseinandersetzung mit dem greisen 
Feldmarschall schien der Mühe nicht wert zu sein, betrachtete 
man ihn doch als ein Relikt aus längst vergangenen Zeiten. Bei 
einem SiegThälmanns aber würde der Bolschewismus mit all sei¬ 
nen auch für den Arbeiter negativen Folgen an die Macht gelan¬ 
gen. Siegte jedoch Hitler, würde der Aufstieg des deutschen Arbei¬ 
ters beginnen 425 . Zwischen dem ersten und dem zweiten Wahlgang 
zur Reichspräsidentenwahl konstatierte die nationalsozialistische 
Presse Verzweiflung bei den Anhängern der Kommunisten. Ein 
Redakteur des Angriff fing vor dem Karl-Liebknecht-Haus Stim¬ 
men auf, die ihrem Unmut über das Ausbleiben von Veränderun¬ 
gen der politischen Lage freien Lauf ließen. Der unaufhörliche 
Vormarsch zur roten Revolution ging den Versammelten angeblich 
zu schleppend. Einige spielten bereits mit dem Gedanken, beim 
nächsten Mal statt Thälmann Hitler zu wählen. Entweder, so die 
einen, weil nach ihm der Kommunismus kommen werde, oder, so 
die anderen, weil wir »doch bloß endlich mal Arbeit haben« wol¬ 
len und es gleich sei, wer von den beiden Kandidaten die Arbeiter 
führe 426 . Noch wesentlich deutlicher wurden Briefe eines ehemali¬ 
gen kommunistischen Arbeiters, die beschrieben, wie er seinen 
Weg zum Nationalsozialismus gefunden hatte. Nach eigener Aus¬ 
sage war der Verfasser von 1924 bis 1929 im RFB organisiert und 
seit 1929 Mitglied der KPD. »Habe aber jeder größeren Versamm¬ 
lung hier auf dem Wedding von der KPD beigewohnt, da ich bisher 
der Meinung war, als Arbeiter gehöre ich zu den Arbeitern, also 
zur KPD. Ich habe ja bis zum gestrigenTage nie geglaubt, daß die 
NSDAP eine Arbeiter-Partei ist. Aber jetzt sind mir die Augen ge¬ 
öffnet, und ich weiß auch jetzt, welche von beiden Parteien die 
gesünderen Ziele hat. [...] Ich habe (auf der NSDAP-Versamm- 
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lung)Tausende solcher Hungerleider, wie ich es bin, gesehen. Und 
habe gehört, daß auch sie um ihr Brot und um ihr Dasein kämp¬ 
fen. Allerdings auf einer ganz anderen Basis, indem sie sich für 
deutsch erklärten und das ist, was mich so durcheinander geschüt¬ 
telt hat. In den Versammlungen, die ich bisher besuchte, wurde 
nur von einer Internationale gesungen und gesprochen, aber nie 
etwas von einem Deutschland. Ich habe nie geglaubt, daß ich noch 
einmal das Deutschlandlied singen werde, überhaupt noch singen 
kann. [...] Und bei dem Singen des Deutschlandliedes war mir so 
wohl zu Mute. [...] Und dann die Anwesenden: Es waren doch 
der größteTeil arbeitslose Arbeiter, Handwerker und viele andere 
geknechtete Leute, und jedem konnte man ansehen, daß er kämp¬ 
fen würde um sein Dasein, um eine deutsche Freiheit. [...] Ich 
habe mich fest entschlossen, mich in die Reihen der NSDAP ein¬ 
zugliedern.« 427 Tatsächlich lagen die Ergebnisse für Thälmann im 
zweiten Wahlgang drei Prozentpunkte niedriger, während sich für 
Hitler erheblich mehr entschieden als im ersten Durchlauf (36,8 
gegenüber 30,1 Prozent). Die zu diesem Zeitpunkt kursierenden 
Putschgerüchte der SA haben womöglich zu diesem Resultat bei¬ 
getragen, bestätigten sie doch dem, der es hören wollte, daß Hit¬ 
lers Entschlossenheit größer war, als die Propaganda der KPD es 
glauben machen wollte. In Pommern hatte ein KPD-Funktionär 
erklärt, er und seine Genossen würden im zweiten Wahlgang weit 
eher für Hitler stimmen als für Hindenburg 428 . Nach dem zweiten 
Wahlgang gab ein süddeutscher KPD-Agitator, der Schriftsteller 
Lehmann-Lamari, die Gründe für seine Annäherung an die 
NSDAP dem Angriff preis 429 . Die KPD schien in einer Glaubwür¬ 
digkeitskrise zu sein. Potentielle Wähler wandten sich enttäuscht 
von der Partei ab und der NSDAP zu. 

Die KPD war also keineswegs so homogen, wie es die Agit- 
Prop-Abteilung glauben machen wollte. Gerade unter den Mit¬ 
gliedern der Wehrorganisationen fand man die stärkste Opposition 
gegen die Parteiführung. An der Basis war man nicht gewillt, 
Rücksicht auf taktische Überlegungen zu nehmen. Ideologisch 
war man keineswegs so geschult, um nicht einfach die Fronten zu 
wechseln. Faschismus war dank der kommunistischen Argumen- 
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tation gerade in den Augen der einfachen Kämpfer eine Bezeich¬ 
nung für das augenblickliche System - nicht für die NSDAP. Eine 
Verlautbarung des Zentralkomitees der KPD, die nicht deutlich 
genug die Kampfbereitschaft hervorgehoben hatte, wurde von 
einem einfachen RFB-Mann folgendermaßen kommentiert: 
»Wenn die Partei den Kampf gegen den Faschismus nicht führen 
will, dann gehen wir zu den Nazis.« 430 In einem anderen Polizeibe¬ 
richt aus der Reichshauptstadt hieß es: »Die schwerste Sorge be¬ 
reitet der Partei aber das Vordringen des Nationalsozialismus und 
die Beobachtung, daß die Fluktuation von der KPD zur NSDAP 
und innerhalb dieser, vor allem zur SA, besonders stark ist. Die 
Taktik gegenüber den Nationalsozialisten ist vollständig unein¬ 
heitlich und wechselt beinahe von Woche zu Woche. Am schlimm¬ 
sten in dieser Hinsicht ist ein gewisser Fatalismus innerhalb der 
Parteikreise, der den Sieg des Faschismus und damit eine vollstän¬ 
dige Unterdrückung der Partei für unvermeidbar hält.« 431 Außer¬ 
dem registrierte die Polizei bei Vernehmungen eine steigende 
Anzahl von Fällen, bei denen der betreffende Nationalsozialist 
erklärte, bis vor kurzem noch Mitglied der KPD oder des Kampf¬ 
bundes gegen den Faschismus gewesen zu sein. Der einzelne 
stellte seine Kraft in den Dienst der erfolgversprechenderen Par¬ 
tei, vielleicht auch der ihm radikaler erscheinenden Partei. Belegt 
ist der Fall des ehemaligen RFB-Mannes H., der zugleich Mitglied 
der Straßenzelle 1202 gewesen war. H. stammte aus eher bürgerli¬ 
chen Verhältnissen. Er wohnte bei seinen Eltern, einem pensio¬ 
nierten Oberlehrer und ehemaligen SPD-Mitglied und Mitglied 
der Kommunistischen Internationalen Arbeiterhilfe, in Berlin- 
Steglitz. Am 1. März 1932 trat er nach einer Sportpalastkundge¬ 
bung der NSDAP in die SA, Sturm 48, ein und erhielt seine Ausbil¬ 
dung in der SA-Schule inTreptow. Nach Angaben der KPD verriet 
er Waffenverstecke des RFB an die Polizei, der er zuvor schon 
Spitzeldienste geleistet hatte. Deshalb setzte man über ihn Ge¬ 
rüchte in Umlauf und bezeichnet ihn als »Psychopath mit gestei¬ 
gertem Geltungsbedürfnis«. In Briefen an die Polizei rechtfertigte 
er seinen Übertritt zur SA. Mittlerweile verabscheue er seine alte 
Partei wegen ihrer Feigheit und Verlogenheit. Er wolle nichts mit 
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polnischen oder tschechisch-slowakischen Arbeitern zu tun haben. 
Er fühle deutsch. Gegen Juden habe er dagegen keine Vorbehalte, 
solange sie in Deutschland geboren seien. Die von ihm beobach¬ 
tete Unehrlichkeit der Genossen und der Hohn und Spott gegen 
jede religiöse Empfindung hätten ihn letztlich der kommunisti¬ 
schen Partei vergrault 432 . 

Häufig wurde vermutet, die KPD habe ihre Feindschaft gegen 
die Sozialdemokratie im Sommer 1932 zurückgestellt, um gemein¬ 
sam mit der SPD gegen den Nationalsozialismus zu kämpfen. In 
Wirklichkeit aber war die »Antifaschistische Aktion« lediglich eine 
Intensivierung der Einheitsfronttaktik. Sie sollte die »Zusam¬ 
menfassung aller Kampfmaßnahmen der Arbeiterklasse und der 
mit dem Proletariat verbundenen und von ihm geführten Werktäti¬ 
gen in Stadt und Land gegen die Bourgeoisie« gewährleisten. 
Nicht an einer Zusammenarbeit mit sozialdemokratischen Funk¬ 
tionären, sondern an der Abwerbung einzelner Mitglieder war 
den Kommunisten gelegen. Gelang es, ganze Reichsbannerfor¬ 
mationen, Gewerkschaftsorganisationen oder untere sozialdemo¬ 
kratische Formationen zum Beitritt zum »Roten Massenselbst¬ 
schutz« zu bewegen, hatte man Anlaß zur berechtigten Hoffnung, 
diese auch ganz für die KPD gewinnen zu können. Einheitsfront¬ 
organe sollten in Betrieben und Wohngebieten, auf Stempelstel¬ 
len und Arbeitsnachweisen geschaffen werden 433 . Paul Jahnke, 
der Leiter eines Berliner Unterbezirks, hielt mit seinem Haß 
gegen die SPD auf einer Parteiarbeiterkonferenz nicht hinter dem 
Berg. Von einem angeblich bevorstehenden Zusammenschluß der 
SPD mit der KPD hielt er nichts. Nur unter Ausschluß der »Bon¬ 
zen würden sich die Arbeiter in den Betrieben und die Erwerbs¬ 
losenarbeiter auf der Straße die schwielige Faust zur Schmiedung 
des Zusammenschlusses aller revolutionären Arbeiter reichen. 
Auf die Mitgliedschaft des Salon-Sozialisten Herrn Rudi Breit¬ 
scheid legen wir nicht den geringsten Wert. [...] Wir rufen dem 
schönen Rudi zu, daß sich die Arbeiterschaft noch ganz genau des 
Jahres 1918 erinnert. [...] Zu damaliger Zeit wurde die Revolu¬ 
tion durch die sozialistischen Führer im Blut erstickt und heute 
wagen dieselben Sozialdemokraten mit uns dieselbe Melodie zu 
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singen.« 434 Es gelang tatsächlich, zahlreiche Sozialdemokraten zu 
einer Teilnahme an den Kampfkongressen zu bewegen. Der Er¬ 
folg blieb jedoch weit hinter den Erwartungen zurück, so daß in 
einem Bericht über den 1. Antifaschistischen Kampfkongreß des 
Bezirks Wasserkante in Hamburg die Zahl der SPD-Teilnehmer 
entgegen den Tatsachen aufgebessert wurde 435 . 

Zweifellos zog der Aktionismus der KPD einige jüngere Mit¬ 
glieder der Sozialistischen-Arbeiter-Jugend an. Sie waren durch¬ 
aus bereit, gegen Hitler oder vielmehr gegen die sie bedrückenden 
Zustände zu kämpfen, beklagten sich allerdings über die fortdau¬ 
ernden Diffamierungen als Sozialfaschisten. Denn noch kurz zu¬ 
vor hatte der Deutschlandexperte des EKKI Wilhelm Knorin in 
einem Aufsatz erneut verlauten lassen, daß Sozialdemokratie und 
Faschismus mit verschiedenen Methoden die gleiche Aufgabe er¬ 
füllten, nämlich die Zerschmetterung der Klassenorganisation 
der Arbeiterklasse. Es bestünde kein Unterschied »zwischen einer 
Regierungsmethode der Sozialdemokraten und einer Regierungs¬ 
methode der Nationalsozialisten, [...] einer Regierungsmethode, 
die außer durch Terror vor allem durch Betrug funktioniert, und 
einer Regierungsmethode, die außer mit Betrug vor allem durch 
Terror funktioniert.« 436 

Diese enge Verbindung schien sich durch den Übertritt einiger 
Sozialdemokraten zur NSDAP, wie des ehemaligen preußischen 
Oberpräsidenten August Winnig, zu bewahrheiten 437 . Winnig ver¬ 
öffentlichte nach seinem Austritt aus der SPD im Angriff Auszüge 
aus seinem vielbeachteten Buch »Vom Proletariat zum Arbeiter- 
tum«. Darin sprach er Marx eine innere Beziehung zum Arbeiter 
ab und unterstellte ihm, nur aus Haß gegen jede Autorität zum 
Feind des Staates geworden zu sein 438 . Aber nicht nur eine promi¬ 
nente Gestalt der Sozialdemokratie hatte der alten Arbeiterpartei 
den Rücken gekehrt. In einer Analyse der Anhängerschaft der Na¬ 
tionalsozialisten hatte die Rote Fahne noch einige Tage vor den 
ersten Aufrufen zur »Antifaschistischen Aktion« beobachtet, daß 
sich unter ihnen viele befanden, die von der SPD-Politik nach dem 
9. November 1918 enttäuscht waren. Die NS-Propaganda hätte 
ihnen eingeredet, sie würden von Marxisten regiert und so hätten 
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sie verwirrt der Arbeiterbewegung den Rücken gekehrt. Die kor¬ 
rupte SPD-Führung trage durch ihre Regierungsmethoden die 
Verantwortung für die Diskreditierung des Marxismus in breiten 
Schichten der Bevölkerung 439 . 

Erste Ansätze zu einer »Einheitsfront von unten« zeigten sich 
recht bald. Die Maikundgebung wurde in einzelnen Orten ge¬ 
meinsam mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund 
(ADGB) einberufen 440 . Aber es zeigte sich bei diesem Anlaß 
auch, was in Wahrheit mit dem Schlagwort »Einheitsfront« ge¬ 
meint war. Denn, so Thälmann in seinem Aufruf zu den Maikund¬ 
gebungen, »nicht wir, sondern die sozialdemokratischen Arbeiter 
müssen die Front wechseln« 441 . Bei der Debatte im ZK über die 
»Antifaschistische Aktion« wurde gefordert, eine stärkere Tren¬ 
nung zwischen Führern und Massen vorzunehmen, um dem 
»Hitlerfaschismus den Weg zur Macht zu verlegen« 442 . Zum ersten 
Mal überhaupt schien die KPD die Möglichkeit einer national¬ 
sozialistischen Machtübernahme in ihr Kalkül miteinzubeziehen. 
Aus einigen Bezirken kamen positive Reaktionen auf die verän- 
derteTaktik, wenngleich mancherorts auch erhebliche Unklarhei¬ 
ten entstanden waren. In der Folgezeit verstärkten sich die 
gemeinsamen Aktivitäten von Sozialdemokraten und Kommuni¬ 
sten auf lokaler Ebene, die sich jedoch diesmal der Rückendek- 
kung durch die Parteiführung sicher sein konnten. Diese Politik 
war gekennzeichnet durch Widersprüchlichkeiten. Es konnte 
nicht Wunder nehmen, wenn sie nach nicht einmal zwei Monaten 
als gescheitert angesehen wurde. Wohl auf »Rat« der Komintern 
und um die Konkurrenzsituation zur SPD vor den bevorstehen¬ 
den Reichstagswahlen wieder stärker in den Vordergrund zu 
rücken, wurden alle gemeinsamen Aktionen beendet, die Verant¬ 
wortlichen gerügt 443 . So war der Appell an die »deutsche Arbeiter¬ 
schaft, in den Generalstreik gegen die »faschistische Papen-Dikta- 
tur« zu treten, kein aufrichtiger Versuch zur erneuten Zusammen¬ 
arbeit. Die Reaktionen bei den Anhängern der Kommunisten, die 
von Empörung bis zur offen bekundeten Zustimmung über die 
Absetzung des »Bluthundes« Severing reichten, spiegelten den 
Zickzackkurs der Partei wider. Der »Staatsstreich« wurde wie 
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überhaupt jede weitere »Faschisierung des bürgerlichen Staates« 
mit einem weinenden und einem lachenden Auge gesehen. Not¬ 
verordnungen, die zur Sicherung der öffentlichen Ordnung die 
Entfaltungsmöglichkeiten der KPD zu beeinträchtigen suchten, 
wurden stets in der Roten Fahne verurteilt, spürte man die Folgen 
doch im täglichen politischen Kampf. Aber gleichzeitig war man 
sicher, daß die staatlichen Zwangsmaßnahmen, das zunehmend 
härtere Durchgreifen der Polizei unweigerlich eine Radikalisie¬ 
rung bislang noch gleichgültiger Arbeiter herbeiführen würden. 
Papens Aktion war nach Meinung der KPD der Gipfel der Schwä¬ 
che einer »Bourgeoisie«, die völlig vergaß, daß eine Zerstörung 
der kommunistischen Arbeiterorganisationen angeblich nur den 
Mobilisierungsprozeß des Proletariats beschleunigte 444 . 

Die Politik der »Einheitsfront von unten« führte zu einer Situa¬ 
tion, die die KPD zu einem propagandistischem Spagat veran- 
laßte. Sie mußte um die Massen aus zwei Lagern kämpfen: um die 
Mobilisierung der sozialdemokratischen Jungarbeiter und gleich¬ 
zeitig um die Loslösung der nationalsozialistischen Jugendlichen 
aus ihren Organisationen. Doch was bei den sozialdemokrati¬ 
schen Jugendlichen Erfolg zu versprechen schien, kam bei den 
Jungarbeitern, die der HJ zuneigten, offenbar nicht an 445 . Die For¬ 
derung einer »Einheitsfront von unten« wurde niemals Realität, 
denn sie bedeutete eine Verstärkung der destruktiven Agitation 
gegen die sozialdemokratischen Führer. Selbst nach Papens 
Schlag gegen die Braun-Severing-Regierung in Preußen wurde 
die KPD nicht müde, von der SPD als »Wegbereiterin des Faschis¬ 
mus« zu sprechen oder sie als die »wichtigste soziale Stütze der 
Bourgeoisie« zu bezeichnen. Die vielbeschworene Einheitspolitik 
förderte entgegen ihrer Absicht die Spaltung in der Arbeiter¬ 
schaft. 

Die Zeitgenossen maßen der »Antifaschistischen Aktion« ganz 
im Gegensatz zu weiten Teilen der heutigen Geschichtsforschung 
keine allzu große Bedeutung bei. In den großen nichtkommunisti¬ 
schen Tageszeitungen fand die Aktion keine Erwähnung. Man er¬ 
blickte in ihr keine wesentliche Veränderung der früheren Taktik. 
Die Nationalsozialisten mißtrauten den Kommunisten und hiel- 
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ten die Aktion für ein Scheinmanöver. »Ein letztes Mal soll der 
schon oft fehlgeschlagene Versuch wiederholt werden, die Agita¬ 
tion in die Massenaktion umzuwandeln, damit die bisher auf die 
Terrorgruppen beschränkte Illegalität unter Mithilfe der >Massen< 
auf breiterer Grundlage ausgeübt und in den Bürgerkrieg überge¬ 
leitet werden kann.« In seinem organisatorischen Teil werde das 
raffiniert ausgeklügelte Aktionsprogramm aber letzten Endes im 
Phrasengeschrei der Theoretiker des Liebknechthauses ersticken. 
Der Gipfel der Verlogenheit sei allerdings der politische Teil des 
Programms. »Ausgerechnet die kommunistischen Bonzen, die in 
Rußland die Bauern zur Leibeigenschaft gezwungen und ihnen 
Haus und Hof genommen, die Frauen zum Freiwild jüdischer 
Lüstlinge degradiert und den nationalsozialistischen Kampf gegen 
Tribut und Erfüllungspolitik durch Mordterror sabotiert haben, 
wagen es, der NSDAP Tributpolitik, Einführung von Zwangs¬ 
arbeit und Entrechtung der Frauen vorzuwerfen.« 446 

Mit den Faschisten gegen den Faschismus - auf diese paradoxe 
Formel könnte die Politik der KPD in der zweiten Hälfte 1932 ge¬ 
bracht werden. Zu keinem Zeitpunkt war das Werben um »ver¬ 
blendete Arbeiter« in den Reihen der NSDAP offensichtlicher als 
im letzten halben Jahr vor dem einschneidenden 30. Januar 1933. 
Dies mag auf den ersten Blick verwundern, hatte doch das bürger¬ 
kriegsähnliche Treiben in den Straßen ebenfalls bislang unge- 
kannte Ausmaße angenommen. Allein am Wahlwochenende des 
Juli 1932 hatte es in zahlreichen Städten Auseinandersetzungen 
gegeben, bei denen insgesamt 22 Tote und 155 Verletzte gezählt 
wurden. 

Ausschlaggebend für das fortgesetzte Werben um die »proletari¬ 
schen Elemente in SA und NSDAP« war sicherlich das erfolgrei¬ 
che Abschneiden der NSDAP bei den Reichstagswahlen vom 
31. Juli 1932. Die Nationalsozialisten waren entgegen den kom¬ 
munistischen Prophezeiungen nicht von der Bildfläche ver¬ 
schwunden, sondern statt dessen in überzeugender Manier zur 
stärksten Partei geworden. Gerade dort, wo es im Vorfeld der 
Wahl zu tödlichen Straßenkämpfen zwischen der SA auf der einen 
Seite und der KPD (Altona) bzw. der SPD (Ohlau) auf der anderen 

170 



Seite gekommen war, konnte die NSDAP im Vergleich zur Reichs¬ 
präsidentenwahl Zuwachsraten erzielen, die deutlich über dem 
Reichsdurchschnitt lagen. 

Bei der Entscheidung für eine Partei spielte die »Klassenzuge¬ 
hörigkeit« eine immer geringere Rolle. Tatsächlich hatten sich die 
Worte Gregor Strassers, der von einer großen antikapitalistischen 
Sehnsucht des deutschen Volkes gesprochen hatte, bewahrheitet. 
Strasser hatte sich in seiner Reichstagsrede vom 10. Mai deutlich 
von den Kommunisten abgegrenzt und auf die entscheidenden 
Unterschiede in der Eigentumsfrage hingewiesen. »Diese anti¬ 
kapitalistische Sehnsucht ist nicht im geringsten eine Ablehnung 
des aus Arbeit und Sparsinn entstandenen sittlich berechtigten 
Eigentums. Sie hat insbesondere nichts zu tun mit den sinnlosen 
und destruktivenTendenzen der Internationale.« 447 Strassers Ana¬ 
lyse enthielt eine ganze Reihe konstruktiver Vorschläge zur Besei¬ 
tigung der Arbeitslosigkeit. Auch deshalb unterschied sie sich von 
radikalen Umwälzungsvorstellungen und kann insofern als Aufruf 
zur Einheitsfront aller national gesinnter Antikapitalisten verstan¬ 
den werden. Bei der Juli-Wahl gaben fast 75 Prozent der Wahlbe¬ 
rechtigten ihre Stimme Parteien, die sozialistische Vorstellungen 
auf ihre Fahnen geschrieben hatten. Modernen Wahlanalysen fol¬ 
gend hatte es einen direkten Übergang von der SPD und, wenn¬ 
gleich in geringerem Maße, auch von der KPD gegeben 448 . Dies 
wurde in früheren Arbeiten stets bestritten. Aus der relativ kon¬ 
stanten Zahl, die sich aus der Addition von SPD- und KPD-Wäh- 
lern während der Weimarer Republik ergab, wurde geschlossen, 
daß Wähler, die der SPD ihr Vertrauen aufkündigten, fortan die 
KPD unterstützten 449 . Zeitgenössische Äußerungen von Kommu¬ 
nisten stützen weit eher die Aussagen des Wahlforschers Jürgen 
Falters. Zwar feierten sie zuallererst ihren enormen Stimmenzu¬ 
wachs, aber dennoch blieb Knorin die Abwanderung ehemaliger 
SPD-Wähler zur NSDAP nicht verborgen, so daß er die »Rück¬ 
eroberung dieser von der Bourgeoisie betrogenen Schichten der 
Arbeiterklasse« anmahnte 450 . Bei dieser Wahl wurde neben einem 
weiteren Anwachsen der Nationalsozialisten bei städtischen Indu¬ 
striearbeitern auch ein Eindringen der KPD in den ländlichen 
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Bereich festgestellt. Wo die KPD die SPD bereits überrundet 
hatte, gewann die NSDAP unterdurchschnittlich, wo aber die So¬ 
zialdemokraten noch stärker waren als die Kommunisten, gewan¬ 
nen die Nationalsozialisten überdurchschnittlich. Dies jedenfalls 
besagte eine interne Wahlanalyse der KPD-Ruhr 451 . Das wieder¬ 
um ließ darauf schließen, daß es nicht unbedingt tiefgehende ideo¬ 
logische Bindungen an die eine oder andere Partei waren, sondern 
daß die Wahlentscheidung vom generellen Wunsch geleitet war, 
die Lage der Arbeiter radikal zu verändern. 

Obwohl das Ergebnis vom Juli das beste gewesen war, welches 
die NSDAP je bei freien Wahlen erreichte, war die Basis ent¬ 
täuscht. In Diskussionen wurden die Gründe für den Mißerfolg 
gesucht. Die Propaganda sei ungenügend gewesen. Die Kommu¬ 
nisten würden nicht in der erhofften Weise angesprochen, sondern 
blieben der Roten Fahne treu. Es sei kaum mehr möglich gewesen, 
deren Plakate abzureißen. »Nur wer schwer bewaffnet war, 
konnte von den Verkehrslokalen in die Wohnung gelangen. Jeden 
Tag mußten wir zittern, ob wir abends noch leben. Wir halten einen 
neuen Wahlkampf einfach nicht aus.« 452 Auch in den Betrieben sei 
die Stimmung ungünstiger geworden. »Wenn wir jetzt nicht mit 
irgendwelchen sozialen Maßnahmen kommen können, sind wir 
nicht mehr in der Lage, auch noch einen Arbeiter für uns zu gewin¬ 
nen.« Die Stimmen vermehrten sich, die in aller Offenheit be¬ 
kannten, bei der nächsten Wahl die Kommunisten wählen zu wol¬ 
len. »Was machen wir nun, hat das Wählen überhaupt einen Zweck 
gehabt? Nein! Wenn jetzt nicht aufgeräumt wird, dann ist Hitler 
erledigt. Ich weiß schon heute, daß ich das nächste Mal Kommuni¬ 
sten wählen werde, denn Hitler räumt niemals auf.« Aus Köln 
wurde die Meuterei eines SA-Motorsturms gemeldet. In Mün¬ 
chen erklärte ein Sturmführer, mit seinen Leuten geschlossen zur 
KPD überzutreten, wenn die Führungspositionen in der SA in Zu¬ 
kunft nur noch, wie von der Partei angeblich beabsichtigt,von ehe¬ 
maligen Offizieren besetzt würden 453 . 

Bei Konferenzen und Versammlungen antifaschistischer Ein¬ 
heitsausschüsse traten nicht nur Sozialdemokraten oder Gewerk¬ 
schaftler auf, sondern auch SA-Männer in Uniform. An einer 
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Bezirkskonferenz des »Kampfbundes gegen den Faschismus« 
(KgdF) in Düsseldorf nahmen neben 36 Delegierten der SPD, des 
Reichsbanners bzw. der Sozialistischen Arbeiter-Jugend (SAJ) 
auch 18 Angehörige der NSDAP teil. Gemeinsam zerrissen SA- 
Leute und Reichsbannerangehörige in einer inszenierten Aktion 
ihre Mitgliedsbücher, übermittelten SA-Männer Kampfesgrüße 
ihrer Kameraden. Das Singen des Liedes »Brüder in eins nun die 
Flände« sollte eine Atmosphäre der Einigkeit erzeugen, die zwar 
nicht ganz den Realitäten entsprach, von den Kommunisten aber 
herbeigesehnt wurde 454 . In der Zeitung der KPD-Ruhrgebiet 
Pionier des Bolschewismus wurde vom Übertritt ganzer SA-Grup- 
pen zum KgdF berichtet, da sie bei der nationalen Befreiung des 
deutschen Volkes inzwischen eher der KPD glaubten 455 . In den 
von den Kommunisten dominierten »Einheitsfrontkomitees« 
saßen in gleicher Anzahl einfache Sozialdemokraten neben ein¬ 
fachen NSDAP-Mitgliedern 456 . Es existierten zu diesem Zeit¬ 
punkt sogar konkrete Überlegungen, den Begriff »Antifaschisti¬ 
sche Aktion« ganz fallen zu lassen und durch »Einheits-Aktion« 
zu ersetzen, um die nationalsozialistischen Arbeiter nicht vom 
Kampf gegen die Papen-Regierung auszuschließen. Plakate er¬ 
schienen, die kommunistische, nationalsozialistische und sozial¬ 
demokratische Arbeiter Schulter an Schulter im Kampf gegen die 
Bourgeoisie zeigten 457 . Im Sommer 1932 auf dem Höhepunkt der 
Einheitsfronttaktik richtete man sich auch an die Mitglieder der 
Nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation (NSBO) und 
forderte sie auf, gemeinsam mit der KPD gegen den Lohn- und 
Gehaltsraub, gegen die großkapitalistischen Tributzahlungen zu 
kämpfen. Dabei wiederholte Thälmann in der Wahlkampagne 
vom Herbst 1932 mit eindringlichen Worten die Forderung nach 
nationaler und sozialer Befreiung des deutschen Volkes. Im 
Kampf gegen die Notverordnungen der Papenregierung wollte 
man mit den »Proleten in der SA« an einem Strang ziehen. Ähn¬ 
lich wie bei der Einheitsfronttaktik gegenüber der SPD war es 
erklärtes Ziel, nicht mit der Führung der NSBO oder der SA zu 
kooperieren, sondern jeden einzelnen nationalsozialistischen Ar¬ 
beiter für die kommunistische Bewegung zu gewinnen. Nach dem 
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13. August war die Enttäuschung in der SA über ein Verharren in 
der Opposition groß. Diese Unzufriedenheit nutzte die KPD aus. 
Sie warf Hitler vor, trotz hochtrabender Versprechungen nichts an 
den Verhältnissen geändert zu haben, sondern sich lediglich mit 
Koalitionsschiebungen zu beschäftigen 458 . 

Von den Kommunisten gefertigte Flugschriften, die den An¬ 
schein erwecken sollten, von oppositionellen SA-Leuten geschrie¬ 
ben worden zu sein, stellte die Polizei verstärkt in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1932 sicher. In einem Ende November 1932 er¬ 
schienenen Flugblatt wurden zunächst die Wahlergebnisse der 
NSDAP bis zum Juli gelobt, der eigentliche Erfolg vom 31. Juli 
aber als Stillstand gewertet. Schließlich habe der ehemalige 
»Kamerad« Beppo Römer, der vom Bund Oberland zur KPD 
übergetreten sei, die Wahl als »Marneschlacht der NSDAP« be¬ 
zeichnet 459 . So wie 1914 das Deutsche Heer im Siegestaumel gen 
Paris vorwärtsgestürmt sei, ohne zu bemerken, daß es mit der 
Hauptmacht des Feindes noch gar nicht in Berührung gekommen 
und dann an der Marne entscheidend geschlagen wurde, so ergehe 
es auch der NSDAP. Sie eile von Sieg zu Sieg, ohne zu registrieren, 
daß sie auf die Hauptmacht des »Feindes«, die revolutionäre Ar¬ 
beiterschaft, noch gar nicht gestoßen sei. Bar jeder revolutionä¬ 
ren Entschlossenheit habe Hitler, wie sein Gespräch mit dem 
Reichspräsidenten am 13. August gezeigt habe, offenbar das 
Bündnis mit den alten Eliten gesucht. Seitdem er dort eine ver¬ 
nichtende Abfuhr erfahren hatte, übten er und seine Unterführer 
Verrat an den Interessen der Unterdrückten, wiederholten ein um 
das andere Mal ihren Willen zur Legalität. Antikapitalismus und 
ehrlicher Kampf gegen dasYoungsystem sei nur bei den Kommu¬ 
nisten zu beobachten. Hitler habe sich längst von den ursprüngli¬ 
chen Zielen seiner Partei abgewandt. Er kämpfe nicht mehr für die 
nationale und soziale Befreiung, sondern im Auftrag des »satten 
Bürgertums« für die Niederschlagung des »kulturzerstörenden 
Bolschewismus« 460 . Immer häufiger zitierte die kommunistische 
Presse SA-Männer, die Hitler ihre Gefolgschaft verweigerten. 
»Im Augenblick«, so berichtete ein Arbeiterkorrespondent, »ist es 
schwerer, einen SA-Mann zu finden, der die Politik der Hitler- 
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Partei verteidigt und mit seiner Partei einverstanden ist, als Dia¬ 
manten im Müllkasten« 461 . Ein Breslauer SA-Mann verkündete, 
endlich aus der »Partei der Prinzen, Grafen, Barone und Junker« 
ausgetreten zu sein und sich in die »rote Klassenfront, in die Partei 
Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs« eingereiht zu haben 462 . 

Nach der Novemberwahl hielt man den Niedergang der NSDAP 
endgültig für eine gemachte Sache. Nun würden sich die Prophe¬ 
zeiungen von der Einheitsfront der Arbeiterklasse unter Führung 
der KPD bewahrheiten. In der Streikwelle des vergangenen Herb¬ 
stes hatte sich bereits in einigen Fällen eine Zusammenarbeit von 
Angehörigen der NSBO und RGO auf lokaler Ebene ereignet. In 
Duisburg kam es am 22. September bei Fabrikschluß zu einer grö¬ 
ßeren Ansammlung vor einem bestreikten Kabelwerk. Polizei¬ 
beamte, die die Menge auseinandertreiben wollten, wurden ge¬ 
meinsam von Mitgliedern der NSDAP und der KPD mit Steinen 
beworfen. Einer der Steinewerfer wurde festgenommmen 463 . In 
den Hagener Wittmann-Werken sangen SA-Männer während eines 
lokalen Streiks gemeinsam mit KPD-Genossen die Internatio¬ 
nale 464 . Die Streikkampagne des Herbstes wurde »unter breitester 
Anwendung der revolutionären Einheitsfronttaktik von unten« 
geführt, also auch gemeinsam mit den Mitgliedern der national¬ 
sozialistischen Arbeiterorganisation. Nun sollte dieses mangelnde 
Vertrauen, welches die Ungeduld der SA-Männer widerspiegelte, 
durch Agitation noch weiter gefördert werden. 

Auch aus anderen Teilen des Reiches wurde von Austritten aus 
der SA im Herbst 1932 berichtet. In Königsberg löste sich ein gan¬ 
zer SA-Sturm auf, nachdem die einzelnen Mitglieder aus Unzu¬ 
friedenheit über ihre Führer untereinander eine Schlägerei ausge¬ 
tragen hatten. Die dort erscheinende kommunistische Zeitung 
Echo des Ostens veröffentlichte daraufhin namentlich Unterzeich¬ 
nete Austrittserklärungen von SA-Leuten, die nun Sympathien 
für die KPD bekundeten 465 . 

Insinuationen über Geheimverhandlungen zwischen der SA- 
Führung und dem Reichsbanner wurden bewußt gerade zu einem 
Zeitpunkt in die Welt gebracht, als die Enttäuschung in der SA 
über die eigene Führung in Unruhe umzuschlagen drohte 466 . Eine 
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Broschüre »Los von Hitler«, die den Eindruck erweckte, von ent¬ 
täuschten SA-Männern verfaßt worden zu sein, beschimpfte in 
rüden Worten die Führung der NSDAP. In den Ländern, wo man 
selbst an der Macht sei, würde die Notverordnungsdiktatur von 
den eigenen Leuten gestützt 467 . Begleitet wurden die werbenden 
Bemühungen von weiteren Breitseiten gegen die Politik der refor¬ 
mistischen Gewerkschaftsführer und der SPD. Diese würden alles 
unternehmen, um gerechte Streikaktionen abzuwürgen und die 
Notverordnungspolitik der Papen-Regierung zu unterstützen. Ge¬ 
nau darin aber lag die Politik der KPD: Mit einer ganzen Welle 
von Streiks die ohnehin kurz vor dem Kollaps stehende Wirt¬ 
schaftslage weiter zu destabilisieren. 

Kurz vor den letzten völlig freien Reichstagswahlen kam es 
dann zu einer Verkehrung der Dinge, bei der sich eine Möglichkeit 
andeutete, die durch die offizielle NSDAP-Politik eigentlich keine 
sein konnte: die Zusammenarbeit der aktivistischen ungeduldigen 
Anhänger der beiden Radikalparteien. Im Vorfeld hatte die KPD 
in einigen Flugblättern ihre Mitglieder dazu aufgerufen, den 
Kampf gegen die Proletarier in der SA einzustellen. In Gebieten, 
in denen man Schulter an Schulter für die Rechte der Arbeiter¬ 
klasse eintrat, sollte die Begleichung alter Rechnungen verscho¬ 
ben werden, um auf diese Weise die Arbeiter und Angestellten aus 
den Reihen der NSDAP für den revolutionären Klassenkampf ge¬ 
winnen zu können. Eine solche Kooperation an der Basis aber ver¬ 
fehlte nicht ihre Wirkung auf die dritte Arbeiterpartei und auf 
bürgerliche Kräfte. 

»Gestern noch >Braune Mordpest< hüben und >Rotes Unter- 
menschentum< drüben! Heute in treuester Bundesgenossenschaft 
vereint! Welchem klassenbewußten Arbeiter sollte da nicht die 
Schamesröte ins Gesicht steigen!« So kommentierte der Vorwärts 
die »Verbrüderung von Nazis und Kozis«, die tatsächlich bis heute 
Fragen nach den Beweggründen der beiden Radikalparteien auf¬ 
wirft 468 . Die Verwunderung über die Kooperation der feindlichen 
Parteien mischte sich bei der Analyse der Sozialdemokraten mit 
der Bestätigung ihrer Annahme, die beiden Parteien seien wesens¬ 
verwandt. Flugblätter zeigten Hitler und Thälmann eng vereint 
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mit dem Kommentar: »In Treue fest! Ein herziges Familienbild 
fürs deutsche Haus.« Oder einTextplakat aus der Mitte des Jahres 
1932: »Kommunisten und Nationalsozialisten kämpfen gemein¬ 
sam. [...] Der gleiche Terror, die gleichen Lügen, die gleiche 
Hetze, der gleiche Haß eint sie. Beide erfüllen den gleichen 
Zweck: die Einheit der Arbeitenden zu stören. [...] Den Nutzen 
davon haben Kapital und Reaktion. [...] Beide unterwühlten Re¬ 
publik und Demokratie, beide nutzen nur den Feinden des arbei¬ 
tenden Volkes. Das Großkapital weiß, was es an seinen Kommu- 
Nazis hat. [...] Die Kommunisten haben dem Faschismus denWeg 
bereitet. [...] Wer kommunistisch wählt, wählt nationalsoziali¬ 
stisch.« 469 Diese vereinfachende Parallelität mag man als Aus¬ 
druck »reagierender Resignation« einer Partei werten, die von 
beiden Seiten gleichermaßen angegriffen wurde und an beide 
Seiten Stimmen abgeben mußte 470 . 

Die Novembertage bildeten den Höhepunkt einer sowohl von 
KPD und NSDAP geführten Kampagne, die die SPD bei den 
Arbeitern in Verruf bringen und ihre Funktionäre mit dem Odium 
der »Bonzenfreunde« behaften sollte. Flugblätter waren verteilt 
worden, durch die sozialdemokratische Politiker als Streikbrecher 
diffamiert wurden 471 . Ebenso wie die SPD saß die Papensche Re¬ 
gierung auf der Anklagebank der Agitatoren von rechts und links. 
Der solchermaßen angegriffene, wenig geliebte Reichskanzler be¬ 
tonte in einer zwei Tage vor den Wahlen gehaltenen Rede die Ge¬ 
fahren dieser unerwarteten Zusammenarbeit. Die Hoffnung, der 
Nationalsozialismus werde die »der bolschewistischen Lehre ver¬ 
fallenen Arbeiter« der nationalen Sammlung zuführen, habe sich 
nicht erfüllt. Dem Kampfruf Hitlers »Gegen den Marxismus und 
für die nationale Erneuerung« habe man in der Regierung lange 
Zeit Glauben geschenkt. Nun aber versuchten die Nationalsoziali¬ 
sten, das Wirtschaftsprogramm der Reichsregierung zum Schei¬ 
tern zu bringen und arbeiteten dabei mit dem »gottesleugne- 
rischen Bolschewismus«, dem »Tod unserer jahrtausendealten 
Kultur« zusammen. »Die Sabotage, die aus reinem Parteiegois¬ 
mus gegen das Programm geführt wird, die wilden Streiks, die 
auch von den Nationalsozialisten Arm in Arm mit den Kommuni- 
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sten vom Zaun gebrochen werden, um den Wirtschaftsfrieden zu 
stören, sind ein Verbrechen gegen die Gesamtheit der Nation, die 
hier ihre letzten Kraftreserven eingesetzt hat.« 472 

Bei der Berliner Verkehrs-Gesellschaft (BVG), immerhin das 
drittgrößte Wirtschaftsunternehmen Deutschlands und das größte 
kommunale Unternehmen der Welt, standen alle Räder still. Stra¬ 
ßenbahnen, Omnibusse und U-Bahn-Linien hatten den Betrieb 
vom 3. bis zum 7. November eingestellt. Nur wer das Geld für eine 
Taxe aufbrachte oder in unmittelbarer Nähe einer S-Bahn-Station 
wohnte, konnte in diesen kühlen Herbsttagen sein Ziel erreichen. 
Weit über die Stadtgrenzen hinaus erregte der Streik ungeheures 
Aufsehen. Aus dem ganzen Reich kamen Solidaritätsspenden an¬ 
derer städtischer Arbeiter. Der BVG-Streik war ein wilder Streik, 
aber er war keineswegs das Ergebnis reiner Agitation. Gemein¬ 
sam von der kommunistischen RGO und der NSBO in Szene ge¬ 
setzt, spiegelte er die ungeheure Empörung in den Betrieben 
wider. Besänftigende Worte freigewerkschaftlicher Funktionäre 
stießen auf taube Ohren. Für einen Streik in Zeiten der Massen¬ 
arbeitslosigkeit mußten triftige Gründe vorliegen. 

Anlaß waren die Bedingungen des neuen Tarifvertrages. Die 
Arbeitgeber versuchten, der Notverordnung Papens nachzukom¬ 
men. Derzufolge sollten die höheren Löhne der Arbeiter in städ¬ 
tischen Betrieben dem allgemeinen Lohnniveau angepaßt wer¬ 
den. Die BVG-Direktion forderte zunächst eine Lohnsenkung 
um 14 bis 23 Pfennige pro Stunde, ließ sich aber nach zähen Ver¬ 
handlungen mit den Gewerkschaften auf einen Kompromiß ein. 
Ab 1. November sollten die Stundenlöhne um 2 Pfennige sinken. 
Gegen diese Regelung, die altes Unrecht beseitigen wollte, 
machten RGO und NSBO gemeinsam Front. Bereits im Vorfeld 
des Streiks hatten einfache Mitglieder beider Organisationen in 
Diskussionsveranstaltungen Gemeinsamkeiten festgestellt. Da¬ 
bei stellten kommunistische Funktionäre fest, daß einzelne Na¬ 
tionalsozialisten tatsächlich zunehmend Zweifel am Kurs ihrer 
Parteiführung hegten. Sollten sich diese Zweifel nicht ausräu¬ 
men lassen, so hätten sie keine Hemmungen, die Seiten zu wech¬ 
seln 473 . Mehr und mehr machte sich bei ihnen das Gefühl breit, 
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von der Münchener Parteiführung nicht energisch genug unter¬ 
stützt zu werden. 

Zwar waren nicht mehr als 5 Prozent der Belegschaft kommuni¬ 
stisch oder nationalsozialistisch organisiert; aber trotz des gerin¬ 
gen Organisationsgrades beider Gruppen verstand es die KPD, 
den Anlaß zu nutzen und aus einem Arbeitskampf einen politi¬ 
schen Streik zu machen. Die NSDAP dagegen betonte stets, es 
gehe einzig und allein um die Verbesserung der konkreten Arbeits¬ 
bedingungen. Nicht nur die vielen Unorganisierten, auch Gewerk¬ 
schaftsmitglieder folgten den radikalen Parolen beider Parteien. 
Bei oberflächlicher Betrachtung mußte dies auf den Außenstehen¬ 
den wie ein festes Bündnis wirken. Kommunisten dominierten die 
»Einheitsausschüsse«, die den Streik leiteten. Die Nationalsoziali¬ 
sten aber unterstützten die »Kampagne gegen den Lohnabbau« 
auf breiter Front. Im Angriff wurden alte Skandale wieder aufge¬ 
wärmt. Den großen Vereinfachern gehörte die Stunde. »Wieder 
sollen die Ärmsten der Armen leiden, und von ihrem kargen Lohn 
soll ihnen noch ein Teil geraubt werden, um für die Schulden der 
Gesellschaft gerade zu stehen. [...] Holt Euch von denen das 
Geld, die die Schulden gemacht haben, von Herrn Reuter [...], 
dem seidenbehemdeten und derzeitig beurlaubten Herrn Brolat, 
dem pensionierten unvergeßlichen Oberbürgermeister von Ber¬ 
lin, Herrn Böß, und den Freunden der vorgenannten Herren, den 
Gebrüdern Sklarek. Von all denen ist noch Geld zu holen, um die 
Schulden der BVG abtragen zu können.« 474 

Die Urabstimmung am 2. November sprach eine deutliche Spra¬ 
che. Von den 21 902 Stimmberechtigten beteiligten sich 18 537 an 
der Abstimmung. 14 471 stimmten für einen Streik. Lediglich 
3 993 folgten der von Gewerkschaften und SPD ausgegebenen Pa¬ 
role. Nach den Satzungen der Gewerkschaft reichte dieses über¬ 
wältigende Ergebnis nicht für die Ausrufung eines rechtmäßigen 
Streiks. Mindestens 75 Prozent der gesamten Belegschaft, nicht 
der Abstimmenden, hätten mit »Ja« stimmen müssen. Die Zeichen 
standen auf Sturm. Der temporäre Nichtangriffspakt zwischen 
Kommunisten und Nationalsozialisten hielt. Noch am Abend des 
2. November, kurz nach Bekanntwerden des Ergebnisses, wurde 
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der wilde Streik ausgerufen. Die Arbeiter ignorierten das unmiß¬ 
verständliche Ultimatum, die Arbeit wieder aufzunehmen. Die 
angedrohte Entlassung schreckte nur wenige. Bereits am 3. No¬ 
vember standen Streikposten vor dem Betriebsbahnhof. Arbeits¬ 
willige wurden bedrängt und wichen der Gewalt. Nahm ein 
Straßenbahnzug die Fahrt auf, durchschnitt man kurzerhand die 
Leinen der Stromabnehmer, versperrte die Schienen mit Steinen, 
schüttete Sand in die Gleise oder goß Beton in die Weichen. SA- 
Männer zogen gemeinsam mit Kommunisten durch die Straßen 
und demolierten fahrende Omnibusse. In der Nacht zum 4. No¬ 
vember verschärfte sich die Lage. Im ganzen Stadtgebiet kam es 
zu terroristischen Sabotageakten. Bäume wurden gefällt und ver¬ 
sperrten die Schienen 475 . Vor dem Bahnhof in der Beiziger Straße 
versammelten sich gegen 5 Uhr morgens etwa 1000 Personen. Sie 
wollten jeden Versuch zur Inbetriebsetzung der Wagen verhin¬ 
dern. Mehrmals versuchte die Polizei, gegen die Menge vorzuge¬ 
hen. Es gelang ihr jedoch nicht, Herr der Lage zu werden. Als ein 
Zeitungswagen des Vorwärts von der Menge umgestürzt wurde, 
die Fahrer verprügelt und die Zeitungen verstreut wurden, eska¬ 
lierte die Situation. Die Streikenden bewarfen die Polizei mit Stei¬ 
nen. Diese verschafften sich mit Schreckschüssen Luft. Als die Be¬ 
drängten nicht aufhörten, wurde scharf geschossen. Der national¬ 
sozialistische Zollbeamte Curt Reppich starb, zwei weitere Natio¬ 
nalsozialisten kamen mit Verletzungen davon 476 . Bei Zusammen¬ 
stößen am Nachmittag wurden zwei weitere Menschen getötet. 
22mal hatte die Polizei von der Schußwaffe Gebrauch machen 
müssen, 47 Personen mußten verletzt ins Krankenhaus eingelie¬ 
fert werden 477 . 

In den nächsten Tagen folgten nur wenige den Appellen, die 
Arbeit wieder aufzunehmen. 1900 meldeten sich am Morgen des 
5. November an ihrem Arbeitsplatz. Der Versuch, zumindest einen 
Teilverkehr aufrecht zu erhalten, scheiterte. Die BVG brach unter 
dem Eindruck der Gewalt das Experiment eines Notverkehrs ab. 
Die Mehrzahl der Verhafteten gehörte nicht zur Belegschaft. Es 
waren arbeitslose SA-Männer oder Kommunisten. Bis zum Ende 
des Streiks am 7. November nahm die Polizei insgesamt 559 Per- 
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sonen fest. Die meisten fielen noch unter das Jugendstrafrecht. 
Landfriedensbruch, Transportgefährdung, Beamtenbeleidigung, 
Streikposten-Stehen oder das illegale Verteilen von Flugblättern 
waren die häufigsten Vergehen, die den Angeklagten zur Last ge¬ 
legt wurden 478 . Die KPD sah sich selbst als treibende Kraft beim 
Versuch, die Streikbewegung zum Generalstreik auszuweiten. 
Nach Meinung von Richtern wollte sie auf diesem Weg eine revolu¬ 
tionäre Krise einleiten, die dann in einen offenen Aufstand über¬ 
gehen sollte 479 . Die Rote Fahne - seit dem ersten Tag des Streiks 
verboten - wurde illegal weiter gedruckt und verteilt 480 . 

Doch der von den Kommunisten verbreitete Eindruck, die 
Nationalsozialisten seien lediglich auf einen fahrenden Zug aufge¬ 
sprungen, trügt. Zahlreichen Polizeiberichten zufolge waren sie 
bei einzelnen Aktionen sogar die treibende Kraft. Nachdem die 
Kommunisten erkannt hatten, wie sinnlos eine weitere Aufrecht¬ 
erhaltung des Streiks sei, stellten sie am 7. November alle Aktio¬ 
nen ein. Als die BVG-Direktion ihre Drohung verwirklichte und 
1000 Arbeiter entließ, nahm die Streikbereitschaft rapide ab 481 . In 
den Abendstunden des 7. November verkehrten bereits über 50 
Prozent der Verkehrslinien, am nächsten Tag herrschte wieder 
Normalität. Die NSBO erklärte den Streik erst einen Tag später 
für beendet 482 . 

Die unmittelbaren Folgen des BVG-Streiks zeigten sich bei den 
Reichstagswahlen. In Berlin waren den Wählern die vergangenen 
Tage noch unmittelbar in Erinnerung. In Scharen waren der 
NSDAP die Wähler aus dem bürgerlichen Lager weggelaufen. In 
Zehlendorf (—7), in Steglitz (—6) und in Wilmersdorf (-5,8 Pro¬ 
zent) lagen die Verluste am höchsten. Doch glaubte Goebbels, 
diese Kreise später leicht wieder gewinnen zu können. Wichtiger 
sei es, den Arbeitern gezeigt zu haben, daß man Schulter an Schul¬ 
ter mit ihnen im Kampf gegen die Lohnkürzungen stehe. In sei¬ 
nem Tagebuch notierte er: »Die Arbeiter der Berliner Verkehrs¬ 
gesellschaft sind in den Streik getreten. Wir haben auch für die 
Partei die Parole zum Streik ausgegeben. Die ganze Presse 
schimpft toll auf uns. Sie nennt das Bolschewismus; und dabei 
blieb uns eigentlich gar nichts anderes übrig. Wenn wir uns diesem 
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Streik, der um die primitivsten Lebensrechte der Straßenbahn¬ 
arbeiter geht, entzogen hätten, dann wäre damit unsere feste Posi¬ 
tion im arbeitenden Volk ins Wanken gekommen.« 483 Tatsächlich 
blieben die Verluste in den Arbeiterbezirken gering. Im Wedding 
(—1,3), in Friedrichshain (—1,6) und in Neukölln (—1,7 Prozent) 
war die NSDAP mit einem blauen Auge davongekommen 484 . Die 
NSDAP hatte viel unternommen, um sich demTrend entgegenzu¬ 
stemmen. Eine Abwanderung der Arbeiter zur KPD wollte man 
unter keinen Umständen hinnehmen. So unterschied sich der 
Münchener Völkische Beobachter höchstens in der geringeren 
Häufigkeit, mit der Artikel über Arbeiterprobleme und Streikbe¬ 
richte abgedruckt wurden, von dem in diesen Tagen fast aus¬ 
schließlich Arbeiterinteressen wahrnehmenden Berliner Angriff. 
In einem ausführlichen Brief offenbarte ein sozialdemokratischer 
Arbeiter allen »ehrlichen Proleten der SPD und der KPD« die 
Gründe für seine Sympathien für die Partei, in der der Arbeiter zu 
Hause sei. Hitler, der auf dem Bau die Leiden des Proletariats ge¬ 
spürt habe, könne den Kampf für die Arbeiterschaft besser führen 
als die SPD 485 . Der Wahlkampf für die Reichstagswahlen war von 
der NSDAP unter dem Motto »Gegen die Reaktion« geführt wor¬ 
den. Er war ganz darauf ausgerichtet, die Arbeiter anzusprechen, 
und zeichnete sich dabei durch eine scharfe antikapitalistische 
Argumentation aus. 

Hitlers kämpferische, vom Haß gegen das »Kabinett der 
Barone« bestimmte Reden in dieser Zeit belegen, daß sich die 
NSDAP nicht ohne weiteres in eine arbeiterfreundlich-sozialisti¬ 
sche, norddeutsche Richtung und eine unternehmerfreundlich¬ 
kapitalistische süddeutsche Richtung auseinanderdividieren läßt. 
»Es ist ein Glück, zu wissen, daß meine Welt die Millionengemein¬ 
schaft deutscher Arbeiter der Stirn und der Hand und deutscher 
Bauern ist, die, wenn sie auch zumeist schlichter Herkunft und 
vielfach größter Armut sind, doch die treuesten Söhne unseres 
Volkes sein wollen, denn sie kämpfen nicht nur mit den Lippen, 
sondern mit tausendfältigem Leid und zahllosen Opfern für ein 
neues und besseres Deutsches Reich.« 486 Auf dem Höhepunkt der 
Berliner Ereignisse hatte man am Wahlwochenende der bürger- 
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liehen Anhängerschaft die Beweggründe für die Unterstützung 
des Streiks erläutert. Diese Rechtfertigung glich einem Drahtseil¬ 
akt. Denn einerseits konnte man auf den Abwehrkampf gegen den 
Bolschewismus, der in den vergangenen 13 Jahren »Hunderte un¬ 
serer besten Kameraden« das Leben gekostet hatte, verweisen, 
andererseits sprachen die Ereignisse in Berlin eine ganz andere 
Sprache. Doch vor der Auflösung dieses offenkundigen Wider¬ 
spruches flüchtete man sich in Attacken gegen die allseits wenig 
geliebte Papen-Regierung. Wenn es um den Existenzkampf ver¬ 
zweifelter Massen ging, dann sei die Stellung der NSDAP klar an 
deren Seite und nicht bei den »schwerbezahlten Generaldirek¬ 
toren« 487 . 

Uneingeschränkt positive Auswirkungen hatte der Streik offen¬ 
bar für das Wahlergebnis der KPD gehabt. Das Ziel, die Mehrheit 
der Arbeiterklasse zu erobern, schien nahezu erreicht. In den 
Arbeiterbezirken Berlins hatte es noch einmal deutliche Stimmen¬ 
gewinne vor allem auf Kosten der SPD gegeben. Ein Erfolg, den 
die Nationalsozialisten nutzten, um auf das Gegensätzliche zwi¬ 
schen den Bewegungen hinzuweisen. »Hinter den 100 kommuni¬ 
stischen Abgeordneten stehen nicht sechs Millionen kommunisti¬ 
scher Wähler, sondern sechs Millionen hungernder Proleten, die 
morgen nicht mehr mit Stimmzetteln, sondern mit Dynamit und 
Mord und russischen Tschekamethoden an die Tore des Staates 
pochen werden. Daß dann die geheimrätlichen Exzellenzen und 
das feudale Bäckerdutzend des Herrenklubs sich mit offener 
Brust den bolschewistischen Massen entgegenwerfen werden, 
dürfte wohl selbst der Optimist Herr von Papen nicht erwarten 
und glauben. In dieser Stunde aber, da niemand mehr antritt für 
konservative Staatspolitik, wird ein anderes Feldgeschrei über 
Deutschland brausen: hie Bolschewismus, hie Nationalsozia¬ 
lismus, hie asiatische Zerstörungswut - hie Verteidigung der 
deutschen Kultur. Dann wird der SA-Mann Deutschlands letzte 
Hoffnung, aber auch Deutschlands Retter sein.« 488 

Zu keinem Zeitpunkt war es der KPD allein um die Durchset¬ 
zung konkreter Forderungen gegangen. Am 19. November cha¬ 
rakterisierte Walter Ulbricht auf dem Bezirksparteitag den Streik 
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als »Vorbereitung für große Aufgaben« 489 . Die Lehren des Exeku¬ 
tivkomitees der Kommunistischen Internationale hätten sich be¬ 
wahrheitet. Das Bemerkenswerte beim Streik sei die Einheit der 
Arbeiterklasse gewesen. Im Kampf Klasse gegen Klasse hätten 
22 000 ohne Unterschied der politischen und gewerkschaftlichen 
Zugehörigkeit gegen die Papen-Schleicher-Bracht-Diktatur Stel¬ 
lung bezogen, gegen den Staatsapparat, gegen die Polizei, gegen 
die Justiz, gegen das Schlichtungswesen, gegen die Presse. Allein 
gestützt auf die sozialdemokratische und die ADGB-Bürokratie, 
auf die Hilfe der NSDAP- und NSBO-Führung hätte die Bour¬ 
geoisie noch ein letztes Mal ihre Stellung behaupten können 490 . In 
der kommunistischen Presse war von einer aktiven Beteiligung 
der Nationalsozialisten am Streik nichts zu lesen gewesen. In Flug¬ 
blättern oder Sitzungen der Erwerbslosenausschüsse versprach 
man sich auch in Zukunft viel von Versuchen, »nationalsozialisti¬ 
sche Proleten an Aktionen heranzubringen mit dem Hinweis, es 
gehe doch hierbei auch um ihre Interessen und nicht um partei¬ 
politische Ziele« 491 . Die gesteigerte Aktivität des Kampfbundes 
zeitigte in einigen Bezirken gewisse Erfolge. In Dortmund traten 
über 40 ehemalige Mitglieder der SA dem KgdF bei. Hier mach¬ 
ten sich die Annäherungsbemühungen zwischen den beiden feind¬ 
lichen Organisationen bemerkbar. Gegenseitige Einladungen zu 
Mitgliederversammlungen waren keine Seltenheit. Auch im 
Unterbezirk Recklinghausen und in Wattenscheid waren solche 
Übertritte beobachtet worden. In Bielefeld sprach auf einer Groß¬ 
veranstaltung des KgdF der ehemalige Leiter der SA-Schule 
Brandenburg, Korn, als Redner zumThema »Kommt das 3. Reich 
oder der Bolschewismus?« 492 . Im sächsischen Plauen trat der 
Kreisleiter der dortigen NSBO, Erich Georg Richter, zur KPD 
über. Mit SS-Uniform erschien er publikumswirksam auf einer 
KPD-Versammlung und erklärte, seine frühere Partei könne nie¬ 
mals die Rechte der Arbeiter vertreten 493 . 

Siegesgewiß schaute die KPD in die Zukunft. SA-Leute, die 
jetzt noch ihrer Partei die Treue hielten, würden spätestens beim 
Machtantritt der »Hitleristen« ins Lager ihrer Klassengenossen 
überschwenken. Wie Schuppen würde es den Verblendeten von 
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den Augen fallen. Sie würden erkennen, wer ihre Interessen auf¬ 
richtig vertritt. Der BVG-Streik war für die KPD eine Niederlage, 
aber eine Niederlage, aus der künftige Siege erwachsen würden. 

Die Novemberwahl, die in weiten Teilen des Reiches unter dem 
Eindruck des BVG-Streiks stattgefunden hatte, konnte als ein¬ 
drucksvoller Beweis der kommunistischen These vom anhalten¬ 
den und beständigen Rückgang der nationalsozialistischen Bewe¬ 
gung gewertet werden. Die Arbeiter hätten nun auch mit dem 
Stimmzettel gezeigt, daß sie auf dem Umweg über die NSDAP 
von der SPD zur KPD gefunden hätten. Nicht nur kommunisti¬ 
sche Funktionäre sahen im Wahlergebnis einen eindrucksvollen 
Beweis der These vom anhaltenden und beständigen Rückgang 
der nationalsozialistischen Bewegung. In Zukunft würde die sich 
weiter verhärtende Wirtschaftskrise diesen Trend noch verstärken. 
Immer noch hielt man eine bevorstehende nationalsozialistische 
Machtübernahme sowohl in der Parteizentrale am Berliner 
Bülowplatz als auch in Moskau für unwahrscheinlich. Schließlich 
verfügte die deutsche Bourgeoisie über genügend Verstand, um zu 
erkennen, daß Hitler die Lage in Deutschland nur noch komplizie¬ 
ren und damit der Revolution den Weg ebnen würde. Die Entste¬ 
hung einer faschistischen Diktatur nach italienischem Vorbild 
sollte im Land mit der stärksten kommunistischen Partei in 
Europa unmöglich sein 494 . Wenn aber die deutsche Bourgeoisie 
Hitler in den Steigbügel helfen würde, so erwarteten die Kommu¬ 
nisten davon keine wesentliche Verschlechterung ihrer augen¬ 
blicklichen Situation. Brüning, Papen, Schleicher galten ihnen be¬ 
reits als faschistische Diktatoren, die eine arbeiterfeindliche, anti¬ 
kommunistische Politik betrieben hätten. Hitler unterschied sich 
nur durch »Unterschiede der einen oder anderen Methode« des 
Kampfes gegen das Proletariat von den anderen Politikern, so daß 
der Frage, wer letztendlich als Reichskanzler amtiere, nur sekun¬ 
däre Bedeutung zugemessen wurde 495 . Bereits in früherer Zeit 
gab es von wichtigen KPD-Politikern bemerkenswerte Äußerun¬ 
gen zu einer möglichen Machtübernahme der Nationalsozialisten. 
Hermann Remmele hatte in einer Reichstagsrede erklärt, daß die 
KPD keineswegs einen faschistischen Militärputsch fürchte, da 
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dies doch lediglich die Widersprüche des kapitalistischen Systems 
ans Tageslicht brächte und den Zusammenbruch des politischen 
Systems beschleunigen würde 496 . Heinz Neumann hatte angeblich 
erklärt, nicht die Machtergreifung der Nationalsozialisten verhin¬ 
dern zu wollen. So würden sie die Gelegenheit erhalten, Bankrott 
zu machen und die Kommunisten als einzige nicht kompromit¬ 
tierte Partei zurückzulassen 497 . Zudem würden die antiwestlich 
eingestellten Nationalsozialisten zunächst eine Revision des Ver¬ 
sailler Vertrages herbeiführen, so daß die imperialistischen 
Mächte ausschließlich miteinander beschäftigt seien. Vor dem 
endgültigen Aufeinandertreffen des »Weltproletariats« mit der 
»Weltbourgeoisie« habe man Zeit gewonnen, um in »Ruhe den So¬ 
zialismus aufbauen« zu können 498 . Die Komintern hatte einer 
Machtergreifung den Vorzug vor einer erneuten Regierungsbetei¬ 
ligung der Sozialdemokraten gegeben, brachten diese doch Ele¬ 
mente von Unsicherheit in das kapitalistische Wirtschaftssystem, 
was aus kommunistischer Sicht von der SPD nicht gesagt werden 
konnte. Eine Regierungsbeteiligung der NSDAP würde allen Ar¬ 
beitern die wirklichen, arbeiterfeindlichen Ziele der National¬ 
sozialisten vor Augen führen. Ihre Bereitschaft zu revolutionären 
Handlungen würde sich steigern. 


Exkurs: Die KPD und die Juden 

Die KPD stellte die Beteiligung von Juden am Volksbegehren 
gegen den Young-Plan groß heraus. Der nationalsozialistische 
Antisemitismus schien den Kommunisten unaufrichtig zu sein, 
lediglich ein propagandistisches Mittel, um die Deklassierten für 
sich zu gewinnen 499 . Zwar erscheine keine Zeitung der National¬ 
sozialisten, ohne auf jeder Seite zum Kampf gegen das jüdische 
Kapital aufzufordern. Scheinheilig verknüpften sie nach Auffas¬ 
sung der Kommunisten ihren Antisemitismus mit arbeiterfreund¬ 
lichen Parolen. In Wirklichkeit aber gäbe es jede Menge weiterer 
Beispiele, die von einer engen Zusammenarbeit zwischen der 
NSDAP und den jüdischen Kapitalisten zeugten. Der kommuni- 
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stische Reichstagsabgeordnete Wilhelm Pieck wollte im Herbst 
1930 bemerkt haben, daß der Antisemitismus der Nationalsoziali¬ 
sten bereits stark gemildert worden sei. Er werde nur noch gegen 
solche Juden angeführt, die mit der revolutionären Arbeiterbewe¬ 
gung gingen. Die sogenannten anständigen Juden, die den Nazis 
Geld geben, würden dagegen in Ruhe gelassen 500 . Ohne Skrupel 
übernahm die KPD das Bild vom »Geldjuden«, der die Geschicke 
der modernen, kapitalistischen Gesellschaft lenke. In der Bamag 
AG, einem »jüdisch-kapitalistischen Konzern« mit dem Juden 
Jakob Goldschmidt als Aufsichtsratsvorsitzendem an der Spitze 
seien Nationalsozialisten der streikenden Belegschaft in den Rük- 
ken gefallen. Von ihren Autos herab hätten sie die Arbeiter mit 
Schlagringen und Gummiknüppeln bedroht. »In Worten wird >ge- 
kämpft< gegen das jüdische Kapital, in der Tat setzen sie alle 
Kräfte ein, um die Arbeiter, die tatsächlich im Kampfe gegen 
einen jüdischen Unternehmer stehen, mit Schlagring und Revol¬ 
ver, durch Streikbruch und durch Zusammenarbeit mit Zörgiebels 
Schupo und >marxistischer< Gewerkschaftsbürokratie niederzu¬ 
schlagen.« 501 Der Bankier Jakob Goldschmidt war für die Kom¬ 
munisten die Symbolfigur für die Zusammenarbeit zwischen 
NSDAP und jüdischem Kapital 502 . Seine »Darmstädter und Na¬ 
tionalbank unterstützt heute den Stahltrust, von dem alle faschi¬ 
stischen Bewegungen gespeist werden. [...] Jakob Goldschmidt, 
Hugenberg undThyssen befehlen, die Naziführung gehorcht. [...] 
Da müssen die Feinde des Leihkapitals«, die >Judenfresser«, die 
>Kämpfer gegen die Fürsten«, die Frick, Strasser und all die ande¬ 
ren Naziheroen, sich vereinigen mit dem Großindustriellen Kir¬ 
dorf, mit dem Juden Ludarsch, mit dem Fürsten zu Solm-Horst- 
mar und dem ganzen faschistischen Bourgeoisiegesindel, das 
lediglich versteht, auf dem Rücken der ausgebeuteten, werktäti¬ 
gen Massen zu prassen und zu schlemmen.« 503 Und ausgerechnet 
einem der fanatischsten Antisemiten in der NSDAP, dem Begrün¬ 
der des antisemitischen Hetzblattes Der Stürmer Julius Streicher, 
wurden Verbindungen zu einem jüdischen Justizrat nachgesagt. 
Die sei, so verkündete es zumindest die Rote Fahne , von einem 
ehemaligen Bezirksführer der NSDAP »enthüllt« worden 504 . 
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Wenn in seltenen Fällen über den Alltag von Juden berichtet 
wurde, dann ausschließlich unter sozialen Gesichtspunkten. So 
schilderte die Reportage eines Arbeiterkorrespondenten die Le¬ 
bensverhältnisse im überwiegend von Juden bewohnten Berliner 
Scheunenviertel. Mit eindringlichen Worten beschrieb der Repor¬ 
ter die elenden Lebensverhältnisse der Ärmsten der Armen. Aber 
der Artikel wurde nicht geschrieben, um Mitgefühl für die Pro¬ 
bleme des jüdischen Proletariats zu wecken. Vielmehr wollte die 
Rote Fahne ihre Leser auch bei dieser Gelegenheit über den wah¬ 
ren Charakter des Antisemitismus der Nationalsozialisten aufklä¬ 
ren. »Wenn die faschistischen Mordbuben ihre ständige Drohung, 
daß Deutschland von dem jüdischen Großkapital gesäubert wer¬ 
den muß, in dieTat umsetzen wollen, dann statten sie immer dem 
Scheunenviertel einen Besuch ab. [...] Die Pogrome, die diese 
von dem jüdischen Großkapital gut bezahlten Horden durchfüh¬ 
ren, sind Mörderfeldzüge gegen arme Proletarier, die nicht nur in 
dem tiefsten Elend dieser kapitalistischen Gesellschaft ihr Dasein 
fristen, sondern auch Sklaven einer mittelalterlichen Zurückge¬ 
bliebenheit sind.« 505 Eigentlich entsprachen die Aktionen der Na¬ 
tionalsozialisten gegen die jüdischen Bewohner des Scheunenvier¬ 
tels mithin nicht echten Pogromen, sondern waren in den Augen 
der Roten Fahne ein Nebenschauplatz des bürgerkriegsähnlichen 
Klassenkampfes. 

Die Verharmlosung der antisemitischen Propaganda der Natio¬ 
nalsozialisten hielt auch in den folgenden Monaten an. In der Wahl¬ 
kampfbroschüre »Sowjetstern oder Hakenkreuz?« prophezeite das 
Politbüromitglied Hermann Remmele das baldige Verschwinden 
des zweitenTeils des nationalsozialistischen Schlachtrufs »Deutsch¬ 
land erwache! Juda verrecke!« 506 Die Ziele der »Kapitalisten¬ 
knechte« wurden hier allein auf den Antibolschewismus reduziert. 
Die rassische Propaganda der Nationalsozialisten wurde von den 
Kommunisten nicht für bare Münze genommen. Es konnte sogar 
geschehen, daß Leitfiguren der nationalsozialistischen Bewegung 
in Karikaturen der Roten Fahne mit jüdischen Attributen wie 
Hakennase oder stechendem Blick versehen wurden, um an anti¬ 
semitische Gefühle der eigenen Anhängerschaft zu appellieren 507 . 
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Es gehört zum Erstaunlichsten überhaupt, daß die gesamte 
Linke trotz des Vorwurfs, die Arbeiterschaft sei von »den Juden« 
verhetzt worden, dem nationalsozialistischen Antisemitismus 
kaum Beachtung schenkte. Zwar bemühte man sich, seine Wider¬ 
sprüche aufzudecken, seine Unlogik zu verspotten, ernst genom¬ 
men aber wurde er nicht 508 . Der nationalsozialistischen Verschwö¬ 
rungstheorie hielten die Kommunisten einen anderen Gedanken 
entgegen. Nicht die Juden in ihrer Gesamtheit als Rasse, sondern 
einige, besonders verachtenswerte Elemente benutzten ihre fi¬ 
nanzielle Potenz zur Unterdrückung ihrer armen Glaubensgenos¬ 
sen. 

Die Verdrängung von Juden aus führenden Positionen der KPD 
kann als Reaktion auf den wachsenden Antisemitismus in 
Deutschland gewertet werden. War zu Beginn der zwanziger Jahre 
der Anteil von Juden in der KPD erheblich (Paul Levi, Werner 
Scholem, Ruth Fischer, Heinz Neumann), so sank ihr Einfluß in 
der Funktonärsriege unter der Führung der Partei durch Thäl¬ 
mann rapide 509 . Das Ausschalten der jüdischen Mitglieder der 
KPD aus repräsentativen Positionen läßt sich auch im sinkenden 
Anteil der Juden in den kommunistischen Parlamentsfraktionen 
nach vollziehen. 

Einen rassisch begründeten Antisemitismus lehnten die Kom¬ 
munisten ab. Dies entsprang jedoch nicht dem Gedanken der To¬ 
leranz, sondern einem grundlegend anderen Geschichtsverständ¬ 
nis. Als Kapitalisten waren die Juden ebenso zu ächten wie alle 
übrigen Kapitalisten auch. Besonders deutlich wurde dies in einer 
Randnotiz der Münzenberg-Zeitschrift Der rote Aufbau. Dort 
nahm man Stellung zu einer Verlautbarung des »Centralvereins ’ 
deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens«, die nicht ohne Sym¬ 
pathie für den Nationalsozialismus war. »Jüdische Unternehmer 
und jüdische Bankiers sind ebenso wie arische Unternehmer und 
christliche Bankiers Angehörige und Nutznießer des Faschismus 
und seiner ausgeprägtesten Form, des Nationalsozialismus. Kapi¬ 
tal bleibt Kapital: es sucht seinen Profit. Deshalb die aufrichtige 
Freundschaft führender Juden für Mussolini und den Faschismus. 
Die Ausbeuter aller Rassen und Konfessionen haben gleiche In- 
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teressen und, so oft sie sich raufen mögen, zuletzt immer eint sie 
der Geldsack. Der deutschen Bourgeoisie aber, ob arisch oder 
semitisch, und ihren treuen Freunden von der NSDAP sei gesagt: 
die siegreiche russische Revolution kannte keine Unter¬ 
schiede^« 510 Die moderne antisemitische Bewegung war für die 
KPD Ergebnis des aufkommenden Großkapitalismus. Sie würde 
just in dem Moment von der Bildfläche verschwinden, in dem der 
Untergang des Kapitalismus besiegelt sei. Insofern brachte die 
KPD auch dem Zionismus nicht das geringste Verständnis entge¬ 
gen. Denn folgerichtig werde nach dem Absterben der bürgerlich¬ 
kapitalistischen Gesellschaft das historische Judentum ohnehin 
von der Bildfläche verschwinden. Der Einzelne könne dann seine 
Nationalität als Werktätiger mit proletarisch-internationalisti¬ 
schem Inhalt entwickeln, wie andere Völker auch 511 . Die Ableh¬ 
nung des Zionismus reichte bis zu seiner propagandistischen Be¬ 
kämpfung, so daß in der Roten Fahne die Bezeichnung »zionisti¬ 
sche Faschisten« für jene Siedler, die in den dreißiger Jahren nach 
Palästina zogen, gebraucht wurde. Die Kommunisten bekämpf¬ 
ten den jüdischen Nationalismus als reaktionäre, dem englischen 
Imperialismus dienende Bewegung 512 . 

Allerdings bediente sich die KPD gelegentlich des Antisemitis¬ 
mus, um Arbeiter mit völkisch-nationaler Gesinnung für die KPD 
zu gewinnen. Auf einer Wahlveranstaltung der NSDAP in Düssel¬ 
dorf ergriff der kommunistische Parteisekretär Anton Saefkow 
das Wort. Im Gegensatz zu den Nationalsozialisten bekämpfe 
seine Partei alle Ausbeuter des deutschen Volkes. Für sein Verspre¬ 
chen, gegen alle Kapitalisten, auch die jüdischen, vorzugehen, 
erhielt er von den Versammlungsteilnehmern starken Beifall 513 . 

Außerdem bemühte sich die Agitprop-Abteilung der KPD, anti¬ 
semitische Gefühle der SA-Männer auszunutzen. Man wunderte 
sich bei der KPD, warum die angeblich so sozialistisch eingestellte 
SA »niemals Industrielle, niemals Bankiers, kaum jemals einen 
Juden erschlage«, statt dessen ihren gesamten revolutionären 
Zorn an Proletariern und Kommunisten auslasse 514 . Wenn sich am 
Kurfürstendamm Ausschreitungen von Nationalsozialisten gegen 
jüdisch aussehende Passanten ereigneten, rief dies bei der Roten 
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Fahne keineswegs einen Sturm der Entrüstung hervor, richtete 
sich die Gewalt doch überwiegend gegen wohlhabende Juden. 

Bei der Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen 
Programm monierten die Kommunisten den Passus, daß den Ju¬ 
den bei der beabsichtigten Enteignung ihres Grunds und Bodens 
eine Entschädigung in Aussicht gestellt wurde: »Jetzt sollen diese 
Spekulanten für ihren zusammengegaunerten Besitz auch noch, 
eine angemessene Entschädigung erhalten.« 515 Ebenso erstaun¬ 
lich war es, wenn die Kommunisten in Flugblättern von der »echt 
jüdischen Schnorrerei« der nationalsozialistischen Führung spra¬ 
chen, durch die den Erwerbslosen das letzte geraubt wurde, damit 
Hitler sich in München ein braunes Haus bauen könne 516 . Aus ein¬ 
zelnen SA-Stürmen sammelte die KPD Informationen, um Stim¬ 
mungen und Entwicklungstendenzen im feindlichen Lager nach¬ 
vollziehen zu können. In Kenntnis dieses Materials wurden Zei¬ 
tungen gedruckt, die auf den ersten Blick wie SA-Flugschriften 
wirkten. Bei genauerer Betrachtung des Inhalts ließ sich jedoch 
unschwer erkennen, daß ein Mann aus der Agitprop-Abteilung 
der KPD bei der Abfassung dieser Flugschriften die Feder geführt 
hatte. Ein Dossier der Politischen Abteilung des Polizeipräsi¬ 
diums Berlin bestätigte, daß Flugschriften wie das Sprachrohr 
oder Wer hat uns verraten? nicht von der SA, sondern von der 
Bezirksleitung der KPD Berlin-Brandenburg, Abteilung Gegner¬ 
dienst, stammte 517 . Diese Flugschriften richteten sich direkt an 
verschiedene Stürme und versuchten, die Unzufriedenheit der 
einfachen SA-Männer mit einzelnen Führern zu schüren, indem 
man diesen eine finanzielle Unterstützung durch Juden nach¬ 
sagte 518 . 

Äußerungen dieser Art dürften genügen, um die Auffassung, 
daß den Feinden der Nationalsozialisten zwangsläufig die Sympa¬ 
thien der Kommunisten galten, ad absurdum zu führen. Die Weit¬ 
sicht der Kommunisten beschränkte sich auf die Reduzierung aller 
Probleme auf klassenmäßige Auseinandersetzungen. Die Juden¬ 
frage als Problem einer nationalen Minderheit in einem um sein 
Selbstbewußtsein kämpfenden Nationalstaat war für die KPD 
keinThema. 
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Unter den Juden selbst gab es Gruppen, denen der rassische An¬ 
tisemitismus der Nationalsozialisten nicht mehr Furcht einflößte 
als die klassenkämpferischen Aufrufe der KPD. Für sie ver- 
schwammen die Unterschiede. Bemerkenswertes offenbart die 
Einschätzung der Wechselwirkungen von KPD und NSDAP von 
seiten des »Central-Vereins deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens«, in der einige Beispiele für die Zusammenarbeit der 
beiden Parteien auf lokaler Ebene aufgelistet wurden. Die 
NSDAP radikalisiere demnach zunehmend Teile des deutschen 
Volkes, die bislang von der bolschewistischen Propaganda noch 
nicht erreicht worden waren. »Das deutsche Bürgertum hat allen 
Grund, dafür zu sorgen, daß seine Söhne nicht auf dem Umwege 
über den Nationalsozialismus zum waschechten Bolschewisten ge¬ 
macht werden.« 519 Es hatte den Anschein, als ob bei manchen 
Juden die Furcht vor einer Diktatur des Proletariats größer war 
als vor einer Machtergreifung der Nationalsozialisten. 

Um die Bekämpfung des Antisemitismus hat sich die KPD, das 
bestätigen auch die Aussagen von Hans Jäger, der von 1929 bis 
1933 in Berlin für die »Antinaziarbeit« der KPD zuständig war, nie 
sonderlich gekümmert 520 . Mit Engels’ »Anti-Dühring« hielt man 
den Antisemitismus endgültig für erledigt 521 . Der Versuch einer so¬ 
ziologischen Analyse des Antisemitismus aber hatte Jäger gezeigt, 
»daß es in der Arbeiterschaft einen latenten Antisemitismus gab, 
daß man von dieser Seite her gegen den Nationalsozialismus nicht 
immun war, sondern eher darin etwas Radikales, Revolutionäres, 
Kongeniales sah (daher das aus einer inneren Schwäche stam¬ 
mende Bestreben der KPD, den Hauptakzent auf die Beschrei¬ 
bung des Nazismus als Unternehmerpartei zu legen, um die Partei 
zu immunisieren), zumindest etwas, worüber man sich mit den 
>Klassenbrüdern< in der NSDAP nicht zu streiten brauchte« 522 . 
Wenn Jäger vom »latenten Antisemitismus« der Arbeiterschaft 
sprach, dann könnte dies ein Motiv für die später häufig zu beob¬ 
achtenden Übertritte von Kommunisten zur NSDAP gewesen 
sein. 
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AUFSTANDSVORBEREITUNGEN DER KPD 
UND DIE GEGENSTRATEGIE DER NSDAP 


Strategie und Taktik des bewaffneten Aufstandes 

Zu keinem Zeitpunkt hatte die KPD nach der Hamburger Okto¬ 
berniederlage des Jahres 1923 ihr Ziel aus den Augen gelassen, die 
Weimarer Verfassung mittels des bewaffneten Aufstandes und der 
zu errichtenden Diktatur des Proletariats zu stürzen. Nach dem 
Spartakusaufstand im Januar 1919, den Kämpfen der Roten Ar¬ 
mee im Ruhrgebiet 1920 und der Märzaktion 1921 hatte das desa¬ 
ströse Auftreten der KPD im Krisenjahr der jungen Republik die 
Kampfbereitschaft zunächst sinken lassen. Damals hatten die 
Massen sich entgegen der Hoffnung der KPD nicht spontan den 
Revolutionären angeschlossen. Der Hamburger Aufstand warein 
Revolutionsversuch der Parteifunktionäre gewesen. Der Reichs¬ 
leiter der Kampfverbände-Organisation Rose hatte die Apparate 
in den Bezirken alarmiert und Befehl zur Öffnung der geheimen 
Waffenlager gegeben. In Sachsen und Thüringen riefen Kommuni¬ 
sten gemeinsam mit linken Sozialdemokraten Volksfrontregierun¬ 
gen aus. Als sich die SPD nicht zur Deklaration des Generalstreiks 
bereit erklärte und Reichswehr in Sachsen einrückte, schien den 
Männern im geheimen Militär-Apparat der Zeitpunkt für einen 
Aufstand günstig. Beim Treffen der KPD-Zentrale in Chemnitz 
teilten nicht wenige die Überzeugung, mindestens in Hamburg 
losschlagen zu sollen. Hermann Remmele wurde als Kurier losge¬ 
schickt. Zwar überlegte man es sich im letzten Moment noch an¬ 
ders, aber der Lauf der Dinge war nicht mehr zu ändern. Am 
23. Oktober löste Kippenberger dann den Aufstandsversuch aus. 
Es sprach für das geplante Vorgehen, daß innerhalb kürzester Zeit 
zahlreiche Polizeireviere besetzt werden konnten. Fernsprechver¬ 
bindungen wurden gekappt. Doch letztlich scheiterte der Aufstand 
an der unzureichenden Bewaffnung und der fehlenden Unterstüt- 
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zung durch die Bevölkerung. Selbst die zu diesem Zeitpunkt im 
Streik stehenden Werft- und Hafenarbeiter schlossen sich dem 
Aufstand nicht an. In Hamburg aber gelang es der KPD, trotz des 
Debakels bei den nächsten Parlamentswahlen ihre Wählerstim¬ 
men nahezu zu verdoppeln 1 . 

Nicht aus Überzeugung, sondern durch politische und taktische 
Erwägungen gezwungen, hatte die KPD seit 1923 keinen erneuten 
Aufstandsversuch unternommen. Aus dem Hamburger Aufstand 
hatte man gelernt, daß eine bewaffnete Aktion wohl vorbereitet 
sein mußte. Deshalb setzte danach eine Umorientierung der Auf¬ 
standsstrategie ein. Die Partei wählte andere Mittel, verfeinerte 
die bisherige Organisationsstruktur. Die Bolschewisierung nahm 
ihren Lauf. Der Mißerfolg des Jahres 1923 hatte die KPD davon 
überzeugt, daß die bis dahin verfolgte Spontaneitätstheorie, der- 
zufolge sich die breiten Massen beim Ausbruch innerer Unruhen 
den geschulten Kämpfern anschließen würden, falsch war. Heinz 
Neumann, einer der theoretischen Köpfe der KPD, verfaßte in 
Moskau eine wichtige Schrift. Demnach müsse der Schwerpunkt 
der Bolschewisierung in der Organisation der Partei liegen. »Die 
deutsche Revolution hat den ganzen gigantischen Vorrat an revo¬ 
lutionärer Energie des Proletariats und die ganze Unzulänglichkeit 
der Organisation der Kommunistischen Partei offenbart!« 2 Die 
Schuld für das Scheitern lag nicht am Proletariat, sondern an der 
Partei und deren mangelhafter Organisations- und Schulungsar¬ 
beit. Aus den Beschlüssen aller folgenden kommunistischen Partei¬ 
tage sprach der Grundsatz, daß eine Revolution von langer Hand 
geplant werden muß. In Deutschland genüge es eben nicht, zwei 
bis drei Zentren zu beherrschen wie 1917 in Rußland. »Massen¬ 
mobilisierung« hieß die Parole, die Voraussetzung für das Errei¬ 
chen des Endziels war. Eine Vielzahl von Unterorganisationen 
wurde ins Leben gerufen, um die KPD bei den politischen, wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Kämpfen zu unterstützen. Die Kräfte des 
Gegners, die Polizei, sollten auf diese Weise zersplittert werden 3 . 

Mit demVI. Weltkongreß der Komintern (17. Juli-1. September 
1928) wurde die »dritte Periode« eingeleitet. Kommunistische 
Analysen der weltwirtschaftlichen Situation stimmten darin über- 
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ein, daß die Zeichen für den bevorstehenden Niedergang des 
kapitalistischen Systems immer deutlicher hervortraten. Der ein¬ 
geschlagene revolutionäre Kurs war nicht allein auf Deutschland 
beschränkt; aber im Land der geistigen Väter des Marxismus 
glaubte man in den Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise eine 
praktische Bestätigung der »Verelendungstheorie« zu sehen. Die 
Organisationsarbeit der vergangenen Jahre sollte jetzt Früchte 
tragen. Die Zeit war reif für eine nochmalige Intensivierung der 
eigenen Aktivitäten. Der XII. Parteitag der KPD 1929 hatte das 
Motto »Waffen für den Klassenkampf«. Der Kampf gegen die be¬ 
stehende Regierung bzw. den Staatsapparat stand im Vordergrund 
aller künftigen Aktionen, erwartete man doch, daß mit dem »Her¬ 
anreifen« der Revolution die »Frage des bewaffneten Aufstandes 
unvermeidlich auf dieTagesordnung treten wird« 4 . 

Wenn die früheren Aufstandsversuche gescheitert waren, weil sie 
nach kommunistischer Auffassung unabhängig von einer akut revo¬ 
lutionären Situation durchgeführt worden waren, so mußten bei 
einer bevorstehenden Änderung der äußeren Umstände die Vorbe¬ 
reitungen soweit gediehen sein, daß der Angriff erfolgreich durch¬ 
geführt werden konnte. Zum Kampf wurde jedoch nicht allein auf 
den Geheimsitzungen des Politbüros oder in den Hinterzimmern 
der kommunistischen Verkehrslokale aufgerufen, sondern in aller 
Öffentlichkeit. Der Landtagsabgeordnete Wollweber äußerte im 
Preußischen Landtag: »Wir werden die Machtübernahme durch die 
Steigerung des Kampfes mit allen Mitteln bis zum Aufstand vorbe¬ 
reiten.« In der gleichen Sitzung fand der Abgeordnete Selbmann 
klare Worte: »Die wichtigste Form des Kampfes ist nicht die Abstim¬ 
mung im Parlament, sondern auf den Barrikaden, nicht in den 
Sitzungssälen, sondern mit der Handgranate in der Hand.« 5 

Die Polizei registrierte eine veränderte Taktik der KPD und 
sparte nicht mit warnenden Worten an die Adresse verantwort¬ 
licher Politiker. Zahlreiche, zumeist im Reichsinnenministerium 
angefertigte Denkschriften belegen einerseits die Aufstandsvor¬ 
bereitungen der KPD, sind aber andererseits auch ein Zeichen für 
die besondere Aufmerksamkeit, die die Polizei den Kommunisten 
schenkte 6 . Insgesamt wurden zwölf Denkschriften von zum Teil 
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über 200 Seiten Umfang zur KPD ausgewertet. Über die NSDAP 
wurden weit weniger Denkschriften von zudem geringerem Um¬ 
fang angefertigt. Wurden die Kampfvorbereitungen beider radika¬ 
ler Organisationen in einer Denkschrift untersucht, so stellte sich 
das Größenverhältnis folgendermaßen dar: Bei einem Umfang 
von insgesamt 100 Seiten widmen sich etwa 80 Seiten derTätigkeit 
der KPD, 10 der NSDAP. Der verbliebeneTeil beschäftigt sich mit 
den übrigen Organisationen wie Stahlhelm, Jungdeutscher Orden 
oder Reichsbanner. 

Militärische und politische Aufgaben stimmte die KPD gut auf¬ 
einander ab, um rasch die Oberhand in einer bewaffneten Aktion 
gewinnen zu können. Deshalb wurde in der Vorbereitung beson¬ 
ders viel Wert auf die militärische Ausbildung der potentiellen 
Kämpfer gelegt. »Der Aufstand ist doch ein bewaffneter Kampf, 
und als solcher hat er viel Gemeinsames mit der üblichen Kriegs¬ 
führung.« 7 Stets werden im kommunistischen Propagandamate¬ 
rial Beispiele aus der deutschen Vergangenheit, aber auch aus der¬ 
jenigen Vergangenheit anderer Länder analysiert, um in Zukunft 
Fehler zu vermeiden. Gerade den Januar 1919 hielten die Kommu¬ 
nisten für ein klassisches Beispiel einer verpaßten Situation, wäh¬ 
rend die Russische Oktoberrevolution als das beste Beispiel für 
die gelungene Durchführung eines Aufstandes gelobt wird. Ein¬ 
zelheiten der Aufstandsversuche von Kanton, Hamburg und Reval 
wurden in Lehrgängen erörtert. Schon damals waren zwar in 
Moskau über tausend Kommandeure der proletarischen Hundert¬ 
schaften für den Einsatz im Ausland ausgebildet worden, ihre 
Handlungen seien jedoch im entscheidenden Augenblick von 
Leichtsinn geprägt gewesen 8 . 

Von allen übrigen Parteien des Weimarer Spektrums unter¬ 
schied sich die KPD allein schon durch ihre »militärpolitischen 
Schulungskurse«. Eine theoretische und praktische Beschäfti¬ 
gung mit militärpolitischer Arbeit und mit daraus resultierenden 
Fragen des bewaffneten Aufstandes war für demokratische Par¬ 
teien völlig undenkbar. Sogar in den Reihen der NSDAP kannte 
man ähnliche Schulungsprogramme nicht. Eine Geschichte der 
Militärpolitik kann nur über die KPD geschrieben werden 9 . 
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Militärpolitik bedeutete im Verständnis der KPD die Vorberei¬ 
tung der Mitglieder und Sympathisanten auf den Bürgerkrieg. In 
einer bei Kommunisten weit verbreiteten Schrift wurde eine theo¬ 
retische Auseinandersetzung mit den Erfahrungen der revolutio¬ 
nären Bewegung der letzten Jahre vorgenommen 10 . Die Skepsis 
der eigenen Anhänger gegenüber gewalttätigen Aktionen ver¬ 
suchte der unter Pseudonym schreibende »Langer« auszuräumen. 
»Was die einzelnen individuellen Gewaltakte, wie verschiedene 
Partisanenaktionen, Sprengungen, Zerstörungen, Expropriatio¬ 
nen , Überfälle auf Personen betrifft, so wäre es falsch, diese Akte 
leichtfertig zu verdammen oder sich von ihnen loszusagen, etwa 
mit der Begründung, daß wir für den Massenkampf, aber nicht für 
individuelle Akte sind.« 11 Erst im bewaffneten Aufstand werde 
der Zusammenhang einzelner Gewaltakte mit dem Massenkampf 
klar. Weder sei die Revolution ein Naturereignis, noch sei es ein 
Verbrechen, Gewalt gegen die Herrschenden durchzusetzen. 
»Der bewaffnete Aufstand fällt nicht vom Himmel, er ist kein vom 
übrigen Klassenkampf isolierter Akt, sondern die schärfste Form, 
die höchste Stufe eines sich verschärfenden und steigernden Klas¬ 
senkampfes, er ist ein besonderes Glied in der Kette der Kämpfe, 
die sich bis zum allgemeinen bewaffneten Kampf zugespitzt ha¬ 
ben.« 12 Schon Marx habe den Aufstand als eine Kunst beschrie¬ 
ben, die nach bestimmten Regeln durchgeführt werden mußte. 
Marx und Engels hätten zwar eine generelle Strategie bewaffneter 
Aufstände entwickelt, sich aber praktisch überhaupt nicht über 
die einzuschlagende Taktik geäußert. Dies blieb Lenin Vorbehal¬ 
ten, auf dessen Schriften man sich immer wieder berief. Auch an¬ 
dere, meist illegal vertriebene Schriften beschäftigten sich mit der 
Vorbereitung und Führung des bewaffneten Aufstandes, der als 
»die höchste Form des politischen Kampfes des Proletariats« pro¬ 
pagiert wurde 13 . 

Stets standen bei KPD-Versammlungen militärtaktische und 
-technische Probleme im Vordergrund. Nach außen wurden mili¬ 
tärpolitische Seminare als wirtschaftliche Agrarkurse im Rahmen 
der Arbeiterbildung getarnt. In der ersten Sitzung wurde denTeil- 
nehmern ein militärgeschichtlicher Überblick gegeben, wobei die 
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Kursleiter sich im wesentlichen auf die militärpolitischen Schrif¬ 
ten Lenins und Engels’ stützten; aber auch auf Bücher wie das von 
Erwin Brauer »Der Ruhraufstand 1920 - Militärpolitische Dar¬ 
stellung des Kampfes der Roten Armee im Ruhrgebiet« wurde 
ausführlich eingegangen. Dann wurden die neuesten technischen 
Entwicklungen auf dem Gebiet der Kriegstechnik vorgestellt. Be¬ 
sonders den Entwicklungen der chemischen und elektrischen 
Industrie wurde große Beachtung geschenkt und ihr Nutzwert für 
bewaffnete Aktionen erörtert. Das Schwergewicht der Sitzungen 
lag aber in der Vorbereitung der Sabotage des Produktions- und 
Verkehrswesens in Deutschland. Sollte ein Streik nicht zum vollen 
Erfolg geführt haben, dann müssen die Maschinen gesprengt wer¬ 
den. »Jedes in die Luft gesprengte Werk ist für die Bourgeoisie 
schlimmer als eine verlorene Schlacht.« 14 Auf Schulungstagen wur¬ 
den die jungen Arbeiter, die den Weg zur KPD gefunden hatten, 
zudem mit den Grundlehren der marxistisch-leninistischen Strate¬ 
gie und Taktik vertraut gemacht. Allein die der Kriegswissenschaft 
entlehnten Ausdrücke wiesen auf den Inhalt dieser Schulungsver¬ 
anstaltungen hin. »Strategie und Taktik des Leninismus ist die Wis¬ 
senschaft von der Leitung des revolutionären Kampfes des Proleta¬ 
riats. [...] Die Strategie ist die Festlegung des Hauptangriffs des 
Proletariats in der betreffenden revolutionären Etappe, die Aus¬ 
arbeitung eines entsprechenden Planes der Verteilung der revolu¬ 
tionären Kräfte, der Kampf um die Durchführung dieses Planes 
während des ganzen Verlaufes der betreffenden Revolutions¬ 
etappe. [...] Die Strategie befaßt sich mit den ausschlaggebenden 
Kräften der Revolution von einer Etappe zur anderen, bleibt 
jedoch in ihren Grundlagen während der ganzen Periode der be¬ 
treffenden Etappe unverändert.« 15 Der Strategie untergeordnet 
war dieTaktik, die je nach Situation geändert werden konnte, aber 
nie das große Ziel aus den Augen verlieren durfte. Wiederholt 
wurde das Wissen der Kursteilnehmer in einem Frage- und Ant¬ 
wortspiel überprüft. Sollte jemand auf die Frage, wie der bürger¬ 
liche Staat gestürzt werden konnte, antworten, durch Eroberung 
der parlamentarischen Mehrheit, so empfahl man eine nochma¬ 
lige Lektüre des zweiten und dritten Kapitels von Lenins »Staat 
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und Revolution«. Weitverbreitete ideologische und militärpoliti¬ 
sche Irrtümer könnten so überwunden werden 16 . Wie die Lehren 
weiterverbreitet wurden, zeigten die in internen Sitzungen be¬ 
sprochenen Richtlinien über die beabsichtigte Taktik bei Aufstän¬ 
den, wie sie der Polizei von einem Vertrauensmann, einem frühe¬ 
ren militärischen Leiter des RFB, mitgeteilt wurden 17 . Das oberste 
Gebot lautete Angriff, denn im Fall einer Verteidigungssituation 
ohne Überraschungsmomente sei die schlechter ausgerüstete re¬ 
volutionäre Partei schon bald die unterlegene. 

Trotz aller humanen Traditionen der Arbeiterbewegung lehnten 
die Kommunisten Gnade für ihre Feinde ab. »Es ist eine große 
Lehre aller Erfahrungen der revolutionären Kämpfe, daß man 
den ausgesprochenen Feind der Arbeiterklasse niemals durch 
Humanität beeinflussen oder besiegen kann. Nur die reale Kraft, 
die Gewalt kann ihn überzeugen.« 18 

Aber nicht nur in den Städten, auch auf dem flachen Land 
plante man für den großen Tag. Bei einem Oldenburger militär¬ 
politischen Kursus wurden die Teilnehmer zu »Partisanengruppen« 
zusammengestellt. Da der Gegner auf dem »weißen« Land seine 
stärksten Bastionen habe, sollte dort durch bewaffnete Aktionen 
verhindert werden, daß die Landbevölkerung den Städten bei 
einem kommunistischen Aufstand zur Hilfe kommen würden. In 
Mecklenburg und Pommern gab es bereits »Partisanengruppen«, 
die bei einem Aufstand den Gegner auf dem Land durch Sabotage 
schädigen und beunruhigen sollten. Man versprach den Schu¬ 
lungsteilnehmern, daß bei der deutschen Revolution von der 
Sowjetunion Waffen, Munition und auch Truppen zur Verfügung 
gestellt würden 19 . 

Es wäre sicherlich naiv zu glauben, es habe einen ausgeklügel¬ 
ten Aufstandsplan gegeben, in dem für alle Parteiorganisationen 
Ort, Zeitpunkt und Verhaltensweise bei der bewaffneten Aktion 
festgelegt worden waren. Aber zahlreiche Urteile gegen Kommu¬ 
nisten wegen Hochverrats bewiesen die Entschlossenheit 20 . Die 
Partei hat alles unternommen, um einen solchen Plan zu erarbei¬ 
ten. Bei vielen einfachen Mitgliedern herrschte die Überzeugung, 
es existierten bereits ausgearbeitete Maßnahmenpläne. Vertrau- 
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ensleute der Polizei berichteten im Sommer 1932 von Geheim¬ 
sitzungen, in denen militärische Instrukteure mit kommunisti¬ 
schen Funktionären einen Plan ausgearbeitet hatten. Demzufolge 
bildete der illegale RFB das Gerippe der entstehenden Roten 
Armee, die sich aus den aufständischen Massen bilden würde. Die 
Stunde X hielt man in dem Augenblick für gekommen, wenn ein 
Angriff auf die Sowjetunion erfolgte. In Mitteldeutschland - für 
diesen Bezirk hatte der V-Mann eine Geheimsitzung beobachten 
können - sollten die gesammelten Kräfte sich in Halle konzentrie¬ 
ren. Dort sollte zuerst die Artilleriekaserne überfallen werden, 
um in den Besitz von schweren Waffen und gepanzerten Fahrzeu¬ 
gen zu kommen. Ebenso entschlossen müßten die Waffenfabriken 
in Suhl und Leuna erobert werden. In der Stunde des Losschlagens 
sollten die Führer von Stahlhelm und NSDAP durch Sonderkom¬ 
mandos liquidiert werden. Ein zweiter Aufstandsherd sollte Ber¬ 
lin sein. Unterstützt werde der Aufstand vom Durchmarsch der 
Sowjetarmee durch Polen. Es war geplant, an der deutschen Ost¬ 
seeküste Einheiten der Roten Flotte landen zu lassen, die rasch zu 
den kämpfenden Aufständischen durchstoßen sollten. Denn ohne 
die Hilfe der Roten Armee schätzte man die eigenen Kräfte als zu 
schwach ein, um gegen die Reichswehr bestehen zu können 21 . 
Solche Planungen gerieten auch in die Hände der Nationalsoziali¬ 
sten. Insofern konnte der Völkische Beobachter nicht ganz zu 
Unrecht von den »Moskauer Putschbefehlen an die Berliner 
Filiale« sprechen, als er darüber berichtete 22 . 

Neben solchen Planspielen existierten durch die ständigen Paro¬ 
len der Roten Fahne inspirierte Erwartungen, die auf unterer 
Ebene konkrete Form annahmen. Eine kommunistische Straßen¬ 
zelle im Unterbezirk Hannover ging davon aus, daß der 1. August 
1931 von der Parteiführung als Datum zum Losschlagen vorge¬ 
sehen war. Selbst wollte man an diesem Tag eine »Brandtruppe« 
zusammenstellen, die an Kirchen, Klöstern, Gerichts- und Verwal¬ 
tungsgebäuden Feuer legte, so »wie es bei der Revolution in unse¬ 
rem geliebten Rußland gewesen ist« 23 . 

Angesichts der zu beobachtenden Aktivitäten warnten polizei¬ 
liche Beobachter immer wieder vor bald bevorstehenden bewaff- 


200 



neten Aktionen. So konstatierte man im Herbst 1931 eine bemer¬ 
kenswerte Verstärkung der Zersetzungstätigkeit bei Mannschaf¬ 
ten und Offizieren der Reichswehr, ein Ansteigen der politischen 
Morde an Polizeibeamten und Andersdenkenden, eine auffällige 
Zunahme der Einbrüche in Waffen- und Sprengstofflager sowie 
eine Intensivierung der Aktivitäten derTerrorgruppen, der Arbei¬ 
terschützenbünde oder der Mitglieder des illegalen RFB. »Perso¬ 
nell und technisch sind die Voraussetzungen für den Versuch eines 
gewaltsamen Umsturzes weit gediehen. Die Möglichkeit, über 
das Stadium des bewaffneten Aufstandes zum Bürgerkrieg hin¬ 
überzugleiten, ist gegeben.« 24 

Nun war man bei der politischen Polizei keineswegs so betriebs¬ 
blind, um nicht zu erkennen, daß gewisse Übertreibungen zur Me¬ 
thode kommunistischer Agitation notwendig gehörten, denn »oft 
bleiben die revolutionären Taten der Kommunisten hinter ihren 
Prahlereien zurück« 25 . Sooft die die kommunistische Bewegung 
beobachtenden Beamten in Denkschriften die Verfassungsmäßig¬ 
keit der KPD in Frage stellten und deren ständige Bereitschaft zur 
Revolution betonten, sowenig glaubte man in Anbetracht der ei¬ 
genen Stärke an eine erfolgreiche Durchführung eines bewaffne¬ 
ten Aufstandsversuchs. Die wachsende Resonanz der KPD unter 
den Arbeitslosen bewies jedoch in Zeiten wirtschaftlicher Not den 
Erfolg der Agitation. 

Die zwei wichtigsten Methoden, um die Massen zu mobilisie¬ 
ren, waren Streiks und Demonstrationen. Als Mittel auf dem 
Weg zum Aufstand wurde, wie Manuilski es bereits auf der 2. Sit¬ 
zung des X. Plenums des EKKI1929 gefordert hatte, der »politi¬ 
sche Massenstreik« eingesetzt. Dieser charakteristische Begriff 
kommunistischer Terminologie unterschied sich vom Streik um 
wirtschaftliche Forderungen. Ob es gegen den Young-Plan oder 
Rationalisierungen in einzelnen Betrieben ging, umTarifausein- 
andersetzungen oder den Siebenstundentag, stets bemühte sich 
die KPD um die führende Rolle bei Streikaktionen. Anhänger 
des bisherigen Systems sollten in ihren Meinungen ins Wanken 
geraten und zum Proletariat übertreten. Streiks und Demonstra¬ 
tionen sollten miteinander verknüpft werden und waren darauf 
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ausgerichtet, schwere Störungen der öffentlichen Ordnung her¬ 
beizuführen 26 . 

Aber gerade bei großangekündigten Streikaktionen zeigte sich 
der geringe Einfluß der KPD unter den Arbeitern. In den ersten 
Januartagen 1932 hatte die KPD die Bergarbeiter an Ruhr und 
Rhein zu einem Generalstreik aufgerufen. Die Abneigung der in 
Lohn und Brot stehenden Arbeiter führte jedoch zu einem blama¬ 
blen Mißerfolg. »Da die KPD wußte, daß die Betriebsarbeiter im 
allgemeinen für den Streik nicht zu haben waren, und daß die lega¬ 
len Gewerkschaften den kommunistischen Streikparolen ener¬ 
gisch entgegenwirkten, organisierten sie den Plan, die Arbeiter, 
soweit sie nicht willig der Streikparole folgen, durch Terror und 
Gewalt an der Arbeitsaufnahme zu hindern.« 27 Kommunistische 
Kampfgruppen versuchten, durch außerbetriebliche Terrormaß¬ 
nahmen Fronten zwischen Polizei und Arbeitern aufzubauen. In 
Horrem bei Köln wurden in einer Brikettfabrik mehrere Maschi¬ 
nen zerstört, im Bezirk Düsseldorf Telefonleitungen zerschnitten, 
in Essen Straßenbahnanlagen schwer beschädigt. Aufgefordert zu 
den Sabotageakten hatte die Unterbezirksleitung Gladbach/ 
Rheydt der KPD. Besonders intensiv waren die Bemühungen der 
Revolutionären Gewerkschafts-Opposition (RGO) in Solingen 
und Remscheid. Nach dem Auftritt einer Agitationstruppe bei der 
Firma Carl Prinz gelang es, die Betriebsversammlung zur Nieder¬ 
legung der Arbeit zu bewegen. Im niederrheinischen Mörs kam es 
zu schweren Schießereien, als die Polizei von Kommunisten aus 
dem Hinterhalt angegriffen wurde. Mitglieder des illegalen RFB 
veranstalteten parallel zu den Aktivitäten in den Betrieben Stra¬ 
ßendemonstrationen, um von der Lage in den Betrieben abzulen¬ 
ken. Aber selbst unter Betriebsräten, die früher als besonders 
streiklustig bekannt waren, wurde der Aufforderung der KPD aus 
Furcht vor Maßregelungen und angesichts der geringen Streikbe¬ 
reitschaft in der Belegschaft nicht entsprochen 28 . Nirgendwo 
hatten die Versuche der Kommunisten, die Betriebsarbeiter zum 
Streik zu veranlassen, nachhaltigen Erfolg. 

Das zweite wichtige Mittel zur Vorbereitung des Bürgerkriegs 
waren »Kampfdemonstrationen«. Paul Merker, damals preußi- 
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scher Landtagsabgeordneter, führte dazu aus: »Massendemon¬ 
strationen, mit Wucht und Geschlossenheit trotz polizeilicher 
Unterdrückung durchgeführt, sind ein wichtiger Hebel zur fort¬ 
gesetzten Verschärfung des Klassenkampfes und das Mittel zur 
Entfaltung des Kampfwillens, der Kampfesaktivität und der Ma¬ 
növrierfähigkeit immer größerer Massen des Proletariats.« 29 
Demonstrationen sollten die Arbeiterschaft einen, ihre Kampfbe¬ 
reitschaft stärken. Die Taktik war stets die gleiche. In der kommu¬ 
nistischen Presse wurde zu Demonstrationen aufgerufen. Bei 
jedem dieser Appelle mußte man den Eindruck gewinnen, als 
stünde eine Entscheidungsschlacht bevor. Unter die Teilnehmer 
der Demonstrationen mischten sich an den Waffen ausgebildete 
Mitglieder der kommunistischen Kampforganisationen. Durch 
gezielte Schüsse wurde die Polizei provoziert. Ging diese dann 
ihrerseits mit Waffengewalt gegen die gesamte Menge vor, ent¬ 
stand unter den Teilnehmern ein Solidarisierungseffekt. Exempla¬ 
risch für die Demonstrationstaktik der KPD ist der Berliner »Blut¬ 
mai« des Jahres 1929 30 . 

Seit vierzig Jahren war der 1. Mai traditionell der »Kampftag 
der Arbeiterklasse«. Mit Beginn der »dritten Periode« wurde er 
zum Prüfstein für das Verhältnis von KPD und SPD, aber auch 
zum Experimentierfeld für kommunistische Aufstandsüberlegun¬ 
gen. Die sozialdemokratisch geführte Polizei befand sich zu Be¬ 
ginn des Jahres 1929 in einer unangenehmen Zwickmühle. Am 
13. Dezember hatte der Berliner Polizeipräsident Karl Friedrich 
Zörgiebel ein Verbot aller Versammlungen unter freiem Himmel 
verfügt. Dadurch hoffte er, Herr der sich steigernden, politisch 
motivierten Gewalt zu werden. Doch die SPD stand zwischen den 
Fronten. Auf der einen Seite sah sie sich ständigen Angriffen der 
Rechten ausgesetzt, der dieser Erlaß keineswegs weit genug ging. 
In Fragen der inneren Sicherheit mißtraute man den Sozialdemo¬ 
kraten, billigte ihnen keine Kompetenz zu, ja, bezichtigte sie un¬ 
terschwellig der geheimen Komplizenschaft mit den Kommuni¬ 
sten. Um Sicherheit vor der Aufrührerpartei zu haben, forderte 
die Rechte ein generelles Verbot der kommunistischen Kampfver¬ 
bände, wenn nicht gar der gesamten kommunistischen Bewegung. 

203 



Kaum eine Landtagssitzung verging ohne heftigste Invektiven 
gegen die preußische Regierung. Ein Mißtrauensvotum gegen 
Innenminister Grzesinski vom 1. März bildete den vorläufigen 
Höhepunkt der Attacken, da sein Verhalten nach Meinung der 
Rechten gegenüber den Kommunisten die notwendige Entschie¬ 
denheit vermissen lasse 31 . 

Auf der anderen Seite gewann die Agitation der KPD gegen die 
SPD von Tag zu Tag an Schärfe. Die Polizei erblickte in den Maß¬ 
nahmen zum 1. Mai »ernste Vorbereitungen auf das Endziel«. 
Losowskij, ein hochrangiger Mitarbeiter der Komintern, hatte im 
April in Berlin mit Vertretern des ZK die Vorbereitungen für den 
1. Mai abgesprochen. In Moskau nahm man das zu erwartende 
Verbot des RFB bewußt in Kauf, da dies dem Ansehen der SPD in 
Arbeiterkreisen schaden würde 32 . Die vom Demonstrationsver¬ 
bot in erster Linie Betroffenen entdeckten einen neuen Beweis für 
die alte These vom Sozialfaschismus. Mit ihrem Vorgehen gegen 
den revolutionären Willen der Arbeiterklasse habe die SPD nun¬ 
mehr ihr wahres Gesicht gezeigt. »Der revolutionäre Elan und der 
Kampfeswille der deutschen Arbeiter wird dem sozialdemokrati¬ 
schen Polizeiminister der Trustbourgeoisie zeigen: Das Proletariat 
pfeift auf ihre Verbote. [...] Der Kommunismus, der sich auf dem 
Vormarsch befindet, wird mit festem und sicherem Schritt über die 
lächerlichen faschistischen Gesten auch eines Grzesinski hinweg¬ 
schreiten.« 33 Eine gewisse Berechtigung des Verbots wurde nicht 
anerkannt. Vielmehr sei nunmehr die Zeit, da sich das Proletariat 
in der Defensive befunden habe, endgültig beendet 34 . In zahl¬ 
losen Artikeln drohte die Rote Fahne bei Aufrechterhaltung des 
Demonstrationsverbots mit bewaffneten Aktionen. Flugblätter 
skandierten die Forderung »Straße frei dem Proletariat!«. Die 
KPD schien mobil zu machen zum Kampf gegen den Staat. 

Die SPD wollte weder dem Drängen aus dem rechten Lager 
nachgeben, noch dachte sie daran, das Verbot für die Partei aufzu¬ 
heben, die stets an den Unruhen der Vergangenheit maßgeblich 
beteiligt gewesen war. Im Berliner Tageblatt bekräftigte Zörgiebel 
seinen festen Standpunkt. Schließlich veranstalte die KPD ihre 
Demonstrationen nicht aus eigenem Antrieb, sondern auf Befehl 
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der Kommunistischen Internationale 35 . Daß die Kommunisten in 
den letzten drei Monaten wesentlich häufiger an Gewalttätigkei¬ 
ten beteiligt gewesen waren als Mitglieder von rechten Kampf¬ 
organisationen , bewies eine Aufstellung der politischen Abteilung 
des Berliner Polizeipräsidiums. 41 Angriffe waren demnach von 
linksradikalen, 25 Fälle von rechtsradikalen Kräften vorgetragen 
worden 36 . Die Gewaltbereitschaft der Kommunisten sei so groß, 
verkündete der Vorsitzende der SPD Groß-Berlins Franz Künst¬ 
ler, daß sie ohne weiteres »200 Tote am l.Mai« in Kauf nehmen 
würden. In einer Rede warf er den Kommunisten vor, bereits 
einen exakten Aufmarschplan für die Maidemonstration ausge¬ 
arbeitet zu haben, der unweigerlich zu Auseinandersetzungen mit 
der Polizei führen müsse 37 . 

Die wenigen innerhalb der SPD, die eine Aufhebung des Ver¬ 
bots auch im Sinne der eigenen Anhänger verantworten zu kön¬ 
nen glaubten, verstummten spätestens, nachdem zwei Mitglieder 
des Reichsbanner in einer Auseinandersetzung mit Kommunisten 
getötet worden waren 38 . Die Furcht vor einem Desaster war groß. 
Erst mit dem Wissen um die Folgen mehrte sich die Kritik, Dann 
behaupteten viele, schon immer zu denen gehört zu haben, die die 
Katastrophe vorhergesagt hatten. 

Zunächst verliefen einige genehmigte Saalveranstaltungen rela¬ 
tiv ruhig 39 . Bis Mittag betrug die Gesamtzahl der Demonstranten 
etwa 8000 und hatte somit einen Umfang erreicht, bei dem man 
für Berlin sicherlich nicht von einer Massendemonstration spre¬ 
chen konnte. Sogar eine Rede des soeben aus dem Gefängnis 
entlassenen »Mordbrenners« Max Hölz verfehlte das Ziel, die Zu¬ 
hörer zum gewalttätigen Widerstand aufzustacheln. Bei Auftritten 
in Hohenschönhausen und in den Spichernsälen äußerte sich Hölz 
verächtlich über den feigen Teil des Proletariats, der in den Häu¬ 
sern geblieben sei 40 . Zwar bildeten sich im Anschluß an die Ver¬ 
sammlungen immer wieder kleinere Gruppen. Der zum harten 
Durchgreifen angewiesenen Polizei genügte jedoch vorerst der 
Einsatz von Schlagstöcken. Wie feindselig die Stimmung war, 
machte eine lebensgroße Puppe in Polizeiuniform deutlich, die 
ein Schild mit der Aufschrift »Zörgiebel, der deutsche Mussolini; 
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Henker von Berlin« um den Hals trug 41 . Während sich in der In¬ 
nenstadt die Drohung der KPD nur sporadisch und für kurze Zeit 
zu bewahrheiten schien, verlief der Tag in den Bezirken im Süden 
und Westen der Stadt wie jeder andere. 

Aber in zwei eng abzugrenzenden Gebieten entlud sich ab 
Mittag die aufs äußerste angespannte Situation. Allein die Anwe¬ 
senheit der Schutzpolizei wurde von den Bewohnern der kommu¬ 
nistischen Hochburgen Wedding und Neukölln als Provokation 
empfunden. Bei der Räumung der Hermannstraße wurden Poli¬ 
zeibeamte aus den Häusern und von den Dächern beschossen 42 . 
Reaktionen der Polizei auf Beschimpfungen und Steinwürfe blie¬ 
ben nicht aus. Durch die aufgeheizte Stimmung der letzten Tage 
lag ihre Reizschwelle sehr niedrig. In der Köslinerstraße und in 
der Gegend um den Hermannplatz trat die Polizei nur in größeren 
Gruppen auf. Immer wieder versuchte sie, die Straßen freizuma¬ 
chen und jede Zusammenrottung zu unterbinden. Aus den Fen¬ 
stern und von den Dächern flogen Wurfgeschosse auf die Beamten 
herab. Die Angst, zu Opfern von Dachschützen zu werden, veran- 
laßte die Polizei, das Feuer zu eröffnen. Warnschüsse wurden gen 
Himmel abgegeben. Das Kommando »Fenster zu, es wird ge¬ 
schossen« hallte durch die engen Straßenschluchten. Bewohner 
errichteten an einigen Stellen Barrikaden und erwiderten verein¬ 
zelt die Schüsse. Die Eskalation war da. Es wurde gezielt geschos¬ 
sen. Polizeiliche Verstärkung nahte. Maschinengewehre, Panzer¬ 
wagen und spanische Reiter sollten den Widerstand brechen. Bis 
in die Nacht hinein dauerten die Kämpfe, um an den nächsten 
Tagen mit unverminderter Härte erneut auszubrechen. Das 220. 
Polizeirevier wurde überfallen und mit Steinwürfen und Pistolen¬ 
schüssen beschädigt. Die Polizei verhängte über die betroffenen 
Gebiete den Ausnahmezustand. Erst am 4. Mai erlaubte die Lage 
einen Rückzug in die Kasernen. 

33 Tote, fast 200 Verletzte und weit mehr als 1200 Verhaftun¬ 
gen, so lautete die Bilanz der blutigenTage. Die Rote Fahne wurde 
für zwei Wochen verboten. Die Einsicht in die Staatsgefährdung 
des kommunistischen Kampfbundes machte auch ein Verbot des 
RFB unumgänglich 43 . Diese Maßnahme wurde mit Ausnahme der 
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KPD von allen Parteien begrüßt. In der Öffentlichkeit riefen die 
Bilder von Barrikaden und der Einsatz schwerer Waffen im Stadt¬ 
gebiet die Erinnerung an zehn Jahre zurückliegende Ereignisse 
wach. War tatsächlich ein kommunistischer Aufstandsversuch im 
Keim erstickt worden, oder hatte die Polizei einen Feind be¬ 
kämpft, der gar nicht existiert hatte? 

Aus zeitlicher Distanz mag es leicht fallen, sich der letzteren 
Sichtweise anzuschließen. Man weiß sich dann einer Meinung mit 
den linksintellektuellen Zeitgenossen, die geschlossen das Vorge¬ 
hen der Polizei verurteilten. Dem »Ausschuß zur öffentlichen Un¬ 
tersuchung der Berliner Maivorgänge« gehörten nicht nur kom¬ 
munistische Reichstagsabgeordnete an, sondern auch Männer 
vom Schlage eines Carl von Ossietzky oder Heinrich Mann. 
Öffentliche Versammlungen des Ausschusses waren mit Bedacht 
wie Gerichtsverhandlungen arrangiert. Die Schuld des nicht an¬ 
wesenden Angeklagten stand allerdings schon vor Verhandlungs¬ 
beginn fest. Möglichkeiten zur Verteidigung hatte die Polizei 
nicht. Auf Anklageforen wie diesem, in Zeitschriften wie der Welt¬ 
bühne kamen zahlreiche Zeugen für Beispiele polizeilichen Fehl¬ 
verhaltens zu Wort. So erhitzte das Schicksal der sieben Mitglieder 
des Arbeiterschützenbundes, einer kommunistischen Tarnorgani¬ 
sation, die Gemüter. Auf dem Heimweg wurden sie von Polizeibe¬ 
amten gestellt und auf der Wache dermaßen traktiert, daß sie alle¬ 
samt schwere Verletzungen davontrugen. Man hatte in ihnen eine 
Gruppe von Aufrührern gesehen, ihre Luftgewehre fälschlicher¬ 
weise für Karabiner gehalten 44 . Oftmals schätzten Passanten die 
Lage falsch ein und kamen den Warnungen der Polizei nicht nach, 
sich aus dem Kampfgebiet zu entfernen. Bedenklich stimmte der 
Tod mehrerer Unbeteiligter, deren unvorsichtiges Verhalten tragi¬ 
sche Züge trug 45 . 

Es schien tatsächlich so zu sein, als ob die Leitung der Berliner 
Polizei ihren Leuten einen »Rotkoller eingeimpft« hatte 46 . Der zu¬ 
weilen blindwütige Gebrauch der Schußwaffe, der übertriebene 
Einsatz des Schlagstockes warfen ein dunkles Licht auf die Diener 
des Staates, die keine Todesopfer zu beklagen hatten. Lediglich 
zehn Beamte wurden so schwer verletzt, daß ein Krankenhaus- 
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aufenthalt notwendig wurde 47 . Diese Fakten rechtfertigten durch¬ 
aus Kritik. Es stellte sich als schwerer Fehler heraus, überwiegend 
junge, unerfahrene Polizisten eingesetzt zu haben, die nach den 
ersten Schüssen nicht mehr fähig waren, Feuerdisziplin zu wah¬ 
ren. Die Verhältnismäßigkeit der Mittel war kaum noch gewahrt, 
wenn das Verhalten der Polizei an das einer Armee in Feindesland 
erinnerte. Bei den Kommentatoren der liberalen Presse herrschte 
Befremden über die Härte der Polizei, aber dennoch vergaß man 
dort nicht, auf die Verantwortung der KPD hinzuweisen. Die 
schrecklichen Ereignisse seien ein gutes Beispiel für die Folgen 
haßerfüllter Agitation 48 . 

In den Tagen nach der Katastrophe war die KPD weder bereit, 
eine Mitschuld einzugestehen, noch zeigte man sich überrascht 
über die schrecklichen Folgen. Die Mai-Demonstration war eine 
Kraftprobe gewesen, um sich selbst und dem Staat zu beweisen, 
in welchem Umfang der Einfluß der KPD in der Arbeiterschaft 
gestiegen war. Ein absterbendes System müsse fast zwangsläufig 
mit äußerster Brutalität gegen Aufständische vorgehen, um sei¬ 
nen unausweichlichen Untergang so lange wie möglich hinauszu¬ 
zögern. Insofern habe die heroische Niederlage Mut gemacht, 
weil man aus ihr wichtige Lehren für die Zukunft ziehen könne. 
In dem Aufruf mit demTitel »Die Partei ruft zum Kampf« wurde 
»Zörgiebels Blutmai« als »Vorspiel für die imperialistische Mas¬ 
senschlächterei« bezeichnet und in einen globalen Zusammen¬ 
hang gestellt 49 . Schließlich war der Kampf zwischen Reformismus 
und Bolschewismus, zwischen Bourgeoisie und Arbeiterklasse 
nach den Vorhersagen der Komintern in die dritte, entscheidende 
Periode getreten. Das »systematische Blutbad der Sozialfaschi¬ 
sten« habe auch sein Gutes gehabt 50 . Denn nun würde das Prole¬ 
tariat seinen Platz in den folgenden Kämpfen kennen. Die Mai¬ 
ereignisse hatten die lang gesuchte Bestätigung für die Theorie 
vom »ultralinken« Kurs geliefert. Ultralinks bedeutete eine ab¬ 
strakt-radikale Tendenz, die vorrangig die Revolution propa¬ 
gierte, Übergangsforderungen ablehnte und die endgültige 
Machtübernahme vorbereitete. Die Beschlüsse des 7. Parteitages, 
der vom 16. bis 19. Juni in den Weddinger Pharus-Sälen, alsoprak- 
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tisch am Ort des Geschehens stattfand, kennzeichneten die Ereig¬ 
nisse als notwendiges Resultat der Generallinie. Allerdings über¬ 
schätzte die KPD in dieser Phase ihren Einfluß auf die Arbeiter¬ 
schaft. Den Aufrufen zum Generalstreik folgten die Arbeiter in 
Berlin lediglich auf einem halben Dutzend Baustellen und in einer 
Konfitürenfabrik 51 . 

Auch im nachhinein hielt die SPD ihre standhafte Haltung für 
gerechtfertigt. In der Überzeugung, einen entscheidenden Sieg 
über die »bolschewistische Aggression« errungen zu haben, gab 
sie eine Broschüre heraus, die die Schuld der Kommunisten nach¬ 
zuweisen versuchte. »Um Zusammenstöße mit der Polizei zu pro¬ 
vozieren und damit das von ihr gewünschte Blutbad herbeizufüh¬ 
ren«, habe die KPD die Aktion sorgfältig geplant und von langer 
Hand vorbereitet 52 . Grund für das verantwortungslose Verhalten 
sei der schwindende Einfluß der KPD in der Arbeiterbewegung. 
Das Scheitern des Generalstreiks, der für den 2. Mai proklamiert 
worden war, habe den geringen Rückhalt der Kommunisten in der 
Arbeiterbewegung offenbart; sogar einige alte Genossen hätten 
der Partei den Rücken gekehrt 53 . Die Unzufriedenheit in der 
Partei war offenbar größer, als die offiziellen Stellungnahmen ver¬ 
muten ließen. Es gibt gute Gründe für die Vermutung, die sinn¬ 
losen Aufrufe zur Gewalt hätten bei einem Teil der Kommunisten 
zu einer Abkehr von der KPD geführt. Denn auch bei der NSDAP 
wurden dumpfe antikapitalistische Gefühle mit sozialistischen 
Parolen befriedigt. Hans Jäger berichtete von einer Welle des 
Übertritts vom RFB zur SA nach den mißlungenen blutigen 
Maiereignissen und dem anschließenden RFB-Verbot 54 . 

Paul Fröhlich wiederum, dessen interne Kenntnis der kommu¬ 
nistischen Bewegung den Wert seiner Analyse ausmachte, bestä¬ 
tigte in gewisser Weise diese Vermutung. Als Mann der KPD- 
Opposition hielt er zwar den Faschismus unzweifelhaft für die 
augenblicklich größte Gefahr. Er verurteilte Regierung und 
Sozialdemokratie, die durch ihre kapitalistische Gesamtpolitik 
und ihre Attacken auf das Proletariat diesem den Weg frei mach¬ 
ten. Aber ihm war ebenso klar, »daß die kommunistische Partei 
durch ihre Politik, die die Spaltung der Arbeiter erleichtert, ihre 
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Zerfahrenheit und ihre Abenteuer den Widerstand des Proleta¬ 
riats schwächt, die Verzweiflungsstimmung fördert und damit fak¬ 
tisch dem Faschismus die Anhänger zutreibt« 55 . Fröhlich und der 
Vorwärts hatten einen wunden Punkt angesprochen. An der Basis 
wertete man die Maiereignisse im Gegensatz zur Parteispitze als 
Mißerfolg. Die Ursache sei in der falschen Lagebeurteilung des 
Politbüros zu suchen, welches noch am 30. April von einem bevor¬ 
stehenden Rückzug Zörgiebels gesprochen hatte 56 . 

Die Maiereignisse sollten nicht nur als Kristallisationspunkt des 
Verhältnisses von KPD und SPD gesehen werden 57 . Bei der Suche 
nach Verantwortlichen, so wichtig sie sein mag, darf nicht verges¬ 
sen werden, welche Auswirkungen der »Blutmai« auf unorgani¬ 
sierte Bevölkerungskreise hatte. Ein Bürger, der weder die Rote 
Fahne las noch den Vorwärts abonniert hatte, wird sich sein Bild 
durch die Lektüre der lokalen Blätter verschafft haben. Alle übri¬ 
gen Zeitungen hatten sich nicht an der polizeikritischen Haltung 
der großen liberalen Blätter beteiligt, sondern der Ordnungs¬ 
macht sogar den Rücken gestärkt. Gleich welche Schlagzeile aus¬ 
gewählt wird, stets ist ausschließlich von der »Blutschuld der 
Kommunisten« die Rede 58 . Unter der Überschrift »In der 
Kerenskij-Epoche?« erinnerte der Kommentar des Berliner 
Lokal-Anzeigers an die Zeit nach der russischen Oktoberrevolu¬ 
tion, als »10 000 Sozialrevolutionäre in Petersburg an die Wand ge¬ 
stellt« wurden. Da »selbst der größere Teil der Sozialdemokraten 
durchaus nicht wünscht, erschossen zu werden«, sei das Verhalten 
der Polizei mehr als verständlich 59 . Die auflagenstarke BZ am Mit¬ 
tag beklagte die »Opfer der kommunistischen Mai-Hetze« 60 und 
Tempo berichtete, wie ein unbeteiligter, das Geschehen in Neu¬ 
kölln beobachtender Journalist von Kommunisten niedergeschla¬ 
gen wurde 61 . Zahlreiche weitere Artikel könnten angeführt wer¬ 
den, ohne am Gesamtresultat Abstriche machen zu müssen. Der 
Antibolschewismus weiter Kreise bis hin zur SPD spiegelte sich in 
diesen Schlagzeilen wider. Ohne Zweifel galt Moskau als Draht¬ 
zieher der blutigen Krawalle. Jeden Tag, so hieß es in den Zei¬ 
tungsberichten, wären die Aufständischen mit neuen Parolen aus 
Sowjetrußland versorgt worden. 
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Aus den Polizeiberichten lassen sich allerdings keine eindeuti¬ 
gen Beweise für diese Vermutungen ablesen. Zwei Telegramme, 
die das Hauptpostamt Berlin unter Berufung auf den Welttelegra¬ 
phenvertrag nicht an die KPD weitergeleitet hatte, zeigten die 
rege Anteilnahme der Sowjetunion. Sie waren jedoch eher Zei¬ 
chen moralischer denn materieller Unterstützung. Leitende so¬ 
wjetische Stellen begrüßten den rücksichtslosen Kampf gegen 
Bourgeoisie und Sozialdemokratie und gaben der Hoffnung Aus¬ 
druck, daß der Waffengang den Auftakt zu weiteren Kämpfen bil¬ 
dete 62 . Zwar faßte man im Außenministerium in der Wilhelm¬ 
straße daraufhin die Ausweisung des Berliner Korrespondenten 
der Prawda ins Auge, dessen hetzerische Artikel man nicht länger 
hinzunehmen bereit war; daß die Unruhebewegung aber in beson¬ 
ders starkem Maße von Rußland direkt gesteuert war, schien 
Reichsinnenminister Severing unwahrscheinlich 63 . 

So könnte man all jenen Zeitungsschreibern, die in Moskau den 
Schuldigen sahen, Ignoranz, Uninformiertheit oder politische Ver¬ 
blendung vorwerfen. Ihre vorgefaßte Meinung war durch Tat¬ 
sachen nur äußerst lückenhaft zu belegen, ihr Urteil somit ein Vor¬ 
urteil gewesen. Man kann darin aber ebenso gut ein Indiz für die 
Auswirkungen kommunistischer Propaganda sehen. Wenn eine 
Partei zum Klassenkampf aufruft, den Bürgerkrieg nicht ablehnt, 
sondern ihn herbeizuführen wünscht und dabei ständig Hilfelei¬ 
stungen der Sowjetunion dankbar erwähnt, dann sollte es nicht 
wundern, daß die hervorgerufene Angst zu Überreaktionen und 
verzerrten Lagebeurteilungen führt. 

Die Meinung war weit verbreitet, die Kommunisten hätten ge¬ 
nau das getan, was sie mit Worten seit langem angekündigt hatten. 
Die zahlreichenToten mahnten, und es meldeten sich auch auf der 
politischen Rechten diejenigen zu Wort, die jetzt erst recht den 
Rücktritt des Polizeipräsidenten forderten. Wer »Kämpfe, wie sie 
Berlin seit 1918 nicht gesehen hatte«, nicht vermeiden konnte, 
werde auch in Zukunft die Staatsautorität nicht aufrecht erhalten 
können 64 . War es unter diesen Umständen undenkbar, daß die 
schrecklichen Erlebnisse des »Blutmai« einige dazu bewog, nun 
der radikalen Alternative ihre Unterstützung zu gewähren? 65 Es 
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sollte zu denken geben, wenn ein kompetenter Beobachter fest¬ 
stellt, daß die meisten heimlichen Nationalsozialisten der unifor¬ 
mierten Polizei aus dieser Zeit stammten und die SA in diesen 
Tagen »zu einer Art inoffiziellem Verbündeten der Schutzpolizei« 
geworden war 66 . 

Die NSDAP hatte sich am »Weltfeiertag des Proletariats« ruhig 
verhalten und sich nicht an den Unruhen beteiligt. Joseph Goeb¬ 
bels sah seine Zweifel an der Durchsetzungskraft der Staatsmacht 
bestätigt und äußerte gleichzeitig feindselige Befriedigung über 
den Zerfall der sozialen und politischen Stabilität 67 . Der Angriff 
stellte der Sinnlosigkeit der kommunistischen Schießereien den 
revolutionären Schwung der Braunhemden als einzige Alternative 
gegenüber. »Tote Proleten, feige Bonzen und lachende Kapitali¬ 
sten« lautete das Resümee. Nicht am Kurfürstendamm, wo die 
»Paläste der Ausbeuter« stehen, habe das Proletariat versucht, 
mit den Kapitalisten aufzuräumen, sondern in den Arbeiterbezir¬ 
ken. Während sich in aller Ruhe bei Wertheim idiotische Käufer 
drängten, verprügelten in den Straßen deutsche Beamte deutsche 
Arbeiter 68 . Die Betonung lag auf deutsch, denn daß die Klassen¬ 
solidarität über dem Zusammengehörigkeitsgefühl eines Volkes 
rangieren sollte, war den Nationalsozialisten nicht einleuchtend. 

Ein dreiviertel Jahr später folgte im Wahlkampf für die Berliner 
Stadtverordnetenversammlung die Reaktion der NSDAP. Beglei¬ 
tet von Polizei, zog die SA bewußt in rote Hochburgen. Mit Last¬ 
wagen unternahm man mehrere Propagandafahrten in die Kös- 
linerstraße. In der »Roten Hölle« empfingen die »Moskowiter« 
sie ähnlich wie ein halbes Jahr zuvor die Schupobeamten 69 . Aller¬ 
dings unterschied sich die emotionsgeladene Sprache der Natio¬ 
nalsozialisten erheblich von der Nüchternheit der Polizeiberichte. 
»Rote Girlanden mit Transparenten über die ganze Straßenbreite. 
Brüllendes, tobendes Untermenschentum. Am wildesten gebär¬ 
den sich die Weiber. Sie schreien, pfeifen, ja entblößen sich scham¬ 
los vor uns. GiftspuckendeTiere! Steine hageln auf uns nieder. Ein 
SA-Mann bricht getroffen zusammen. [...] Aber auch in dieser 
Straße haben sich menschgebliebene Volksgenossen zum Natio¬ 
nalsozialismus bekannt.« 70 


212 



Der »Blutmai« war für großeTeile der Öffentlichkeit ein Beweis 
für die Abhängigkeit der deutschen Kommunisten von der Zen¬ 
trale in Moskau gewesen. Mit den meisten übrigen Parteien 
stimmten die Nationalsozialisten in ihrer Sicht über die enge Ver¬ 
flechtung von KPD und Sowjetunion überein. Wie stark dieser 
Einfluß gewesen ist, soll im folgenden gezeigt werden. 


Sowjetischer Einfluß in Deutschland 

Für einen deutschen KP-Funktionär war das Verhältnis zur So¬ 
wjetunion unvergleichbar mit den Beziehungen zu irgendeinem 
anderen Staat. Der spätere Generalsekretär der Staatspartei der 
DDR Erich Flonecker beschrieb dieses einzigartige Verhältnis 
treffend: »Wir passierten eine Staatsgrenze ganz besonderer Art, 
keine gewöhnliche Grenze zwischen zwei beliebigen Ländern 
[...]. Nein, das hier war eine völlig andere Grenze, eine Grenz¬ 
linie zwischen zwei Welten, eine Grenze, an der die Macht des 
Kapitalismus endete und die Macht der Arbeiter und Bauern be¬ 
gann. [...]. Auch für mich war das Land Lenins mein Vaterland, 
seine Partei war meine Partei. In den Rotarmisten sah ich, ob¬ 
gleich mir persönlich unbekannt, meine Brüder und Genossen.« 71 
Diese tiefempfundene Haltung spiegelte in ehrlichen Worten die 
Gefühle des gesamten Fünktionärskorps wider. 

Getragen von der Hoffnung auf den »deutschen Oktober«, den 
Ausbruch der Revolution in Deutschland, unternahm die bolsche¬ 
wistische Führung bereits im Dezember 1918 erste Schritte zur 
Unterstützung des deutschen Proletariats. Von Anfang an verlief 
die tatkräftige Förderung des nachrevolutionären Rußland für die 
deutschen Genossen auf zwei Ebenen. Einerseits die öffentliche, 
indirekte Unterstützung, die sich in Proklamationen und Auf¬ 
rufen, in einer für jedermann sichtbaren Parteinahme für die kom¬ 
munistische Bürgerkriegspartei niederschlug. Andererseits durch 
direkte Hilfen, finanzielle Zuwendungen, Ausbildung der Revolu¬ 
tionäre oder Einflußnahme und Initiierung von Aktionen durch 
GPU-Mitglieder. Die KPD ihrerseits wirkte im Gegenzug nach 
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Kräften für die Auslandsspionage des sowjetischen Geheim¬ 
dienstes. 

Obwohl die KPD in ihrer Frühzeit der sowjetischen Entwick¬ 
lung nicht nur uneingeschränkte Zustimmung entgegengebracht 
hatte, begann die indirekte Förderung bereits kurz nach der 
Etablierung der Bolschewiki-Herrschaft. 

Die Kritik Rosa Luxemburgs oder Paul Levis an der Entwick¬ 
lung im nachrevolutionären Rußland war zehn Jahre später aller¬ 
dings völlig vergessen. Jetzt war nur noch vom unzerbrechlichen 
Bündnis des ersten sozialistischen Staates mit der deutschen 
Arbeiterklasse die Rede. In ihrer Ausgabe vom 14. Januar 1930 
erinnerte die Rote Fahne an jenes historischeTelegramm, welches 
Lenin, Swerdlow und Stalin gemeinsam an den russischen Bot¬ 
schafter in Berlin Joffe geschickt hatten. Darin war die Befreiung 
Liebknechts aus dem Gefängnis als Beginn einer neuen Epoche 
gefeiert worden: »Heute gewinnen diese Worte einen neuen, ge¬ 
waltigen und tiefaktuellen Sinn. Nach den Jahren der Stabilisie¬ 
rung vollzieht sich nun machtvoll ein revolutionärer Aufschwung, 
der die Arbeiterklasse vor Entscheidungskämpfe von unabseh¬ 
barer Größe stellt.« 

Überhaupt war das Vorbild der Russischen Revolution allge¬ 
genwärtig. Alljährlich veranstaltete die KPD anläßlich des Jahres¬ 
tages der Russischen Oktoberrevolution in vielen Städten des Rei¬ 
ches Revolutionsfeiern. Das Programm dieser Veranstaltungen 
bestand in der Aufführung von Musikstücken, Gesangvorträgen 
und sportlichen Aktivitäten. Den Höhepunkt der zumeist recht 
gut besuchten Feiern bildeten Reden, die auf die Lehren der Rus¬ 
sischen Revolution für die deutsche Arbeiterklasse hinwiesen. 
Die SPD in Deutschland habe das Proletariat zum Faschismus ge¬ 
führt. In Rußland aber hätten die Bolschewiki wirklich den Weg 
zum Sozialismus beschritten 72 . Das harte Vorgehen gegen »Partei¬ 
schädlinge« wurde gerechtfertigt. Die Erfolge der Sowjetunion 
seien nur denkbar gewesen »dank der streng und unerbittlich 
durchgeführten leninistischen Parteilinie unter Führung des Ge¬ 
nossen Stalin«. Deshalb galt es, die Maßnahmen der GPU gegen 
die kapitalistischen Agenten, Schädlinge und Saboteure gegen- 
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über dem bürgerlichenTerrorgeschrei zu verteidigen und zu popu¬ 
larisieren 73 . Die Zeitungen in der Sowjetunion sprachen in zahl¬ 
reichen Artikeln mit so großer Zuversicht vom baldigen revolutio¬ 
nären Umsturz in Deutschland, daß sich der Verdacht aufdrängte, 
die Unterstützung gehe über verbale Grußadressen weit hinaus. 
Bei den Revolutionsfeiern war in aller Regel eine sowjetische 
Delegation anwesend, die den Kampf des russischen Proletariats 
in den letzten zehn Jahren hervorhob, die Errungenschaften des 
Sowjet-Staates lobten und die Versammelten dazu aufforderten, 
dem Beispiel der russischen Arbeiterschaft zu folgen 74 

Es war ein offenes Geheimnis, daß die Aktionen der KPD 
nichts anderes darstellten als die Ausführung der Direktiven der 
Moskauer Zentralinstanzen durch die deutsche Sektion der Kom¬ 
munistischen Internationale. Organisatorisch und materiell 
bestand eine weitgehende Abhängigkeit. Die Analyse der Komin¬ 
tern über die Entwicklung in Westeuropa baute auf zwei Kern¬ 
thesen auf. Einerseits hielt man eine Intervention der Imperiali¬ 
sten gegen die Sowjetunion für unmittelbar bevorstehend, ande¬ 
rerseits war in Kürze mit einem revolutionären Aufschwung in 
Westeuropa zu rechnen. Zwar glaubte man auch in Moskau nicht, 
sich bereits in einer unmittelbar revolutionären Situation zu befin¬ 
den. »Wir würden aber keine Kommunisten sein, wenn wir nicht 
verständen, daß sich die steigende revolutionäre Welle in einem 
bestimmten Stadium, und zwar nicht in einer weit entfernten 
Zukunft, in höhere Formen des revolutionären Kampfes verwan¬ 
deln kann.« Für Molotow waren die historischen Parallelen mit 
Rußland so evident, daß er nur kurz an die Revolution 1905 oder 
an die Zeit des revolutionären Aufschwungs 1912/1914 erinnert 75 . 
Wenn die Entscheidung für den Sieg der Weltrevolution auf deut¬ 
schem Boden fallen werde, dann mußten alle Anstrengungen auf 
Berlin konzentriert werden. 

Zu keinem Zeitpunkt wurde die Führungsrolle des General¬ 
stabes der Exekutive der Komintern auch nur andeutungsweise 
von der KPD in Frage gestellt. Statt dessen beschwor Thälmann in 
gebetsmühlenartiger Gleichförmigkeit »dieses enge, unverbrüch¬ 
liche, feste Vertrauensverhältnis zwischen der KPD und der Kom- 
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munistischen Internationale mit ihrer Exekutive. [...] Dieses 
enge Vertrauensverhältnis ist ein Stück, ja ist das Rückgrat unserer 
Bolschewisierung. Unsere Parteiführung, das Zentralkomitee, 
hat es deshalb stets als eine seiner wichtigsten Aufgaben ange¬ 
sehen, gegen jede Erscheinung anzukämpfen, die Autorität der 
Komintern in den Reihen der Funktionäre und Mitglieder der 
KPD auch nur im mindesten anzutasten.« 76 

Ein wesentliches Hilfsmittel, das Vertrauensverhältnis zu stär¬ 
ken und auf Grund der Erfahrungen in Sowjetrußland die Revolu¬ 
tion in Deutschland vorwärts zu treiben, stellten jene Arbeiter¬ 
delegationen dar, die vom »Bund der Freunde der Sowjetunion« 
organisiert wurden. Aber solche Reisen dienten nicht allein Infor¬ 
mationszwecken. Die Delegierten nahmen an den Manövern der 
Roten Armee teil, um so ihre Waffenkenntnisse weiter zu vervoll¬ 
kommnen 77 . Der Bund hatte es sich zur Aufgabe gemacht, die an¬ 
gebliche Lügenhetze der Feinde der Sowjetunion zu bekämpfen 
und wollte auch durch solche Reisen die Berichte über Massenhin¬ 
richtungen entkräften. Wem in Rußland der Prozeß gemacht 
würde, der sei ein Feind der Arbeiterklasse. »Und kein Arbeiter 
in der ganzen Welt kann und wird für sie Mitleid in seiner Brust 
finden.« 78 

Eine weitere Möglichkeit der direkten Einflußnahme war die 
militärische Ausbildung deutscher Genossen. Auf der Lenin¬ 
schule in Moskau lernten seit 1926 ausländische Genossen Strate¬ 
gie undTaktik des Bürgerkrieges kennen. Die nach Moskau Dele¬ 
gierten verschafften sich dort den theoretischen Unterbau für die 
revolutionäre Praxis. Die Leninschule vermittelte ihnen »Grund¬ 
sätze des Klassenkampfes« 79 . Für den Klassenkampf aber war die 
Bedienung militärischen Geräts Voraussetzung. In einem Schrei¬ 
ben des Deutschen Generalkonsulats in Charkow vom 25. August 
1932 wird mitgeteilt, daß in der ukrainischen Stadt ein »internatio¬ 
nales Bataillon« gebildet worden sei. Diesem Bataillon gehörten 
auch 30 Reichsdeutsche an. Es unterstand der Leitung des ukraini¬ 
schen Militärbezirks. Die Mitglieder wurden im Gebrauch des 
Maschinengewehrs und anderer Waffen unterrichtet. Sie trugen 
eine Uniform, die der der Roten Armee angeglichen war 80 . 
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Neben der Ausbildung deutscher Kommunisten verdiente die 
Arbeit der sowjetischen Auslandsspionage, die weit über das ge¬ 
wohnte Maß hinausging, besondere Aufmerksamkeit. Aufgabe 
des sowjetischen Geheimdienstes in Deutschland war zunächst 
die Gründung eigener Wirtschaftsunternehmen als Tarnorganisa¬ 
tionen. Einige Firmen, wie die Deutsche Vertriebsgesellschaft für 
russische Ölprodukte (Derop), die Deutsch-russische Luftfahrt¬ 
gesellschaft (Deruluft) und die Garantie- und Kreditbank für den 
Osten (Garkrebo) standen völlig unter der Einfluß des sowjeti¬ 
schen Geheimdienstes. Unbedingte Loyalität gegenüber Moskau 
wurde zur Einstellungsvoraussetzung. Es konnte geschehen, daß 
Angestellte, die bei Betriebratswahlen nicht für kommunistische 
Kandidaten gestimmt hatten, ihren Arbeitsplatz verloren 81 . 

Der Arm der GPU reichte über die KPD und den Geheimappa¬ 
rat Kippenbergers bis nach Deutschland. Bei der Sowjetvertre¬ 
tung Unter den Linden hatte die GPU eine »Besondere Abtei¬ 
lung« eingerichtet, die die Verbindung zur Parteizentrale der KPD 
unterhielt. Das EKKI übermittelte seine Direktiven an die deut¬ 
sche Sektion über diese »Besondere Abteilung«. An der Spitze 
jeder Abteilung stand ein Emissär aus Moskau mit unbeschränk¬ 
ter Vollmacht 82 . Bedingungslos führten Deutsche auf Befehl die¬ 
ser Abteilung Unternehmungen durch. Willi Leow übernahm bei¬ 
spielsweise im Auftrag Stalins die Aufgabe, die Redaktionsräume 
einer liberalen russischen Emigrantenzeitung in der Berliner Lin¬ 
denstraße zu zerstören. Würde die Arbeit zur Zufriedenheit der 
russischen Auftraggeber ausgeführt, waren Geldzahlungen in Aus¬ 
sicht gestellt. Den Erinnerungen eines intimen Kenners der illega¬ 
len Arbeit der KPD zufolge übergab Leow den Auftrag einer 
T-Gruppe. Die von einem Ingenieur geleitete »Terrorgruppe« 
führte die Aktion gegen das Redaktionsgebäude so aus, als ob sie 
Ausdruck einer spontanen Entladung »proletarischer Volkswut« 
gewesen sei. Die Gruppe des »Proletarischen Selbstschutzes« - es 
war die gleiche, die wenig später die Ermordung zweier Polizei¬ 
offiziere am Bülowplatz durchführte - zerstörte die Redaktion, 
kappte die Telefonleitungen und durchsuchte die Räume nach 
Adressen von Emigranten. Um Gerüchten über eine Beteiligung 
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des kommunistischen Apparates in der Öffentlichkeit gar nicht 
erst aufkommen zu lassen, wurden die kommunistischen Blätter 
angewiesen, erst nach anderen Zeitungen über das Ereignis zu 
berichten 83 . 

Zahlreichen amtlichen Berichten ist außerdem zu entnehmen, 
daß in Deutschland lebende Angehörige von in der Sowjetunion 
verhafteten Reichsdeutschen von ihnen unbekannten, offenbar 
ausländischen Personen, aufgesucht und ausgefragt worden sind. 
Das wies auf die Tätigkeit von Agenten der GPU in Deutschland 
hin. Zumindest in Berlin, vermutete man bei der Nachrichtensam¬ 
melstelle im Reichsministerium des Innern, existierte eine Aus¬ 
ländsabteilung der Moskauer GPU. Die Führung dieser Agenten 
oblag der sowjetischen Botschaft in Berlin und der Handelsvertre¬ 
tung der Sowjetunion. In Botschaftssekretär Jakubowitsch ver¬ 
mutete die politische Polizei den GPU-Agenten der Botschaft, 
während ein Professor Lengyel die gleiche Funktion in der Han¬ 
delsvertretung ausübte. Die dort eingerichteten GPU-Agenturen 
erledigten Aufträge für ganz Westeuropa. Im ersten Stock der 
Handelsvertretung befand sich angeblich ein nur mit GPU-Mit- 
arbeitern besetztes Chiffrier-Büro. Durch spezielle Codes wurden 
Texte verschlüsselt und von den Kurieren der »Roten Kavallerie« 
zu den jeweiligen Empfängern transportiert. Die GPU-Agentur 
in der Sowjetbotschaft beschäftigte sich mit der Kontrolle russi¬ 
scher Emigranten in Deutschland und der Überwachung der Par¬ 
teiarbeit der KPD. In der Handelsvertretung widmete man sich 
der Wirtschafts- und Handelsspionage. Das erklärt die hohe Zahl 
von Ingenieuren unter dem Botschaftspersonal. Mit dem Westeu¬ 
ropäischen Büro in der Wilhelmstraße unterhielt die Komintern 
ein zusätzliches eigenes Verbindungsbüro zu den westlichen Län¬ 
dern 84 . 

Nach Kräften wurde die KPD über Botschaft und Handelsver¬ 
tretung auch mit finanziellen Mitteln versorgt. Durch die Öffnung 
der Archive der ehemaligen Sowjetunion wird offenkundig, was 
Zeitgenossen bereits vermuteten. Geheimkuriere verteilten seit 
1919 enorme Sachleistungen an die kommunistischen Bruderpar¬ 
teien in Westeuropa, besonders an die KPD. Seit 1922 unterhielt 
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die Komintern ein eigenes Budget für die Unterstützung der Welt¬ 
revolution 85 . Sowohl Sowjetbotschaft als auch Handelsvertretung 
verfügten über einen Geheimfonds, aus dem Gelder für politische 
Aktionen flössen. Die Belege gingen mit der nächsten Kurier¬ 
maschine nach Moskau, so daß bei etwaigen Durchsuchungen 
keine Unterlagen über den Verbleib der Gelder zu finden waren. 
Für die Zersetzungsarbeit hatte das EKKI fünf Millionen Mark 
überwiesen. Auch die »Besondere Abteilung« verfügte über ent¬ 
sprechende Geldmittel, um eine schnelle und planmäßige Durch¬ 
führung der Direktiven zu ermöglichen. Die Polizei vermutete, 
daß mit von der Deutsch-Russischen Transport-Aktiengesell¬ 
schaft (Derutra) durchgeführten Platinsendungen die Geheim¬ 
fonds der Russischen Botschaft versorgt würden 86 . 

Da die Aktionen der GPU von besonders zuverlässigen, unter 
dem Schutz der Exterritorialität stehenden Parteimitgliedern 
durchgeführt wurden, gelang es der Polizei nicht, tieferen Ein¬ 
blick in den organisatorischen Aufbau und die personelle Zusam¬ 
mensetzung der GPU zu gewinnen 87 . Man war angewiesen auf 
Informationen von Überläufern wie dem Botschaftsrat in Paris, 
Bessedowskij, oder dem Leiter der Transportabteilung in der 
Warschauer Sowjetvertretung, Wulfowicz. Letzterer behauptete, 
die wichtigsten Arbeitsgebiete der Auslands-GPU waren zu Beginn 
der dreißiger Jahre Deutschland und Spanien. Die sowjetische 
Handelsvertretung in Berlin sei überfüllt mit kommunistischen 
Funktionären, darunter zahlreichen ehemaligen Brigadeführern 
der Roten Armee. Bis in die kleinsten Provinzstädte hätten sie ein 
Netz von Helfershelfern organisiert 88 . 

Ein wichtiges Aufgabengebiet der GPU-Agenten in der Han¬ 
delsvertretung war die »Betriebsberichterstattung« - eine euphe¬ 
mistische Umschreibung für Betriebsspionage. Im parteiinternen 
Sprachgebrauch bezeichnete man die Industriespionage als »Auf¬ 
decken industrieller Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjet¬ 
union«. Obwohl die Verankerung der KPD in den Betrieben eher 
schlecht war, hatte man hier ein Mittel, um Industriespionage im 
Interesse der Sowjetunion betreiben zu können. Auf Anordnung 
der Komintern wurde die »Rabkor-Bewegung« (Rabotschij kor- 
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respondentij) von den deutschen Kommunisten übernommen. 
Ursprünglich waren die Arbeiterkorrespondenten freiwillige Mit¬ 
arbeiter der kommunistischen Presse gewesen, die über Vorgänge 
in ihren Betrieben berichten sollten. Schon bald aber fungierten 
sie als Zuträger des Geheimapparates der KPD, der auf diese 
Weise Material über Mißstände in den Betrieben, Opposition ge¬ 
gen Staat und Partei oder Korruption unter den Funktionären 
erhielt. Zudem ersparten Informationen über Erfindungen beson¬ 
ders im Rüstungsbereich der Sowjetunion die kostenintensive 
Entwicklung eigener Produkte. In der kommunistischen Partei¬ 
presse erschienen mehrfach Artikel, die zur Beschaffung von 
Nachrichten über Kriegsmaterial aufforderten. Ein Kommunist 
müsse, so verlangte es der Ehrenkodex, stolz darauf sein, Verräter 
des Vaterlandes der Kapitalisten zu sein. Ein einfacher Arbeiter 
lieferte im Glauben, auf diese Weise die Sowjetunion vor einem 
Angriffskrieg zu schützen, an Personen, die mit der sowjetischen 
Handelsvertretung in Kontakt standen, Geheimzeichnungen für 
Geschütze aus seiner Fabrik 89 . Meldungen über Munitionstrans¬ 
porte, Waffenlieferungen und Neuheiten der Rüstungsindustrie 
bestimmten weitgehend die »Berichterstattung« der Arbeiterkor¬ 
respondenten 90 . Auf Fragebögen, die in Betrieben zirkulierten, 
sollten kommunistische Arbeiter Fragen nach der Produktion von 
Rüstungsgütern, nach Sicherheitsdiensten auf dem Firmenge¬ 
lände oder nach Lieferungsorten im Ausland beantworten. In 
Berlin wurden die Ergebnisse aus den einzelnen Unterbezirken in 
einer Zentrale für Werkspionage gesammelt. Der Agitationsappa¬ 
rat der Partei zerstreute die Skrupel einiger Arbeiter. »Es war, als 
sei eine ganze Partei in den Dienst eines fremden Spionagedien¬ 
stes getreten.« 91 Die Verbindungen des Ressorts reichten bis in 
hochsensible Bereiche. So hatte die sowjetische Auslandsspio¬ 
nage ihre Leute auch im Labor der Technischen Hochschule Ber- 
lin-Charlottenburg, wo man sich zu dieser Zeit intensiv mit der 
Kernspaltung beschäftigte 92 . 

Von der Arbeit des russischen Geheimdienstes zeugen auch die 
zahlreichen Prozesse gegen kommunistische Agenten vor deut¬ 
schen Gerichten 93 . Die »östlichen Gestalten«, wie die Braun- 
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schweigische Landeszeitung schrieb, fielen durch fremdländische 
Manieren und Kleidung im Straßenbild auf. Angeblich hatte die 
Westeuropäische Sektion der Komintern 17 Millionen Reichsmark 
für die Arbeit sowjetischer Agitatoren angewiesen. Die Aufgabe 
dieser »zweibeinigen Zersetzungsbazillen« - es sollen insgesamt 
über 1 000 gewesen sein - bestand vor allem in der Aufsicht und 
Anleitung der deutschen Genossen 94 . 

Zuweilen wurde von der Polizei beobachtet, wie sowjetische In- 
struktions- und Untersuchungskommissionen durch das Land rei¬ 
sten, um die Stimmung anzuheizen. In gebrochenem Deutsch 
oder mit Hilfe eines Dolmetschers sprachen Russen zu den deut¬ 
schen Arbeitern und forderten sie auf, in Deutschland einen 
Sowjetstaat zu errichten. Bei einem Aufstand könne das deutsche 
Proletariat auf seine russischen Klassengenossen zählen: »Jawohl, 
in Rußland wird gespart, es wird in Rußland an Lebensmitteln, 
Fleisch usw. eingeführt [sic!], was eben möglich ist, selbst aber so 
sparsam gewirtschaftet, um bei dem großen Befreiungskampf, der 
demnächst stattfindet, unsere deutschen Brüder und Kämpfer mit 
Lebensmitteln versorgen zu können. [...] Glaubt nicht, daß wir 
schonend wie 1917 in Rußland verfahren, hier handeln wir, hier 
sind keine 83 Prozent Analphabeten, sondern umgekehrt, hier 
wird und muß ganze Arbeit geleistet werden, hier gibts kein Par¬ 
don, kein Überlegen, hier in Deutschland wird gehandelt Aug um 
Aug und Zahn um Zahn.« 95 Eine »Stoßbrigade« der Revolutio- 
nären-Gewerkschafts-Internationale (RGI) unter Führung des 
Russen Semerakow untersuchte im Mai 1932 beispielsweise 
Fehlerquellen der revolutionären Arbeit und das Verhalten des 
Funktionärkorps der KPD-Ruhrgebiet. Früher, so stellten die 
Stoßbrigaden fest, hätten die Arbeiter des Ruhrgebiets Lohnsen¬ 
kungen stets mit Streiks beantwortet. Seit Oktober vergangenen 
Jahres aber wäre ein Abflauen der Kämpfe zu beobachten. Der 
Bourgeoisie dürfte jedoch keine Atempause gewährt werden. 
Deshalb müßten jetzt alle Kräfte mobilisiert und besonders der 
Unmut der Erwerbslosen ausgenutzt werden 96 . Kurze Zeit später 
zeigte die Arbeit der russischen Instrukteure Wirkung. Die hoff¬ 
nungslose Stimmung unter den Erwerbslosen ausnutzend, besetz- 
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ten am 10. Mai Kommunisten das Wohlfahrtsamt in der Essener 
Hindenburgstraße und leisteten der anrückenden Polizei heftigen 
Widerstand. Am Nachmittag versammelten sich dann ca. 3 500 
Personen, unter denen sich weniger entlassene Arbeiter als viel¬ 
mehr Gruppen des »Kampfbundes gegen den Faschismus«, der 
Straßen- und Betriebszeilen befanden. Bis in die späten Abend¬ 
stunden lieferten sich die kommunistischen Kampfgruppen mit 
der Polizei heftige Gefechte, bewarfen die Beamten mit Steinen 
und provozierten den Gebrauch der Schußwaffe. Die Ausschrei¬ 
tungen, die bei der Polizei den Eindruck der einheitlichen Leitung 
hervorriefen, forderten vier Verletzte 97 . Im September lobte der 
Verantwortliche bei der Komintern Ossip Pjatnitzkij in seinem 
Referat »Über die Arbeit unter den Erwerbslosen« auf dem 
12. EKKI-Plenum in Moskau dieTätigkeit dieser Stoßbrigade im 
Ruhrgebiet 98 . 

Anfang September 1932 berichtete die Polizei von weiteren 
durch Deutschland reisenden russischen Delegationen. Sie sollten 
bei den kommunistischen Parteistellen nach dem Rechten sehen. 
In Moskau war man mit der Arbeit der KPD offenbar unzufrie¬ 
den. Bei einer internen Sondersitzung trafen sich die sowjetischen 
Emissionäre mit den Politischen Leitern der Berliner Unterbe¬ 
zirke. Dabei hielten die Russen nicht mit Vorwürfen wegen des 
mangelnden Aktivismus der deutschen Kommunisten hinter dem 
Berg und warfen der deutschen Sektion der Komintern Unfähig¬ 
keit und Feigheit vor 99 . Diese Fälle waren keine Ausnahme. Denn 
mit größter Selbstverständlichkeit wird in einem Planspiel der 
Bochumer Polizei die Anwesenheit eines »russischen Hetzers« bei 
einer Demonstration der KPD angenommen 100 . 

Die Kampforganisationen der KPD 

In der umfangreichen, kaum mehr zu überschauenden Literatur 
über das Ende der Weimarer Republik gibt es erstaunlicherweise 
eine große Lücke. Trotz zahlreicher Studien vor allem von Her¬ 
mann Weber, die sich mit der Organisation der KPD befassen und 
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die Machtkämpfe innerhalb der Partei nachzeichnen, fehlen 
Arbeiten, die sich ohne jede Parteilichkeit mit den Kampforgani¬ 
sationen der KPD befassen. Die einzige Arbeit zur Geschichte des 
Roten Frontkämpferbundes (RFB) endet 1929, als infolge der 
Berliner Maiereignisse der RFB verboten wurde 101 . Details über 
Aktionen und Aufgaben des RFB, der bekanntermaßen auch in 
der Illegalität nicht aufhörte zu existieren, seiner legalen und ille¬ 
galen Nachfolgeorganisationen, sind bislang nur wenig bekannt. 

Es war gerichtsnotorisch, daß sich der RFB erst recht nach sei¬ 
nem Verbot keineswegs auf erlaubte Methoden beschränkte. Mar¬ 
tialische Sätze förderten das Selbstbewußtsein im Innern und 
demonstrierten Kampfbereitschaft nach außen. »Wir sind die stäh¬ 
lerne Kaderorganisation der im bewaffneten Aufstand um die 
Macht kämpfenden Roten Garden in Stadt und Land.« 102 Die Mit¬ 
glieder des RFB waren im Waffenhandwerk ausgebildet. Marsch- 
und bewaffnete Demonstrationsübungen, die straffe militärische 
Organisation, das Tragen einer uniformähnlichen Kleidung, die 
Beschaffung von Waffen, Munition und Sprengstoff ließen in den 
Augen der Justiz den RFB als gefährliche Wehrorganisation er¬ 
scheinen, der seine Mitglieder auf den bewaffneten Aufstand vor¬ 
bereitete 103 . 

Eine weitere Methode der Unruhestiftung war die Sabotage. 
Kippenberger, der Leiter des Militär-Apparates, hatte zusammen 
mit Ernst Schneller auf dem Weddinger Parteitag 1929 Vor- und 
Nachteile von Sabotageaktionen in Betrieben erörtert. Das Wis¬ 
sen um solche Methoden hatte Kippenberger sich in der Moskauer 
Militärakademie angeeignet. Dort war er nach dem Scheitern des 
Hamburger Aufstandes 1923 militärisch ausgebildet worden 104 . 
Schneller hatte die Parteimitglieder in der Öffentlichkeit zu Sabo¬ 
tageaktionen zur Beseitigung desYoung-Planes aufgerufen. Durch 
die Störung der Produktion könnte Deutschland den Forderungen 
nicht mehr nachkommen. Ein weiterer Beweggrund für dieses 
Kampfmittel dürfte darin zu finden sein, daß die Werktätigen, die 
den kommunistischen Parolen nicht folgen wollten, auf diese 
Weise gewaltsam arbeitslos gemacht würden und daß der Verelen¬ 
dungsprozeß sie in die Arme der KPD treiben würde. 
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Dies waren keineswegs nur theoretische Erörterungen. Drei 
Beispiele von vielen seien genannt. Im oberfränkischen Dorf Mar¬ 
iesreuth wurde die Weberei Funke am 11. Januar 1930 durch einen 
Kurzschluß vorübergehend stillgelegt. Ein eiliger Überseeauftrag 
konnte deshalb nicht mehr ausgeführt werden. Der Täter, ein 
Kommunist, der längere Zeit in Rußland gewesen war, hatte einen 
Draht über die elektrische Leitung gelegt. Einen Monat später, 
am 12. Februar, besetzten mehrere hundert aus Frankfurt und 
Offenbach gekommene Kommunisten unter Führung des preußi¬ 
schen Landtagsabgeordneten Oskar Müller und des hessischen 
Landtagsabgeordneten Sumpf das Fabrikgelände der Opelwerke 
in Rüsselsheim und hinderten Arbeitswillige am Betreten. Durch 
Sabotagehandlungen erreichten sie die vorübergehende Still¬ 
legung des Betriebes. Die KPD hatte nach Aussage eines der 
Täter die völlige Demolierung des Werkes angeordnet 105 . Am glei¬ 
chen Tag explodierte in der Maxhütte bei Burglengenfeld ein 
Dampfkessel des Elektrizitätswerkes. Etwa 1500 Arbeiter waren 
für eine Woche ohne Arbeit. Die Art der Ausführung entsprach so 
genau den Anweisungen der illegalen militärpolitischen Zeit¬ 
schrift Oktober, daß die Polizei auch in diesem Fall von einem poli¬ 
tischen Motiv derTäter ausging 106 . 

Insgesamt beschäftigen sich zwölf Aktenbände der Nachrich¬ 
tensammelstelle im Reichsinnenministerium mit Sprengstoff- und 
Waffenangelegenheiten der KPD. Man kann nun spekulieren, ob 
sich in den Aktenbänden nahezu alle Vorbereitungen der KPD für 
einen bewaffneten Aufstand wiederfinden oder ob hier nur die 
Spitze eines Eisberges zum Vorschein kommt. Fest steht die Be¬ 
reitschaft, Sprengstoff- und Waffenlager anzulegen. Gleichwohl 
darf man sicherlich nicht jeden Wähler der KPD schon für ein Mit¬ 
glied der Untergrundarmee des RFB halten. Aber gerade das Wis¬ 
sen der Öffentlichkeit um das Weiterbestehen des RFB in der Ille¬ 
galität, welches durch die ständig zu beobachtenden kleineren 
Aktionen bestätigt wurde, nährte die Gerüchte über Aufstands¬ 
vorbereitungen. Der sozialdemokratische Vorwärts berichtete 
ebenso über geheime Aktivitäten der KPD wie die konservative 
Deutsche Allgemeine Zeitung. Wenn die Polizei bei der Durch- 
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suchung der Wohnungen von Kommunisten Sprengstoff sicher¬ 
stellte, dann war dies für rechts und links gleichermaßen Anlaß 
zu einen großen Bericht über die Umtriebe der KPD. Solche 
Funde paßten schließlich zu dem Inhalt der Propagandaschriften 
aus dem Karl-Liebknecht-Haus. Man mußte davon ausgehen, daß 
»dieses Sprengstoffmaterial für die praktische Betätigung der 
kommunistischen Terrorgruppen in Groß-Berlin bestimmt« 
war 107 . 

Anläßlich der Ausschreitungen während des Berliner »Blut¬ 
mais« war der RFB im ganzen Reich verboten worden. Dennoch 
bestand bei der Polizei nicht der geringste Zweifel an der Weiter¬ 
existenz der Kampforganisation. Bereits im August 1929 fand in 
Berlin die erste illegale Reichsführertagung statt. Anfang Januar 
1930 traf man sich in Danzig zum zweitenmal 108 . So konnte man 
nur vermuten, daß die Leitung in den Händen des Anfang Septem¬ 
ber gegründeten »Reichskomitees gegen das RFB-Verbot« lag. 
Denn an der personellen Zusammensetzung dieses Gremiums 
war unschwer zu erkennen, wer sich dahinter verbarg: Willi Leow, 
der frühere Bundesvorsitzende des RFB, und Hans Jendretzky, 
Gauführer des RFB von Berlin-Brandenburg. 

Ermittlungserfolge der Polizei waren weitgehend Zufall. Trotz 
einiger in die Organisation eingeschleuster Spitzel gelang es der 
Polizei nicht zu ermitteln, wo der RFB überall Fuß gefaßt hatte, 
wie stark er zahlenmäßig war und was er im einzelnen plante. Nur 
bruchstückhaft läßt sich deshalb die Geschichte des RFB in der 
Illegalität beschreiben. Recht bald nach dem Verbot war es den 
Mitgliedern untersagt, in der alten Uniform aufzutreten. Statt des¬ 
sen trat man in der Öffentlichkeit unter der Bezeichnung Sport¬ 
klub, Wanderklub, Männerklub u. ä. m. auf. In regelmäßigen Ab¬ 
ständen trafen sich die Genossen in ihren Versammlungslokalen 
zu theoretischen und praktischen Schulungen. 

Es besteht kein Zweifel, daß sich aus den Reihen des RFB 
sowohl seinem eigenem Selbstverständnis entsprechend als auch 
in den Augen der Polizei die Kampftruppe für den bewaffneten 
Aufstand rekrutierte. »Aus den Reihen des RFB werden, wenn 
die Zeit es erheischt, die Bataillone und Regimenter der Roten 
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Armee herauswachsen; acht Monate Illegalität haben den Beweis 
erbracht, daß der Geist der Roten Armee in unseren Reihen 
lebendig ist.« 109 

Insofern erweckt die Äußerung eines intimen Kenners der 
Akten der preußischen Schutzpolizei größte Verwunderung. Fein¬ 
sinnig versucht der Historiker Peter Leßmann zu differenzieren 
und geht dabei doch der verschleiernden kommunistischen Termi¬ 
nologie auf den Leim. In den Augen Leßmanns war der RFB 
keine Revolutionsarmee, die den bewaffneten Aufstand vorberei¬ 
tete, sondern diente lediglich der Organisierung politischer Mas¬ 
senkämpfe im Rahmen der Weimarer Verfassung. Als Beleg für 
seine Behauptung führt Leßmann ausgerechnet eine Anweisung 
aus der KPD-Zentrale an, nach der dem RFB dieVorbereitung po¬ 
litischer Massenkämpfe im Rahmen der Verfassung zugedacht 
war 110 . Hatte es nicht unzählige Anweisungen aus dem Karl-Lieb- 
knecht-Haus gegeben, die zum Sturz der Verfassung aufgerufen 
hatten? Gab es nicht genügend Aktionen, die bewiesen, daß der 
RFB den Sturz der Verfassung vorbereitete? Leßmann verkennt, 
daß die »Vorbereitung politischer Massenkämpfe« ohne Frage den 
bewaffneten Aufstand zum Ziel hatten und das Bekenntnis der 
KPD, im Rahmen der Verfassung zu agieren, nur taktischen Cha¬ 
rakter hatte. 

Im Oktober 1930 fanden in Essen in den Hinterzimmern kom¬ 
munistischer Verkehrslokale Funktionärsversammlungen statt, 
die dem Ziel einer Neuorganisation dienten. Aus den Details läßt 
sich entnehmen, daß der Masse der Mitglieder nahegelegt wurde, 
sich vorerst dem Kampfbund gegen den Faschismus (KgdF) anzu¬ 
schließen, während eine kleinere Gruppe zur konspirativen Tätig¬ 
keit ausgebildet wurde 111 . Bei den im Verborgenen arbeitenden 
Resten beließ man die alte organisatorische Einteilung in Reichs¬ 
leitung, Gauleitung, Untergau und Kameradschaften. Neu waren 
allerdings die sogenannten Fünfergruppen, ein von den russischen 
Revolutionären übernommenes System. Dabei durfte keine 
Gruppe von der Existenz der anderen etwas wissen. Besonders 
gegenüber den anderen kommunistischen oder kommunistisch 
unterwanderten Massenorganisationen wurde strengste Schweige- 
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pflicht angeordnet. Und selbst höheren Parteifunktionären durfte 
in aller Regel ohne besondere Erlaubnis keine Auskunft gegeben 
werden. Die Art der Organisation erinnert deutlich an die militäri¬ 
sche Aufgabenstellung des RFB. Bei den Fünfergruppen wurden 
Spezialisierungen vorgenommen: 

1) Agitationsgruppen, die in erster Linie die Herstellung und 
den Vertrieb illegaler Broschüren (»Oktober«, »Der Weg zum 
Sieg« u. a.) übernahmen. 

2) Nachrichtengruppen, die die eigenen Funktionäre über¬ 
wachten, Postendienst leisteten und Verbindung mit anderen 
Gruppen und gegnerischen Organisationen aufnahmen. 

3) Waffentechnische Gruppen, die mit Beschaffung, Instand¬ 
haltung, Reinigung und Aufbewahrung der Waffen betraut waren. 
Diese Gruppen regelten bei Aktionen, wo Waffen mitgeführt wur¬ 
den, die Aus- und Rückgabe. 

4) Die chemische Gruppe sorgte für die Herstellung von 
Sprengstoff und Säuren und wurde in der Zusammensetzung und 
Wirkungsweise von Handgranaten und Bomben unterrichtet. 

5) Motorgruppen übernahmen den Kurier- und Bereitschafts¬ 
dienst von Material, Waffen und Personen vor und nach bestimm¬ 
ten Aktionen. 

6) Pioniergruppen spezialisierten sich auf die Legung illegaler 
Telefonleitungen, die Errichtung und Beseitigung von Barrikaden 
sowie auf wirtschaftliche Sabotageakte 112 . 

Es ist keineswegs übertrieben, wenn man den RFB als verlän¬ 
gerten Arm der Sowjetunion in Deutschland bezeichnet. Von der 
Führung des RFB wurde dies jedenfalls bestätigt. In der Öffent¬ 
lichkeit bekannte man sich zu dieser Verbindung. »Der RFB, um 
ganz offen zu sein, untersteht einer fremden Macht - Sowjetruß¬ 
land. Jeder Rote Frontkämpfer hat den Fahneneid geleistet, den 
ihr ja alle kennt.« 113 Bei den jährlich wiederholten Aufmärschen 
im Berliner Lustgarten schworen die roten Frontkämpfer in An¬ 
wesenheit der obersten Führung, ihr Sowjetvaterland zu verteidi¬ 
gen. Einem Bericht der Bayerischen Staatszeitung zufolge lag die 
Führung der »Kampfgruppen«, gemeint waren sicherlich Organi¬ 
sationen wie der RFB oder der KgdF, in der Hand eines von 
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Moskau direkt geleiteten Aktionskomitees mit Alexander Gussew 
an der Spitze 114 . Bei der organisatorischen Arbeit, so betonte der 
technische Leiter des Gaus Ruhrgebiet, Makowski, lehnte man 
sich ganz an die Situation in Rußland zwischen 1905 und 1917 
an 115 . 1930 nahmen an den Sommermanövern der Roten Armee 
Mitglieder der südwestdeutschen Gaue des illegalen RFB teil. 
Reisekosten und Unterkunft der RFB-Mitglieder wurden aus der 
sowjetischen Staatskasse gezahlt 116 . Bei den Jahresfeiern zur 
Russischen Revolution waren Abordnungen des RFB stets an¬ 
wesend 117 . Ehrenmitglieder der illegalen Parteiarmee waren der 
sowjetrussische Kommandeur der Roten Armee des Fernen 
Ostens, General Blücher, und auch Stalin 118 . 

In Deutschland unterhielt der RFB zur Kommunistischen Inter¬ 
nationale, zur Roten Armee und zur Russischen Botschaft enge 
Verbindungen. Bei der diplomatischen Vertretung der Sowjet¬ 
union gab es einen speziellen militärischen Erkundungsdienst, 
der für den Kontakt zur Roten Armee zuständig war. Hier wurden 
Schulungs- und Ausbildungskurse für Mitglieder des RFB vermit¬ 
telt 119 . Es war eine Auszeichnung, für besondere Verdienste im 
Auftrag der Partei zur militärischen Ausbildung nach Moskau ge¬ 
schickt zu werden. Der Hamburger Arbeiter Wilhelm Freund, der 
sich bei den wilden Streiks in Wilhelmsburg besonders hervor¬ 
getan hatte, wurde beispielsweise nach Moskau zur Schulung 
delegiert 120 . 

Die starke Anbindung des RFB an die Sowjetunion manife¬ 
stierte sich auch in einer anderen Tatsache. Personen, die mit der 
deutschen Polizei in Deutschland in Konflikt geraten waren, wur¬ 
den mit sogenannten »Arbeiterdelegationen« in die Sowjetunion 
entsandt. Anfang November schickte der Gau Ruhrgebiet des 
RFB sechs Genossen nach Rußland. Angeblich fuhren die ausge¬ 
wählten Teilnehmer zur dreizehnten Wiederkehr der Revolutions¬ 
feiern in die Sowjetunion. Unter diesem Vorwand wurde unter 
den Arbeitern gesammelt, um die Reisekosten von 250 Reichs¬ 
mark zusammenzubekommen. In Wirklichkeit aber waren die Ab¬ 
gesandten keine normalen »Revolutionstouristen«, sondern poli¬ 
zeilich Gesuchte. Das geht aus einer beiläufigen Wendung eines 
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RFB-Funktionärs auf einer Geheimsitzung hervor. Mit Rücksicht 
darauf, daß es sich bei diesen Genossen um Personen handelte, 
die »gut gearbeitet hätten und verschwinden müßten«, hatte die 
Organisation strengste Geheimhaltung bei der Bekanntgabe der 
Namen angeordnet 121 . Nach Abschluß der Feierlichkeiten reiste 
die Delegation von Garnison zu Garnison durch das Land. Bei der 
Roten Armee wurden die deutschen Kommunisten militärisch 
ausgebildet 122 . Organisiert wurden solche Reisen außerdem von 
der einflußreichsten Kulturorganisation der kommunistischen Be¬ 
wegung, der Roten Hilfe Deutschlands (RHD), die wiederum eng 
mit der Internationalen Rote Hilfe (MOPR) zusammenarbei¬ 
tete 123 . Die von der RHD veranstalteten Reisen hatten mit Touris¬ 
mus nichts zu tun. 

Auf dem 4. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale 
hatte eine Gruppe alter Bolschewiki den Vorschlag gemacht, auf 
internationaler Basis eine Organisation zu gründen, um den in 
den »kapitalistischen« Gefängnissen internierten Revolutionären 
alle erdenklichen Hilfeleistungen zu erweisen. Den Kampfgenos¬ 
sen in den anderen Ländern Europas sollte es besser gehen als den 
Bolschewiki während ihrer Kampfzeit. Im Frühjahr 1923 wurde 
die deutsche Sektion der MOPR gegründet. Da sie von den Behör¬ 
den als philanthropische Organisation, die keine direkt revolutio¬ 
nären Ziele verfolgte, eingestuft wurde, legte man staatlicherseits 
einer Legalisierung keine Steine in den Weg. 

Dabei war die einseitige politische Ausrichtung auf die Ziele der 
proletarischen Revolution bereits durch die Auswahl der Bücher 
zu erkennen gewesen, die im Handbuch der »Roten Hilfe« aufge¬ 
führt waren. Da wurden Titel genannt, die das Rüstzeug für den 
Klassenkampf gaben. Für die Kommunisten konnte ein Justizpro¬ 
zeß in einem bürgerlichen Staat nie ein gerechter Prozeß im Sinne 
des Proletariats sein 124 . Ziele und Methoden der RHD waren 
keineswegs von selbstloser Menschenliebe bestimmt. Die Unter¬ 
stützung verhafteter Kommunisten erschöpfte sich nicht in der Be¬ 
reitstellung juristischen Beistandes. Mit Hilfe eines technischen 
Apparates versorgte die RHD polizeilich Gesuchte mit gefälsch¬ 
ten Pässen und ermöglichte ihnen so die Flucht. Nicht selten 
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konnte die Polizei Vollstreckungsbefehle nicht durchführen, da 
sich die Beschuldigten längst mit Unterstützung der RHD in die 
Sowjetunion abgesetzt hatten. Bei der Durchsuchung der Woh¬ 
nung eines Kommunisten, der an Ausschreitungen gegen Natio¬ 
nalsozialisten beteiligt war, wurden Briefe aus der Sowjetunion 
gefunden, aus denen eindeutig die Beteiligung der Roten Hilfe an 
dem Absetzmanöver herauszulesen ist 125 . 

Hilfreich bei der konspirativen Arbeit der Roten Hilfe war ein 
ganzes Netz von Paßfälscherwerkstätten, die sich über das ganze 
Land verteilten. Leo Flieg, der verantwortliche Funktionär, war 
mit nichts anderem beschäftigt, als kommunistische Agenten mit 
gefälschten Papieren und Geld zu versorgen 126 . Paßzentralen exi¬ 
stierten in Berlin, Prag und Wien. Die Berliner Zentrale in Neu¬ 
kölln, die im Laufe von vier Jahren fast 5 000 vollwertige Pässe 
und über 10 000 verschiedene Bescheinigungen und Urkunden 
ausgestellt hatte, galt als die am besten eingerichtete. Sie unter¬ 
stand direkt dem Zentralkomitee der KPD. Die Nationalsoziali¬ 
sten forderten wiederholt ein Durchgreifen der Polizei gegen die 
Geheimdruckereien und die sonstigen Umtriebe der sowjetischen 
Auslandsvertretungen 127 . 

Sobald also ein Kommunist mit seiner Verhaftung rechnen 
mußte oder aus dem Gefängnis entflohen war, wurde er mit einem 
Transportfahrzeug, welches meist im Besitz der sowjetischen Han¬ 
delsgesellschaft »Derutra« war, an festgelegte Grenzübergänge 
gebracht. Auf der anderen Seite der Grenze wurde der Flüchtige 
dann von Helfern erwartet und weiter in die Sowjetunion trans¬ 
portiert. Häufig wurde auch der Weg über Danzig oder Stettin an 
Bord eines Sowjetdampfers mit Ziel Leningrad gewählt. In der 
Sowjetunion überließ man die Flüchtlinge dann ihrem Schicksal. 
So konnte es geschehen, daß sich in die Sowjetunion aus politi¬ 
schen Gründen Geflohene hilfesuchend an die Deutsche Bot¬ 
schaft in Moskau wandten. Am 23. August 1932 meldeten sich vier 
Reichsangehörige, gegen die in Deutschland der Verdacht der 
Teilnahme an strafbaren Handlungen bestand. Die MOPR hatte 
sie mit gefälschten Pässen vor der drohenden Verhaftung bewahrt. 
Unter ihnen war auch der Berliner Willi Simon, der an der Ermor- 


230 



düng des Hitlerjungen Herbert Norkus beteiligt gewesen war. Als 
sich die vier Deutschen weigerten, unter den gleichen Bedingun¬ 
gen zu arbeiten wie ihre russischen Arbeitskameraden, entzog die 
MOPR ihnen jede Unterstützung 128 . 

Das Geld für die Paßarbeiten und die Aufrechterhaltung der 
Transportmöglichkeiten kam zum überwiegenden Teil aus der So¬ 
wjetunion. Da jeder Arbeiter in der Sowjetunion Monat für Mo¬ 
nat einen kleinen Betrag an die MOPR abführen mußte, konnte 
das Budget des inoffiziellen Apparates der KPD in Höhe von 
3 700 000 RM durch das ZK der KPdSU gedeckt werden. Unter 
dem Deckmantel humanitärer Ziele wurden eindeutig illegale Ak¬ 
tionen vorbereitet und finanziert. Neben dem legalen Apparat der 
RHD gab es auch eine illegale Abteilung. Im Leitungsapparat des 
inoffiziellen Apparates der MOPR saßen nur solche Leute, die 
gleichzeitig auch für die GPU tätig waren 129 . 

Zurück in Deutschland nutzten die Rußlandreisenden ihre 
Kenntnisse zumeist in leitenden Funktionen. Bei einer Veranstal¬ 
tung des RFB wurden Personen zur Beobachtung von Militär- und 
Polizeitransporten innerhalb Deutschlands eingeteilt. Mitte des 
Jahres 1931 hatte die Bundesführung an alle Gauleitungen Anwei¬ 
sungen gegeben, unverzüglich mit der Ausarbeitung strategischer 
Karten zu beginnen. Diese Maßnahme kam für die Polizei nicht 
völlig überraschend, hatte es doch auch zuvor vom RFB herge¬ 
stellte Karten gegeben, auf denen Verbindungswege zwischen ein¬ 
zelnen Provinzen, Eisenbahnknotenpunkte, Garnisonsstädte und 
Industriegebiete verzeichnet waren. Dienten die früher gestellten 
Karten vor allem der Agitation, so waren die jetzt gedruckten 
wesentlich detaillierter und konnten nur militärischen Zwecken 
dienen. Denn die Anweisung der Bundesführung verlangte genaue 
Angaben über die Lage von Polizeirevieren, deren Ausgänge und 
Grundrisse. Die gleichen Informationen sollten für Kasernen, Re¬ 
gierungs- und Verwaltungsgebäude zusammengetragen werden. 
Ebenso sollte auf den Karten der Verlauf von Licht-, Wasser- und 
Gasleitungen entsprechender Gebäude eingezeichnet werden. 
Ferner sollten alle größeren Automobildepots, Flugplätze, Funk¬ 
stationen und Häuser, die sich dazu eigneten, »beim bewaffneten 
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Aufstand als Festung zu dienen«, Umformerwerke,Telefonkabel¬ 
verteiler, das unterirdische Kanalnetz sowie Zugänge zu Unter¬ 
grundschächten auf den Karten verzeichnet sein 130 . Aus einem Be¬ 
richt der Hamburger Polizei geht hervor, daß dort vom RFB be¬ 
reits recht konkrete Pläne für Überfälle auf Polizeireviere ähnlich 
den Ereignissen von 1923 ausgearbeitet worden waren. Durch 
einen blinden Alarm sollten die Beamten aus ihrem Revier 
gelockt werden, der Wachhabende und derTelefonist sollten dann 
erledigt werden, um in den Besitz der im Revier gelagerten Waffen 
zu kommen 131 . 

Bei internen Besprechungen, die stets durch bewaffnete Pa¬ 
trouillen vor unliebsamen Gästen geschützt wurden, trafen die 
Anwesenden strenge Sicherheitsvorkehrungen, um im Falle eines 
Verrats nicht enttarnt zu werden. Aus Wuppertal wurde berichtet, 
daß sich im Sommer 1931 die Aktivitäten auf Weisung höherer In¬ 
stanzen verstärkten. In der Erziehung und Ausbildung sollte der 
RFB offenbar zu einem Machtinstrument entwickelt werden, wel¬ 
ches im Fall eines kommunistischen Putsches als »Kerntruppe der 
Insurrektion« hätte dienen können 132 . In »militärischen Kursen« 
wurden ehemalige Funktionäre in Geheimsitzungen auf die künf¬ 
tigen Aufgaben des RFB vorbereitet. Massenstreiks und illegale 
Demonstrationen sollten die Voraussetzungen für den bewaffne¬ 
ten Aufstand schaffen. Der RFB sollte sich durch gezielte Schu¬ 
lung auf diese Aufgaben vorbereiten. Waffenkunde, Kartenlesen, 
Taktik und Strategie des Gegners, Entwurf von Angriffsplänen für 
die Gruppen, Züge und Abteilungen, Bildung eines festen, zuver¬ 
lässigen Nachrichtenapparates, der ständig über die Maßnahmen 
des Gegners unterrichtet war - dies alles waren Schulungsauf¬ 
gaben. 

Da organisierte Straßendemonstrationen den Kommunisten als 
ein ausgezeichnetes Mittel zur Gewinnung der Arbeitermassen 
erschienen, wurde diese Methode besonders vom illegalen RFB 
eingeübt. Denn dadurch konnte der Kampfwille und die Kampf¬ 
stimmung der Massen belebt und praktisch für den Bürgerkrieg 
geschult werden. Das Überraschungsmoment spielte bei der Pla¬ 
nung eine große Rolle. Durch die Zusammenarbeit mit Kurier- 
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und Nachrichtendienst der Partei konnte der organisierte Charak¬ 
ter der Demonstrationen mit der Zeit jedoch nur schwer verbor¬ 
gen gehalten werden 133 . 

Gewaltsame Ausschreitungen, die sich im Anschluß an einen 
»legalen« Anlaß abspielten, dienten der straßenkampftechni¬ 
schen Vorbereitung des Bürgerkrieges. Die gewalttätigen Kämpfe 
mit der Polizei oder der SA im Anschluß an Demonstrationen und 
Versammlungen wurden von der KPD als vorbereitende Übungen 
für den großen Tag betrachtet. Allein in Essen wurden innerhalb 
eines Monats elf Einzelaktionen von der Polizei registriert. Die 
Taktik war stets die gleiche: Auslösung wilder Demonstrationen, 
Provokation der Polizei, Abdrängung und Umzingelung einzelner 
Beamter, Auslöschen der Beleuchtung, Steinwürfe auf Polizei¬ 
gruppen, Errichtung von Straßensperren durch Aufreißen des 
Straßenpflasters, Spannen von Drahtseilen und Umstürzen von 
Fahrzeugen. Bei einer Aktion kam es auch zu Angriffen gegen Mi¬ 
nister Hirtsiefer, dessen Haus mit Steinen beworfen wurde 134 . 

Solche Auseinandersetzungen gehörten mittlerweile zum täg¬ 
lichen Brot der Polizei. Die Rheinisch-Westfälische Zeitung kom¬ 
mentierte diese Unruhen sorgenvoll. »Durch Deutschland geht 
eine Welle von Unruhen. [...] Der Anstoß kommt von Rußland. 
Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht in den Ruhrstädten die 
Polizei in Aktion treten muß. Steine werden geworfen, von den 
Fenstern Blumentöpfe geschleudert, Pflaster aufgerissen, um Bar¬ 
rikaden zu errichten, Schaufenster eingeschlagen, politische Geg¬ 
ner überfallen und blutig geschlagen und es wird sogar geschossen. 
Aber nicht nur im Ruhrgebiet häufen sich die Nachrichten von 
Zusammenrottungen, Krawallen und Überfällen. Aus verschie¬ 
densten Teilen des Reiches treffen Tag für Tag Meldungen über 
ähnliche Vorfälle ein. Aus Berlin selbst, aus Hamburg, Chemnitz, 
Frankfurt, Mannheim, um nur einige Städte zu nennen. Eben erst 
wurde in Kassel ein Polizeibeamter durch einen Schuß aus einer 
Haustür getötet, worauf der Polizeipräsident ein Versammlungs¬ 
verbot erließ.« Bei dem Kleinkrieg gegen die Staatsgewalt han¬ 
dele es sich einzig und allein um kommunistische Aktionen. Die 
Unruhestifter sollten an Raufereien gewöhnt und für kommende 
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größere Aktionen geschult werden. Bemerkenswerterweise unter¬ 
strich der Kommentator den durch die Polizeiberichte gedeckten 
Tatbestand, daß für die Ereignisse nicht die Radikalen von beiden 
Seiten verantwortlich gemacht werden könnten. »Die Nationalso¬ 
zialisten haben diese Methoden stets abgelehnt, und bedauerliche 
Einzelfälle mögen an dieser Tatsache nichts ändern.« 135 

Die KPD aber organisierte nicht nur Demonstrationen zu Schu¬ 
lungszwecken, sondern auch Streiks. Zwar sollte der RFB nicht 
selbst in den Betrieben in Erscheinung treten, durch gezielte 
Aktionen jedoch darauf hinwirken, daß Streikbrecher nicht zum 
Zuge kamen. Bei illegalen Aktionen wurden Streikposten der 
RGO vor dem Zugriff der Polizei geschützt. Zwei bis vier Mann 
sollten auf den Überfallwagen das Feuer eröffnen. Spitzte sich die 
Situation weiter zu, dann sei ganz rücksichtslos gegen die Führung 
der Polizei vorzugehen. Die Polizeioffiziere sollten, so jedenfalls 
stellte es sich der Instrukteur auf den Schulungsabenden vor, »aus 
ihren Wohungen geholt und erschossen« werden. Schließlich hät¬ 
ten sie Tausende Arbeiter auf dem Gewissen und verdienten kein 
besseres Schicksal 136 . 

Die Ausbildung der RFB-Leute an den Waffen fand gut getarnt 
in freier Natur statt. Die Übungen wurden durch Wachposten ge¬ 
sichert, so daß eine Überraschung durch die Polizei nur sehr 
schwer möglich war. So wurde der Polizei von einem Jäger Mel¬ 
dung gemacht, der sonntags morgens gegen 6 Uhr in einer gottver¬ 
lassenen Gegend nördlich Berlins ca. 40 Schüsse unterschiedlichen 
Kalibers gehört hatte. Als er der Angelegenheit nachgehen wollte, 
bemerkte er auf der Chaussee Radfahrpatrouillen, die auf ihn zu¬ 
nächst wie harmlose Pilz- und Beerensucher wirkten. Ihre eigent¬ 
liche Aufgabe aber war die Sicherung einer 25 Personen zählen¬ 
den Übungsgruppe. Daß es sich bei den Übungen um Angehörige 
des illegalen RFB handelte, ging aus der Begrüßungsformel »Rot 
Front!« hervor 137 . 

Zur Organisationsarbeit, zur Unterstützung von Angehörigen 
politischer Gefangener und für die Beschaffung von Waffen benö¬ 
tigte der RFB Geld. Da die Sowjetunion nur über ein begrenztes 
Devisenkontingent verfügte, mußte man sich die Mittel auf ande- 
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rem Wege beschaffen - durch Raub. Vom Gauführer des RFB-Ber- 
lin Heine war eine entsprechende Weisung ergangen. So führten 
zum Beispiel am 2. November 1931 sechs Mitglieder des illegalen 
RFB einen bewaffneten Raubüberfall auf einen Geldboten durch, 
bei dem über 2 000 Reichsmark erbeutet wurden. Der Rädelsfüh¬ 
rer entzog sich nach der Tat seiner Verhaftung durch Flucht in die 
Sowjetunion 138 . 

Ein Überfall auf einen Postkraftwagen bei Wendisch-Carsdorf 
im Sächsischen, bei dem 21 500 Reichsmark erbeutet wurden, 
ging ebenfalls auf das Konto der Kommunisten. Dieser Überfall 
wurde auf einem Lehrgang der Internationalen Arbeiterhilfe 
(IAH) in Freital besprochen 139 . Ein anderer Fall ist aus Hamburg 
in den Akten festgehalten worden. Am 29. Oktober 1931 erschie¬ 
nen in einem Wettbüro Mitglieder der Terrorgruppe des RFB. Ihre 
Gesichter hielten sie mit schwarzen Masken verborgen. Beim Ein¬ 
treten zückten sie ihre Pistolen und bedrohten auf diese Weise die 
Angestellten. Der Anführer der Gruppe entnahm der Kasse etwa 
150 Mark und rief beim Verlassen des Büros den Anwesenden zu, 
die Tat sei im Namen des Proletariats geschehen. EinenTag später 
wiederholte sich die Tat in einem Wettlokal in der Elbstraße. Als 
sich hier der Leiter des Wettbüros weigerte, Geld herauszugeben, 
wurde er von den Räubern erschossen. Die Räuber konnten er¬ 
griffen werden. Es stellte sich heraus, daß alle Mitglieder der KPD 
und teilweise auch des RFB waren. Als Motivation für das Han¬ 
deln der Gruppe gab der Seemann Albertz, einer der Räuber, zu 
Protokoll: »Lesen Sie die Geschichte der Russischen Revolution, 
und Sie werden finden, daß schon lange vor der Revolution die 
Bolschewiken Banküberfälle usw. ausführten, um sich Gelder zu 
verschaffen für die Revolution. Wir haben es hier nun mal auf die 
Buchmacher abgesehen gehabt, um Geld für die kommunistische 
Idee zu beschaffen. Ich hasse sie besonders, weil sie den Arbeitern 
die letzten Groschen abnehmen.« 140 

1932 wurden auch dem Berliner Landeskriminalpolizeiamt ver¬ 
traulich Nachrichten zugetragen, die die Behauptung bestätigten, 
die KPD bediene sich zur Geldbeschaffung verbrecherischer Mit¬ 
tel. In einer Urteilsbegründung wurde festgestellt, daß sämtliche 
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Beteiligte eines Raubüberfalls Angehörige des verbotenen RFB 
gewesen waren. Da zu diesem Zeitpunkt die Beiträge bei der 
KPD nur sehr unregelmäßig eingingen und die Zuwendungen aus 
der Sowjetunion nachließen, war es nicht unverständlich, wenn 
der Gauführer des RFB Weisung erteilte, das Geld für die Unter¬ 
stützung politischer Gefangener und für den Kauf von Waffen 
durch Raubüberfälle zu beschaffen 141 . 

Eine weitere Variante, um Agitation und Geldbeschaffung mit¬ 
einander zu verbinden, waren Boykott-Maßnahmen. Die RHD 
veranstaltete öffentliche Sammlungen zur Deckung ihrer Ausga¬ 
ben. Ladeninhabern, die Spenden verweigerten, wurde mit Boy¬ 
kott gedroht. In einer Häuserblockzeitung vom September 1930 
hieß es: »Einzelne Geschäftsinhaber in unserem Gebiet weigern 
sich, die Arbeiterbewegung durch Spenden oder Kauf von Marken, 
Zeitschriften usw. zu unterstützen. Wir Arbeiter werden solchen 
Leuten, die doch von uns leben, die einzig richtige Antwort geben: 
Wir werden solche Geschäfte anprangern und melden.« Im An¬ 
schluß an diesen Boykottaufruf wurden Namen und Adressen von 
Geschäftsleuten veröffentlicht 142 . Aus Angst wagten es die Ge¬ 
schäftsleute oft nicht, sich den Geldsammlungen zu verweigern. 

In ihrem Hang, durch neue Bezeichnungen ihrer Organisatio¬ 
nen die Polizei zu verwirren, fanden häufige Umbenennungen 
statt 143 . Es gab eine Vielzahl von Nachfolgeorganisationen des 
RFB. Zuweilen nahmen bereits vor dem Verbot bestehende Grup¬ 
pen die Aufgaben der Kampforganisation wahr. 

Im Ruhrgebiet tauchten an einigen Stellen für den RFB der 
Name »Ruhrwacht« auf, während in anderen Gebieten zunächst 
die Bezeichnung »Antifaschistische Arbeiterwehr« oder »Anti¬ 
faschistische Organisation« zu finden war. Eine andere Nachfolge¬ 
organisation, die »Antifaschistische Junge Garde«, wurde durch 
Verbot des Polizeipräsidenten von Berlin aufgelöst. Aber es blieb 
fraglich, ob Kampfgruppen, die sich schon bei ihrer Gründung auf 
die Illegalität einstellten, sich durch Verbote in ihrem Aktions¬ 
radius einschränken ließen 144 . 

Im Ruhrgebiet hatte die KPD unter dem Namen »Apparat« 
auch eine Sprengstofforganisation aufgebaut, die in Bottrop, 
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Mühlheim und Oberhausen Stützpunkte eingerichtet hatte. Die 
Mitglieder wurden von RFB-Leuten unterrichtet und erhielten 
dabei genaue Anweisungen für die Sprengung von Brücken, Ge¬ 
bäuden und Straßen. Die Beteiligten des »Apparates« wurden 
darin geschult, dieTragstücke des Brückenmaterials, den Brücken¬ 
belag und andere statisch wichtige Punkte zu prüfen, um dement¬ 
sprechend die Auswahl des Sprengstoffs vornehmen zu können. 
Wegen Beteiligung an der Sprengstofforganisation der Kommuni¬ 
sten wurden in Bottrop 25 und in Oberhausen fünf Personen fest¬ 
genommen. Die Leistungen der Bottroper Gruppe wurden durch 
die Schenkung einer sowjetrussischen Flagge gewürdigt 145 . 

Im Verlauf eines Lehrgangs der Internationalen Arbeiterhilfe 
(IAH) wurden von den Teilnehmern Sprengversuche in einem 
Steinbruch unternommen. Bei dieser Gelegenheit erörterte man 
auch Möglichkeiten der illegalen Sprengstoffbeschaffung. Spreng¬ 
körper, so wurde in dem Seminar gelehrt, ließen sich leicht herstel- 
len, indem man die Sprengstoffe in alte Gasrohre füllte und sie mit 
Hilfe von Taschenbatterien zur Explosion brachte. 

Solche Sprengrohre fanden praktische Anwendung. In Bremen 
sollte am 10. Juli ein Aufmarsch der SA stattfinden. Da dieser Um¬ 
zug vor allem durch die überwiegend von Arbeitern bewohnte 
westliche Vorstadt führen sollte, rief die KPD zu Gegenaktionen 
auf. Die Polizei war gewarnt. Es herrschte höchste Alarmbereit¬ 
schaft. Zunächst verlief der Tag ohne Zwischenfälle. Gegen 
Abend wurde jedoch eine Gruppe von der Polizei nach Waffen 
durchsucht. Einer der Beamten entdeckte bei den Männern ein 
Eisenrohrstück, das zum Teil in Papier gewickelt war. Beim Auf¬ 
heben explodierte der Gegenstand und riß den Beamten in 
Stücke. Am Tatort wurden noch weitere Sprengkörper gefunden. 
Die Festgenommenen, alle waren eingeschriebene Mitglieder der 
Bremer KPD, legten recht bald ein Geständnis ab. Sie hatten die 
Absicht, die explosiven Eisenrohre auf vorbeifahrende SA-Wagen 
zu werfen. Der Hersteller der Sprengkörper, ein gewisser Richard 
Förster, war 1921 in der Sowjetunion ausgebildet worden 146 . 

Nicht nur in der Sowjetunion wurden KPD-Mitglieder zu 
Sprengmeistern ausgebildet. Auch in Deutschland wurden die 
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eigenen Leuten auf den Umgang mit Sprengstoff vorbereitet. Da¬ 
bei nutzte man normale Wege aus. Die Polizei berichtete über 
Fälle, bei denen sich Kommunisten auf einem Technikum als 
Sprengmeister ausbilden ließen, um dann ihrer Partei Sprengstoff 
zu verschaffen 147 . 

In der Jugendorganisation der KPD, der Roten Jungfront, 
wurde ebenso großer Wert auf die militärpolitische Ausbildung der 
Mitglieder gelegt wie beim RFB. Im Winter 1928/1929 wurde von 
der Komintern ein Arbeitsplan aufgestellt, der erkennen ließ, daß 
die Rote Jungfront systematisch zur Wehr- und Kampforganisa¬ 
tion der Kommunisten herausgebildet wurde. Als Schulungsleiter 
fungierten Delegierte des RFB, die zuvor in Sowjetrußland auf 
dieseTätigkeit vorbereitet worden waren. Dort hatten sie die Ein¬ 
richtungen der Roten Armee kennengelernt. Nach ihrer Rück¬ 
kehr waren sie dann als Instrukteure bei der Roten Jungfront tätig, 
um aufgrund der in Sowjetrußland erworbenen Kenntnisse die 
kommunistische Jugendorganisation nach dem Vorbild der Roten 
Armee zu organisieren und auszubilden 148 . Die Art der Ausbil¬ 
dung trug dementsprechend rein militärischen Charakter und 
stützte sich auf Anweisungen, die teilweise fast wörtlich militäri¬ 
schen Instruktionsbüchern entnommen waren 149 . 

Auch in der Illegalität hatte die Rote Jungfront nach eigenem 
Bekunden ebenso wie der RFB die Aufgabe, die Arbeiterschaft 
militärisch in Fragen der Strategie und Taktik des bewaffneten 
Aufstandes zu schulen. In einem anläßlich des achtjährigen Beste¬ 
hens des RFB herausgegebenen Flugblattes gab sich die Jugendor¬ 
ganisation kampfbetont und siegesgewiß. Drohend boten sie den 
»Herren von der Klassenjustiz und allen Feinden des Proletariats« 
die Stirn. »In Sowjet-Deutschland werden diese Mistfiguren von 
Hitler, Schleicher, Hindenburg, Severing usw., die sich einbilden, 
uns vernichten zu können, den Arbeitern als Schießfiguren auf 
dem Jahrmarkt zur Belustigung dienen.« 150 

Kinder sollten bereits im Alter von vier bis sechs Jahren in 
Kleinkindergruppen erfaßt und für die Rote Jungschar vorberei¬ 
tet werden. Schon in dieser Altersgruppe begann die Organisie¬ 
rung von Schießzirkeln 151 . Die Einflußnahme auf Heranwachsende 
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ging so weit, daß die KPD bei geplanten Plünderungen Kinder als 
eine Art Schutzschild einsetzte. Mit Unterstützung von Kindern 
wurde beispielweise der Überfall auf eine Konsumanstalt in Ham¬ 
born durchgeführt, bei der der Arbeiter Barlich erschossen 
wurde 152 . 

Organisierte Plünderungen wurden zunächst in Berlin von der 
Polizei registriert. Im Sommer 1931 kam man den Klagen einiger 
größerer Lebensmittelgeschäfte nach und stellte zur Abschreckung 
Doppelposten vor die Ladenlokale. Eine Umfrage der Polizei bei 
kleineren Lebensmittelläden ergab, daß einige Geschäfte im Ber¬ 
liner Norden fast täglich zur kostenlosen Herausgabe von Waren 
gezwungen wurden. Allerdings stellte die Polizei die Bewachung 
einzelner Geschäfte recht bald wieder ein, da durch die Abstel¬ 
lung der Posten die Sicherheit im Revier nachließ 153 . Bei all diesen 
Aktionen handelte es sich keineswegs um spontane Regungen der 
Arbeiter, wie es die KPD meist darstellte, sondern sie waren in aller 
Regel von den Kommunisten geplant. Beim Einschreiten der La¬ 
denbesitzer oder der herbeigerufenen Polizei bildete sich stets eine 
Ansammlung, die lautstark Sympathien für die Plünderer artiku¬ 
lierte. Ein Polizeibeamter, der zufällig Zeuge einer Plünderung 
wurde, berichtete von Droh- und Hetzrufen einer rasch anwachsen- 
den Menschenmenge. Selbst andere Geschäftsleute verharrten re¬ 
gungslos, ohne dem Polizeibeamten zu Hilfe zu eilen oder das Über¬ 
fallkommando zu benachrichtigen. »Daß es sich um Täter handelt, 
die lediglich aus Hunger geplündert haben, ist [...] vollkommen 
auszuschließen.« Nach Ansicht des Polizisten standen parteipoliti¬ 
sche Motive im Vordergrund 154 . Bei den geplanten Plünderungen 
schreckte man sogar vor Geschäften der Arbeiter-Konsumvereine 
nicht zurück. In Essen drangen am 20. Oktober 1931 fast 40 Perso¬ 
nen in die Verkaufsstelle des Konsumvereins »Selbsthilfe«, zerstör¬ 
ten die Telefonleitungen, entwendeten Lebensmittel im Gesamt¬ 
wert von 450 RM. Andere Lebensmittel wurden vernichtet. In die¬ 
sem konkreten Fall versuchten die Kommunisten, durch den Ruf 
»Heil Hitler« denVerdacht auf die Nationalsozialisten zu lenken 155 . 

Eingespielt waren die »Hungerdemonstrationen«, zu denen die 
RGO während Erwerbslosenversammlungen aufrief. Vor den 
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Wohlfahrtsämtern und Arbeitsnachweisen sollten Sprechchöre 
von 15 bis 20 Mann zum Teil fünf- bis sechsmal täglich auftreten. 
Unter Erwerbslosen wurde die Parole ausgegeben, in Lebensmit¬ 
telgeschäfte einzudringen und sich ohne Bezahlung in den Besitz 
von Lebensmitteln zu bringen 156 . In Düsseldorfs Prachtstraße, der 
Königsallee, wurden im Anschluß an eine Veranstaltung der »Ar¬ 
beitsgemeinschaft sozialpolitischer Organisationen« (Arso) Aus¬ 
schreitungen beobachtet, die so wirkten, als ob die in der illegalen 
Zeitschrift Oktober vom April 1931 vorgeschlagene Lehre über 
die Taktik im Straßenkampf angewendet wurde. Nach dieser Ver¬ 
anstaltung formierte sich ein Zug, aus dem heraus Rufe wie »Nie¬ 
der mit der Brüning-Regierung!« oder »Gebt uns Brot und Ar¬ 
beit!« skandiert wurden. Einen zufällig vorbeikommenden Pas¬ 
santen griffen die Demonstranten an und verletzten ihn mit einem 
Messer schwer. Mit der herbeigeeilten Polizei lieferte man sich 
einen heftigen Schußwechsel. Es gab Verletzte. Wie auf ein Zei¬ 
chen hin zerstreute sich die Menge, nicht ohne auf der Flucht noch 
weitere Gewalttaten zu begehen. Schaufensterscheiben wurden 
zerstört, Geschäfte geplündert, Passanten belästigt 157 . 

Besonders gegen Ende des Jahres 1932 verstärkte die KPD die 
vom kommunistischen »Reichserwerbslosenausschuß« eingeleitete 
»Winterhilfskampagne zur Rettung vor Hunger und Frost«. Im Vor¬ 
dergrund der Aktionen standen illegale Demonstrationen und Plün¬ 
derungen von Geschäften. Auch wenn die Plünderungen auf Pas¬ 
santen wie Ausbrüche spontanen Zorns wirkten, so waren sie doch 
stets von langer Hand geplant. Oft wurde zur gleichen Zeit nach 
dem gleichen Schema in auseinander liegenden Stadtteilen geplün¬ 
dert. In Hamburg wurden allein im Monat Dezember 1932 17 sol¬ 
cher Aktionen der Polizei gemeldet. Die Polizei wurde durch ille¬ 
gale Demonstrationen vom eigentlichenTatort abgelenkt. Mit dem 
Ruf »Hunger!« drang eine größere Gruppe dann in die vorher aus¬ 
gewählten Lebensmittelgeschäfte ein. Die entstehende Verwirrung 
nutzte sie, um alle erreichbaren Lebensmittel in mitgebrachten 
Säcken, Taschen und Tüchern zu verbergen. Das Überraschungs¬ 
moment ließ die Eigentümer der Läden oft gar nicht auf den Gedan¬ 
ken kommen, den Eindringlingen Widerstand zu leisten 158 . 
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Neben den vielen kleineren Gruppen, über deren Organisa¬ 
tionsgrad sich nur vage Aussagen machen lassen, war der im Okto¬ 
ber 1930 gegründete Kampfbund gegen den Faschismus (KgdF) 
die weitaus bedeutendste Nachfolgeorganisation des RFB. Schon 
in seiner Uniform trug die »Antifa« seinen Zukunftsplänen Rech¬ 
nung: »Seine Mitglieder waren in schwarze Russenblusen einge¬ 
kleidet, mit dunkelrot-paspelierten Kragenspiegeln, schwarzen 
Kniehosen und Ledergamaschen, Schulterriemen und Koppel 
und dunkelblauer Schiffermütze. Auf den Kragenspiegeln befand 
sich ein roter Sowjetstern aus Metall.« 159 Der im September 1931 
eingeführte Gruß entsprach exakt dem militärischen Gruß der 
Roten Sowjetarmee: Die Fingerspitzen blieben 10-15 Zentimeter 
vom unteren Rand der Kopfbedeckung entfernt 160 . 

Der KgdF war eine organisatorische Zusammenfassung der 
»Roten Betriebswehren« und »Arbeiterwehren«. Zwar wurde zu¬ 
nächst in einer gemeinsamen Sitzung der Mitglieder der Reichslei¬ 
tung des Kampfbundes und der Mitglieder der Bundesleitung des 
RFB am 24. Oktober beschlossen, die Funktionärsstellen im 
KgdF nicht mit Funktionären des illegalen RFB zu besetzen. Der 
Polizei sollte dadurch kein Anlaß gegeben werden, auch diese 
Nachfolgeorganisation zu verbieten 161 . Deshalb vermied man in 
der Gründungsphase eine allzu große Nähe zum illegalen RFB. 
Das änderte sich im Laufe der Zeit, als die ehemaligen Mitglieder 
des RFB in großer Zahl zum KgdF überwechselten. Eine Radika¬ 
lisierung der Mitglieder durch verbesserte militärische Ausbil¬ 
dung und Uniformierung wurde vorgenommen. Der illegale RFB 
war im Sommer 1932 zum größten Teil in den Kampfbund über¬ 
gegangen. 

Die Polizei befürwortete ein Verbot, handelte es sich bei dem 
KgdF doch zweifelsfrei um eine hochverräterische Organisation. 
Allein das Gelöbnis des Kampfbundes dürfte nach Meinung der 
Polizei von erheblichem Einfluß auf die Frage eines Verbots sein. 
Dennoch bezweifelte man, daß ein Verbot letztlich den gewünsch¬ 
ten Erfolg brächte, weil sämtliche kommunistische Organisatio¬ 
nen sich seit langem auf die Illegalität vorbereiteten 162 . Es war 
gängige Praxis, daß sich kommunistische Funktionäre selbst im 
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internen Parteiverkehr mit willkürlich gewählten Vornamen an¬ 
redeten, um der Polizei die Ermittlungen zu erschweren. Illegales 
Schriftgut wurde bereits vor 1933 durch andere Titelblätter ge¬ 
tarnt, wobei man damals noch sinnigerweise die Namen sozial¬ 
demokratischer Politiker als Schein Verfasser wählte 163 . Den Ange¬ 
hörigen des Kampfbundes war untersagt, Ausweispapiere mit sich 
zu führen. Um der Polizei die Identifizierung einzelner Personen 
unmöglich zu machen, waren statt dessen blecherne Erkennungs¬ 
marken ausgegeben worden. Bei Todesfällen sollten Kameraden 
den Betreffenden die Marken abnehmen, damit mit Hilfe eines 
Namens Verzeichnisses die Angehörigen benachrichtigt werden 
konnten 164 . 

Auf dem ersten Kampfkongreß des KgdF am 12. Dezember 
1930 in Düsseldorf sprach Münzenberg über das Thema »Die Ver¬ 
wandlung der halbfaschistischen Brüning-Diktatur zu einer Re¬ 
gierung der faschistischen Diktatur« und rief die Anwesenden zur 
Verstärkung ihres revolutionären Kampfes sowie zur Vorbereitung 
auf die Illegalität auf. Aus der Agitation, aber auch aus den Hand¬ 
lungen ging eindeutig hervor, daß der Kampfbund nicht, wie man 
heute denken könnte, allein gegen den Nationalsozialismus arbei¬ 
tete. Kampf gegen den Faschismus bedeutete im kommunisti¬ 
schen Sprachgebrauch, dies kann nicht oft genug wiederholt wer¬ 
den, Kampf gegen den bestehenden Staat. »Der Kampf gegen den 
Faschismus, die Entfesselung von Wirtschaftskämpfen und die 
Radikalisierung der Erwerbslosenbewegung sind entscheidende 
Kettenglieder der proletarischen Revolution in der gegenwärti¬ 
gen Etappe im bevorstehenden Entscheidungskampf zwischen 
Bolschewismus und Faschismus« 165 . Die Zentrale rechnete fest 
damit, durch Konflikte mit Andersgesinnten, durch eine Ver¬ 
schlechterung der wirtschaftlichen Lage und durch Aktionen der 
Erwerbslosen die akut revolutionäre Situation vorzubereiten. 

Eine der Unterorganisationen des KgdF waren die Erwerbslo¬ 
senstaffeln. Die Mitglieder dieser Schutzstaffeln hatten vor der 
Aufnahme einen Schwur auf die Sowjetfahne zu leisten und nann¬ 
ten sich nach bekannten Revolutionären wie Lenin, Stalin oder 
Thälmann. Sie gruppierten sich um einzelne Stempelstellen, um 
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beim Auftauchen von politischen Gegnern diese gewaltsam zu ver¬ 
treiben. Erwerbslosen-Stoßbrigaden übten ihre Tätigkeit beson¬ 
ders auf den Stempelsteilen aus, bildeten dort Diskutiergruppen, 
die den Arbeitern die Notwendigkeit des Eintritts in die RGO dar¬ 
legten und Zeitungsverkäufer entgegengesetzter politischer Rich¬ 
tung am Verkauf ihrer Zeitungen hinderten. Auf den Stempel- 
Stellen in einer stets angespannten Atmosphäre wurden radikale 
Parolen in Umlauf gebracht. So hieß es einmal sogar, die Arbeiter 
sollten dem spanischen Beispiel folgen und dazu übergehen, die 
Rathäuser zu besetzen und sie dann in Brand zu stecken 166 . Dieser 
Parole wurde nicht gefolgt, aber man konnte daraus ersehen, mit 
welchen Mitteln die KPD zu arbeiten bereit war. So kam es in 
Essen zu heftigen Ausschreitungen im Anschluß an eine Erwerbs¬ 
losendemonstration. Fast 300 Personen mißachteten am 21. Mai 
1931 die Bannmeile vor dem Rathaus. Polizei griff ein. Die 
Demonstranten entwaffneten hinterrücks einen Beamten und be¬ 
warfen die anrückende 1. Bereitschaft mit Steinen und Flaschen. 
Schüsse fielen. Zwei Kommunisten und ein Unbeteiligter wurden 
verletzt, 415 Personen wurden festgenommen 167 . Am nächstenTag 
kam es wiederum in Essen zu planmäßig vorbereiteten Auseinan¬ 
dersetzungen. Nach Abschluß einer Kundgebung des Arbeiter 
Turn- und Sportvereins zog eine kleinere Gruppe durch die Innen¬ 
stadt, warf Scheiben ein und plünderte die Auslagen der Ge¬ 
schäfte. Nach mehreren Warnschüssen machte die Polizei auch 
diesmal von der Schußwaffe Gebrauch. Ein Kommunist wurde 
tödlich getroffen 168 . 

Besonders blutig verlief eine geplante Aktion gegen den Auf¬ 
marsch von Stahlhelmleuten zu ihrem Jahrestreffen in Breslau. 
Bei den Schüssen gegen die Stahlhelmleute zeigte sich das Inein¬ 
andergreifen von vorbereitender Agitation, dem Auftritt des 
legalen KgdF und der Terroraktion des illegalen RFB. Gegen den 
Breslauer Stahlhelmtag wurden bereits im Vorfeld alle Register 
klassenkämpferischer Propaganda gezogen. Der Aufmarsch der 
»festesten Stütze des Faschismus in Deutschland« richtete sich 
nach kommunistischer Terminologie gegen das klassenbewußte 
Proletariat. Deshalb war es notwendig, zur Mobilisierung der 
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Werktätigen die gesamte organisatorische Kraft des Kampfbundes 
aufzubieten. Bereits am 18. Mai 1931 hatte eineTagung der Unter¬ 
bezirksführer des KgdF stattgefunden, bei der zur »Zersetzung« 
der Stahlhelmer aufgerufen wurde. Durch Sonderrundschreiben 
setzte die Leitung die Ortsgruppen und Staffeln von der Abfahrt 
der Transporte in Kenntnis. Am 29. Mai wurden Flugblätter ver¬ 
teilt: »Bereitet den Stahlhelmern einen >warmem Abschied! Die 
Stahlhelmhorden, die Streikbrecher-Garden des Großkapitals 
fahren heute, Freitag, nach Breslau. Dort findet ein großes Bür¬ 
gerkriegsmanöver dieser Arbeitermörder statt, gestützt von den 
sozialdemokratischen Regierungsmännern.« Konnte es da noch 
erstaunen, wenn es bei der Abfahrt des Zuges zu zahlreichen Zu¬ 
sammenstößen kam? 169 

Am 29. Mai wurde in Kreuzberg eine Gruppe von Stahlhelmern 
beschossen und mit Steinen und Schrauben beworfen. Das Stahl¬ 
helm-Mitglied August Hahn, ein 62 Jahre alter Maurermeister, 
wurde tödlich getroffen. Ein anderes Mitglied des Stahlhelm 
wurde durch einen Messerstich in den Rücken und einen Schuß in 
die rechte Hand schwer verletzt. Ebenfalls durch Messerstiche er¬ 
litt ein Polizeibeamter Verwundungen. Dem sozialdemokrati¬ 
schen Reichstagsabgeordneten Anton Reissner, der die Polizei auf 
einen Steinewerfer aufmerksam machte, wurden durch Schläge 
und Messerstiche schwere Mißhandlungen zugefügt. In der Schön¬ 
hauser Allee erlag ein weiterer Polizist einem Bauchschuß. Er 
hatte versucht, einen Trupp von 45 Stahlhelmleuten vor den Schüs¬ 
sen der Kommunisten zu schützen 170 . Bei beiden Mordfällen gehör¬ 
ten die Täter nicht zum KgdF, sondern zum illegalen RFB 171 . Der 
KgdF hatte für den Aufmarsch der Massen gesorgt, während die 
besser ausgebildeten RFB-Leute die Parolen in die Tat umsetzten. 

Immer wieder wurde auf den Sitzungen des KgdF die revolutio¬ 
näre Ungeduld einzelner Mitglieder deutlich. Im Sommer 1931 
wurde aus mehreren Orten gemeldet, daß die Mitglieder den Zeit¬ 
punkt zum Losschlagen für besonders günstig hielten. Die Partei¬ 
führung aber entgegnete auf die Beschwerden der Basis, sie werde 
erst dann den Aufstand ausrufen, wenn sie zu 100 Prozent Gewiß¬ 
heit habe, daß ihr Vorhaben auch Erfolg verspräche. 
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In der Frage der Bewaffnung hatte die Reichsleitung geheime 
Anweisungen ausgegeben. Ausdrücklich zitierte man die Empfeh¬ 
lungen Lenins von 1905: »Die Kampfabteilungen müssen sich be¬ 
waffnen, mit was sie nur können (Gewehre, Revolver, Bomben, 
Messer, Schlagringe, Stock, petroleumgetränkte Lappen zur 
Brandlegung, Strick oder Strickleiter, Stacheldraht und Draht ge¬ 
gen die Kavallerie usw.).« Die Arbeiter wurden animiert, sich 
selbst um Waffen zu kümmern, wie es die russischen Genossen in 
der vorrevolutionären Zeit gemacht hatten. Die Möglichkeiten 
dazu seien in einem modernen Industrieland wesentlich besser, als 
es in Rußland der Fall war. Schließlich seien es Proletarier, die im 
Bergbau oder der chemischen Industrie mit Giftgas oder Spreng¬ 
stoff arbeiteten, auf den Schienen und Wasserwegen die Mord¬ 
werkzeuge der Bourgeoisie transportierten. »Wenn sie von allen 
dadurch gegebenen Möglichkeiten einmal für ihre Befreiung Ge¬ 
brauch machen, so tun sie eben schließlich nur ihre revolutionäre 
Pflicht.« 172 

In den Versammlungslokalen des RFB blühte der Handel mit 
Schußwaffen. Eine Mauser 7,65 mit vier Magazinen ä sechs Schuß 
kostete 25 RM, ein Karabiner 80 RM 173 . Waffen waren relativ un¬ 
problematisch zu erhalten, da die Verbindungen zwischen KPD 
und Unterwelt eng waren. In Hamburg nutzten die RFB-Leute 
das Freihafengelände zur Waffenbeschaffung, raubten die Waffen 
aus Im- und Export-Lagern und versorgten dann ihre Kamera¬ 
den 174 . Jedes Mitglied des KgdF sollte im Besitz einer Waffe sein. 
Ob diese Anordnung allerdings überall durchgeführt werden 
konnte, ist zu bezweifeln. Auf die Frage eines Mitgliedes, wie es 
mit der Bewaffnung stünde, antwortete der Leiter, daß die Partei 
nicht über genügend Waffen verfüge, um jeden einzelnen auszu¬ 
rüsten. Den Gegner könnte man aber auch mit jedermann zu¬ 
gänglichen Mitteln bekämpfen. Beispielsweise könnte Benzol 
brennend von den Dächern auf die Polizei hinabgegossen wer¬ 
den 175 . Während in diesem Unterbezirk die Bewaffnung offenbar 
unzureichend war, berichteten die Waffenmeister des RFB und 
des KgdF in Berlin über eine in ihren Augen zwar immer noch un¬ 
zureichende, verglichen mit den übrigen Bezirken jedoch zufrie- 
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densteilende Situation. Zwar lagerten einige Waffen schon seit 
Jahren ohne Pflege in geheimen Verstecken und waren womöglich 
bereits unbrauchbar geworden. Aber die meisten Verantwortli¬ 
chen des RFB oder des KgdF hielten ihre Waffen außerordentlich 
gut in Ordnung und schafften es sogar, ihren Bestand zu vergrö¬ 
ßern. 1931 wurden allein in Berlin 125 Kurse an Waffen abgehal¬ 
ten. Nach Ansicht Ernst Schnellers, des für die Kampfverbände 
der KPD Verantwortlichen, war dies »natürlich viel zu wenig«, um 
die Arbeit des Kampfbundes auch in Zukunft erfolgreich durch¬ 
führen zu können 176 . 

Bei einer Durchsuchung der Parteigebäude in Dresden konnte 
die Polizei von Seitengewehren über Revolver, Schlageisen, Säbel 
bis hin zu Schlagringen ein umfangreiches Waffendepot beschlag¬ 
nahmen 177 . Solche Waffenfunde verdankte die Polizei vor allem 
der Unachtsamkeit der KPD-Mitglieder. Wurden bei einzelnen 
Genossen Waffen gefunden, so drohte diesen parteiintern Strafe. 
Besitz und Erwerb von Schußwaffen wurden generell nicht nur 
befürwortet, sondern ausdrücklich gefordert. Im Badischen Land¬ 
tag hatte der Abgeordnete Böning (KPD) am 22. Januar 1931 er¬ 
klärt: »Wir Kommunisten wissen, daß dieser Staat nur mit bewaff¬ 
neter Macht gestürzt werden kann. Die Arbeiter können sich dar¬ 
auf verlassen, daß die Arbeiterschaft die Waffen in entscheidender 
Situation in der Hand hat, um diese Kämpfe durchzuführen.« 178 
Die Waffenlager wurden in regelmäßigen Abständen überprüft. 
Dabei konnte es schon einmal Vorkommen, daß ein Teil der un¬ 
sachgemäß gelagerten Bestände im Laufe der Zeit unbrauchbar 
geworden war. In solchen Depots befanden sich Karabiner, Hand¬ 
granaten und Faustfeuerwaffen, die meistens aus Armeedepots 
entwendet worden waren. Außerdem übte man sich in der Herstel¬ 
lung von behelfsmäßigen Spreng- und Nebelbomben aus alten 
Glühbirnen 179 . 

Weitere Anweisungen für die illegale Herstellung von Waffen 
gab die militärpolitische Zeitschrift Oktober. Bei der Konstruk¬ 
tion schwerer Waffen wurde genau überlegt, welche im Fall eines 
Aufstandes tatsächlich hilfreich seien. Vom Einsatz der Feldartille¬ 
rie erwartete man nur bedingt einen Erfolg. Um so mehr Erfolg 
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versprachen sich die Kommunisten vom Einsatz von Minenwer¬ 
fern. Nachahmenswert erschien die Verwendung von Grabenmör¬ 
sern, wie man sie bereits im Ersten Weltkrieg kennengelernt hatte. 
Die frei zugängliche Literatur über militärische Entwicklungen 
wurde eigenen Zwecken dienstbar gemacht. In allen Einzelheiten 
gab man die dort gewonnenen Informationen an die potentiellen 
Straßenkämpfer weiter 180 . 

Größere Mengen an Waffen und Sprengstoff konnte die Polizei 
immer wieder sicherstellen. Den spektakulärsten Fund machte sie 
bei dem Arbeiter Nikolaus Überbrück in Berlin 181 . Die Liste mit 
den bei den Verhafteten sichergestellten Gegenständen war fünf 
Seiten lang: Handgranaten unterschiedlichster Bauart, verschie¬ 
denartigste Zünder, Sprengpatronen und eine beträchtliche 
Menge Sprengstoff. Außerdem fanden sich zahlreiche von der 
KPD herausgegebene Bücher und Druckschriften militärpoliti¬ 
schen Inhalts. Ein bei dem Verhafteten gefundener Ausweis des 
Zentralkomitees der KPD ergab, daß Überbrück im Dienst der 
Partei stand. Ein weiterer Ausweis, der auf den Namen »Otto« 
ausgestellt war, ließ auf eineTätigkeit Überbrücks für den verbote¬ 
nen RFB, den KgdF, den M-Apparat oder eine andere illegale Or¬ 
ganisation schließen. Schriftproben von Schreibmaschinen aus 
dem Karl-Liebknecht-Haus ergaben, daß der Ausweis im Partei¬ 
haus ausgestellt worden war. Aus der Biographie des Festgenom¬ 
menen konnten Rückschlüsse auf seineTätigkeit gezogen werden. 
Bereits 1922-24 hatte er sich in der illegalen Bewegung der KPD 
betätigt, war später dann bei der Russischen Handelsvertretung 
und bei der Russischen Botschaft in Berlin angestellt gewesen. 
Bevor er Mitte 1930 Politischer Leiter einer Straßenzelle wurde, 
begab er sich in die Sowjetunion, wo er Vermutungen der Polizei 
zufolge auf seine spätere Tätigkeit vorbereitet wurde. 

Als Kurier hatte Überbrück kurz zuvor 46 Pfund Sprengstoff in 
die Hamburger Gegend transportiert. Monatlich zahlte ihm die 
Partei dafür 300 RM, die er teils in Mark, teils in Dollar ausgezahlt 
bekam. Über den Zweck der Sprengstoffaufbewahrung gab es 
von dem Verhafteten selbst keine Angaben. Durch Vergleiche mit 
ähnlichen Fällen ging die Polizei davon aus, daß das Material zur 
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Sprengung von Brücken und Eisenbahnlinien und zur Abwehr 
eines »faschistischen Putsches« gebraucht werden sollte. Zwar 
versuchte die Partei die Verbindung zu Überbrück zu leugnen und 
bezeichnete ihn in der Roten Fahne als Agent provocateur 182 . Da 
im Prozeß jedoch zwei Rechtsanwälte der Roten Hilfe als Verteidi¬ 
ger Überbrücks auf traten, konnte diesen Entschuldigungsversu¬ 
chen kein hoher Grad an Glaubwürdigkeit beigemessen werden. 
Es bleibt ungeklärt, wie viele Kuriere vom Typ Überbrück die 
Partei zur Verfügung hatte und wie groß der Bestand an Waffen 
gewesen ist. 

Nicht nur Waffen konnten von der Polizei sichergestellt werden, 
sondern auch größere Mengen Gift. In Döbeln (Sachsen) wurde 
Zyankali beschlagnahmt, mit dem ausgewählte Personen vergiftet 
werden sollten. Die Menge hätte ausgereicht, um annähernd 150 
Leute umzubringen. Die Vorbereitungen waren so weit gediehen, 
daß von der KPD schon ein Vertrauensmann gewählt worden war, 
der den »Zucker« den Opfern ins Essen mischen sollte. Ein Funk¬ 
tionär der KPD hatte das Zyankali bei einer Firma gestohlen. In 
Düsseldorf, wo ebenfalls bei Kommunisten größere Mengen Zy¬ 
ankali gefunden worden waren, richtete sich die Vergiftungsab¬ 
sicht gegen den nationalsozialistischen Gegner 183 . 

»Terrorgruppen«, die früher beim RFB angesiedelt waren, wur¬ 
den ab Sommer 1932 im Verantwortungsbereich des KgdF ausge¬ 
bildet. In der Nacht übten sie militärische Taktiken. DieseTerror- 
gruppen waren stets bewaffnet. Als die Düsseldorfer Polizei gegen 
eine verbotene Demonstration von Kommunisten vorgehen wollte, 
wurde sie von Mitgliedern einer Terrorgruppe beschossen. Bei 
der anschließenden Durchsuchung der Gruppe konnte die Polizei 
Militärwaffen, Trommelrevolver, Mauserpistolen und eine Hand¬ 
granate beschlagnahmen 184 . 

Im Rahmen der »Antifaschistischen Aktion« wurde nach den 
Wahlen zum Preußischen Landtag aus Teilen des KgdF der »Rote 
Massenselbstschutz« gebildet. In Zusammenarbeit mit den beste¬ 
henden Organisationen sollten alle wehrfähigen Kräfte der »revo¬ 
lutionären Arbeiterklasse« zusammengefaßt werden. Die vor¬ 
dringliche Aufgabe des »Roten Massenselbstschutzes« bestand im 
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Schutz der Partei für den Fall eines Verbotes. Dem Verbot, mit 
dem im Sommer 1932 durchaus zu rechnen war, wollte die Partei 
sich mit Gewalt widersetzen. Die von der KPD selbst so benann¬ 
ten »Terrorgruppen« sollten dann die Bourgeoisie »mit Stumpf 
und Stiel« vernichten. Jeweils eigene Abteilungen waren für die 
»Beseitigung des bürgerlichen Regierungsapparates, der Führer 
von Polizei und Reichswehr, sowie der höheren Justizbeamten« 
zuständig. Sprengtrupps zur Zerstörung von Brücken und Gebäu¬ 
den wurden zusammengestellt 185 . Neben den Kampf gegen den 
Faschismus im engeren Sinne, gegen den Nationalsozialismus, der 
nach Einschätzung der Polizei zu einem wesentlichen Teil nur als 
Vorwand diente, sollte der Massenselbstschutz zur größten revolu¬ 
tionären Bewegung ausgebaut werden. Das Zellensystem spielte 
eine entscheidende Rolle, glaubte die KPD doch auf diese Weise 
am besten in der Illegalität bestehen zu können 186 . 

Waren der KgdF und der Rote Massenselbstschutz in aller Öf¬ 
fentlichkeit tätig, so hatte das Sekretariat der KPD im Juli 1930 
zusätzlich beschlossen, eine Parteischutzorganisation zu schaffen, 
von deren Existenz die Öffentlichkeit nichts wußte 187 . Der »Pro¬ 
letarische Selbstschutz« war eine zahlenmäßig kleine, illegale, be¬ 
waffnete Kaderorganisation, gegründet um, wie es hieß, die Par¬ 
tei gegen faschistische Übergriffe zu sichern. In kommunistischer 
Terminologie bedeutete dies Kampf gegen die Polizei. In allen Be¬ 
zirken wurden unter Verantwortung des politischen Leiters Grup¬ 
pen von 50-100 Mann geschaffen. Insgesamt dürfte die Stärke des 
Proletarischen Selbstschutzes in den 28 Parteibezirken 2 000 
Mann nicht überschritten haben. Den Richtlinien der Partei 
zufolge handelte es sich um politisch zuverlässige, militärisch aus¬ 
gebildete, der Polizei wenig bekannte Kommunisten, die Gewähr 
für Verschwiegenheit und Standhaftigkeit boten. Vorbild für den 
Proletarischen Selbstschutz waren die russischen »Roten Garden« 
und Partisanen, die 1917 eine entscheidende Rolle gespielt hatten. 
AlsTräger der offensiven Kampftaktik der Partei führte der Prole¬ 
tarische Selbstschutz Terrorakte gegen politische Gegner und Po¬ 
lizeibeamte durch. Über bereits bestehende Stoßtrupps hinaus 
wurde Ende November 1929 in Berlin ein Zentralrollkommando 
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gegründet - ebenfalls nach deraVorbild der russischenTscheka. Es 
bestand aus Mitgliedern der Roten Jungfront. Das Rollkom¬ 
mando trat nur in Zivil ohne jedes Abzeichen auf. Es war verbo¬ 
ten, Parteiausweise bei Aktionen mitzuführen. Bewaffnet war 
diese Gruppe mit einer größeren Menge Schußwaffen, von klei¬ 
nen Handfeuerwaffen und Gewehren Modell K 98 bis zum Ma¬ 
schinengewehr. Ob diese Waffen jedoch alle noch brauchbar wa¬ 
ren, erschien der Polizei fraglich. Bei einzelnen Unternehmungen 
der Stroßtrupps wurden die Waffen von zentraler Seite verteilt und 
nach dem Unternehmen wieder eingezogen 188 . 

Einen Einblick in die Arbeit des Proletarischen Selbstschutzes 
bieten die knappen Erinnerungen ehemaliger Mitglieder. Erich 
Göttlich beispielsweise, ein Mitglied der Berliner Bezirksorgani¬ 
sation, stammte aus einer Arbeiterfamilie. »Im Elternhaus wur¬ 
den wir sozialistisch erzogen. Mein Vater, Mitglied der SPD, 
mußte wegen seiner Gesinnung oft die Arbeitsstellen wechseln.« 
Mit 18 Jahren trat Göttlich dem RFB in Berlin bei und wurde 1930 
beim Aufbau des Selbstschutzes ausgewählt. Seine Aufgabe be¬ 
stand im Schutz der Genossen vor Überfällen durch die Polizei 
oder die Faschisten. In Gruppen zu zehn Mann führte er mit sei¬ 
nen Kameraden illegale Demonstrationen innerhalb der Bann¬ 
meile durch oder Sprengungen von »Naziversammlungen«. Einer 
der zehn bewahrte die Waffen der Gruppe an einem geheimen Ort 
auf, von dem nur er und der Gruppenleiter Kenntnis hatte. Unter¬ 
einander kannte man sich meistens nur mit Vornamen. Die militä¬ 
rische Ausbildung der Gruppe erfolgte im Lokal Mecklenburg 
und in der Umgebung Berlins. Dort erlernte man den Umgang mit 
Karabinern, Pistolen und Handgranaten oder wurde in der Her¬ 
stellung von Bomben und Handgranaten unterwiesen 189 . 

Ein anderes Mitglied des Proletarischen Selbstschutzes, Gustav 
Jagiello, bekannte noch 25 Jahre später stolz, damals geschworen 
zu haben, im Ernstfall für die Partei zu töten. Auf das Konto sei¬ 
ner Gruppe gingen u. a. der Überfall auf zwei Wachpolizisten vor 
der japanischen Botschaft in Berlin, das Anlegen eines geheimen 
Waffenarsenals und die Störung der Rundfunkrede des Reichsprä¬ 
sidenten von Hindenburg zum Jahreswechsel 1932/33 190 . 

250 






Neben den eindeutig als Nachfolgeorganisationen des RFB ein¬ 
zuordnenden Kampfverbänden gab es noch die kommunistischen 
Sportorganisationen, die ähnliche Ziele verfolgten wie die Kampf¬ 
verbände. In allen Sportarten, die von Arbeitern bevorzugt betrie¬ 
ben wurden, gab es »Rote Sportvereine«. Sport war für die Kom¬ 
munisten nicht Selbstzweck, sondern diente der »wehrsportlichen 
Ertüchtigung«, der Ausbildung von »Soldaten der Revolution«. 
Deshalb war der Wehrsport ein besonders wichtiges Arbeitsgebiet 
der Roten Sportbewegung. Folgt man der illegalen Schrift »Bren¬ 
nende Fragen der bolschewistischen Partei«, dann sollten die 
Sportorganisationen in »Stützpunkte für die Hundertschaften des 
Proletarischen Selbstschutzes« verwandelt werden 191 . In den kom¬ 
munistischen Sportvereinen wurde keineswegs nur Sport getrie¬ 
ben. Sie waren eingebunden in die Pläne der Partei. In Rund¬ 
schreiben gab der Reichssportausschuß Anweisungen zur tech¬ 
nisch-methodischen Arbeit von »Roten-Sport-Kampfgemein- 
schaften«. Größter Wert wurde dabei auf die Frage des Wehrsports 
und dieWehrhaftmachung des Proletariats gelegt. Bei allen Veran¬ 
staltungen, die in der Öffentlichkeit durchgeführt wurden, stellte 
man den wehrsportlichen Charakter der einzelnen Trainingsein¬ 
heiten in den Vordergrund 192 . In bestimmten Vereinen wurden die 
Mitglieder militärisch ausgebildet und im Schießen unterwie¬ 
sen 193 . Zahlreiche Arbeitersportvereine wie beispielsweise der 
Berliner Sportverein »Fichte« standen unter starkem Einfluß der 
KPD und ihrer Massenorganisationen. Das zeigte sich nicht zu¬ 
letzt daran, daß die wichtigsten Funktionen dieser Sportvereine 
von organisierten Parteimitgliedern besetzt waren. Oberster Leit¬ 
satz der revolutionären Sportvereine war: »Sport ist Klassen¬ 
kampf!« 

Die Ausübung der jeweiligen Sportart diente nicht der Ertüchti¬ 
gung von Geist und Körper, sondern der Vorbereitung des Bürger¬ 
krieges. »Wir treiben den Wehrsport nicht des Sportes wegen, 
sondern stellen ihn in den Dienst unserer revolutionären Ziel¬ 
setzung.« Beim Turnen erhalte der Körper die notwendige Wen¬ 
digkeit, Dauerläufe dienten der Kondition, das Fußballspiel 
lehrte taktisches Disponieren und entschlossenes Handeln, beim 
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Boxen übten die Kommunisten das blitzschnelle Ausnutzen gün¬ 
stiger Angriffsmomente, und beim Schießen wurde der Ernstfall 
geprobt 194 . Beim Training in den Sportvereinen wurde ganz unver¬ 
hohlen erklärt, daß jeder Arbeiter bei Zusammenstößen mit der 
Staatsgewalt die Aufgabe habe, seinen Gegner zu vernichten. Im 
Training der Jiu-Jitsu-Gruppe wurde als Gegner ein Polizeibeam¬ 
ter bezeichnet, der mit wenigen Griffen kampfunfähig gemacht 
werden mußte 195 . 

Dementsprechend beschränkten sich Schulungsabende der 
kommunistischen Sportbewegung nicht nur auf Politik. Ernsthaft 
befaßte man sich mit militärpolitischen Fragen, bereitete Aufmär¬ 
sche vor und holte sich zu bestimmten Fragen Fachleute aus RFB- 
Kreisen. Häufig hatte sich der illegale RFB ohnehin als Sportver¬ 
ein getarnt, waren ganze Züge nach dem Verbot korporativ Mit¬ 
glieder von Sportvereinen geworden. In der Druckschrift »Prole¬ 
tarischer Wehrsport«, die in den Sportvereinen weit verbreitet 
war, wurden Anweisungen für das Verhalten in der akuten Kampf¬ 
situation gegeben. Bei Geländespielen übte man das Verhalten in 
»Fünfergruppen« ein, das im Ernstfall sofortige Schußbereit¬ 
schaft ermöglichte 196 . 

In welch starkem Maß Veranstaltungen der kommunistischen 
Sportorganisationen der Vorbereitung bewaffneter Aktionen 
dienten, zeigten die Ereignisse bei Durchführung der Spartakia¬ 
den. Am 3. Juli 1932 veranstaltete die »Kampfgemeinschaft für 
Rote Sporteinheit« in Essen die Ruhrspartakiade. Schwarz unifor¬ 
mierte Stoßtrupps sorgten bereits beim Aufmarsch für Unruhe. 
Das Singen hochverräterischer Lieder (»Auf die Barrikaden«, 
»Die Handgranaten wurfbereit«) zwang die Polizei zur Auflösung 
des Zuges. Von hinten griff ein Demonstrant einen Polizisten an, 
und es war nur dem Versagen der Pistole zu verdanken, daß nichts 
Schlimmeres geschah. Mit Stöcken und Steinen attackierte man 
die Beamten. Polizeioberleutnant Walter geriet im allgemeinen 
Durcheinander in die Gewalt der Menge und konnte durch Auf¬ 
bietung starker Verbände wieder befreit werden. Bei der Ver¬ 
folgung des Rädelsführers wurde dem Polizeiwachtmeister Hom- 
mer sein Tschako vom Kopf geschlagen. Schüsse fielen. Hommer 
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torkelte noch ein paar Schritte zur anderen Straßenseite und 
brach, von mehreren Kugeln tödlich getroffen, kurz vor Erreichen 
des Bürgersteiges zusammen. Bei der anschließenden Razzia fand 
die Polizei ein ganzes Arsenal von Pistolen, Dolchen, Schlagrin¬ 
gen u.ä. Bereits am Vortag war der SA-Mann Karpinski in einen 
Hinterhalt gelockt und erschossen worden. Bei beiden Vorfällen 
stellte die Polizei eine auffällig hohe Zahl auswärtigerTeilnehmer 
fest 197 . 

Der revolutionäre Wille der kommunistischen Kampforganisa¬ 
tionen zeigte sich im Verhältnis der KPD zur Staatsmacht. Über¬ 
fälle auf Schutzpolizisten erfolgten planmäßig. In Preußen wur¬ 
den nach Angaben des Preußischen Innenministeriums zwischen 
dem 1. Januar 1928 und Ende Oktober 1932 elf Polizeibeamte ge¬ 
tötet und 1155 verletzt. Für acht Tote und 870 Verletzte waren 
KPD-Leute verantwortlich, 137 Verletzte gingen auf das Konto 
der NSDAP, 37 weitere kamen durch Reichsbannerleute zu Scha¬ 
den und bei 27 Verletzten waren dieTäter in den Reihen der übri¬ 
gen Wehrorganisationen zu suchen. Bei den restlichen drei Toten 
und 84 Verletzten war die politische Herkunft derTäter nicht fest¬ 
zustellen 198 . Diese Statistik belegt den Unterschied des Verhältnis¬ 
ses von KPD und RFB auf der einen und NSDAP auf der anderen 
Seite zur Polizei. Allein in Berlin zählte die Polizei vom 1. Januar 
1931 bis zum 15. Mai 23 bewaffnete Aktionen der Kommunisten 
gegen Polizeibeamte. Tagtäglich sahen sich die Staatsdiener 
Schüssen, Messerstichen, Schlägen, Stein würfen oder üblen Be¬ 
schimpfungen ausgesetzt 199 . 

Eine ganze Serie von Polizistenmorden ereignete sich im Som¬ 
mer 1931. Am 29. Mai war der Polizist Paul Zänkert beim Versuch, 
einen Überfall von Kommunisten auf Mitglieder des Stahlhelm zu 
vereiteln, in Berlin erschossen worden 200 . Ein weiterer Polizisten¬ 
mord trug sich am 30. Juni ebenfalls in Berlin zu. Der Führer eines 
Überfallkommandos wurde in die Frankfurter Allee gerufen. 
Dort hatte sich ein illegaler Demonstrationszug von etwa 800 Per¬ 
sonen gebildet. Beim Eintreffen wurden die Polizeibeamten von 
den größtenteils mit Spartakusabzeichen versehenen Jungkom¬ 
munisten mit einem Steinhagel empfangen und aus benachbarten 
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Häusern beschossen. Um die Menge zu zerstreuen, gab der Poli¬ 
zist Emil Kuhfeld einige Schreckschüsse ab, als er plötzlich von 
einem aus der Menge abgegebenen Schuß in den Unterleib getrof¬ 
fen wurde und tot zusammenbrach.Tausende Berliner begleiteten 
die Särge der Getöteten und brachten so ihren Protest gegen den 
Straßenterror zum Ausdruck. Das Preußische Innenministerium 
gab eine Verfügung heraus. Schupobeamte hätten in Zukunft 
nicht nur das Recht, sondern die Pflicht, sich mit der Schußwaffe 
zu verteidigen 201 . 

Ein drittes Opfer war in der ersten Augustwoche zu beklagen. 
Ausgerechnet der von den Kommunisten veranstaltete Antikriegs¬ 
tag gab zu Ausschreitungen Anlaß. Wilhelm Pieck hatte die Menge 
in Erregung versetzt. Auf der Versammlung erklärte er, wenn die 
Kommunisten sich in Deutschland anschickten, dem bürgerlichen 
Staat ein Ende zu bereiten, stünde die Rote Armee in Sowjetruß¬ 
land bereit, um der kommunistischen Armee in Deutschland Waf¬ 
fenhilfe zu leisten 202 . In den Nachmittagsstunden bildeten sich an 
zahlreichen Stellen Berlins illegale Demonstrationstrupps, die 
dem Stadtzentrum zustrebten. In der Frankfurter Allee forderte 
Hauptwachtmeister Fiebig einen Demonstrationszug auf, sich zu 
zerstreuen. Daraufhin gingen einige Kommunisten in Stellung 
und schossen Fiebig aus kurzer Distanz nieder. Die übrigen De¬ 
monstranten deckten den Rückzug der Schützen durch Stein¬ 
würfe. Eine Verfolgung der Straftäter konnte mit Erfolg von den 
Demonstranten verhindert werden 203 . Bei keinem der drei Fälle 
hatte es sich um einen Akt akuter Notwehr gehandelt. Der Ablauf 
aller drei Aktionen ähnelte sich sehr. Stets konnte davon ausge¬ 
gangen werden, daß die Aktionen vom Proletarischen Selbst¬ 
schutz durchgeführt worden waren. Das Politbüro mußte sie dem¬ 
nach gebilligt haben 204 . 

Während der Angriff den Einsatz von Handgranaten und 
Maschinengewehren gegen das »rote Gesindel« forderte, der 
Preußische Innenminister Severing in einem Erlaß seine Beamten 
nachdrücklich zum Einsatz der Schußwaffe in Notwehrsituatio¬ 
nen aufforderte, äußerten die Kommunisten, wie auch kaum an¬ 
ders zu erwarten, kein Wort des Bedauerns. Statt dessen nahmen 
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sie die Mordfälle zum Anlaß, ihren Anhängern die Unterschiede 
zwischen individuellem und Massenterror bewußt zu machen. 

Seit Lenin war die Anwendung individuellen Terrors auf dem 
Weg zur Diktatur des Proletariats eigentlich verpönt. Terroristi¬ 
sche Einzelaktionen, wie sie im vorrevolutionären Rußland häu¬ 
fig genug vorkamen, verschlangen im Vergleich zur Wirkung zuviel 
Geld und wurden schon deshalb von der KPD abgelehnt. Den¬ 
noch wurden Attentate auf »führende Kapitalisten« nicht völlig 
verworfen, da sie »Vollstreckungen des Willens der proletarischen 
Klasse« sind 205 . Verworfen wurde der individuelleTerror nicht aus 
moralischen Gründen, sondern aus Unzweckmäßigkeit. Schließ¬ 
lich sei im Kampf der unterdrückten Klasse gegen ihre Unter¬ 
drücker die Moral ohnehin immer auf seiten der Unterdrückten. 
Als alleiniges Mittel sei der individuelleTerror ein typisches »Pro¬ 
dukt der Intellektuellenschwäche« (Lenin) abzulehnen. Die 
Reife und Organisiertheit der unterdrückten Massen, ihre histori¬ 
sche Mission und die Gesetze des Klassenkampfes werden die 
Terrorakte gegen Einzelpersonen ersetzen. Von Einzelkämpfern 
durchgeführter Terror entferne die Massen vom großen Ziel. Die 
wichtigste Aufgabe der »proletarischen Avantgarde« bestünde 
darin, die Massen in Bewegung zu setzen. 

Die Morde an Zänkert, Kuhfeld und Fiebig waren keine Ver¬ 
irrung eines einzelnen, sondern »Ergebnis einer Kampfhandlung, 
in der die Masse das Mittel desTerrors dem Terror der Polizei ent¬ 
gegenstellt« 206 . Diese offensiven Aktionen wurden aus moralischen 
Gründen als Abwehraktionen des Proletariats bezeichnet. Sie be¬ 
deuteten wegen ihrer Bedrohung für den kapitalistischen Staat 
objektiv einen Fortschritt. Mit dem Kuhfeld-Fall seien die Massen 
in eine Periode des offensiven Kampfes gegen den Staatsterror 
eingetreten. »Die Massen streifen sichtlich ihre bisherige Befan¬ 
genheit ab; aus der Masse heraus treten kühne Pioniere des Kamp¬ 
fes gegen die Polizei hervor, tasten die gegnerische Front ab, mes¬ 
sen das Kräfteverhältnis und korrigieren stetig und gewissenhaft 
eigene Fehler und Mängel.« 207 Es sprach viel Wunschdenken aus 
diesen Sätzen, denn es waren nicht gerade empörte Massen, die 
terroristische Aktionen einleiteten, sondern gutausgebildete 
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Kämpfer, die die »Notwendigkeit des physischen Kampfes gegen 
den Polizeiterror« in dieTat umsetzten. 

Die Polizei glaubte nicht an einen Verzicht der Kommunisten 
auf Einzelterror. Die Absage an den individuellen Terror des Zen¬ 
tralkomitees hielt man nicht für ernst gemeint und bezweifelte, 
daß ein einziges Rundschreiben die Folgen der bisherigen Hetze 
aufwiegen könnte. »Gerade die in letzter Zeit sich häufenden Mel¬ 
dungen über Gewalttätigkeiten von Kommunisten gegen Natio¬ 
nalsozialisten mit mehr oder weniger ernsten Folgen müssen 
gegenüber diesen Erwartungen skeptisch stimmen.« 208 Auch in 
anderen Städten des Reiches hatte die Polizei Material sicherge¬ 
stellt, welches zum Mord an Polizisten aufrief 209 . So war es fast 
schon ein Routine Vorgang, als am 27. August 1931 der Polizeimei¬ 
ster Perske in der Nähe seines Hamburger Wohnhauses auf dem 
Weg zum Dienst von hinten angegriffen und niedergeschossen 
wurde. Fünf junge Männer hatten Perske aufgelauert und aus drei 
Metern Entfernung einen Schuß abgefeuert. Drei Tage später 
erlag Perske seinen schweren Verletzungen 210 . 

Der aufsehenerregendste Zwischenfall ereignete sich am 9. Au¬ 
gust 1931, als die Ergebnisse des Volksentscheids zur Auflösung 
des Preußischen Landtages bekanntgegeben wurden. Vor dem 
Karl-Liebknecht-Haus rechnete die Polizei mit Unruhen. Bereits 
am Vortag war es zu Unruhen gekommen, bei denen der Arbeiter 
Fritz Auge den Tod gefunden hatte. Ein Polizeibeamter in Zivil 
war ebenfalls von mehreren Menschen zu Boden geschlagen und 
mit Füßen getreten worden 211 . Da die Chancen für einen Erfolg 
des Volksentscheids allgemein gering eingeschätzt wurden, äußer¬ 
ten bürgerliche Zeitungen nicht selten ihre Besorgnis über die zu 
erwartenden Gewalttaten. Man war sich der Gefahr bewußt, daß 
einzelne Wahllokale demoliert würden, um so die Entscheidung 
ungültig werden zu lassen 212 . 

Den ganzen Tag patrouillierten Polizeikommandos in den Stra¬ 
ßen, überwachten die Wahllokale und zerstreuten gelegentlich 
Ansammlungen. Immer wieder war es zu Schießereien zwischen 
Kommunisten und der Polizei gekommen. Kurz vor 20 Uhr verlie¬ 
ßen die beiden Hauptleute Paul Anlauf und Franz Lenk zusammen 
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mit Polizeioberwachtmeister Willig das Revier in der Nähe des 
Bülowplatzes. Anlauf, seit Jahren Vorsteher des 7. Polizeireviers, 
war bei den Anhängern der KPD in der Gegend um den Bülow- 
platz verhaßt. Mehrfach war er in Briefen bedroht worden. Am 

7. August hatte an einer Litfaßsäule ein großer weißer Zettel ge¬ 
klebt, auf dem mit handgemalten Buchstaben folgendes zu lesen 
war: »Achtung, Schupos der Bülow-Wache! / Schweinebacke! 
Totenkopf ! Husar ! / Nehmt euch in acht, eure Stunde ist gekom¬ 
men. / Der RFB lebt und nimmt Rache!« 213 . 

Gemeinsam gingen die drei Polizisten dieWeydingerstraße hin¬ 
unter. In der Höhe des Babylon-Kinos ertönte plötzlich hinter 
ihnen eine Stimme: »Du - Husar, Du - Schweinebacke, und Du 
den anderen!« Im nächsten Augenblick fielen die Schüsse. Anlauf 
brach sofort zusammen. Lenk schleppte sich noch einige Meter in 
den Vörraum des Kinos. Dort verblutete er. Willig gelang es, die 
Pistole zu ziehen und einige Schüsse auf einzelne Personen abzu¬ 
feuern, in denen er dieTäter vermutete. Doch auch er war getrof¬ 
fen und sank schwer verletzt zusammen. Polizeibeamte eilten zu 
Hilfe. Weitere Schüsse fielen. Steine wurden geworfen. Im allge¬ 
meinen Durcheinander konnten dieTäter fliehen. 

In den Bülowplatzmord waren auch RFB-Leute von außerhalb 
mit einbezogen. Ein führendes Mitglied der Dresdener KPD lei¬ 
stete der Polizei Zuträgerdienste. Er verriet eine Sitzung, wo am 
5. August 1931 in der Gartenlaube einer Schrebergartenkolonie in 
Dresden ein Befehl des Zentralkomitees besprochen wurde. Die 
Berliner Zentrale hatte zuverlässige Kommunisten angefordert, 
die der dortigen Polizei »Widerstand leisten und Polizeioffiziere 
erledigen sollten«. Daraufhin fuhren am 7. August nachts und am 

8. August in den frühen Morgenstunden aus ganz Sachsen 50 Mo¬ 
torradfahrer und 60 bis 70 Radfahrer in kleineren Gruppen nach 
Berlin. Die Sachsen sicherten das Gebiet Bülowplatz-Bülow- 
straße-Alexanderplatz-Münzstraße. Leiter der RFB-Gruppe war 
der Führer der Motorradstaffel Herbert Paulsen-Burmester. Auch 
der Politische Leiter des Bezirks Sachsen Selbmann und sein 
Sekretär Ferlemann fuhren am gleichen Tag nach Berlin, um den 
Ablauf des Geschehens zu überwachen 214 . 


257 



In denTagen nach dem 9. August schlugen die Wellen der Empö¬ 
rung hoch. Zahllose Hinweise gingen bei der Polizei ein 215 . Aber 
trotz hoher Belohnung und trotz der Durchsuchung des Karl-Lieb- 
knecht-Hauses fehlte von den Tätern zunächst jede Spur. Erst 
nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten gelang es, 
einige in die Tat verwickelte Personen zu verhaften und vor Ge¬ 
richt zu stellen. Einer der am Mord Beteiligten war im Frühjahr 
1933 zur SA übergelaufen. Er brachte den Fall erneut ins Rollen. 
Nun konnten die Einzelheiten ansTageslicht gebracht und die Ver¬ 
antwortlichen namhaft gemacht werden. Es wurde deutlich, daß 
dem Verbrechen ein wohlüberlegter Plan zugrunde gelegen hatte, 
der nach eingehender Vorbereitung ausgeführt worden war. 
Durch dieTat und die zu erwartenden Repressionen sollte die Auf¬ 
merksamkeit vom schlechten Ergebnis des Volksentscheids be¬ 
wußt abgelenkt werden. 

Am 8. August hatte im Karl-Liebknecht-Haus eine Sitzung des 
Polit-Büros der KPD getagt. An dieser Sitzung hatten unter ande¬ 
rem Walter Ulbricht, Heinz Neumann und Hans Kippenberger 
teilgenommen 216 . Es wurde der einstimmige Beschluß gefaßt, den 
Reviervorsteher der nahegelegenen Wache, Paul Anlauf, zu besei¬ 
tigen. Kippenberger, der bereits einen Plan ausgearbeitet hatte, 
wurde mit den Einzelheiten betraut. Dem Kopf des illegalen M- 
Apparates oblag auch die Leitung des Proletarischen Selbstschut¬ 
zes. Neben den Dresdner Hilfsgruppen waren sechs Gruppen mit 
insgesamt 20 Männern des Berliner Unterbezirks Nord in den 
Mordfall verwickelt. Zwei Männer aus der fünften Gruppe, Erich 
Mielke und Erich Ziemer, gaben die tödlichen Schüsse ab. Die 
übrigen stifteten Verwirrung, beschossen die zu Hilfe eilenden 
Polizisten und deckten so die Flucht der Todesschützen. Dabei 
wurde ein unbeteiligter sechzehnjähriger Jugendlicher getötet. 
Ziemer und Mielke entzogen sich der Justiz durch eine vorberei¬ 
tete Flucht in die Sowjetunion. 

Die Morde am Bülowplatz waren Teil einer Gesamtstrategie, 
die auch nach dem 9. August weiter verfolgt wurde. Schließlich 
hatte das 11. Plenum der EKKI eine objektiv revolutionäre Lage 
konstatiert und die Sozialdemokratie beschuldigt, Vorbereitungen 
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für einen konterrevolutionären Krieg gegen die Sowjetunion zu 
betreiben. Mit Präventivmaßnahmen müßte der zu erwartende 
Krieg gegen die Sowjetunion in einen Krieg gegen die Bourgeoisie 
verwandelt werden 217 . Am 11. August wurde in der Kreuzberger 
Nostitzstraße eine Polizeistreife aus umliegenden Fenstern be¬ 
schossen, ohne diesmal einen Beamten zu treffen 218 . Reaktionen 
des sozialdemokratischen Polizeipräsidenten Grzesinski blieben 
nicht aus. In den frühen Morgenstunden des 29. August riegelten 
2500 Polizeibeamte Straßenzüge im Wedding, in Kreuzberg und 
in Neukölln ab. Neben verbotenem Propagandamaterial fand sich 
auch eine große Anzahl von Waffen 219 . Man mußte sich wundern, 
wie wenig sich die Mitglieder der KPD-Kampforganisationen an 
die Direktive gehalten hatten, keine belastenden Dinge in Privat¬ 
wohnungen aufzubewahren. 

Einhelliges Entsetzen einte die ansonsten zerstrittenen politi¬ 
schen Richtungen bei der Bewertung der Angriffe auf Polizisten. 
Severing hielt die Trauerrede bei der Beerdigung der beiden 
Hauptleute Anlauf und Lenk: »Fremde Völker haben im Krieg 
nicht grausamer handeln können, als in dem Falle, den wir heute 
trauernd beklagen, einem Falle des Brudermordes, der von eige¬ 
nen Volksgenossen gegen Volksgenossen geschehen ist.« 220 
Nirgendwo bestand auch nur der geringste Zweifel, daß der gut 
organisierte Überfall auf das »Schuldkonto der verbrecherischen 
Hasardeure, der gewissenlosen Berufsrevolutionäre in der kom¬ 
munistischen Zentrale« gegangen sei 221 . 

Es gibt keinen Hinweis für später einsetzende Reue der KPD 
über die Morde am Bülowplatz. Statt dessen fühlten die Kommu¬ 
nisten sich so, als ob eine »Orgie der Mordhetze« über sie herein¬ 
gebrochen sei. Mit Unverständnis für die Maßnahmen der Polizei 
registrierten die Redakteure der Roten Fahne, daß eine gewaltige 
Kampagne gegen die KPD entfacht worden war 222 . Der Angreifer 
versuchte in die Rolle des Angegriffenen zu schlüpfen. Im Agita¬ 
tionsmaterial der folgenden Monate wurde der Mord propagandi¬ 
stisch verarbeitet. Ein Flugblatt der »Roten Schupozellen« be- 
zeichnete Anlauf und Lenk als »direkteTräger des Systems«. Die 
unteren und mittleren Polizeibeamten aber gehörten zum Volk, 
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hätten »keinen Grund, ein paar reaktionären Strebern, die die ver¬ 
diente Abrechnung getroffen hat, eineTräne nachzuweinen« 223 . In 
dem militärpolitischen Mitteilungsblatt Oktober wurde der Mord 
am Bülowplatz als weltrevolutionäres Ereignis bezeichnet. Wie in 
der Kerenskij-Epoche sollten die Proleten die Frage, wer wen er¬ 
schießt, zu ihren Gunsten entscheiden 224 . 

Agitproparbeit 

Das Erscheinungsbild der KPD in der Öffentlichkeit war eng ver¬ 
knüpft mit der systematischen Agitproparbeit der Partei 225 . Stär¬ 
ker als bei anderen Parteien war von der KPD die Bedeutung von 
Massenmedien zur Verbreitung politischer Ziele erkannt worden. 
Leitende Redakteure in der Agitpropabteilung waren Hans Kip¬ 
penberger und ein gewisser Ganz. Während Kippenberger ver¬ 
antwortlich für den Zersetzungsapparat war, gab Ganz die militär¬ 
politische Zeitschrift Oktober heraus. Den Agitpropabteilungen 
unterstanden die Haus- und Hofpropaganda, die Verwendung von 
Sprechchören, die Herstellung von Plakaten und Schablonen zur 
Anbringung von Aufschriften, die Herstellung und der Vertrieb 
von Betriebs-, Häuserblock-, Stadtteil- und Dorfzeitungen. Au¬ 
ßerdem planten die Funktionäre Demonstrationen. Seit Februar 
1930 erschien die illegale Zeitschrift Der revolutionäre Propagan¬ 
dist 

Agitation und Propaganda waren keine eindeutig voneinander 
abzugrenzenden Begriffe, auch wenn dies parteiintern versucht 
wurde. Propaganda richtete sich an einen verhältnismäßig kleinen 
Kreis »fortgeschrittener Arbeiter«, denen mit Hilfe von Büchern 
und Zeitschriften ein möglichst vollständiges, wissenschaftliches 
Verständnis für ein Problem vermittelt werden sollte. Von der ZK- 
AbteilungAgit-Prop wurden Reichsschulungspläne erarbeitet, die 
in Parteischulen umgesetzt wurden. Die Lehrkräfte des Winter¬ 
schulplanes 1930/31 wurden beispielsweise in der Reichspartei¬ 
schule in Fichtenau bei Berlin zusammengefaßt. Monat für Monat 
wurden hier bis zu 40 Parteiarbeiter geschult, um ihr dort gewon- 
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nenes Wissen dann in Bezirks- und Unterbezirksparteischulen, in 
Abendschulen und Selbstbildungszirkeln weiterzugeben. Ausge¬ 
wählte Funktionäre wurden an die Lenin-Schule nach Moskau ge¬ 
schickt. Es war eine besondere Auszeichnung, wenn man zu den 
besten Agitpropleitern eines Bezirks zählte und zu einem acht 
Wochen dauernden Kursus in die Sowjetunion geschickt wurde. 
Ein Vertrauensmann der Polizei berichtet auch vom Eintritt deut¬ 
scher Kommunisten in die Rote Armee während ihres Aufenthal¬ 
tes in der Sowjetunion. Das hielt die Polizei jedoch für wenig 
wahrscheinlich 227 . Nach ihrer Rückkehr aus der Sowjetunion lehr¬ 
ten die Kursteilnehmer dann an dem wichtigsten Bildungsinstitut 
der KPD, der »Marxistischen Arbeiterschule« (Masch). Im Winter 
1926/27 mit acht Lehrern und 146 Schülern gegründet, waren dort 
drei Jahre später bereits 109 Funktionäre für 1100 Kursteilnehmer 
zuständig. 

Neben theoretischen Erörterungen über Marxismus-Leninis¬ 
mus, über Strategie und Taktik der Partei, bestand der Haupt¬ 
zweck der kommunistischen Bildungsarbeit in der Vermittlung 
von Kenntnissen über den bewaffneten Aufstand und den an¬ 
schließenden Bürgerkrieg. Im »Kursusmaterial über die Entwick¬ 
lung der Heeresverfassung und über das Wehrproblem« wurden 
Fragen wie »Bewaffnung des Proletariats« oder »Proletarische 
Wehrhaftigkeit« mit größter Gewissenhaftigkeit erörtert. 

Werkzeug der Agitation war dieTagespresse. Die Rote Fahne er¬ 
schien in Berlin in einer Auflage von nicht ganz 25 000 verkauften 
Exemplaren. Es dürfte schwierig sein, eine Nummer der Roten 
Fahne zu finden, die nicht zum bewaffneten Aufstand des Proleta¬ 
riats gegen den bürgerlichen Staat aufrief. Zwischen dem 1. April 
1929 und dem 1. April 1931 wurden vom Strafsenat des Reichsge¬ 
richts 43 kommunistische Schriftleiter verurteilt und 381 Artikel 
wegen ihres hochverräterischen Inhalts verboten 228 . Viele Artikel 
in der Roten Fahne vermittelten jene Erfahrungen im Straßen¬ 
kampf, die Voraussetzung für den siegreichen Kampf um die 
Macht waren. Andere stellten die revolutionären miltärpoliti- 
schen Lehren aus dem russischen Bürgerkrieg oder den bisherigen 
Aufstandsversuchen in Deutschland zusammen. Neben der Roten 
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Fahne, die auf Nichtkommunisten wegen ihrer schwerverständ¬ 
lichen Sprache und dem Abdruck endloser Resolutionen und 
Manifeste abstoßend wirken konnte, gab es noch die Zeitungen 
des Münzenberg-Konzerns. Die Arbeiter-Illustrierten-Zeitschrift 
brachte es auf eine Auflage von knapp einer halben Million. Die 
Welt am Abend und Berlin am Morgen waren auflagenschwächer, 
übertrafen das offizielle Parteiorgan aber bei weitem. 

Die kommunistische Presse rief fast täglich zur Mißachtung des 
staatlichen Demonstrationsverbots auf und zur offenen Gewalt 
gegen die staatlichen Organe. Beim Kampf um die Betriebe be¬ 
diente sich die KPD, so der Bericht des Regierungsrates von 
Lengriesser, typisch russischer Mittel und Methoden. Die »Sturm¬ 
oder Stoßbrigaden« hatten ihr Vorbild in russischen Organisatio¬ 
nen aus vorrevolutionärer Zeit. Bei einer Tagung des Bundes¬ 
kongresses der »Sturmbrigaden« wurde die enge Beziehung zur 
Sowjetunion durch die Anwesenheit russischer Genossen offen¬ 
kundig. Der Beschluß der Russen zur Verstärkung ihrer revolutio¬ 
nären Auslandsarbeit wurde begrüßt. Die Sturmbrigaden hatten 
die Aufgabe, in einem vorgeschriebenen Zeitabschnitt in ausge¬ 
wählten Betrieben Zellen zu errichten. 

Die Grundlage für diese Art der Agitation war in der »Resolu¬ 
tion über die Entwicklung der Methoden und Formen der organi¬ 
satorischen Erfassung der von den kommunistischen Parteien be¬ 
einflußten Massen« gelegt worden, die auf der 6. Tagung des 
EKKI 1926 in Moskau angenommen wurde. Zu bestimmten 
Zwecken sollten »sympathisierende Massenorganisationen« ins 
Leben gerufen werden. All diese kommunistisch unterwanderten 
Organisationen sollten sich nach außen den Anschein parteipoliti¬ 
scher Neutralität geben 229 . Ernst Schneller hatte 1927 erklärt, jede 
vorhandene Organisation auf welchem Gebiet auch immer unter 
Parteikontrolle zu bringen 230 . 

Eine besonders wichtige Rolle bei der Mobilisierung der Arbei¬ 
ter zu bewaffneten Aktionen spielten die »Agit-Prop-Gruppen«. 
In der Forschung ist nur am Rande von ihnen die Rede. So spricht 
es für eine verzerrte Darstellung, wenn die Agitproparbeit der 
KPD damit begründet wird, sie habe den Sinn, die »Hoheit des 
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preußischen Staates in Polizeiangelegenheiten zurückzudrän¬ 
gen« 231 . Gegründet wurden die Spieltruppen in den Jahren 1923/ 
24 mit der Maßgabe, durch die Darstellung schlagkräftiger Spiel¬ 
szenen die Werbearbeit der Partei zu gestalten. Reichsweit exi¬ 
stierten 1929 fast 200 verschiedene Gruppen. Gelenkt wurden die 
einzelnen Gruppen von der entsprechenden Abteilung im Zentral¬ 
komitee der KPD sowie durch die Bundesleitung des Arbeiter- 
Theaterbundes Deutschland (ATBD), der wiederum eng mit dem 
Internationalen Theaterbund mit Sitz in Moskau verbunden war. 
In ausreichendem Maße stellte der ATBD den über das ganze 
Reich verteilten kommunistischen Theatergruppen Material zur 
Verfügung. Im Organ des ATBD Arbeiter-Bühne und Film werden 
die Zielsetzungen der Agit-Prop-Gruppen genannt: »Unser Ziel 
dient dem Klassenkampf. Was der Klassenkampf im gegenwärtigen 
Augenblick von der Arbeiterklasse fordert, das müssen wir auf die 
Bühne stellen, so gestalten, daß der Arbeiter erkennt, was er 
heute zu tun hat, um zum Endziel, dem Sturz der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung und der Aufrichtung der proletarischen 
Diktatur zu gelangen. [...] In dieser akut revolutionären Situation 
werden wir damit nicht nur Beifall auslösen, sondern mithelfen, 
den Kampf auszulösen, mithelfen, den Zeitpunkt herbeizufüh¬ 
ren, an dem wir die Bühne mit einem anderen Kampfplatz vertau¬ 
schen werden.« 232 

Theater wurde zum Mittel der Agitation, der Propaganda und 
der Klassenerziehung, zu einer Waffe des Proletariats 233 . Es gab 
nahezu keine kommunistische Veranstaltung ohne Beteiligung der 
Agit-Prop-Gruppen. Dies unterschied kommunistische Veranstal¬ 
tungen vom eher langweiligen sozialdemokratischen Muster. 
Parteikundgebungen wurden zu einer Kreuzung aus neuester 
russischer Propaganda und amerikanischer Reklame. Dabei ver¬ 
stießen die Aufführungen stets gegen bestehende gesetzliche Be¬ 
stimmungen, so daß man sich wundern mußte, warum die Polizei 
nicht häufiger dagegen einschritt 234 . 

Zwar stellten die nationalsozialistischen Theater-Spielgruppen 
eine Parallele zu den kommunistischen Agit-Prop-Gruppen dar, 
ihr Auftreten war insgesamt jedoch weit seltener zu beobachten 235 . 
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Eine der rührigsten Gruppen der Nationalsozialisten war der der 
Kultur-Abteilung des Gaues Groß-Berlin unterstehende »Stoß¬ 
trupp«, der seit Mitte 1930 auf Reisen durch das Reich die Propa¬ 
gandaveranstaltungen der NSDAP begleitete. Auch bei dieser 
Gruppe beobachtete die Polizei, daß Einrichtungen des Staates, 
Beamte und Mitglieder der Reichsregierung verächtlich gemacht 
wurden. Antisemitische Hetzstücke standen im Vordergrund. Die 
Darbietungen der NS-Volksbühne mit ihrer germanisierenden 
Darstellung deutscher Sagen und klassischer Stücke verstanden 
sich als Gegenposition zum »modemen«Theater, wie es von Erwin 
Piscator oder Max Reinhardt an der Berliner Volksbühne insze¬ 
niert wurde. Die von den Kommunisten beschworene Aufhebung 
des Gegensatzes zwischen Kultur- und Kampftheater wurde be¬ 
grüßt, da Politik immer Kampf sei. Da Piscators Bühnenausdruck 
»aber nicht aus unserem Volkstum herausgeboren war, sondern in 
eine unserem Wesen fremde, rein konstruktive Form gepreßt 
wurde, hat diese Auffassung von >Kampftheater< nur intellektuel¬ 
les Interesse erweckt und ist ohne Bedeutung für die Erhaltung 
und Entwicklung einer Theaterkultur, wie wir sie weltanschaulich 
sehen« 236 . 

Bei den für die Nationalsozialisten vorbildhaften Veranstaltun¬ 
gen der Agit-Prop-Gruppen sollte das feierliche Verbrennen der 
Bilder von Parteifeinden die Anwesenden in Erregung versetzen. 
Neben der Agitationsarbeit in den Straßen und bei Veranstaltun¬ 
gen gab es auch sogenannte »Betriebsspiele«. Ähnlich wie die 
Agit-Prop-Gruppen handelte es sich dabei um einen neuen Typ 
des revolutionären Arbeitertheaters. Betriebsratswahlen wurden 
zur Agitation genutzt, indem kommunistische Arbeiter, von Agi¬ 
tatoren instruiert, das Betriebsleben und den »proletarischen 
Klassenkampf im Betrieb« in revolutionärer Form darstellten. 

Bei Parteiversammlungen traten die Agit-Prop-Gruppen unter 
verschiedenen Namen auf. Durch häufige Umbenennungen ver¬ 
suchten sie, ein Verbot zu umgehen. Die »Roten Pioniere« oder 
die »Roten Sprachrohre« appellierten an niedrigste Instinkte. Bei 
einer Veranstaltung der »Roten Sprachrohre« rief ein vom letzten 
Krieg Gezeichneter voller Haß zum Klassenkampf, zum Bürger- 
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krieg, zum Krieg gegen den Krieg auf: »Das ganze Gesindel, so 
wie es leibt und lebt, in den Boudoirs, in den Dielen, in den Bor¬ 
dellen, in den Hotels, in den Restaurants, in den Kaffeehäusern, 
in den Luxuswohnungen - heraus mit ihm und per Schub in die 
Bergwerke, in die Gruben hinab, in die Schächte hinein.« 237 Auf 
einer anderen Veranstaltung im Berliner Arbeiterbezirk Moabit 
wurde das Publikum dazu animiert, symbolische Schüsse auf eine 
Puppe abzugeben, die den Kopf des Innenministers Severing dar¬ 
stellte 238 . In der »Neuen Welt« im Berliner Stadtteil Neukölln fand 
am 4. November 1930 eine Veranstaltung der »Roten Hilfe 
Deutschlands« statt. Über das Auftreten einer Agit-Prop-Gruppe 
berichtete ein Polizeibeamter: »Im Verlauf der Vorführung wer¬ 
den fünf Personen vor ein revolutionäresTribunal gestellt. Es han¬ 
delt sich bei diesen Personen um einen Vertreter der Kirche mit 
Talar, Barett und Kruzifix und einen Vertreter der Justiz in hellem 
Kleide mit schwarz-weiß-roten Schulterbändern. Das eine Auge 
war mit einer weißen Binde verdeckt. Die Polizei verkörperte 
eine Person in richtiger Polizeiuniform mit Tschako, Koppel, 
Pistolentasche und Gummiknüppel. Eine weitere Person sollte 
das Kapital und eine weitere Person schließlich einen Partei¬ 
bonzen darstellen. Die Anwesenden sollten die Richter sein. Bei 
der Vorführung des Schupoleutnants lag bereits eine derartige 
Erregung über der Versammlung, daß der Sprecher sich kaum 
verständlich machen konnte. Es kamen aus der Menge die ekel¬ 
erregendsten Vorschläge, wie er zu bestrafen sei. Schließlich kam 
man überein, die gesamte Schupo in den Marstall zu stecken, wo 
damals die 33 Matrosen erschossen wurden, und eine Granate 
hineinzuwerfen. Mit der Justiz, der >Hure<, ging es ebenso. Der 
geschickten Regie gelang es, die Anwesenden zeitweise in einen 
Blutrausch zu versetzen. Viele der Anwesenden befanden sich 
zeitweise in dem Glauben, es handele sich tatsächlich um ein 
wirklich revolutionäresTribunal. Wiederholt mußten Sanitäter in 
Aktion treten, die die in Krämpfe gefallenen oder durch die star¬ 
ken Erregungen sonstwie Ermatteten hinaustragen mußten. In 
der näheren Umgebung des Unterzeichneten befanden sich meh¬ 
rere Leute, die sich so in Erregung geschrien hatten, daß selbst 
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der Sprecher auf der Bühne nicht imstande war, sie zu be¬ 
ruhigen.« 239 

In vielen Fällen traten die Agit-Prop-Gruppen in der Uniform 
des RFB auf und trugen Gewehrattrappen mit sich. Die Auftritte 
der Gruppe »Die Stürmer« waren von »echtem leidenschaftlichem 
Haß gegen die Ausbeuter, die Staatsgewalt« erfüllt. Die Kinder- 
Agit-Prop-Gruppe »Rote Pioniere« sang bei ihren Veranstaltun¬ 
gen Haßlieder gegen den bürgerlichen Staat, die in der Aufforde¬ 
rung gipfelten, »mit dem Bürgertum in blutiger Schlacht Abrech¬ 
nung zu halten«. Der Refrain eines ihrer Lieder drohte den 
Herrschenden unverhohlen mit Rache für den Tag, an dem man 
selbst Recht sprechen werde 240 . Die laut Polizeibericht mit »infer¬ 
nalischem Haß« in den Saal geschrieenen Bürgerkriegsparolen 
richteten sich gegen alle Gegner der Kommunisten. 

Eine der bekanntesten Agit-Prop-Truppen war die »Kolonne 
Links«, die in nahezu allen Industriegebieten auftrat. »Nicht 
Kunst, sondern Propaganda für die proletarische Revolution« lau¬ 
tete deren Motto. Bei von der RGO inszenierten Streiks stand die 
»Kolonne Links« in der ersten Reihe, um durch provokative Auf¬ 
tritte Emotionen zu schüren. Die Nürnberger Gruppe »Rote 
Trichter« stellte bei einem Auftritt dar, was zur »Abwehr von Poli¬ 
zei-Provokationen« unternommen werden sollte: Eine demon¬ 
strierende Menge ging mit zum Schlag erhobenen Gewehren, 
Holzprügeln, Zaunlatten zum Angriff gegen die Polizei vor. Um 
die Wirkung der dramatischen Szene zu erhöhen, wurde bei der 
Vorstellung hinter der Bühne mit Knallpistolen geschossen 241 . 

Ein Beispiel für mangelndes Einfühlungsvermögen der kommu¬ 
nistischen Agitatoren boten die zahlreichen für die Polizei be¬ 
stimmten Zersetzungszeitschriften. Angeblich von revolutionären 
Polizeibeamten Preußens herausgegeben, versuchte das Blatt, die 
Kampfmoral der Polizei zu untergraben. Aber konnte mit Dro¬ 
hungen das Ziel, neue Anhänger für die kommunistische Bewe¬ 
gung zu gewinnen, tatsächlich erreicht werden? Nach der Serie 
von Polizistenmorden im Sommer 1931 beglückwünschte man sich 
intern zum Gelingen dieser Aktionen. Unter den Polizeibeamten 
habe dieser Fall sehr großen Eindruck gemacht. »So mutlos und 
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kampfunfähig wie heute ist die Schupo nicht einmal 1923 gewe¬ 
sen. Dies dürfte wohl in erster Linie auf die Erschießung der bei¬ 
den Hauptleute zurückzuführen sein.« 242 

Es dürfte nicht schwer verständlich sein, weshalb die Kommuni¬ 
sten unter den Polizeibeamten nicht viele Anhänger zählten. 
Schließlich bedrohten sie nicht nur die Polizeibeamten selbst, son¬ 
dern auch deren Familien. Beim Ausbruch revolutionärer Hand¬ 
lungen war geplant, Frauen und Kinder von Polizisten aus deren 
Wohnungen zu holen und sie vor die Barrikaden zu stellen. Da¬ 
durch sollten die Polizisten davon abgehalten werden, von ihrer 
Schußwaffe Gebrauch zu machen 243 . 

Mit einer Doppelstrategie bemühten sich die Kommunisten 
jedoch immer wieder um Sympathien bei den einfachen Polizei¬ 
beamten . Wichtigstes Mittel war die anonyme Zusendung von Zer¬ 
setzungsschriften. Die Botschaft der Kommunisten an die Polizei 
lautete: Solidarität mit den »unteren« Polizeibeamten, unüber¬ 
brückbare Feindschaft zu den Offizieren. Auch innerhalb der Poli¬ 
zei, dem »eindrucksvollsten Machtmittel des bürgerlichen Staa¬ 
tes«, vermutete die KPD Klassenstrukturen. Berichte von un¬ 
menschlichem Drill in einzelnen Abteilungen, von Selbstmorden, 
deren tiefere Ursachen in Severings System begründet waren, Kla¬ 
gen über Subventionszahlungen des Staates an Unternehmer zu 
Lasten des niedrigen Lohns einfacher Polizeibeamter, das sollte 
dazu angetan sein, die Unzufriedenheit mit den bestehenden Ver¬ 
hältnissen zu verstärken 244 . Die infolge der ständigen Alarm¬ 
bereitschaft nervöse und gereizte Stimmung, die Mißstimmung 
wegen unzumutbarer dienstlicher Belastungen und der Gehalts¬ 
abbau wurden thematisiert 245 . Den Polizeibeamten sollte vor 
Augen geführt werden, »welche Rolle sie im kapitalistischen Staat 
spielen, daß sie ihrer Abstammung und sozialen Lage nach zur Ar¬ 
beiterklasse gehören, [...] daß sie sich zu entscheiden haben und 
daß sie, wenn sie sich in das Lager der Feinde der Arbeiter schla¬ 
gen, [...] als Feinde des Proletariats betrachtet und als solche 
behandelt werden« 245 . Bei Versammlungen der Gegnerobleute 
wurde beratschlagt, wie man am besten die Schupoleute gewinnen 
könne. Gute Möglichkeiten ergäben sich bei einem Glas Bier in 
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den Verkehrslokalen der Schutzpolizei. »Auch junge, hübsche Ge¬ 
nossinnen eignen sich für Annäherungsmöglichkeiten. Es ist eine 
alte naturgesetzliche Tatsache, daß die Frau den besten Fangköder 
bildet.« 247 Nach kommunistischen Angaben waren die unter¬ 
schiedlichen Zersetzungsmethoden sogar erstaunlich erfolgreich. 
Im ganzen Reich behauptete man, auf 185 Schupozellen zählen zu 
können. In Berlin-Brandenburg sollen es immerhin 36 gewesen 
sein 248 . 

Auch unter den Polizeibeamten hielten es die Kommunisten für 
notwendig, vor dem Nationalsozialismus zu warnen, dessen Ein¬ 
satz für die Rechte der Beamten nur ein vordergründiger sei. 
Schließlich war die Gefahr nicht gering, daß die Schupo-Leute in 
das Lager der Nationalsozialisten wanderten. Aber durften die 
Kommunisten wirklich glauben, daß ein entscheidender Anteil 
der Polizeibeamten sich kommunistenfreundlich verhielt, wenn 
im gleichen Atemzug den Ängsten der einzelnen Polizeibeamten 
vor einer kommunistischen Revolution Nahrung gegeben wurde? 
»Was tun die Kommunisten mit der Polizei, wenn sie an die Macht 
kommen?«, war der Artikel auf der letzten Seite einer Flugschrift 
überschrieben. Darin versprachen die Kommunisten, genau zu 
unterscheiden, zwischen der Polizei als ganzer, dem Offizierkorps 
und den einfachen Beamten. Der Polizeiapparat sei in seiner 
jetzigen Form ein Unterdrückungsapparat der Reichen. Die Re¬ 
volution werde ihn restlos vernichten. »Die Halunken, die heute 
in Polizeiuniform ihre sadistischen Gelüste an der Arbeiterschaft 
austoben oder sich zu ihrer Bespitzelung hergeben, werden den 
ganzen, lang aufgespeicherten Haß der Massen zu spüren bekom¬ 
men. Eine Filzlatschen-Revolution wie 1918 wird es in Deutsch¬ 
land nicht noch einmal geben. Viel eher dürfte sich das Beispiel 
der blutigen zaristischen Geheimpolizei, der Ochrana, von der 
nicht einer die Revolution überlebte, diesen Elementen gegen¬ 
über wiederholen.« 249 Eine Abrechnung wurde auch dem gesam¬ 
ten Verwaltungs- und Kommandoapparat der Polizei, den Polizei¬ 
präsidenten und Landräten angedroht. Nur die unteren und 
mittleren Polizeibeamten sollten nicht restlos »ausgerottet« wer¬ 
den. Tribunale würden nach der Revolution entscheiden, wer in 
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die Polizei des proletarischen Staates übernommen würde und 
wer nicht. 

Bei so klaren Worten erstaunt es doch sehr, wenn die Polizei¬ 
beamten nicht ihre Sympathien ausschließlich der NSDAP ge¬ 
schenkt hätten. Denn gerade hinsichtlich des Verhaltens gegen¬ 
über der Polizei unterschieden sich Kommunisten und National¬ 
sozialisten entscheidend. Zwar führte Goebbels heftige Angriffe 
gegen die »marxistisch-jüdische Polizeiführung«. Besonders gegen 
den Berliner Polizeivizepräsidenten Bernhard Weiß initiierte er 
eine haßerfüllte Kampagne 250 . Auch wurden im Februar 1932 bei 
der Durchsuchung eines SA-Sturmlokals zwei lebensgroße Pup¬ 
pen gefunden, die offenbar Severing und Grzesinski darstellten 
und der SA als Zielscheibe gedient hatten 251 . Einen Polizistenmord 
aber hatte es von seiten der Nationalsozialisten nicht gegeben 252 . 

Statt dessen äußerten die Nationalsozialisten Verständnis für 
ein hartes Vorgehen der Polizei nach Vorgängen wie den Morden 
am Bülowplatz. Wiederholt hatten sie betont: »Wir sind nicht gegen 
die Polizei - wir bekämpfen nur die rote Führung dieser Polizei, die 
den verzweifelten Versuch macht, die Schupo gegen das Volk einzu¬ 
setzen.« 253 Im Sommer 1931 zeigte man sich befriedigt, daß die Poli¬ 
zei dem »roten Mordterror« endlich mit anderen Mitteln entgegen¬ 
treten wollte 254 . Beklagenswerterweise sei in den letzten Wochen 
kaum ein Tag vergangen, »an dem nicht ein Nationalsozialist, ein 
Stahlhelmer oder ein Schupobeamter von kommunistischen Verbre¬ 
chern getötet oder verletzt« worden war 255 . Nach dem »Meuchel¬ 
mord am Bülowplatz« sollte man im Polizeipräsidium endlich wis¬ 
sen, wo die wahren Feinde Deutschlands zu finden sind. Ein 
»Tscheka-Agent« sei von der Polizei verhaftet worden. Es sei inter¬ 
essant, »daß man jetzt endlich auch am Alexanderplatz von dem 
Vorhandensein der sogenannten GPU in Deutschland überzeugt 
ist« 256 . Die Nationalsozialisten erklärten sich zu Deutschlands einzi¬ 
gem »Bollwerk gegen die rote bolschewistische Sturmflut. Und es 
gehört einzig und allein zu unserer Zukunftsaufgabe, den Bolsche¬ 
wismus in Deutschland zu erledigen.« 257 

So ist es nicht ganz unverständlich, wenn die Polizei sich ihrer¬ 
seits für das Schicksal der Nationalsozialisten verantwortlich 
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fühlte und einige Male Demonstrationszüge der SA gegen kom¬ 
munistische Angriffe schützte. Die Ereignisse in Altona im Som¬ 
mer 1932 vereinten Staatsmacht und SA zu einer vorübergehen¬ 
den Allianz gegen die Kommunisten. Am 16. Juni versammelten 
sich anläßlich einer NSDAP-Versammlung Demonstranten auf 
dem Schaarmarkt und beschimpften gleichermaßen Polizei und 
Nationalsozialisten. Die Polizeibeamten wurden schon bald von 
den kommunistischen Demonstranten beschossen. Am folgenden 
Tag kam es im Arbeiterstadtteil St. Georg wiederum zu schweren 
Ausschreitungen der Kommunisten. Aus drei Richtungen rückten 
sie gegen die von der Polizei bewachten Verkehrslokale der 
NSDAP vor. Zwei Polizeiposten trafen Schüsse aus der Menge. 
Einer verstarb sofort, der andere rang noch einige Tage mit dem 
Leben, ehe er seinen Verletzungen erlag 258 . 

Der für die Stimmung in der Polizei unerläßliche Hinweis auf 
den Tod der beiden Polizeibeamten fehlt allerdings in der einzigen 
detaillierten Untersuchung zum »Altonaer Blutsonntag«. Bei der 
Schilderung der Vorgeschichte der Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen den Teilnehmern eines NSDAP-Umzuges, der Polizei und 
Angehörigen der KPD gewinnt man den Eindruck, als hätten ein¬ 
zig die Nationalsozialisten Gewaltbereitschaft an den Tag ge¬ 
legt 259 . Das damals zu Preußen gehörende Altona war eine Hoch¬ 
burg der KPD. Deshalb plante die NSDAP für den 17. Juli eine 
Demonstration durch die Altstadt. Man rechnete mit ca. 10 000 
Teilnehmern aus Süd-Holstein, Hamburg und von der Standarte 
31, die in Altona beheimatet war. Das Risiko einer solchen Veran¬ 
staltung war allen Beteiligten bewußt. Bereits zuvor waren natio¬ 
nalsozialistische Demonstrationen in Arbeitervierteln stets von 
Kommunisten angegriffen worden und hatten auf der anderen 
Seite SA-Leute Kommunisten, die den Demonstrationszügen 
»Heil Moskau« entgegen geschrieen hatten, zusammengeschla¬ 
gen. Wer aufmerksam die Zeitungen studierte, ahnte eine Ent¬ 
ladung des gegenseitigen Hasses. »Am morgigen Sonntag wird die 
braune Mordpest der SA mit Zustimmung des sozialdemokrati¬ 
schen Polizeipräsidenten Eggerstedt in Altona marschieren. Der 
Massenselbstschutz der antifaschistischen Aktion muß in erhöhter 
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Alarmbereitschaft gemeinsam mit dem gesamten klassenbewuß¬ 
ten Proletariat Altonas dafür sorgen, daß Altona kein zweites 
Eckernförde wird.« 260 Damit erinnerten die Kommunisten an 
einen Zusammenstoß in der holsteinischen Kleinstadt, bei der 
wenige Tage zuvor zwei Landarbeiter von SA getötet worden wa¬ 
ren. Die Politische Polizei registrierte bei den Kommunisten die 
Vorbereitung von Maßnahmen gegen den Umzug. 

Als der von der Polizei geschützte Zug der SA sich den engen 
und verwinkelten Straßen der Altonaer Altstadt näherte, wurde 
zum erstenmal auf Polizeibeamte geschossen. In der Altstadt 
waren von den Kommunisten Barrikaden errichtet worden. Von 
dort wurde das Feuer auf Polizei und SA eröffnet. Die Polizei rea¬ 
gierte dementsprechend. Nun wurde von Dächern, Baikonen und 
aus Fenstern auf den vorbeimarschierenden SA-Sturm geschos¬ 
sen. Der SA-Mann Koch starb sofort, einige seiner Kameraden 
wurden schwer verletzt. Die Polizei stand zwischen den Fronten. 
Durch Verstärkung ihrer Verbände gelang es ihr zu verhindern, 
daß die aufgebrachte SA in die Häuser und Wohnungen eindrang, 
aus der die Schüsse gekommen waren. Bis in die tiefe Nacht kam 
es immer wieder zu Schußwechseln zwischen der Polizei und kom¬ 
munistischen Gegendemonstranten. Insgesamt forderten die Aus¬ 
einandersetzungen 18 Tote. Am folgenden Tag schon entschloß 
sich die Reichsregierung zu einem Demonstrationsverbot im 
Reich, und wiederum zwei Tage später nahm die Regierung von 
Papen die Ereignisse in Hamburg zum Anlaß, die trotz der Wahl¬ 
niederlage immer noch amtierende sozialdemokratisch geführte 
Regierung in Preußen durch einen Reichskommissar zu entmach¬ 
ten. Während man heute der Polizei ein zu hartes Durchgreifen 
gegenüber den Kommunisten vorwirft, war die Stimmung in der 
Öffentlichkeit damals eine ganz andere. Bei den meisten Polizei¬ 
beamten dürften die Ereignisse von Altona nicht eben Sympa¬ 
thien für den Kommunismus geweckt haben 261 . 

Dennoch zeigte sich bei Wahlergebnissen in Polizeikasernen, 
daß die Kommunisten keineswegs ohne Rückhalt bei den von 
ihnen angefeindeten Polizeibeamten waren. In ihren Berliner 
Hochburgen konnte die KPD bei der Reichstagswahl des Jahres 
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1930 sogar mehr Stimmen gewinnen als die NSDAP. Zumeist 
wählte die Polizei in Berlin jedoch die SPD 262 . Die Zahl der An¬ 
hänger der NSDAP in der Berliner Schutzpolizei betrug etwa 200 
bis 300 Mann. Beispiele für bewußte Pflichtvergessenheit beim 
Vorgehen gegen nationalsozialistische Demonstranten kamen 
äußerst selten vor 263 . 

Neben der Hetze gegen die Polizei wurde von der Reichsleitung 
des ATBD besonderer Wert auf die Versorgung der Agit-Prop- 
Gruppen mit antireligiösenTexten gelegt. In Zusammenarbeit mit 
den Freidenkergruppen bestand die kulturpolitische Arbeit darin, 
»die Schwarzröcke aller Konfessionen mit Erfolg zu bekämpfen 
und die Arbeiter, ihre Frauen und Kinder von dem Opium des reli¬ 
giösen Aberglaubens zu befreien« 264 . Die Sprache der Lieder der 
»Gottlosen«, wie sich eine der Gruppen nannte, verletzte die reli¬ 
giösen Gefühle weiter Kreise der Bevölkerung. DieTexte zeichne¬ 
ten sich nicht durch Feinsinnigkeit, sondern durch einfache, zur 
Gewalt aufrufende Formulierungen aus: »Wenn es geht zum gro¬ 
ßen Stürmen, / Muß die Priestermacht vergehen, / Bis von allen 
Kirchentürmen / Unsere roten Banner wehen. / Dann fliegt der 
Pfaffe raus / aus dem Gotteshaus! / Wir machen ein Kulturhaus / 
Für das Volk daraus!« 265 

Bei den Gottlosenabenden traten Agit-Prop-Gruppen auf, die 
dem Marxwort, demzufolge Religion Opium für das Volk sei, Gel¬ 
tung verschafften. Betrunkene Priester, die sich mit leichten Mäd¬ 
chen vergnügten, ein ebenfalls Alkohol trinkender »Gott« und der 
»Herr Ausbeuter« versuchten in dieser blasphemischen Revue ge¬ 
meinsam den Widerstand der Arbeiter zu brechen. Die Arbeiter 
aber erkannten die wahren Interessen der unmoralisch Handeln¬ 
den und verprügeln am Ende ihre Unterdrücker 266 . 

Für die KPD war die Kirche Träger des Faschismus. In Italien 
habe der Papst den Schulterschluß zu Mussolini vollzogen. Im 
»Kreuzzug der Gebete« des Vatikan, der die Verbrechen der 
Sowjetunion gegenüber Priestern anprangerte, erblickten die 
Kommunisten wüste antibolschewistische Hetze und ein Zeichen 
dafür, daß die Kirche zusammen mit den faschistischen Kräften 
den Krieg gegen die Sowjetunion vorbereite. 

272 



Die Attacken von kommunistischer Seite gegen die Kirche er¬ 
lebten im Sommer 1930 einen ersten Höhepunkt. Versuche, christ¬ 
liche Gottesdienste besonders an den Hauptfeiertagen zu stören 
und sogar Kirchen zu beschädigen, richteten die Aufmerksamkeit 
der Polizei auf die »Kulturpropaganda« der KPD. Denn auch auf 
dem Gebiet der Kultur war die KPD bestrebt, alle mit ihr sympa¬ 
thisierenden Kräfte zum Kampf gegen die »Kulturreaktion« zu 
bündeln 267 . Bereits eine grobe Durchsicht der Schriften des Ver¬ 
bandes proletarischer Freidenker Deutschlands (VpFD) hätte 
genügt, um den Beweis zu erbringen, daß von parteipolitischer 
Neutralität bei dieser Organisation keine Rede sein konnte. »Ent¬ 
scheidend für uns als proletarische Freidenker aber ist, daß die 
KPD den Kulturkampf als unmittelbare und notwendige Klassen¬ 
kampfarbeit organisch in das ganze Gebäude der revolutionären 
Betätigung und Organisiertheit miteinfügt [...] Die proletari¬ 
schen Freidenker stellen sich deshalb unter die politische Führung 
der KPD, der einzigen wirklichen Arbeiterpartei.« 268 

Dachorganisation für alle proletarischen Kulturorganisationen 
war die »Interessengemeinschaft für Arbeiterkultur« (IfA) 269 . 
Unter der Losung »Kulturkampf ist Klassenkampf« veranstaltete 
sie vom 15. Februar bis zum 15. März die IfA-Schau. Vorbild für 
den Kirchenkampf war die sowjetische Kirchenpolitik der vergan¬ 
genen Jahre. Auch die deutsche Gottlosenvereinigung schickte 
Delegierte nach Rußland, die nach ihrer Rückkehr in Lichtbilder¬ 
vorträgen über das Vorgehen der Sowjetregierung gegen die Kir¬ 
che berichteten 270 . Mit Hilfe sowjetischer Plakate und Postkarten 
wurde das breite Spektrum der antireligiösen Propaganda in Wort 
und Schrift dargestellt. Am 19. März 1930 wurde dann der »Anti¬ 
religionstag« veranstaltet. Arbeiterkorrespondenten gingen in die 
Gottesdienste und notierten sich Namen von Priestern, die sich 
angeblich zu »verbrecherischen Lügen gegen die Sowjetunion« 
hergegeben hatten. Später sollten die Inskribierten zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden. Im ganzen Reich kam es zu Kirchenschän¬ 
dungen, als RFB-Männer die Wände von Gotteshäusern mit kom¬ 
munistischen Parolen bepinselten. So waren beispielsweise in gro¬ 
ßen, roten Lettern an das Portal der Sebastianskirche im Norden 
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Berlins folgende Sätze gemalt: »Nieder mit den Pfaffen!« »Wir 
schützen die Sowjetunion!« »Religion ist Opium für das Volk!« 271 
Die Germania veröffentlichte daraufhin einen Aufruf der Zen¬ 
trumspartei gegen die »Christushasser und Kirchenzerstörer«. 
Warnend erinnerte man an die Kirchenverfolgung im bolschewisti¬ 
schen Rußland. Gotteshäuser mit wertvollen Kunstschätzen seien 
dort zerstört, die Arbeitsruhe an kirchlichen Feiertagen verboten 
worden. Schulkinder würden am Kirchenbesuch gehindert, Prie¬ 
ster aller Bekenntnisse würden in die Gefängnisse geworfen, zu 
Zwangsarbeit verurteilt oder in die Verbannung geschickt. »Wir 
rufen unsere Freunde im Lande auf, die ungeheure Gefahr zu 
erkennen, die mit dem unerhörten Vorgehen in Rußland für die 
gesamte Kulturwelt heraufzieht. Wir bitten sie, den mannigfachen 
Versuchen, solche Gedanken und Bewegungen in unser deutsches 
Volk einzuschleppen und in ihm zu verbreiten, klar bestimmt und 
überall entgegenzutreten.« 272 In seinen Berichten über die sowje¬ 
tische Kirchenpolitik unterschied sich das Zentrumsorgan nur un¬ 
wesentlich vom Völkischen Beobachter. Die nationalsozialistische 
Parteizeitung prangerte die kirchenfeindliche Haltung der Sowjet¬ 
union häufig an, beklagte beispielsweise die Verbrennung von 
2 000 Heiligenbildern und die Schließung der Kirchen und Mo¬ 
scheen 273 . Augenzeugen berichteten über die »Bekämpfung der 
Religion im Sowjetparadies«. Geistliche, die sich gegen die Poli¬ 
tik Stalins äußerten, hätte GPU verhaftet und beseitigt. Überall 
könne man in Deutschland die Vorboten der Kirchenverfolgung 
bemerken 274 . 

Die KPD setzte ihre antikirchlichen Aktionen fort. Auf einer 
am 11. Mai in Berlin abgehaltenen Konferenz wurden die KPD- 
Mitglieder dazu aufgerufen, ihre Kinder vom Religionsunterricht 
abzumelden und selbst aus der Kirche auszutreten. Aufsehen 
erregte die »Antikirchen-Ausstellung« des VpFD vom 13. bis 
19. Oktober 1930 mit Bildern, die zum größtenTeil der russischen 
Gottlosen-Zeitung entnommen worden waren. Wegen Blasphemie 
beschlagnahmte die Polizei einige Bilder. Eines davon zeigte 
Papst Pius XI. auf einem Kanonenrohr sitzend, mit einem Strick 
über der Schulter, abgehauenen Köpfen auf dem unteren Teil des 
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Bildes und einem Galgen im Hintergrund, an dem Menschen bau¬ 
melten. Die Bildunterschrift lautete: »Wir müssen unsere Kräfte 
vervielfachen, um dieser schrecklichen Verfolgung vieler Priester 
der russisch-katholischen Kirche Einhalt zu bieten und die Bevöl¬ 
kerung von der furchtbaren Verdammnis zu retten.« 275 In einer 
»Gottlosen-Revue« war Gott ein Alkoholiker, der mit Ausbeutern 
und Nationalsozialisten unter einer Decke steckte. In der zwei 
Stunden dauernden Vorführung wurden kirchliche Gebräuche 
und religiöses Empfinden verhöhnt. Die im Ruhrgebiet aktive 
Propagandatruppe »Blaue Hose« ließ einen evangelischen und 
einen katholischen Priester sowie einen jüdischen Rebbe auf- 
treten, die auf religiöse Melodien Texte sangen, die eine angeb¬ 
liche Feindschaft der Kirchen zum Proletariat zum Ausdruck 
brachten. Daraufhin wurden sie von Kommunisten verhauen und 
von der Bühne geschmissen 276 . 

Noch größeren Anklang fanden die »Feiern der Kulturrevolu¬ 
tion« des VpFD. Ihr Vorbild war die Kulturrevolution in der 
Sowjetunion, deren Gedanken und Erfolge den deutschen Werk¬ 
tätigen nahegebracht wurden. Dazu war der Veranstaltungssaal 
fast vollständig mit rotemTuch ausgeschlagen. An der Frontwand 
hing ein großer, roter Stern, an der Rückwand überdimensionale 
Porträts von Marx und Lenin. Auf Tischen lagen antireligiöse Bro¬ 
schüren und Postkarten, an den Wänden prangten Parolen. Von 
der Leitung des VpFD war ein Notar angestellt, der kostenlose 
Kirchenaustritte vornahm. Direkt daneben befand sich ein 
Stand, der Propaganda für die »Antiweihnachtskampagne« 
machte. Das Programm einer solchen Versammlung gestaltete 
sich folgendermaßen. Zunächst wies der Veranstaltungsleiter 
unter den Klängen proletarischer Musik auf den entbrannten 
Kulturkampf hin. Nach dem gemeinschaftlichen Singen von Re¬ 
volutionsliedern wurden Lenin-Worte rezitiert. Gesang und 
Wörtbeiträge wechselten einander ab und dürften den Zuhörer 
nicht unbeteiligt gelassen haben. Abschließend wurde zum be¬ 
dingungslosen Kampf gegen die »Popen« aufgerufen, die als 
Verbündete der Kulaken den Sozialismus mit allen Mitteln be¬ 
kämpften 277 . 
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Hand in Hand mit der IfA arbeitete die Auslandspropaganda 
der Kommunistischen Internationale und der Roten Gewerk¬ 
schafts-Internationale bzw. der sowjetische »Verband der streit¬ 
baren Gottlosen«. Dieser Verband verfügte über einen eigenen 
Moskauer Rundfunksender, der in deutscher Sprache zu Themen 
wie »Antireligiöse Arbeit in der Schule« berichtete. Die sowje¬ 
tische »Antireligiöse Radio-Bundesuniversität« wurde aus Staats¬ 
geldern finanziert 278 . Seit 1930 begnügte sich der Moskauer Ge¬ 
werkschaftssender nicht mehr mit der Schilderung angeblicher 
Erfolge Sowjetrußlands, sondern versuchte in seinen Sendungen 
in deutscher Sprache unter Verwertung innenpolitischer Vor¬ 
gänge, die deutschen Hörer aktiv zu beeinflussen 279 . 

Übertritten von Kirchenleuten zur KPD, wie dem des Mannhei¬ 
mer Stadtpfarrers Erwin Eckert oder dem des Mitarbeiters der 
»Zentralstelle des Volksvereins für das katholische Deutschland« 
Paul van Leewen wurde große Beachtung geschenkt 280 . Doch sie 
bildeten die große Ausnahme. Insgesamt war die katholische wie 
die protestantische Kirche aus recht verständlichen Motiven von 
einem entschiedenen Antibolschewismus durchdrungen. Von der 
Gottlosenbewegung wurde die Gegenpropaganda der kirchlichen 
Organisationen genau registriert. Um die arbeiterfeindliche Hal¬ 
tung der Kirche zu beweisen, setzte sich die Gottlosenbewegung 
mit den Reaktionen der internationalen römisch-katholischen 
Kirche auseinander, die sich gegen die Religionsverfolgungen in 
der Sowjetunion und die bolschewistische Zerstörungsarbeit der 
Freidenkerbewegung in Deutschland richtete. Der evangelischen 
Kirche, die angeblich besonders heftig von Kirchenaustritten 
betroffen wurde, warf man vor, den Schulterschluß mit dem Fa¬ 
schismus vollzogen zu haben. Tatsächlich erschienen im Berliner 
Eckart-Verlag zahlreiche Schriften der evangelischen Kirche, die 
auf die Gefährlichkeit der Gottlosenbewegung hinwiesen. Titel 
wie »Lenin anti Christus« (von KarlThemel), »Wider die Gott¬ 
losigkeit!« (von Iwan Iljin), »Rußland von gestern - Deutschland 
von heute« (von Eduard Trenkel), »Stalins Endziel: Keinen Be¬ 
sitz, keine Ehe, keine Kirchen, keinen Glauben« wiesen auf die 
Gefährlichkeit des sowjetischen Einflusses für die Kirche hin. 
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Während die KPD mit Ausnahme Eckarts keinen Anklang bei 
protestantischen Pfarrern fand, war es keine Seltenheit, Pfarrer 
auf Versammlungen der NSDAP sprechen zu hören. Ein prote¬ 
stantischer Geistlicher begründete sein Eintreten für die National¬ 
sozialisten mit der Ablehnung des internationalen Gedankens der 
KPD. Der Nationalsozialismus sei die letzte Gnadenfrist Gottes 
und das letzte Bollwerk gegen die kommende Christenverfol¬ 
gung, deren Vorläufer sich jetzt schon mit den Bolschewisten in 
Deutschland eingebürgert hätten 281 . 

Nach dem Vorbild des sowjetrussischen Kindertheaters »Sahte- 
nik«, das mit der Zeitschrift für Massenarbeit unter den Kindern in 
Verbindung stand, wurden auch im deutschen kommunistischen 
Kinderverband, dem Jungspartakusbund, eigene Spieltruppen zu 
Agitationszwecken gebildet 282 . Gruppen wie die »Roten Lanzen« 
oder die »RotenTrommler« riefen in ihren Kinderveranstaltungen 
zu bewaffneter Gewalt auf. In der Szene »Was Karlchen Schlau¬ 
meier träumt« stellten die »Roten Trommlern-Solingen« dar, wie 
der Lehrer, der »Pfaffe«, der Faschist, der SPD-Mann, der Berli¬ 
ner Polizeipräsident Zörgiebel und der Kapitalist vom Teufel ge¬ 
holt werden. Dabei sprach der Sprechchor entsprechende Texte 
wie »Haut ihn! Schießt ihn! Nieder mit Zörgiebel«. Am Schluß der 
Szene wacht Karlchen auf und fragt sich, ob er dies alles nur ge¬ 
träumt hat. »DerTeufel wird sie nicht holen, sondern die Arbeiter 
werden die Waffen ergreifen und alle Feinde der Arbeiter vernich¬ 
ten - und dann sind wir frei.« 283 

Spezielle Agit-Prop-Gruppen waren mit der Bearbeitung von 
Kindern betraut. Bei Kinderfesten sangen sie Lieder, die in der 
Aufforderung gipfelten, mit dem Bürgertum in blutiger Schlacht 
abzurechnen. Es hieß zum Beispiel: »Wenn auf Barrikaden rote 
Fahnen glühn, wir die Waffen laden in Berlin, donnern aus dem 
Wölkenflor krachende Geschwader vor«; oder: »DerTag ist nicht 
mehr weit, seid bereit! Mit blutiger Melodie, wir schüren, wir 
hetzen zum Klassenkampf, die Fäuste stoßbereit, einen Tritt in 
den Leib der Bourgeoisie, mit der Knarre in der Hand, wir sind 
der Zukunft Jugend, zum Kampfbereit.« 284 

Auf der IV. Internationalen Konferenz der Leiter der Kommu- 
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nistischen Kinderverbände im September 1929 in Moskau wurden 
auf dem Wege von Resolutionen ausführliche Anweisungen für 
den Aufbau und die Aktivierung der Kommunistischen Kinder¬ 
organisationen gegeben. Durch ein Netz von Vertrauensleuten 
sollte das Schwergewicht der Organisationsarbeit auf die Schulen 
gelegt werden. Deren Aufgabe bestand in der »Erziehung zur pro¬ 
letarischen Wehrhaftigkeit«, deren wichtigstes Element die 
Schießausbildung sein sollte. Gelernt wurden solche Dinge in den 
»Woroschilow-Ferienlagern« des Jung-Spartakus. Durch manö¬ 
verartige Geländespiele und militärähnliche Nachtübungen wur¬ 
den bereits dreizehnjährige Kinder auf den Klassenkampf vorbe¬ 
reitet. Lehrmeister eines im Juli 1929 beiTemplin stattfindenden 
Lagers war Max Holz 285 . 

Die 3. Reichsleiterschule des Internationalen Spartakus-Bundes 
(ISB), die vom 28. Dezember 1929 bis zum 10. Januar 1930 in Halle 
tagte, stellte die Weichen dafür, um die Forderungen der Moskauer 
Konferenz umzusetzen. Das Programm dieser Tagung umfaßte die 
Darlegung der wichtigsten Probleme der KPD und des KJ VD sowie 
die Anwendung neuer Formen und Methoden der Massenarbeit. 
Den Leitern wurden in einem Militärzirkel Fragen der kommunisti¬ 
schen Kampferziehung nahegebracht: Die »Bearbeitung des Kom¬ 
mandoreglements« war ebenso wichtig wie die Erlernung des 
Morsealphabets oder die technischen Einzelheiten eines Maschi¬ 
nengewehrs. In einem militärischen Geländespiel wurden die Ju¬ 
gendlichen auf den letzten Entscheidungskampf im Bürgerkrieg 
vorbereitet. Auswirkungen dieser vormilitärischen Ausbildung, 
die unter dem Namen »Anwendung einer offensiveren Taktik im 
Schulkampf« firmierte, zeigten sich beim Berliner Schulstreik im 
April 1930, bei dem durch Demolierung von Schulräumen seitens 
der Kinder in einer Neuköllner Schule ein Schaden von fast 
110 000 Mark verursacht wurde 286 . Am Stahlhelmtag in Breslau 
traten Kinder alsTäter in Erscheinung. Sie waren von kommunisti¬ 
schen Funktionären angeleitet worden, Fenster, aus denen 
schwarz-weiß-rote Flaggen hingen, zu zertrümmern 287 . 

Die ersten Erfolge der Agitationsarbeit bestärkten die Komin¬ 
tern in ihren Bemühungen. In einem ausführlichen Aufruf forderte 
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der 1. Weltkongreß der Arbeiterkinder in Moskau, an dem Delega¬ 
tionen aus der ganzen Welt teilnahmen, eine Verstärkung der passi¬ 
ven Resistenz in den Schulen. Die Minderjährigen sollten sich 
gegen die Regierungen der kapitalistischen Länder zum Schutz 
der Sowjetunion, zum »letzten Krieg der Proletarier gegen die 
Bourgeoisie« bewaffnen. Als Gegengewicht gegen die »militäri¬ 
sche Ausbildung für die Interessen der besitzenden Klasse muß 
die Pionierorganisation die Frage der Erziehung zur roten Wehr¬ 
haftigkeit stellen. Durch Massenspiele, Aufmärsche, Lager, Orga¬ 
nisierung verschiedener Zirkel [...] müssen breite Massen der 
Kinder in diese Arbeit miteinbezogen werden.« 288 

Betrachtet man den Begriff »Antikriegsarbeit« für sich allein, 
dann könnte der Eindruck entstehen, die KPD sei generell ein 
Feind jeder Konfliktlösung mit Gewalt. Doch die aus dem negati¬ 
ven Kriegserlebnis des Ersten Weltkrieges erwachsene Kriegsgeg¬ 
nerschaft unterschied sich wesentlich vom Pazifismus, wie er 
gerade unter den Intellektuellen Westeuropas weit verbreitet war. 
Anders, als das Schlag wort von der »Antikriegsarbeit« inten¬ 
dierte, war man nicht generell gegen Krieg, sondern gegen den im¬ 
perialistischen Krieg der Bourgeoisie gegen die »friedliebende« 
Sowjetunion. Nach LeninsTheorie war Krieg vor der völligen Ab¬ 
schaffung des Kapitalismus und dem Übergang zur sozialistischen 
Gesellschaft eine unvermeidliche Erscheinung. Wesentlich war 
der Klassencharakter von Kriegen, während die Schuldfrage 
keine Rolle spielte. Der im bewaffneten Aufstand einmündende 
Bürgerkrieg war die natürliche Weiterführung des Klassen¬ 
kampfes 289 . 

Das Präsidium der Komintern stellte Richtlinien über die Orga¬ 
nisierung von Straßenkundgebungen durch die kommunistischen 
Parteien Europas auf. Trotz behördlicher Verbote sollte am 
1. August demonstriert werden 290 . Wieder und wieder wurde auf 
Kundgebungen behauptet, der Westen plane einen Eroberungs¬ 
krieg gegen die Sowjetunion. Im »Bund der Freunde Sowjetruß¬ 
lands« wurde der latente Pazifismus namhafter Intellektueller in 
den Dienst der Interessen der Sowjetunion gestellt 291 . Seit 1929 
entfachte die Komintern mit Hilfe der kommunistischen Parteien 
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in anderen Ländern eine Kampagne, um zahllose Nichtkommuni¬ 
sten für die sowjetische Sache einzuspannen. Aus Anlaß der in 
Rußland durchgeführten Prozesse gegen »Schädlinge des Volkes« 
gründete Münzenberg ein »InternationalesVerteidigungskomitee 
für die Sowjetunion - gegen die imperialistischen Kriegstreiber«. 
Im Gründungsaufruf wurden die in den Moskauer Prozessen Ver¬ 
urteilten bezichtigt, als Agenten der Imperialisten die Konterrevo¬ 
lution vorbereitet zu haben 292 . Die Verurteilung angeblicher Be¬ 
strebungen des Bürgertums, die Weltwirtschaftskrise durch einen 
Eroberungskrieg zu beseitigen, ging einher mit der Glorifizierung 
der Taten der Roten Armee. 

Die Rote Armee der Sowjetunion war keine Armee wie andere, 
sondern sie bezeichnete sich selbst als »Kampftruppe der Weltre¬ 
volution«. Ihr Wesen war international. Deshalb mußte sie, folgt 
man der kommunistischen Dialektik, für die Sicherung des Welt¬ 
friedens »ihre ganze Kraft in den Dienst der internationalen prole¬ 
tarischen Revolution stellen«. 293 Zumindest im militärpolitischen 
Schulungsmaterial existierten Strategien über das Verhalten der 
Roten Armee im Kriegsfall, die bemerkenswerterweise recht 
genau mit dem späteren Vorgehen der Sowjetunion im Krieg über¬ 
einstimmten. Da ein Angriff der kapitalistischen Staaten eine 
definitive Annahme der sowjetischen Strategie gewesen war, 
fühlte man sich politisch stets in der Defensive. »Militärisch darf 
das jedoch keinesfalls bedeuten, die Sowjetunion wartet ab, bis 
der Feind ins Land eindringt, militärisch kann die Verteidigung 
nur geführt werden mit der kühnsten Offensive. [...] Die offen¬ 
sive militärische Verteidigung erfordert das Vordringen der Roten 
Armee im Norden durch Südfinnland, Estland und Lettland bis an 
die Ostsee, im Süden die Besetzung von Bessarabien. Durch diese 
Maßnahmen wird zugleich Polen in seinen beiden Flanken be¬ 
droht werden, ja, die Rote Armee in unmittelbarer Nähe der deut¬ 
schen Grenze in Ostpreußen stehen.« 294 

Das Wort »Antikriegsarbeit« enthüllt nur in Verbindung mit 
dem Adjektiv revolutionär die tatsächlichen Absichten der kom¬ 
munistischen Bewegung. Im Rundschreiben »Rote Mobil¬ 
machung gegen den Krieg!«, vermutlich von der Bundesführung 
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des verbotenen RFB herausgegeben, werden die eigentlichen In¬ 
tentionen klar. Um den Kampf gegen Kriegsrüstungen und impe¬ 
rialistische Kriege zu führen, mußte der Bürgerkrieg, der bewaff¬ 
nete Aufstand im eigenen Land organisiert werden 295 . Der Schutz 
der Sowjetunion könne nur gewährleistet werden durch die Be¬ 
kämpfung der kriegstreiberischen Gruppe im eigenen Land. »Die 
Aufgabe des revolutionären Proletariats und Jungproletariats ist 
es, gegen den imperialistischen Krieg, für die Verteidigung der 
Sowjetunion zu kämpfen. Diese Aufgabe kann man nur erfüllen 
im Kampfe gegen die Bourgeoisie im eigenen Land.« 296 Diese 
Arbeit wurde auf allen Ebenen geleistet, denn in allen Bereichen 
gab es nach Auffassung der KPD Hinweise auf einen bevorstehen¬ 
den Krieg. Selbst in Gemeindetagen und Stadtparlamenten wurde 
Stimmung gegen die »imperialistischen Kriegsvorbereitungen« 
gemacht. In dieser eigenwilligen Sicht dienten alle Aufwendungen 
des Staates für seinen Machtapparat der Beeinflussung der Bevöl¬ 
kerung für einen Krieg gegen die Sowjetunion 297 . 

Ein vom EKKI besonders hervorgehobenes Element der Anti¬ 
kriegsarbeit war die Tätigkeit der Arbeiterkorrespondenten, die 
letztlich nichts anderes waren als Spione und sich auch selbst so 
bezeichneten. Besonders belobigt wurden beispielsweise die Ar¬ 
beiterkorrespondenten der Hamburger Volkszeitung, die Tag für 
Tag Berichte über Produktion oder Transport von Kriegsmaterial 
lieferten 298 . Kriegsvorbereitungen der westlichen Welt versuchte 
man durch »Enthüllungen« dieser Art stets aufs neue zu beweisen. 
Zugleich aber erleichterten die Berichte auch die Arbeit der so- 
wj etischen Auslandsspionage. 

Doch mit den Berichten der Arbeiterkorrespondenten allein 
war es noch nicht getan. Antikriegsarbeit sollte in Aktionen über¬ 
führt werden. »Es ist eine Ehrenpflicht der Partei, daß wir über 
die bisherige bloße Enthüllungskampagne gegenüber Kriegs¬ 
rüstungen und Kriegslieferungen zu wirklichen Aktionen und 
Kampfmaßnahmen, zu Streiks usw. gelangen, die der praktischen 
Verhinderung dieser Kriegsvorbereitungen dienen.« 299 Obwohl es 
der KPD wegen ihrer offenkundigen Schwäche in den Betrieben 
nicht gelang, die Belegschaften der Rüstungsindustrie für gemein- 
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same Antikriegsaktionen zusammenzubringen, ist es bemerkens¬ 
wert, wie die Kommunisten selbst kleinste Teilerfolge agitatorisch 
nutzten. Die Weigerung Magdeburger Munitionsarbeiter, einen 
Transportauftrag nach Japan durchzuführen, die Verwechslung 
der Lieferscheine für Kriegsmaterialien eines chemischen Betrie¬ 
bes in Bielefeld, die Vernichtung von angeblich als Haushaltsgerä¬ 
ten getarnter Munition in Leipzig waren Beispiele für den erfolg¬ 
reichen revolutionären Kampf gegen Kriegsproduktion 300 . »Mas¬ 
senaktionen« - wie behauptet - sind dies jedoch nicht gewesen. 
Auch den Aufrufen zu den Antikriegsdemonstrationen, die jedes 
Jahr am 1. August stattfanden, folgten nur wenige. Dort war vom 
russisch-chinesischen Krieg als Beweis für die Kriegsgefahr die 
Rede. Aber interessierte dies den einfachen Arbeiter wirklich? 301 

Streicht man alle Ideologie weg, so kann man zu dem Schluß 
kommen, die deutschen Kommunisten schienen nichts weiter als 
nützliche Idioten gewesen zu sein, die im Dienste der Sowjetunion 
Politik gegen die Interessen ihres Landes betrieben. Sie stritten 
für die Verteidigung eines fremden Landes, indem sie unter Ge¬ 
fahren gegen die eigene Staatsmacht kämpften. Der Kampf für 
die Weltrevolution war gerechtfertigt, nationale Interessenkriege 
dagegen verwerflich. Doch diese Unterscheidung zwischen 
»bösen« imperialistischen und »guten« bolschewistischen Kriegen 
wollte den Nationalsozialisten nicht einleuchten. Eine Zeichnung 
im Angriff zeigte den zerfetzten Leichnam eines Soldaten. War 
dies nun ein von »imperialistischen oder von bolschewistischen 
Granaten zerfetzter Körper«, fragte die Bildunterschrift 302 . 


Illegaler Apparat 

Keine Unterorganisation der KPD ist so legendenumwoben und 
gleichzeitig so wenig erforscht wie der Geheimapparat der KPD. 
Im Kern war der illegale Apparat ein Nachrichtendienst. Aber 
gleichzeitig unterstützte der Geheim-Apparat die Arbeit der 
Kampfverbände. Insofern war er das entscheidende Verbindungs¬ 
glied zwischen der Vorbereitung von Gewaltaktionen und der 
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Agitproparbeit. Häufig wurde er in der Öffentlichkeit als deutsche 
GPU bezeichnet 303 . Da selbst nach Auswertung der Polizeiakten 
Größe und Arbeitsweise des M(Militär)-Apparates nicht in den 
richtigen Proportionen dargestellt werden können, läßt sich ein 
abschließendes Urteil über die Organisation nicht fällen. 

Um sich vor dem Zugriff der Polizei zu schützen, änderten die 
Kommunisten ständig die Bezeichnung für ihre geheime Kader¬ 
organisation. Konspiration war bei allen Aktionen oberstes Gebot. 
Durch Polizeiakten konnte deshalb nur ein sehr unvollständiges 
Bild entstehen, welches sich nicht unwesentlich aus Gerüchten 
und Teilinformationen zusammensetzt. Die konspirative Vorge¬ 
hensweise hat bis heute entscheidende Folgen. Denn diesem Um¬ 
stand ist es zu verdanken, daß die ehemaligen Mitglieder des 
Apparates sich bis auf wenige, allerdings zum Teil aufschlußreiche 
Ausnahmen, stets an die Geheimhaltungspflicht hielten 304 . 

So geheimnisumwittert der Geheimapparat gewesen ist, so we¬ 
nig scheute sich die KPD, mit seiner Existenz zu drohen. Ohne 
auf Details einzugehen, schilderte die Rote Fahne die Aufgaben 
der »deutschen GPU« 305 . Heinz Neumann hatte in einer für die 
Organisationsarbeit maßgeblichen Schrift die Aufgaben des M- 
Apparates Umrissen: »Die Kommunistische Partei braucht nicht 
erst im Augenblick des bewaffneten Aufstandes, im offenen 
Machtkampf, militärische Formationen, sondern sie muß auch in 
der friedlichem Zeit der Vorbereitung auf den Machtkampf ihre 
Verteidigungsorgane haben. Sie muß wissen, wo sich die Polizei¬ 
wachen und Kasernen, die Positionen und Kräfte des Gegners be¬ 
finden. Sie muß die militärisch wichtigen Betriebe und den Gang 
ihres Fabrikationssystems kennen. Sie braucht einen Nachrichten¬ 
dienst zur schärfsten Beobachtung des Gegners. Sie muß ihre Ver¬ 
sammlungen und Demonstrationen, die leitenden Organe der Par¬ 
tei und das Parteieigentum schützen. Sie muß Provokateure und 
Spitzel, besonders die Betriebsspitzel, unmöglich machen. Sie 
muß gegen Faschisten, republikanische Terrorbanden und organi¬ 
sierte Streikbrecher kämpfen.« 306 Geburtszeugnis des illegalen 
Geheimapparates waren die vom zweiten Weltkongreß der Kom¬ 
intern formulierten 21 Punkte. Darin hatten sich unter legalen 
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Bedingungen tätige Parteien zu verpflichten, einen illegalen Orga¬ 
nisationsapparat aufzubauen, »der im entscheidenden Augen¬ 
blick der Partei behilflich sein wird, ihre Pflicht gegenüber der 
Revolution zu erfüllen« 307 . 

Eine Organisation innerhalb der Komintern, über die kein 
Kommunist in der Öffentlichkeit sprechen durfte, war die OMS 
(Otdel Meschdunarodnoi Swjasij), die Abteilung für Internatio¬ 
nale Verbindungen bei der Komintern. Geleitet wurde sie von 
Ossip Pjatnitzkij. Unter Kontrolle der OMS wurde der »Apparat« 
aufgebaut. Aus den Resten der von Ernst Däumig Anfang der 
zwanziger Jahre aufgebauten Terrorgruppen entstand der ge¬ 
heime Selbstschutzverband der KPD, der M-Apparat. Der erste 
Leiter hieß Hugo Eberlein. Der Sowjetkommissar Jozef Unzlicht 
leitete von Moskau aus eine Gruppe von 24 sowjetischen Bürger¬ 
kriegsexperten, die im Januar 1923 in Deutschland auftauchten 308 . 
Kein Zweifel, Moskau setzte alles daran, den Aufbau einer Roten 
Armee zu forcieren. Sowjetische Berater, die im Russischen Bür¬ 
gerkrieg und bei der Durchsetzung des »Roten Terrors« ihre 
Erfahrungen gesammelt hatten, übten die Befehlsgewalt in der 
Militärpolitischen Organisation aus 309 . Sie zeichneten für die Aus¬ 
bildung der deutschen Revolutionäre verantwortlich, die sich mit 
Haut und Haaren der Bewegung verschreiben und jeden privaten 
Kontakt abbrechen mußten. 

Der treueste Erfüllungsgehilfe war der Leipziger Pastorensohn 
Hans Kippenberger. Im Hamburger Arbeiterviertel Barmbek 
kommandierte er 1923 die »Proletarischen Hundertschaften«. 
Kippenberger wurde von den russischen Beratern nach Moskau 
gebracht und erhielt dort in den kommenden Jahren eine Ausbil¬ 
dung in militärpolitischer Arbeit. Die in Deutschland verbliebe¬ 
nen Genossen des M-Apparates änderten ihre Taktik und verleg¬ 
ten sich nun auf den Ausbau eines Terror-Apparates, der in der 
Presse häufig als »deutsche Tscheka« bezeichnet wurde. Diese 
Terror-Organisation machte es sich zur Aufgabe, Verräter zu liqui¬ 
dieren und Attentate auf prominente Antikommunisten durchzu¬ 
führen 310 . Ein Attentat auf den Chef der Heeresleitung General 
von Seeckt scheiterte in letzter Sekunde. Wenig später hatte man 
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beim Fememord gegen den Friseur Rausch, den man für einen 
Polizeispitzel hielt, mehr Erfolg. 

Nach dem spektakulären Prozeß vor dem Reichsgerichtshof ge¬ 
gen die Fememörder war die Arbeit desTerror-Apparates in den 
folgenden Jahren kaum mehr öffentlich wahrnehmbar. 1927/28 
kehrten Kippenberger und andere in der Sowjetunion ausgebil¬ 
dete sogenannte Militärexperten nach Deutschland zurück. Aus 
den Resten des alten M-Apparates bildeten sie den sogenannten 
AM(Antimilitär)-Apparat. Die Umbenennung sollte die Polizei 
verwirren, hatte aber keinen Einfluß auf die Aufgaben. Die Reste 
des Militärapparates bestanden weiter. Auf ihnen baute der sowje¬ 
tische Geheimdienst einen deutschen Nachrichtendienst auf, der 
sowohl Moskau als auch der deutschen KPD in der Folgezeit wert¬ 
volle Hinweise lieferte 311 . 

Das Hauptquartier des militärpolitischen Apparates lag direkt 
im Karl-Liebknecht-Haus in einem nur über eine Geheimtreppe 
erreichbaren Dachzimmer. Das wichtigste Ressort des in acht Ab¬ 
teilungen gegliederten Apparates war das militärpolitische. Es 
diente der unmittelbaren Vorbereitung des bewaffneten Aufstan¬ 
des. Das militärpolitische Ressort gliederte sich in acht Unter¬ 
abteilungen (Aufbruch-Arbeitskreis, Leitende Kommission, 
NSDAP, Stahlhelm, Redaktion, Stoßbrigade, Nachrichtenfach¬ 
mann und Verbindungsfachmann). Streng illegal hatte die Lei¬ 
tende Kommission zu operieren, in der die Lehren über den be¬ 
waffneten Aufstand von militärischen Fachleuten erörtert und in 
einer volkstümlichen Sprache den Straßenzellen mitgeteilt wur¬ 
den 312 . Folgende Aufgaben hatte der M-Apparat: 1) Zersetzung 
der Schutz-, Kriminal- und Kommunalpolizei sowie der Land¬ 
jägerei durch Herstellen von Zersetzungschriften aller Art; 2) Ein¬ 
schüchterung von mißliebigen Polizeibeamten durch Übersenden 
von Drohbriefen; 4) Warnen von Parteimitgliedern und Beiseite¬ 
schaffung von belastendem Material beim Bekanntwerden polizei¬ 
licher Aktionen; 5) Beobachten von gegnerischen Organisationen; 
6) Sprengwesen. Als Führer des M-Apparates wurden in erster Li¬ 
nie Personen bestimmt, die auf der Kriegsakademie in Moskau 
oder der dortigen GPU-Schule einen Lehrgang absolviert hatten 313 . 
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Die Strategie des M-Apparates glich in den wesentlichen Punk¬ 
ten der der Partei. Parallelen sowohl in personeller wie auch in 
organisatorischer Hinsicht zum Ministerium für Staatssicherheit 
der DDR sind offenkundig. Man könnte den M-Apparat durchaus 
als »Schwert und Schild der Partei« bezeichnen. Bei der Arbeit 
hieß der wichtigste Grundsatz: »Stets und beständig daran zu erin¬ 
nern, daß die gesamten Aktivitäten der Partei letzten Endes auf 
ein Ziel ausgerichtet sein mußten - die Durchführung des bewaff¬ 
neten Aufstandes, zu dessen Vorbereitung ein gut eingespielter 
illegaler Apparat unerläßlich ist.« 314 

Mit dem Ausbau eines ausgedehnten Netzes kommunistischer 
Zellen wurde »Genosse Max« (angeblich ein gewisser Max 
Krampe aus Hannover) betraut. »Genosse Eugen« wurde zum 
Verbindungsmann der geheimen Zellen in den Industriegebieten 
bestimmt und sollte im Sommer 1930 einen vom Rheinland bis ins 
sächsische Industriegebiet reichenden Streik organisieren. Die 
Oberaufsicht über die Arbeit des M-Apparates führte allerdings 
ein Mitarbeiter der »Besonderen Abteilung in der Sowjetbot¬ 
schaft«, einer Abteilung der GPU 315 . 

Anläßlich einer Sitzung im Karl-Liebknecht-Haus befahl Kip¬ 
penberger die intensivere Bearbeitung bestimmter Reichswehr¬ 
kasernen. Die Lage der Kasernen wurde auf Plänen verzeichnet. 
Die von Kippenberger eingesetzten Beobachter notierten alle 
wichtigen Wahrnehmungen. Es sollte festgestellt werden, wie viele 
Soldaten innerhalb und wie viele außerhalb der Kasernen wohn¬ 
ten, wo die Kleider- und Waffen kammer war und welche schweren 
Waffengattungen zur Verfügung standen. Wer nicht mit solchen 
Aufgaben betraut wurde, sollte Zersetzungsarbeit (Vertrieb von 
Zeitschriften, Herstellung von Verbindungen usw.) leisten. Bis 
Ende 1931 wollte Kippenberger diese Lagepläne fertiggestellt wis¬ 
sen 316 . Anschließend ging der zweite Mann der Gegnerarbeit Ernst 
Schneller auf die Arbeit der Nachrichtenabteilung ein, der es 
gelungen sei, mehrere Waffenlager der SA auszuheben. Dennoch 
lasse die Ausbildung noch einiges zu wünschen übrig. In Berlin ver¬ 
füge man über 85 Motorräder und 33 Autos. Gesucht würden noch 
Leute, die in der Lage seien, eine Lokomotive zu fahren 317 . 
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Um die Bekämpfung der Nationalsozialisten mit physischer Ge¬ 
walt und mit den Methoden der Propaganda wirksam durchführen 
zu können, bemühte sich die KPD um eine intensive Beobachtung 
der NSDAP. Der Nachrichtendienst der KPD sammelte kontinu¬ 
ierlich Informationen aus gegnerischen Organisationen. Der Lei¬ 
ter des militärischen Nachrichtendienstes wurde Gegner-Obmann 
(G. O.) genannt und gehörte zusammen mit dem Politischen Lei¬ 
ter zu den wichtigsten Funktionären in der KPD. Die Gegner¬ 
obleute, die teilweise sogar bezahlt wurden, sollten zum einen, 
den Aufgaben eines Nachrichtendienstes entsprechend, Informa¬ 
tionen aus dem feindlichen Lager besorgen, zum anderen die pro¬ 
letarischen Elemente unter den Feinden »zersetzen«. Ein System 
von Karteikarten wurde angelegt. Darin war fein säuberlich ver¬ 
zeichnet, in welchen Straßenzügen Nationalsozialisten, Sozial¬ 
demokraten, Polizeibeamte oder Reichswehrleute wohnten. 
Außerdem registrierte die Gegner-Abteilung Familienstand oder 
Eigenarten der Betreffenden. Aus dem gesammelten Material 
wurden Häuserblockzeitungen oder Zersetzungsschriften für 
Reichswehr oder Polizei zusammengestellt. Die Polizei vermu¬ 
tete, daß die Anweisungen und Richtlinien für den Auf- und Aus¬ 
bau des G.-O.-Apparates von Moskau ausgingen 318 . 

Erschrocken stellten die Gegner-Obleute fest, daß Betriebs¬ 
zellen- und Häuserblockzeitungen der NSDAP auf Befehl von 
Goebbels nach KPD-Muster aufgebaut waren 319 . Im illegal ver¬ 
triebenen Mitteilungsblatt Oktober waren die Richtlinien für die 
Abwehrarbeit abgedruckt. Eine der wichtigsten Aufgaben be¬ 
stand im Ausbau zuverlässiger Verbindungen zum Gegner, durch 
die man sich Übermittlung von genauen Beobachtungen aus Ein¬ 
heiten der SA versprach. Franz Feuchtwanger, der ab September 
1931 das Ressort »faschistische Organisationen« des M-Apparates 
übernahm, erwähnte die hohe Qualität der Informanten gerade 
aus dem nationalsozialistischen Lager. Die internen Rundschrei¬ 
ben der Reichsleitung der SS waren ihm von sein r m Kontaktmann 
direkt zugespielt worden 320 . Um die Zersetzungsarbeit bei den Na¬ 
tionalsozialisten zu fördern, wurden besonders befähigte RFB- 
Männer bei den Nationalsozialisten eingeschleust. Diese Männer 
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wurden aus dem RFB vorher ausgeschlossen, um dann um so 
glaubwürdiger unter der Maske des geläuterten Kommunisten für 
die KPD Propaganda zu betreiben. Angeblich sollen sogar in der 
Führung der SA Spitzel des M-Apparates eingeschleust worden 
sein 321 . Durch den Boykott nationalsozialistischer Geschäftsleute 
leistete der M-Apparat seinen Beitrag zum vielbeschworenen 
»antifaschistischen« Kampf 322 . 

Je nach politischer Situation unterschieden sich Arbeitsmetho¬ 
den des Nachrichtendienstes (ND). In friedlichen Zeiten bestand 
die wichtigste Aufgabe des ND in der Beobachtung anderer politi¬ 
scher Parteien, Gewerkschaften und Wehrverbände. Nur in Ein¬ 
zelfällen wurden die Mitglieder des Nachrichtendienstes der Poli¬ 
zei bekannt. So wurde gegen den Unteroffizier Karl Eberhardt 
vor dem Reichsgericht ein Verfahren eröffnet, da er versucht 
hatte, sich in den Besitz von Skizzen über das Leitungsnetz der 
Infanterieschule in Dresden sowie geheimer Chiffrierschlüssel zu 
setzen, um sie dann der KPD mitzuteilen 323 . Die von Eberhardt 
gesammelten Informationen sollten zur Zersetzung der Reichs¬ 
wehr beitragen. Durch den ND wurden die in Betrieben beschäf¬ 
tigten Anhänger der KPD zur Industriespionage geworben. Infor¬ 
mationen über neue Erfindungen wurden ebenso weitergegeben 
wie über die Produktion von Kriegsmaterial. Die Ergebnisse wur¬ 
den dann an die Sowjetunion weitergeliefert, die auf diese Weise 
vor dem angeblich von den kapitalistischen Staaten geplanten 
Überfall geschützt werden sollte. Aus polizeilichen Untersu¬ 
chungsakten läßt sich ein Fall rekonstruieren. 

Konspirativ trafen sich am 21. Februar 1931 in der Wohnung der 
Eheleute Schmidt in Bitterfeld sechs führende Mitglieder der 
KPD-Ortsgruppe zu einer Geheimsitzung. Zu den sechs Anwe¬ 
senden gesellte sich der Beauftragte der Berliner Zentrale der 
KPD, der sich unter dem Namen »Georg« vorstellte. Er erklärte 
den Versammelten den Zweck der Besprechung. Damit Rußland 
vor einem Krieg bewahrt werden könnte, müsse es seine Armee 
ausbauen. Deshalb sollten alle Mitglieder der KPD an ihren 
Arbeitsstätten auskundschaften, wie dort die Produktion vor sich 
gehe, welche Apparaturen, Säuren, Gase oder Phosphor dort 
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lagerten. In diesem Fall aber war einer der Anwesenden ein Ver¬ 
trauensmann der Polizei. Gegen das Ehepaar Schmidt wurden Er¬ 
mittlungen wegen versuchten Landesverrats eingeleitet. Da die 
Anordnungen der KPD-Führung in diesem Fall nicht befolgt 
wurden, kam es nicht zum Prozeß 324 . 

Die Nationalsozialisten verurteilten die bekanntgewordenen 
Fälle von Werkspionage für die Sowjetunion, weil sie sich nicht 
nur gegen die betreffenden Firmen richtete, sondern gegen die 
deutsche Arbeiterschaft insgesamt 325 . Über die Bereitschaft vieler 
deutscher Kommunisten, für ihr »Vaterland« zu spionieren, urteilte 
ein früherer Mitarbeiter des M-Apparates: »Nach 1928 wurden 
die Geheimapparate der KPD in immer stärkerem Maße Aus¬ 
ländsabteilungen des sowjetischen Geheimdienstes und der GPU 
und dienten ausschließlich den Zielen des Sowjetstaates.« 326 . 

Es war charakteristisch, wenn sich die Mitglieder des Apparates 
zuweilen auch als GPU Deutschlands bezeichneten 327 . Zu diesem 
M-Apparat gehörten »Terrorgruppen«, die aus besonders zuver¬ 
lässigen RFB-Männern zusammengestellt worden waren. Sie tra¬ 
ten stets in Fünfergruppen auf, sollten Polizeibeamte »erledigen«, 
Mal- und Klebekolonnen decken und hatten Plünderungen zu un¬ 
ternehmen. Einzelne Aktionen bewiesen, daß die Terrorgruppen 
keinerlei Hemmungen beim Gebrauch der Schußwaffe an den 
Tag legten 328 . 

Mitteilungen zwischen den einzelnen Abteilungen des Nach¬ 
richtendienstes durften nur chiffriert weitergegeben werden. Ein 
Beispiel für ein bestimmtes Chiffriersystem fand die Polizei in der 
militärpolitischen Zeitung Oktober vom Januar 1930 329 . In zuge¬ 
spitzten Situationen traten militärstrategische Fragen in den Vor¬ 
dergrund. Dabei lebte man von der Hoffnung, daß bei einer Ver¬ 
schärfung der politischen Lage freiwillige Zuträger aus allen 
Schichten an den ND mit dem Angebot herantreten würden, 
Material zu liefern. Diese Informationen sollten den militärischen 
Organisationen der KPD, die sich in einer solchen Situation bilde¬ 
ten, zur Verfügung gestellt werden. Das gegnerische Verbindungs¬ 
netz sollte gestört, Polizeikabel und Polizeifunkstellen sollten 
unbrauchbar gemacht und Vorbereitungen des ND zur Organisie- 
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rung des Massenterrors getroffen werden. Die Lebensgewohnhei¬ 
ten besonders wichtiger Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
wurden ausgespäht. 

Alle verschiedenenTätigkeiten des ND dienten jedoch zu nichts 
anderem als der Vorbereitung des bewaffneten Aufstandes. Des¬ 
sen Arbeit sollte sich dann auf die direkte politische und militäri¬ 
sche Niederwerfung des Gegners richten. Der stationäre ND, 
nach Vorbild der sowjetischen Tscheka auch Außerordentliche 
Kommission genannt, sollte in Verbindung mit Sondergruppen die 
Leitung des »Massenterrors« übernehmen. Im weiteren Verlauf 
sollte er damit betraut werden, die Revolutionstribunale mit ent¬ 
sprechendem Material zu versorgen. Ein mobiler ND sollte glei¬ 
ches für die kämpfendeTruppe leisten. 

Ein weiterer Teil des illegalen Apparates war die sogenannte 
»Abwehr«. Sie sollte zum einen die »Feinde des Proletariats«, die 
angeblich mit konspirativen Methoden die KPD zu schädigen ver¬ 
suchten, bekämpfen. Zum anderen sollte sie gegen die in der 
Partei vorherrschenden Mißstände vorgehen, die den Feinden 
ihre Tätigkeit erst ermöglichten. Zu diesem Zweck führte die 
»Abwehr« in regelmäßigen Abständen Hausdurchsuchungen bei 
Parteigenossen durch und überprüfte so deren Wachsamkeit. Be¬ 
fand sich belastendes Material wie etwa Flugblätter, Waffen, 
Organisationspläne in der durchsuchten Wohnung, dann wurde 
die Zentrale benachrichtigt. Der Betroffene bekam einen Ver¬ 
weis 330 . Außerdem erstellte die Abteilung »Schwarze Listen«, die 
Auskunft über Spitzel, Provokateure, Verräter, Denunzianten, 
Betrüger, Schwindler oder andere Parteischädlinge gaben, und 
wachte über die Einhaltung des Schwures, an den die Mitglieder 
des M-Apparates gebunden waren. Ausdrücklich wurde die Auf¬ 
deckung konterrevolutionärer, »rechtsopportunistischer« Frak¬ 
tionsbildung verlangt, da diese den Gegner begünstige. Nicht 
umsonst hätten der »kluge« Trotzkij und die »vernünftigen« 
Brandlerianer von der Bourgeoisie eine positive Beurteilung be¬ 
kommen. Diese Atmosphäre der Angst vor dem langen Arm des 
M-Apparates verhinderte intimere Kenntnisse der Polizei 331 . Aus 
einer der Polizeidirektion zugegangenen vertraulichen Meldung 
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ging hervor, daß neben den parteiinternen Listen auch solche exi¬ 
stierten, auf denen Namen von Polizeibeamten und Führern der 
NSDAP aufgeführt waren. Im Ernstfall waren die aufgeführten 
Personen zu »beseitigen« 332 . 


Rettung vor dem Bolschewismus mit legalen Mitteln? 

»Es gab zu Beginn dieses Jahres Wochen, in denen wir haarscharf 
am Rande des bolschewistischen Chaos vorbeigekommen sind.« 333 
Der erste Parteitag der NSDAP nach der Machtübernahme stand 
ganz im Zeichen des Antikommunismus. In seinem Rückblick auf 
die letzten Jahre der »marxistisch-demokratischen Republik« 
warnte Adolf Hitler vor den Methoden und Zielen der KPD und 
rechtfertigte auf diese Weise die Vorgehensweise der eigenen Par¬ 
tei in den zurückliegenden Monaten. Kurze Zeit später gab der 
»Gesamtverband deutscher antikommunistischer Vereinigungen« 
unter dem Titel »Bewaffneter Aufstand!« ein Buch heraus, in dem 
ein kommunistischer Aufstandsplan für das Jahr 1933 nachgewie¬ 
sen werden sollte 334 . Der Verfasser schätzte darin die Zahl der ge¬ 
schulten und organisierten Kommunisten auf »etwa 1 Million« 335 . 
Dem Buch zufolge reichten die Vorbereitungen für einen kommu¬ 
nistischen Putsch weit zurück. Während der »Systemzeit« habe 
jede Aktion der Kommunisten auf die Vorbereitung des bewaffne¬ 
ten Aufstandes gezielt. An die Kampforganisationen seien Waffen 
verteilt worden. Die Partei habe sich durch konspirative Methoden 
vor der Verfolgung durch Polizei und Justiz zu schützen versucht. 
Die geheime Zersetzungsorganisation habe ihre Arbeit verstärkt. 
Der legendenumwobene Militär-Apparat laufe auf Hochtouren. 
Von schwarzen Sendern und schwarzen Listen, von Werkspionage 
und Paßfälscherwerkstätten, von Waffen- und Sprengstoffdieb¬ 
stählen, geheimen Schulungsabenden und der Bildung vonTerror- 
gruppen war die Rede. Von Tag zu Tag hätten sich die Anzeichen 
für einen bevorstehenden kommunistischen Umsturz gehäuft. 
Ende Februar 1933 waren angeblich alle Vorbereitungen getroffen, 
um beim verabredeten Signal loszuschlagen. Doch der Reichs- 
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tagsbrand habe wegen des harten Durchgreifens der Polizei seine 
Wirkung verfehlt, der Aufstandsversuch sei im Keim erstickt wor¬ 
den. Mit großer Wahrscheinlichkeit hätte Deutschland, so vermu¬ 
tete der Verfasser, ein ähnliches Schicksal bevorgestanden wie 
Rußland, hätte sich den Kommunisten nicht eine andere revolu¬ 
tionäre Bewegung entgegengestellt. Beim Zusammenprall von 
Nationalsozialismus und Bolschewismus sei die bisherige Staats¬ 
form, die sich vor allem durch Schwäche gegenüber der bolschewi¬ 
stischen Gefahr ausgezeichnet hatte, zerdrückt worden. Das 
Ringen um die Macht schilderte Ehrt als manichäischen Kampf 
zwischen den guten und den bösen Mächten. »Der Entscheidungs¬ 
kampf zwischen Glauben und Gottlosigkeit, zwischen National¬ 
bewußtsein und Internationalismus, zwischen Geist, Ehre und 
Charakter auf der einen Seite und Bestialität, Ehrlosigkeit und 
Verbrechen auf der anderen Seite wurde auf deutschem Boden 
ausgetragen. Die Kommunistische Internationale (KI) hatte in 
Deutschland eine vernichtende Niederlage erlitten, die Weltrevo¬ 
lution war zusammengebrochen. In Deutschland sollte die Offen¬ 
sive der Internationale beginnen, hier fand sie ihr vorzeitiges 
Ende.« 336 

Es stand schon recht bald außer Frage, daß der Reichstagsbrand 
keineswegs von den Kommunisten durchgeführt worden war. Viel¬ 
mehr kann als sicher gelten, daß der Brand die Tat eines geistig 
verwirrten Einzeltäters gewesen ist 337 . Insofern ist es ein leichtes, 
das Buch von Ehrt in Bausch und Bogen zu verdammen, zumal 
sich das in zahlreichen Auflagen verbreitete Werk des späteren 
Leiters des »Instituts zur Erforschung der Sowjetunion« vor allem 
durch kaum mehr zu überbietende Einseitigkeit auszeichnete. 
Eine lange, 200 tote und 20 319 verletzte Nationalsozialisten um¬ 
fassende Liste aus der Zeit vor der Machtergreifung wird wieder¬ 
gegeben, aber kein einziger getöteter Kommunist wird erwähnt. 
Grauenerregende Fotos von erschossenen und erstochenen SA- 
Männern und Polizisten werden in direkte Verbindung mitWaffen- 
lagern der Kommunisten gebracht. Dabei erschreckt den Verfas¬ 
ser besonders das »progressive Ansteigen der Mordkurve«. Waren 
1929 erst neun Tote zu beklagen, waren es 1930 bereits 17,1931 42 
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und 1932 gar 84 Tote gewesen. Die Verbrechen seien alle auf das 
Konto der angreifenden Kommunisten gegangen, während die 
Nationalsozialisten sich lediglich verteidigt hätten. Von Aufstands¬ 
vorbereitungen der NSDAP wird ebenso geschwiegen. So wun¬ 
dert es eigentlich nicht, wenn das Werk von der historischen 
Forschung gar nicht zur Kenntnis genommen wird. 

Das wiederum stellt aus zwei Gründen ein Versäumnis angeb¬ 
lich kritischer Wissenschaft dar, zumal dort Angaben aus zeitge¬ 
nössischen kommunistischen Propagandaschriften oftmals unge¬ 
prüft übernommen werden. Zum einen ist das Buch von Ehrt zwar 
einseitig. Die von ihm angeführten Tatsachen aber sind größten¬ 
teils nicht erfunden. Sein Material hat er mit Hilfe staatlicher 
Stellen zusammengetragen. Viele der verwendeten Fotos oder der 
zitierten Polizeiberichte finden sich bis heute in den Archiven wie¬ 
der. Zum anderen kommt durch diese Art der Darstellung natio¬ 
nalsozialistisches Selbstverständnis in unverfälschter Form zum 
Ausdruck: das Empfinden nämlich, Deutschland in einer bedroh¬ 
ten Lage zu Hilfe gekommen zu sein. Die von Göring nach der 
Machtergreifung eingeleiteten Maßnahmen sind nicht zu verste¬ 
hen ohne das Wissen um die Strategie der Kommunisten in den 
zurückliegenden Jahren. Die Einstellung von 40 000 SA- und SS- 
Männern als Hilfspolizisten oder die Aufforderung an die Polizei, 
nun »fleißig« von der Schußwaffe Gebrauch zu machen, erschei¬ 
nen uns heute als Beweis für den terroristischen Charakter des 
Nationalsozialismus. Solange sich die Maßnahmen vor allem 
gegen die KPD richteten, hielten sie jedoch viele Zeitgenossen für 
gerechtfertigt und notwendig, um Ruhe und Ordnung wiederher¬ 
zustellen. Die tagtäglich von den Kommunisten ausgesprochene 
Drohung einer bevorstehenden Revolution mußte in den Augen 
einer Mehrheit ausgelöscht werden, ehe sie tatsächlich in die Tat 
umgesetzt werden konnte. Dafür waren nach Auffassung der Na¬ 
tionalsozialisten für eine gewisse Zeit Ausnahmeregelungen not¬ 
wendig. 

Wollte man den Nationalsozialismus auf einen radikalen Anti¬ 
bolschewismus reduzieren, dann wäre das Buch von Ehrt besser 
als irgendein anderes geeignet, diese These zu stützen. Antisemiti- 
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sehe oder antikapitalistische Töne sind fast gar nicht zu finden, 
außenpolitische Gesichtspunkte spielen keine Rolle. Der weit¬ 
gehend im Irrationalen wurzelnde Antisemitismus der National¬ 
sozialisten konnte jedoch nur in sehr begrenztem Maß durch 
Anschauung gestützt werden. Der Anteil von Juden in der KPD 
war verschwindend gering. Auf Wahl Veranstaltungen wurde häu¬ 
fig von nationalsozialistischer Seite auf die Verhältnisse in Ruß¬ 
land eingegangen. Ein Redner behauptete an die Adresse der 
Kommunisten gerichtet, daß die Führer in Rußland wieTrotzkij, 
Sinowjew u.a. alle Juden seien und folglich die KPDler Juden¬ 
söldlinge 338 . Selbst zu einem Zeitpunkt, als unter den führenden 
Politikern der Sowjetunion sich Juden nur noch in geringer Zahl 
befanden, unterließ man es nicht, von »Sowjetjudäa« zu reden. 
Die Ernennung eines Juden zum Mitarbeiter des Kommissars 
Unzlicht war dem Völkischen Beobachter einen Aufmacher wert 339 . 
Der zweite große Programmpunkt der Nationalsozialisten, der 
Antikapitalismus, war tatsächlich ein von weiten Kreisen geteiltes 
und ein durch die wirtschaftliche Situation hervorgerufenes Anlie¬ 
gen gewesen. Der Antibolschewismus als dritter Kernpunkt natio¬ 
nalsozialistischer Ideologie war ebenso stark in der Bevölkerung 
verankert. Seine historische Legitimität, die nicht zwangsläufig 
gleichbedeutend mit moralischer Rechtfertigung ist, gewinnt er 
durch den Totalangriff der Kommunisten gegen die bürgerliche 
Gesellschaft, die weit über einen Angriff auf die parlamentarische 
Demokratie hinausging. Durch den Bolschewismus fühlten sich 
weite Teile der Bevölkerung tatsächlich bedroht, während die 
etwa 500000 deutschen Juden keine reale Gefahr darstellten. 

In aller Regel wird der Antibolschewismus der Nationalsoziali¬ 
sten nicht ernst genommen. Die Auffassung, Hitler sei ein kühler 
Taktiker gewesen, ein genialer »Techniker der Macht«, für den die 
kommunistische Bedrohung in Wahrheit nur einen »Popanz« dar¬ 
stellte, mit dessen Hilfe er seiner Bewegung den Weg in die Regie¬ 
rung ebnen wollte, ist weit verbreitet 340 . Es gibt Autoren, die 
ausschließlich auf die Bedeutung der Großindustrie für Hitlers 
Aufstieg hinweisen, aber kein Wort über die KPD und deren Ziele 
verlieren 341 . Die meisten Erklärungsversuche für den Aufstieg 
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Hitlers versäumen es, die Frage zu stellen, ob die kommunistische 
Weltbewegung eine potentielle Gefahr für die bürgerliche Gesell¬ 
schaft darstellte, ob es in der Propaganda der NSDAP nicht durch¬ 
aus rationale Züge gab. Die kommunistischen Aufrufe zur Gewalt 
werden als Revolutionsrhetorik oder »Revolutionshysterie« ver¬ 
worfen 342 . Der Bochumer Historiker Hans Mommsen spricht gar 
vom »neurotisch anmutenden Antikommunismus« der National¬ 
sozialisten bzw. derjenigen Historiker, die die Bedrohung des par¬ 
lamentarischen Systems durch die KPD über Gebühr herausstel- 
len. Er unterstellt, daß die Kommunisten ihre Drohungen gegen 
die bestehende Gesellschaft nicht in die Tat umsetzen wollten 343 . 
Folgerichtig wird die antikommunistische Propaganda der Natio¬ 
nalsozialisten häufig als krankhaft verzerrte Darstellung derWirk- 
lichkeit eines Machtbesessenen interpretiert. Als Beweis für die 
Ungefährlichkeit der Kommunisten werden Zeitgenossen zitiert, 
die aus ihrer Sicht der Dinge zu der Überzeugung gekommen 
waren, daß dem Deutschen Reich 1932/33 kein Schicksal ferner 
war als eine bolschewistische Revolution 344 . 

Historiker, die sich geradezu axiomatisch in ihren Arbeiten 
dagegen wehren, der »Grundtorheit unseres Jahrhunderts« gezie¬ 
hen zu werden, verstellen sich jedoch den Zugang zur Gedanken¬ 
welt breiter Schichten am Ende der Weimarer Republik. Selbst 
wenn außer Zweifel steht, daß aus der distanzierten Sicht der 
Nachgeborenen die Erfolgsaussichten eines bewaffneten kommu¬ 
nistischen Aufstandes wegen der Stärke und politischen Haltung 
von Reichswehr und Polizei eher gering eingeschätzt werden müs¬ 
sen, kann dies kein ausreichender Maßstab für die Mentalität der 
Zeitgenossen sein. In der modernen Sozialpsychologie ist unbe¬ 
stritten, daß nicht nur eine tatsächliche Bedrohung, sondern auch 
eine als Bedrohung wahrgenommene Erscheinung Ängste hervor- 
rufen kann. Der Nutzen moralisch motivierter Urteile über Men¬ 
talitäten wegen ihrer nachteiligen Folgen erscheint somit von 
zweifelhaftem Wert bei dem Bemühen des Historikers, sich in ver¬ 
gangene Zeiten einzufinden und die Motivationen bestimmter 
Handlungen zu ergründen. Die antibolschewistische Sprache der 
nationalsozialistischen Propaganda dürfte nur dann Aussicht auf 
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Erfolg gehabt haben, wenn sie in der Wirklichkeit eine Entspre¬ 
chung gefunden hat. Revolutionäre Aufrufe, die die Gewaltbereit¬ 
schaft ausdrückten und blutige Straßen- und Saalschlachten mit 
der Polizei provozierten, nährten bei weiten Kreisen der Bevölke¬ 
rung die Angst vor einem bevorstehenden Aufstandsversuch. Ver¬ 
glichen mit den Kommunisten wirkten die Nationalsozialisten we¬ 
niger radikal, verstanden sie es doch, den Eindruck zu erwecken, 
Gewalt nur als Reaktion auf einen kommunistischen Aufstands¬ 
versuch einzusetzen. 

Dies mag mit der wiederholten Absage der Nationalsozialisten 
an Krawalle, die die öffentliche Ordnung störten, Zusammenhän¬ 
gen. Während die Rote Fahne recht unverblümt zur Gewalt auffor¬ 
derte, distanzierte sich die nationalsozialistische Parteipresse von 
den allerdings relativ selten vorkommenden Fällen von randalie¬ 
renden SA-Leuten, die Schaufenster einschmissen oder gar die 
Polizei angriffen. Die eigenen Leute bezeichnete Der Angriff 
dann als Lockspitzel der Kommunisten 345 . Die Gewalt der Natio¬ 
nalsozialisten richtete sich in erster Linie gegen politisch Anders¬ 
denkende, Anhänger der KPD oder der SPD und zuweilen auch 
gegen »jüdisch aussehende« Passanten. 

Innen-, aber auch außenpolitisch wies die nationalsozialistische 
Propaganda ungezählte Male auf die Gefahren des Bolschewis¬ 
mus für Deutschland und für ganz Europa hin. Der Völkische Be¬ 
obachter ist voll von Schlagzeilen, die die »KPD als Zentrale des 
roten Mordterrors« bezeichnen 346 . Die Polizeiberichte, Gerichts¬ 
urteile und Denkschriften über die kommunistische Bewegung 
waren nur einem begrenzten Personenkreis zugängig. Viele der 
darin enthaltenen Informationen aber konnte man auch in der 
Tagespresse nachlesen. Wenn in reißerischer Aufmachung der 
KPD vorgeworfen wird, sie wolle Brücken und Eisenbahnen 
sprengen, und behauptet wird, es gäbe bereits genaue Pläne für 
diese Sprengungen, so war dies nicht aus der Luft gegriffen. Wenn 
die Nationalsozialisten vor Waffenlagern, Bombenattentaten und 
Terrorgruppen warnen, dann hatte das einen realen Hintergrund. 
Um in Amerika für eine Revision des Versailler Vertrages zu wer¬ 
ben, warnte Hitler vor einer weiteren Bolschewisierung Deutsch- 
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lands. »Entweder wird Deutschland eine freie Nation oder es 
verzweifelt an der Zukunft und wird in die lockenden Arme des 
Bolschewismus getrieben.« 347 

Für einige zeitgenössische Publizisten, die die Machtergreifung 
der Nationalsozialisten herbeigesehnt hatten, standen der Terror 
der KPD und die engen Verbindungen mit der Moskauer Führung 
an erster Stelle bei der Suche nach Gründen für den Niedergang 
Deutschlands. In dem mehrbändigen, weitverbreiteten Buch 
»Der Kampf um das Dritte Reich« zählte der Verfasser Baron von 
Galera zahlreiche Fälle auf, bei denen es zu heftigen Auseinander¬ 
setzungen der Kommunisten mit der Polizei gekommen war. Für 
ihn bestand nicht der geringste Zweifel, daß stets eine enge Ver¬ 
bindung zwischen Parteifunktionären der KPD und der Moskauer 
Botschaft bestanden hatte. »Bei all diesen kommunistischen 
Ereignissen stand Moskau im Hintergrund. Der Bolschewismus 
hatte seine Hand im Spiel, der asiatische Kulturkreis, der seit 
einem Jahrzehnt mit dem deutschen und dem westlich-demokrati¬ 
schen Kulturkreis um die Macht über Deutschland rang und jetzt 
[...] eine besonders scharfe Energie und Kampftätigkeit entfal¬ 
tete.« 348 Auch Adolf Ehrt wies 1932 mit Nachdruck auf die engen 
Verbindungen der KPD zur Sowjetunion hin. Für ihn ist die »Ent¬ 
fesselung der Unterwelt [...] der wesentliche Inhalt der Bolsche- 
wisierung Deutschlands«. Bolschewismus bedeute eine totale 
Umwälzung des Lebens in politischer, wirtschaftlicher und kultu¬ 
reller Hinsicht. Deshalb könne man dem Bolschewismus auch nur 
total entgegentreten 349 . 

Es stellt sich die Frage, welche Partei die größere Bedrohung 
für das Weimarer System gewesen ist. Eine solche Frage ist jedoch 
in gewisser Weise unhistorisch. Denn zu Beginn der dreißiger 
Jahre war das Vertrauen breitester Schichten in Parlamentarismus 
und liberales Wirtschaftssystem an einem Tiefpunkt angelangt. Es 
ist ein beklagenswerter Beweis für eine Geschichtsschreibung, die 
ihr Urteil vom Ergebnis her fällt, wenn stets auf die »Boxheimer 
Dokumente« als Beweis für die nur geheuchelte Legalitätsstrate¬ 
gie der Nationalsozialisten verwiesen wird. Es steht außer Zweifel, 
daß der Nationalsozialismus ein entschiedener Feind desWeimarer 
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Systems war. In der Tat wurde in der geheimen Ausarbeitung von 
Plänen des Juristen Werner Best denjenigen mit der Todesstrafe 
gedroht, die den Anweisungen der SA nicht Folge leisteten, ihre 
Waffen nicht ablieferten, Sabotage unternahmen oder sich Ver¬ 
stöße gegen Notverordnungen zuschulden kommen ließen. So 
werden die »Boxheimer Dokumente« - eigentlich trugen sie die 
Überschrift »Entwurf der ersten Bekanntmachung unserer Füh¬ 
rung nach dem Wegfall der seitherigen obersten Staatsbehörden 
und nach Überwindung der Kommune in einem für einheitliche 
Verwaltung geeigneten Gebiet« - meistens als Vorbereitung der 
Maßnahmen interpretiert, die nach der Machtergreifung tatsäch¬ 
lich gegen Kommunisten und Sozialdemokraten durchgeführt 
wurden. Gedacht war der Plan jedoch nicht als bewaffneter Auf¬ 
stand gegen die gewählte Reichsregierung, sondern als präventive 
Überlegung für das Verhalten der NSDAP nach einem geglückten 
kommunistischen Aufstand. Im Hochverratsprozeß vor dem 
Reichsgericht hatte Best erklärt, daß es die Pflicht aller antibol¬ 
schewistischen Kräfte sei, die Kommunisten wieder »aus der 
durch Hochverrat vorübergehend erlangten Macht zu setzen«. 
Denn im Interesse der Bevölkerung müßte die Ernährung der Be¬ 
völkerung sichergestellt und andere wirtschaftliche und organisa¬ 
torische Maßnahmen zur Restitution geordneter Zustände durch¬ 
geführt werden. Best wurde von der Anklage des Hochverrats am 
12. Oktober 1932 freigesprochen. Das Gericht sah es nicht als 
erwiesen an, daß Ausdrücke wie »nach Überwindung der Kom¬ 
mune« oder »nach Wegfall der bisherigen Staatsgewalt« nicht 
ernst zu nehmen seien und nur der Verschleierung hochverräteri¬ 
scher Absichten gegenüber der rechtsgültigen Staatsgewalt dienen 
sollten 350 . 

Ganz im Gegensatz zur offiziellen Taktik hatte die Polizei aller¬ 
dings einige Male beobachtet, daß Mitglieder der NSDAP glaub¬ 
ten, ihre Partei käme durch einen kommunistischen Umsturzver¬ 
such schneller zum Ziel. Die Zweifelnden würden dann der 
NSDAP zuneigen, und in dem entstehenden Tumult werde es ge¬ 
lingen, die Oberhand im Reich zu gewinnen 351 . Doch insgesamt 
konnte man den Eindruck gewinnen, als ob die Nationalsozialisten 
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militärische Übungen vor allem als Vorbereitung für den Kampf 
mit den Kommunisten betrachteten. Bei einer Nachtübung des 
Sturms 55 in der Nähe von Murnau (Bayern) stellte die eine 
Gruppe die Rote Armee dar, die andere die Weiße 352 . Offenbar 
sahen die Nationalsozialisten ihren Gegner im Kampf um die 
Macht weit eher in den Kommunisten als in der Staatsmacht. 

Dennoch gibt es Hinweise für Überlegungen, die die SA nicht 
nur als antikommunistische Kampftruppe, sondern auch als Partei¬ 
armee für den Zweck eines Putsches bereithielten. Über die Jahre 
1925-1930 existiert eine Auflistung der preußischen Regierung 
über »Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei als 
staats- und republikfeindliche, hochverräterische Verbindung« 353 . 
Neben Äußerungen von Goebbels, die den Schußwaffengebrauch 
nationalsozialistischer Straßenkämpfer gegen Kommunisten 
rechtfertigten, wird auch ein Zitat des späteren Reichsinnenmini¬ 
sters Frick angeführt: »Genau so wie Mussolini in Italien die Mar¬ 
xisten ausgerottet hat, so muß es auch bei uns durch Diktatur und 
Terror erreicht werden.« 354 Es lassen sich weitere Äußerungen an¬ 
führen, wie die des westfälischen Gauleiters Wagner bei einer Pro¬ 
pagandaveranstaltung, die Nationalsozialisten nähmen für sich 
dieselben Kampfmittel in Anspruch wie die kommunistische Um¬ 
sturzpartei 355 . Auch gab es häufig Bemerkungen, die bestehenden 
Verhältnisse mit Mitteln der Gewalt zu verändern, eine »völki¬ 
sche«, »nationalsozialistische« oder »deutsche« Diktatur zu er¬ 
richten und den Kampf mit allen Mitteln auf den Barrikaden aus¬ 
zufechten. Ebenso können, wenngleich in weitaus geringerem 
Umfang als bei der KPD, Zersetzungsversuche bei der Reichs¬ 
wehr nach kommunistischem Vorbild festgestellt werden 356 . 

Bei einem Vergleich der Machteroberungsstrategie beider Par¬ 
teien ist das Jahr 1923 jedoch von entscheidender Bedeutung: Aus 
ähnlichen Erfahrungen zog man unterschiedliche Schlüsse. Der 
gescheiterte Hamburger Aufstand der KPD führte zu der Konse¬ 
quenz, sich das nächste Mal besser vorzubereiten. Hitler hatte das 
Scheitern des Putsches jedoch gezeigt, daß die Militarisierung der 
SA als Kampfreserve für eine bewaffnete Rebellion ihn nicht der 
Macht näher brachte, sondern in eine Sackgasse führte 357 . Revolu- 
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tionärer Anspruch und Legalitätstaktik schlossen sich keineswegs 
aus, auch wenn einzelne Mitglieder dies nicht verstanden hat¬ 
ten 358 . Beim aufsehenerregenden Ulmer Reichswehrprozeß trat 
Hitler als sich selbst domestizierender Revolutionär auf. Über¬ 
zeugt von der Notwendigkeit radikaler Veränderungen betonte er 
dennoch die Legalitätsbestrebungen seiner Partei. Der Verteidi¬ 
ger der angeklagten Nationalsozialisten im »Edenpalast-Prozeß« 
hatte Hitler höchstpersönlich in den Zeugenstand gerufen. Dort 
bekräftigte er unter Eid in einem dreistündigen Kreuzverhör sein 
striktes Bekenntnis zur Legalität. Er betonte ausdrücklich, daß 
alle maßgebenden Personen in der Partei, insbesondere die SA- 
Führer, mit ihm einer Meinung seien 359 . Und nach einer Polizei¬ 
aktion der Preußischen Polizei gegen die SA überreichten die 
Reichstagsabgeordneten Hermann Göring und Hans Frank dem 
Reichsinnenminister Groener eine schriftliche Legalitätserklä¬ 
rung der Nationalsozialisten mit den Unterschriften der Reichs¬ 
tagsabgeordneten, der Landtagsabgeordneten aus den verschie¬ 
denen Ländern, der SA-Führer und anderer Unterführer 360 . Die 
Polizei zweifelte nicht an den Legalitätsabsichten Hitlers, be¬ 
merkte jedoch Strömungen in der Partei, die andere Wege ver¬ 
folgten. 

Eine Bestätigung erfuhr diese Taktik durch das Verhalten gegen¬ 
über dem OSAF-Ost Walter Stennes. Die Art und Weise, in der 
Hitler diese parteiinterne Auseinandersetzung bewältigte, ließ 
Zweifel an der Ernsthaftigkeit seiner Aussagen geringer werden. 
Zweimal hatte der Berliner SA-Führer Stennes versucht, eine 
Machtprobe heraufzubeschwören. Unter Ausnutzung von Miß¬ 
stimmungen der SA-Führer warf er Hitler »kapitalistische Interes¬ 
senspolitik« und Legalismus vor. Die SA verkomme dabei immer 
mehr zur Propagandatruppe, obwohl ihr doch früher noch höch¬ 
ste und letzte Aufgaben zugedacht worden waren. Den monate¬ 
lang schwelenden Streit beendete Hitler durch die Absetzung von 
Stennes am 1. April 1931. Stennes, der in Überschätzung der eige¬ 
nen Stärke geglaubt hatte, die stärkeren Bataillone auf seiner 
Seite zu haben, besetzte an der Spitze eines SA-Trupps die Redak¬ 
tionsgebäude des Angriff und die Büros der Gauleitung. Doch 
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Stennes war kein großer Stratege. Mit Hilfe der Polizei räumte die 
Gauleitung die besetzten Räume 361 . Ohne Blutvergießen hatte die 
Revolte geendet. Am 4. April betonte Hitler in einem langen Arti¬ 
kel im Angriff, daß man nicht daran denken werde, vom einge¬ 
schlagenen Legalitätskurs abzuweichen. Der SA-Mann sei ein 
politischer Kämpfer mit der Aufgabe, der Bewegung den Schutz 
ihrer Propaganda zu ermöglichen. Jeden, der es versuchen werde, 
eine gänzlich unbewaffnete Organisation zu einer Gewalttat ge¬ 
gen den heutigen Staat aufzuputschen, hielt er »entweder für 
einen Narren oder einen Verbrecher oder für einen Lockspitzel. 
[...] Im Jahre 1923 habe ich erklärt, marschieren zu wollen und 
bin dann marschiert. Heute muß ich bekennen, daß ich jeden wei¬ 
teren Versuch in dieser Richtung als Wahnsinn ansehe. Ich habe 
die strenge Legalität der Partei beschworen, und ich lasse mich 
von niemandem zum Meineidigen machen, am wenigsten vom 
Polizeihauptmann a.D. Stennes.« 362 

Erklärungen dieser Art kann man für pure Propaganda halten, 
und sie schließen keineswegs aus, daß die SA bei einer Verände¬ 
rung der äußeren Umstände leicht zu einer Revolutionsarmee um¬ 
funktioniert werden konnte. Warum aber sollte man den bisheri¬ 
gen Erfolg durch einen Putsch aufs Spiel setzen? Von Wahl zu Wahl 
stieg die Zahl der Stimmen. Es schien nur noch eine Frage der 
Zeit, wann man auf diesem Weg zum Ziel gelangen würde. Nur 
für den Fall, daß ein Nachlassen der Sympathien zu beobachten 
sei, erschien gewaltsames Vorgehen notwendig 363 . Zudem ließ 
man zu keinem Zeitpunkt einen Zweifel an der eigenen Härte 
nach der Machtergreifung aufkommen. Denn dann sollten 
»Köpfe rollen«, würde man »den Seilerstand unterstützen«, die 
Verantwortlichen für die augenblickliche Misere an den Galgen 
bringen. Gegen den Nationalsozialismus eingestellte Polizeibe¬ 
amte wollte man auf einem großen Hof mit einer hohen Mauer 
versammeln. Juden, die freiwillig Deutschland nicht verlassen 
wollten, drohte man ebenso wie den marxistischen Funktionären, 
die nach der Machtübernahme zu Schaden kommen würden 364 . 

Gegenüber der Polizei unterschied sich die Vorgehens weise der 
Nationalsozialisten entscheidend von der der Kommunisten. Von 
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der SA-Führung wurden die eigenen Leute mit einem Merkblatt, 
welches jeder besitzen sollte, über ihr Verhalten gegenüber der 
Polizei instruiert. Ausdrücklich wurde empfohlen, jede Reibung 
mit der Staatsgewalt zu vermeiden. »Wenn es nicht anders geht, 
[...] so müssen wir uns fügen, auch wenn uns Unrecht geschieht. 
Wehren gegen Polizei ist verboten.« Selbst bei einer Verhaftung 
sollte man schweigen und die Verhandlungen dem höchsten anwe¬ 
senden SA-Offizier überlassen 365 . Auch das Führen von Waffen 
war den Nationalsozialisten offiziell von oberster Stelle untersagt. 
Jedem Parteigenossen war es strengstens verboten, »irgendeine 
Waffe im Sinne der Polizeiverordnungen mit sich zu führen. Zu¬ 
widerhandelnde schließen sich damit selbst aus der Partei aus.« 366 
Aus Anlaß der Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit der 
Aufführung des Remarque-Films »Im Westen nichts Neues« 
mahnte ein Parteibefehl zur Besonnenheit 367 . Einer von der Par¬ 
teigruppe Nürnberg herausgegebenen Anweisung nach sollten die 
Parteigenossen das Waffen- und Uniformverbot befolgen, den Be¬ 
such gegnerischer Versammlungen unterlassen, sich von Hunger¬ 
krawallen fernhalten und bei einem Einschreiten der Polizei die 
Straße meiden 368 . Wehrsport, weltanschauliche Schulung und 
praktische Übungen wurden in Führerschulen durchgeführt. 
Auch bei den Nationalsozialisten gehörte die Unterweisung an 
Waffen zum täglichen Brot, wurde von der obersten SA-Führung 
gebilligt. Hitler setzte sich jedoch persönlich dafür ein, den militä¬ 
rischen Charakter der Kurse stärker zugunsten einer stärkeren 
Betonung der sportlichen Seite zu ändern 369 . Nur in seltenen Fäl¬ 
len, schrieb ein Polizeimajor, hätten sich die SA-Männer Wider¬ 
setzlichkeiten gegen Polizeibeamte erlaubt 370 . So beispielsweise 
am 14. April 1930, als in Berlin ein Polizeiwachtmeister beim Ein¬ 
schreiten gegen eine Schlägerei von Nationalsozialisten umringt 
und tätlich angegriffen wurde. Auf zur Unterstützung herbeige¬ 
eilte weitere Schutzpolizeibeamte gaben die Nationalsozialisten 
mehrere Schüsse ab 371 . 

Es steht auf einem anderen Blatt, daß man sich in der Realität 
nicht an die eigenen Anordnungen hielt. Ein Parteiausschlußver¬ 
fahren für einen Nationalsozialisten wegen Verstoßes gegen die 
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Waffen Verordnung ist nicht bekannt, so daß die Polizei zu Recht 
vermutete, daß Ausschlußandrohungen wegen verbotenen Waf¬ 
fenführens nur auf dem Papier stünden. Zwischen Februar und 
September 1930 waren in Berlin 15 Strafverfahren gegen Mitglie¬ 
der der NSDAP wegen Verstoßes gegen das Schußwaffengesetz 
anhängig. Gegen kein Parteimitglied leitete die Partei ein Aus¬ 
schlußverfahren ein. 1931 wurden sogar 71 Fälle registriert, in 
denen Nationalsozialisten wegen verbotenen Waffentragens verur¬ 
teilt und dennoch nicht aus der NSDAP ausgeschlossen wur¬ 
den 372 . Mit Recht stellt sich die Frage, ob die NSDAP-Führer die 
Propaganda des gewaltsamen Umsturzes nur kurzzeitig aufge¬ 
geben hatten. Schließlich wurden die Legalitätsbestrebungen nur 
als zeitlich begrenzte Taktik dargestellt. Nach der legalen Macht¬ 
ergreifung würde man die Waffen auf gesetzliche Weise in die 
Hand bekommen, um dann unter Mißachtung der durch die Ver¬ 
fassung gezogenen Grenzen an die Erfüllung der eigentlichen 
Ziele zu gehen und die Verfassung restlos zu beseitigen 373 . 

Allerdings waren Hitlers Legalitätsbeteuerungen durch unaus¬ 
gesprochene Putschdrohungen, die dem Willen zur Macht Nach¬ 
druck verleihen sollten, zunehmend anzuzweifeln. Es erwies sich 
als nahezu unmöglich, »das permanente Revoluzzertum der SA 
hinter der Maske der Wohlanständigkeit zu verbergen« 374 . Recht 
unverhohlen wurde im Sommer 1932 gedroht, die eigenen Leute 
nicht mehr länger im Zaum halten zu können, wenn eine Regie¬ 
rungsübernahme der mit Abstand stärksten Partei nicht gewähr¬ 
leistet würde. Nicht völlig geklärt ist die Frage, inwieweit die 
Mobilisierung der SA in den ersten Augusttagen 1932 nur der Stär¬ 
kung von Hitlers Verhandlungsposition im Gespräch mit Papen 
und Hindenburg diente oder ob tatsächlich ein erneuter »Marsch 
auf Berlin« bevorstand 375 . Die Polizei berichtete jedenfalls von 
Putschgerüchten. Goebbels und Gregor Strasser hatten nach dem 
Wahlergebnis vom 31. Juli kategorisch die Bildung eines national¬ 
sozialistischen Kabinetts ohne Wenn und Aber gefordert. Die 
Reichstagsabgeordneten Wagner und Dreher forderten in Ver¬ 
sammlungen zum Generalstreik auf 376 . Außerdem plante man den 
»rücksichtslosen Kampf gegen die KPD bis zu ihrem Verbot, der 
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Vernichtung der Redaktionen und Parteihäuser und der physi¬ 
schen Unschädlichmachung der kommunistischen Führer« 377 . 
Den Putschplänen zufolge sollten die gesamte SA und SS bis auf 
zwei Standarten aus Berlin abgezogen werden. Die zurückblei¬ 
benden Formationen hatten Provokationen durchzuführen. Bei 
dem zu erwartenden Widerstand der »Massen« - gemeint waren 
sicherlich die Kommunisten - würde dann SA und SS einmarschie¬ 
ren, um Ruhe und Ordnung wiederherzustellen. Tatsächlich sam¬ 
melten sich am Abend des 10. August zum Abmarsch bereite, 
bewaffnete Einheiten. Es herrschte eine äußerst gespannte Stim¬ 
mung. Doch in der Nacht wurde Entwarnung gegeben. Die Falsch¬ 
meldung, Hitler sei Reichskanzler geworden, ließ den revolutio¬ 
nären Elan schwinden. Die Meinungen waren geteilt. Die einen 
waren überzeugt von der eigenen Stärke und voller Tatendrang, 
andere zweifelten nicht an der Bereitschaft der Regierung, auch 
Reichswehr gegen SA einzusetzen 378 . 

Die Unterschiede zur Machteroberungsstrategie der Kommuni¬ 
sten springen förmlich ins Auge. Die Nationalsozialisten baten die 
Polizei um Hilfe bei Bekämpfung der allzu unruhigen Elemente 
in den eigenen Reihen. Bis zur Machtergreifung wollten sie legal 
bleiben. Der Regierungsrat im Reichsinnenministerium Kuntze 
faßte die Haltung der NSDAP zusammen: »Hitler hat die Legali¬ 
tät der Partei beschworen und feierlich erhärtet. Gegen die Auf¬ 
richtigkeit seines Wollens können durch Tatsachen belegte Zweifel 
nicht vorgebracht werden. Solange Hitlers Führerschaft unange¬ 
tastet bleibt und er mit seiner Autorität die straffe Parteidisziplin 
aufrecht erhält, liegt kein Anlaß vor, Befürchtungen wegen illega¬ 
ler Haltung der Partei zu hegen. Eine innerpolitische Entwick¬ 
lung, die den Zerfall der Partei wegen Unerfüllbarkeit oder Uner¬ 
reichbarkeit der Parteiziele zur Folge hat, könnte sich in illegalen 
Handlungen auswirken.« 379 Die Kommunisten dagegen stellten 
ihre unerbittliche Feindschaft gegenüber dem Staat mit Polizisten¬ 
morden unter Beweis. Ohne Zweifel mußten diese Unterschiede 
Implikationen für die Einschätzung der Gefahr von rechts und 
von links nach sich ziehen. 
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DER BEGRENZTE BÜRGERKRIEG - 
DAS BEISPIEL BERLIN 


Der Anstieg politisch motivierter Gewalt sorgte bei den Men¬ 
schen für Beunruhigung. Kaum einTag verging, an dem nicht »auf 
politisch Andersdenkende geschossen, eingeschlagen oder einge¬ 
stochen wurde« 1 . Anläßlich der Nichtverlängerung des Republik¬ 
schutzgesetzes - mit den Stimmen der eigenen Partei - veröffent¬ 
lichte Reichsinnenminister Carl Severing (SPD) eine düstere Ein¬ 
schätzung der innenpolitischen Lage im Herbst 1929. Nicht nur 
die zahllosen Beispiele haßerfüllter Agitation in den verschiede¬ 
nen politischen Publikationsorganen, sondern auch die nüchterne 
Aneinanderreihung von Straßenkämpfen vermittelten ein er¬ 
schütterndes Bild von den Auswirkungen exzessiver Gewalt. In 
den Arbeitervierteln Berlins lieferten sich die Angehörigen der 
uniformierten Kampfverbände besonders häufig Auseinanderset¬ 
zungen. Kommunisten überfielen Mitglieder des sozialdemokrati¬ 
schen Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold (1. August). Bei einem 
Zusammenstoß von Nationalsozialisten mit Reichsbannerleuten 
im Bezirk Prenzlauer Berg entstand aus Anpöbeleien eine Schlä¬ 
gerei (11. August). Auf dem Kurfürstendamm wurden jüdisch aus¬ 
sehende Passanten von Nationalsozialisten überfallen und ge¬ 
schlagen (15. September). Nach dem Auf einandertreffen von 
Nationalsozialisten und Kommunisten lieferte die Ambulanz drei 
SA-Männer verletzt ins Krankenhaus ein (24. September). Für 
jeden dieser Einzelfälle könnten zahlreiche Entsprechungen aus 
späterer Zeit oder anderen Städten gefunden werden. 

Allerdings spitzte sich die Lage immer mehr auf die Konfronta¬ 
tion zwischen SA und Kommunisten zu. Stahlhelm und Reichs¬ 
banner gerieten in den folgenden Jahren immer seltener in die 
Schlagzeilen, und wenn, dann in der Rolle des Angegriffenen. Vor 
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allem das Reichsbanner stand häufig genug zwischen den Fron¬ 
ten, mußte sich der Attacken der beiden radikalen Kampfver¬ 
bände erwehren. Otto Hörsing, der Bundesführer der republik¬ 
treuen Schutzformation, betonte bei den Jahrestagungen stets die 
Kampfbereitschaft zur Sicherung des inneren Friedens. Haken¬ 
kreuz und Sowjetstern seien als Feinde der Republik zu bekämp¬ 
fen. Ein Bürgerkriegserfolg der einen oder der anderen Seite sei 
zu verhindern 2 . 

Das Urteil der Geschichte über die Hauptschuldigen an den 
Straßenkämpfen scheint festzustehen. Bereits ein Zeitgenosse, 
der Statistikprofessor Emil J. Gumbel, der durch seine Auswer¬ 
tungen politischer Strafprozesse aus der Frühzeit der Weimarer 
Republik eine einseitige Rechtsauslegung deutscher Gerichte 
zugunsten der politischen Rechten nachzuweisen versuchte, er¬ 
klärte die Nationalsozialisten zu den Angreifern, während die 
Kommunisten sich in aller Regel lediglich ihrer Haut wehrten. 
»Auch bei Zusammenstößen der Kommunisten mit ihren Geg¬ 
nern hat es Schwerverletzte und Tote gegeben. Die Nationalsozia¬ 
listen sind wohl bewaffnet, militärisch formiert und uniformiert; 
sie unterstehen einer Disziplin. Die Kommunisten sind schlecht 
bewaffnet; ihr militärischer Verband ist aufgelöst. Nationalsoziali¬ 
sten wie Kommunisten handeln in Erregung. Aber die Nationalso¬ 
zialisten folgen zudem noch einer wohlüberlegten Parole: Laßt 
Köpfe rollen! Das führt zu gut vorbereiteten Mordanschlägen, wo¬ 
gegen die kommunistischen Taten vielfach als tumultöse Abwehr¬ 
reaktionen auf den faschistischen Terror auftreten und Mord im 
juristischen Sinne überhaupt fehlt.« 3 Wer aber die Vielzahl von 
Überfällen von Kommunisten auf Nationalsozialisten kennt, wer 
weiß, daß die Kommunisten über Waffenlager verfügten und wer 
die Polizeiberichte über Ausbildungslager der Kommunisten ge¬ 
lesen hat, der muß Gumbel vorwerfen, auf dem linken Auge blind 
gewesen zu sein. Es ist nur allzu verständlich, wenn politisch enga¬ 
gierte Menschen nicht die für ein ausgewogenes Urteil notwen¬ 
dige Distanz zum Tagesgeschehen aufbringen. Ehrliche Selbstkri¬ 
tik ist insbesondere bei radikalen Parteien keine weitverbreitete 
Tugend. Propagandaschriften geben zwar Aufschluß über die Mo- 
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tive der Autoren, nicht aber über den tatsächlichen Hergang von 
Ereignissen. Die Lektüre der Schriften lediglich einer Seite läßt 
ein verzerrtes Bild der Wirklichkeit entstehen. 

Doch die Meinung eines einzelnen verdiente nicht hervorgeho¬ 
ben zu werden, würde nicht gerade Gumbel immer wieder sogar 
von zur Distanz verpflichteten Historikern als Zeuge für die weit¬ 
aus größere Aggressivität der Nationalsozialisten angeführt 4 . Die 
Initiative zu den gewalttätigen Zusammenstößen habe, so der Bo- 
chumer Historiker Hans Mommsen, primär bei der SA gelegen 5 . 
Mommsen spricht davon, daß die SA-Heime Ausgangspunkt »für 
mehr oder minder spontane Strafaktionen gegen politisch Anders¬ 
denkende« wurden. Er verschweigt aber den notwendigen Hin¬ 
weis auf zahlreiche geplante und von der Parteileitung der KPD 
angeordnete Überfälle auf SA-Lokale. Die Linke sei durch die SA 
zu Straßenschlachten provoziert worden, habe es jedoch vermie¬ 
den, gegen die SA offensiv vorzugehen 6 . 

Auch die jüngste Studie zur Geschichte der SA beschreibt die 
Aktivitäten der nationalsozialistischen Straßenkämpfer in einer 
Art und Weise, die nur wenig mit dem Bemühen um Verständnis 
für die Motive der Handelnden gemein hat. Peter Longerich er¬ 
wähnt acht Zwischenfälle, die sich am Rande des Nürnberger Par¬ 
teitages von 1929 ereigneten. Stets waren die Nationalsozialisten 
die Urheber der Gewalt. Die SA sei im wesentlichen eine Zusam¬ 
menrottung von Leuten aus dem kriminellen Millieu gewesen. 
Einer Statistik der SA-Versicherung zufolge war die Zahl der in 
Ausübung ihres Dienstes verletzten SA-Männer von 110 (1927) 
auf 2506 (1930) gestiegen. Dabei wird der Leser darüber im unkla¬ 
ren gelassen, wer diese Verletzungen den SA-Männern zugefügt 
hat. Nicht ein einziges Mal fällt im Buch von Longerich der Name 
RFB. Die nationalsozialistischen Selbstdarstellungen gelten ihm 
als Glorifizierungen, die beiseite geschoben und nicht ernst ge¬ 
nommen werden. Die SA erscheint primär als staatsfeindliche Par¬ 
teiarmee. Ihrem eigenen Selbstverständnis als Kampfbund gegen 
den Bolschewismus trägt Longerich keine Rechnung 7 . 

Der Nachgeborene sollte sich davor hüten, mit einem vorher 
gefaßten Urteil die Prozeßakten auszuwerten. Das Wissen um die 
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Auswirkungen der nationalsozialistischen Herrschaft verbaut den 
Blick auf Tatsachen und verleitet zu allgemeinen Schuldzuweisun¬ 
gen. Es kann aber nicht angehen, die Gewalt der Kommunisten 
dadurch zu entschuldigen, daß der Faschismus sie in eine Not¬ 
wehrsituation gedrängt hatte. Viele Fälle belegen die Planmäßig¬ 
keit der kommunistischen Überfallaktionen. Deshalb ist es sicher¬ 
lich nicht gerechtfertigt, nur den Kommunisten das Recht auf 
Präventivschläge zuzugestehen 8 . Natürlich versuchten beide Par¬ 
teien, die von ihnen ausgehende Gewalt zu verharmlosen, die 
Schuld einseitig dem anderen anzulasten und das Notwehrmotiv 
für sich in Anspruch zu nehmen. Nicht allein den Nationalsoziali¬ 
sten ist im nachhinein der Vorwurf zu machen, sie hätten eine 
Freund-Feind-Propaganda entwickelt, durch die sie ihre »Gewalt¬ 
ideologie als Notwehrideologie« verbrämten 9 . 

Es ist notwendig, zu untersuchen, wie sich die Straßenkämpfe 
tatsächlich abgespielt haben. Berlin eignet sich dafür aus mehre¬ 
ren Gründen besonders gut. Zum einen ist der Bestand an zuver¬ 
lässigen Quellen recht umfangreich. Die im Landesarchiv Berlin 
lagernden Akten des Generalstaatsanwalts beim Landgericht Ber¬ 
lin bieten ein schier unerschöpfliches Reservoir von Prozeßakten. 
Zum zweiten erregten Ereignisse aus der Hauptstadt im ganzen 
Reich Aufsehen. Drittens hatte Berlin in der Tat eine herausgeho¬ 
bene Bedeutung in der Strategie beider Parteien. 

Durch die regionale Begrenzung können bestimmte Fälle wie 
der von Nationalsozialisten begangene Mord an dem kommunisti¬ 
schen Hamburger Bürgerschaftsabgeordneten Henning oder der 
Mord im oberschlesischen Potempa nicht berücksichtigt wer¬ 
den 10 . Aber eine lückenlose Darstellung aller Einzelfälle ist nicht 
Aufgabe einer exemplarischen Studie. Man muß sich mit der Ver¬ 
mutung zufrieden geben, daß das Gegeneinander der beiden Ra¬ 
dikalparteien sich anderswo prinzipiell nicht von dem in Berlin 
unterschieden hat. Auch in der Außenstelle des Hauptstaatsarchi- 
ves Düsseldorf in Schloß Kalkum findet sich ein bislang kaum aus¬ 
gewerteter Bestand von mehreren hundert Prozeßakten aus dem 
rheinischen Industriegebiet. Eine flüchtige Durchsicht ergab die 
gleicheTendenz, die sich auch für Berlin herauskristallisierte. 
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Besser als jedes andere Material sind Gerichtsakten geeignet, 
um die Frage nach dem Hauptschuldigen im Einzelfall unvorein¬ 
genommen zu beantworten. Denn neben der Urteilsschrift enthal¬ 
ten die meist sehr umfangreichen Akten Polizeiberichte, Verneh¬ 
mungsprotokolle der Kriminalpolizei, der Staatsanwaltschaft und 
der Untersuchungsrichter, Tagebücher der Polizeireviere, Briefe 
von Tatbeteiligten, Anklageschriften, Strafanträge, Verhandlungs¬ 
protokolle u.ä.m. Etwa 75 Prozent der im Berliner Landesarchiv 
archivierten Prozesse behandeln Gewalttätigkeiten zwischen 
Kommunisten und Nationalsozialisten. Darüber hinaus befinden 
sich auf dem Dachboden des Amtsgerichts Berlin weitere Akten, 
die der Archivierung harren. Eine vollständige Sichtung dieser 
Akten ist jedoch nur möglich, weil das Material nicht unter chro¬ 
nologischen oder alphabetischen, sondern nach formalen Ge¬ 
sichtspunkten aufbewahrt wird. 

Das Strafmaß fiel in vielen Fällen recht niedrig aus. Aussagen 
über die eklatante und keineswegs einseitige Milde der Berliner 
Strafrichter könnten möglicherweise mit Hilfe der Datenverarbei¬ 
tung getroffen werden. Die Anklageschrift oder das Urteil, sofern 
eines verkündet wurde, waren die wichtigste Grundlage für die 
Rekonstruktion von Ereignissen. Aber auch Zeugenvernehmun¬ 
gen, einige nur indirekt zum Prozeß gehörende Beweisstücke oder 
Polizeifotos vom Tatort ergänzten wie kleine Mosaiksteine das 
Bild einer Epoche, die mit dem Wort gewalttätig nur unzureichend 
beschrieben werden kann. 

Kommunisten saßen weit häufiger auf der Anklagebank als ihre 
radikalen Gegner von der Rechten. Die Begründung könnte darin 
zu suchen sein, daß der Berliner Aktenbestand während des Drit¬ 
ten Reiches angelegt worden war. Nur die für die »Kampfzeit der 
Bewegung« geschichtlich wertvollen Akten sollten aufbewahrt 
werden. Sind auf diese Weise Akten bewußt vernichtet worden, 
um das Geschichtsbild in einem parteilichen Sinn zu beeinflussen? 
Diese Möglichkeit ist nicht auszuschließen, denn nicht über jeden 
Fall, über den in der Presse berichtet wird, existieren Unterlagen. 
Trotzdem ist sie unwahrscheinlich, weil auch Fälle archiviert wur¬ 
den, die aus heutiger Sicht kein gutes Licht auf SA-Leute warfen. 
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Zusammen mit einigen in Polizeiakten erhaltenen Statistiken be¬ 
legen sie die wesentlich größere Gewaltbereitschaft, die Kommu¬ 
nisten gegenüber Nationalsozialisten an den Tag legten. 

Äußerst eindrucksvoll belegt eine 600 Seiten starke »Zusam¬ 
menstellung politischer Zwischenfälle in Berlin 1928-1932«, daß 
in der überwiegenden Zahl der Fälle in den Kommunisten die 
Täter zu suchen waren. Auf jeder Seite finden sich regestenartig 
zusammengefaßt sechs bis neun Einzelfälle. Die Gewalttaten 
reichten von kleineren Schlägereien über Messerstechereien und 
Schußwechsel bis hin zu geplanten Morden. Bei den Opfern han¬ 
delt es sich zumeist um Nationalsozialisten. In wesentlich geringe¬ 
rer Zahl tauchen in der Aufstellung Sozialdemokraten, Polizisten, 
Stahlhelmmänner oder Angehörige nationaler Jugendverbände 
auf 11 . DieTäter aber waren überwiegend Kommunisten. 

Es versteht sich von selbst, daß mit einer vollständigen Wieder¬ 
gabe aller Zusammenstöße niemandem gedient sein kann. Schwere 
des Verbrechens, Bekanntheitsgrad von Opfer oder Täter, der Tat¬ 
zeitpunkt waren Gesichtspunkte, nach denen die einzelnen Fälle 
ausgewählt wurden. Für die Richter war es zuweilen schwer zu 
entscheiden, wer in den bürgerkriegsähnlichen Kämpfen Angrei¬ 
fer und wer Angegriffener gewesen war. Fälle, in denen diese 
Frage nicht eindeutig geklärt werden konnte, endeten manchmal 
sogar mit Freisprüchen 12 . Von Zeit zu Zeit versetzt die bemerkens¬ 
werte Milde der Gerichte einen in Erstaunen. Dem Angeklagten 
Ziegler (KPD) wurde etwa nach gewiesen, den nationalsozialisti¬ 
schen Mechaniker Paul Weber »vorsätzlich mißhandelt und an der 
Gesundheit beschädigt zu haben und zwar, indem die Körperver¬ 
letzung mittels einer Waffe begangen wurde«. Wegen unerlaubten 
Waffenbesitzes wurde Ziegler zu 20 Mark Geldstrafe verurteilt 13 . 
Selten überschritten die Richter das vom Gesetzgeber geforderte 
Mindeststrafmaß. Selbst bei nachgewiesener gefährlicher Körper¬ 
verletzung konnte es geschehen, daß der Angeklagte mit wenigen 
Monaten Gefängnis davonkam. Sogar Totschlag wurde nicht im¬ 
mer mit drakonischen Strafen geahndet. Auch wenn nachgewie¬ 
sen werden konnte, daß geplantes und überlegtes Handeln die Tat 
herbeigeführt hatte, war eine Zuchthausstrafe von sechs Jahren 
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das Höchstmaß 14 . Dabei richtete sich die Höhe des Strafmaßes 
nicht nach der politischen Orientierung des Angeklagten. Die viel¬ 
zitierten Ergebnisse Gumbels über die politische Justiz in der An¬ 
fangsphase der Weimarer Republik können nicht ungeprüft für die 
Endphase übernommen werden 15 . Muß womöglich nicht so sehr 
fehlende Ausgewogenheit als vielmehr mangelnde Härte den 
Richtern zum Vorwurf gemacht werden? 

Bei den regelmäßig tagenden Konferenzen der Reichsinnen¬ 
minister beklagten der Hessische Innenminister Leuschner oder 
der Hamburger Innensenator Chapeaurouge den Mangel an ge¬ 
setzlichen Grundlagen, um den Auswüchsen des Radikalismus 
Herr zu werden. Der Badische Innenminister Wiedemann warf 
den Gerichten Versagen vor 16 . Alle drei erblickten in den Kommu¬ 
nisten die angriffslustigere Partei. Auch die württembergische 
Polizei sah den Angreifer bei bewaffneten Zusammenstößen in 
den Kommunisten. Anläßlich einer Veranstaltung vom 25. Okto¬ 
ber 1930, bei der der sächsische Landtagsabgeordnete von Killin- 
ger zum Thema »Nationalsozialismus, Bürgertum, Marxismus« 
gesprochen hatte, war es zu einer Auseinandersetzung mit Kom¬ 
munisten gekommen. Bisher, so der württembergische Polizeibe¬ 
obachter, hätten die Nationalsozialisten gegenüber den Angriffen 
Zurückhaltung und Disziplin geübt. In letzter Zeit aber mehrten 
sich die Fälle, in denen die Nationalsozialisten ihrerseits zum 
Angriff übergingen 17 . 

Eine negative Folge richterlicher Milde war die allgemeine Er¬ 
schütterung des Rechtsempfindens. Schon bald wieder aus der 
Haft Entlassene konnten erneut straffällig werden. Vor allem aber 
wuchs bei den politisierten Angehörigen der Opfer die Überzeu¬ 
gung, selber strafen zu müssen, um so den Kameraden zu rächen. 
Überhaupt war das Vertrauen in die Justiz nicht sonderlich groß. 
Die einen sprachen von »Klassenjustiz«, die anderen von »roten« 
Richtern. Gerecht behandelt fühlte sich keiner. 

1931 gab es allein in Berlin 29 Tote bei politischen Kämpfen zu 
beklagen: zwölf Kommunisten, sechs Nationalsozialisten, ein 
Stahlhelm-Mann, zwei Sozialdemokraten, vier Polizisten und vier 
Männer ohne Parteizugehörigkeit. 13 dieser Morde waren von 

311 







Kommunisten, neun von Nationalsozialisten begangen worden 18 . 
Eine Aufstellung verdeutlicht eindrucksvoll die Ungleichgewich¬ 
tigkeit von kommunistischen und nationalsozialistischen Gewalt¬ 
taten, wenn man auch die leichteren Fälle hinzurechnet: 

Bei politischen Gewalttaten wurden im Jahre 1931 getötet oder 
verletzt: 


Nationalsozialisten 

Stahlhelm 

Reichsbanner 

Kommunisten 


4699 Personen 
625 Personen 
1696 Personen 
1228 Personen 


8248 Personen 


Als Täter wurden festgestellt oder sind mit Sicherheit anzuneh¬ 
men: Nationalsozialisten in 2589 Fällen, davon 1429 gegen Reichs¬ 
banner und 1133 gegen Kommunisten; Stahlhelm in 320 Fällen, 
davon 236 gegen Reichsbanner und 81 gegen Kommunisten; 
Reichsbanner in 1849 Fällen, davon 1556 gegen Nationalsoziali¬ 
sten, 190 gegen Stahlhelm und 99 gegen Kommunisten; Kommu¬ 
nisten in 4184 Fällen, davon 3515 gegen Nationalsozialisten, 399 
gegen Stahlhelm, 254 gegen Reichsbanner. 19 Bemerkenswert ist 
die hohe Zahl von Reichsbannermitgliedern unter den Gewalt¬ 
tätern, die sich in den Gerichtsakten nicht widerspiegelt. 

1930 hatte das Verhältnis noch weit ungünstiger für die Kommu¬ 
nisten ausgesehen 20 . Aus anderen Regionen existieren ähnliche 
Aufstellungen. In den Berichten, die bei den Regierungspräsiden¬ 
ten in Düsseldorf und Aachen eingingen, wird nach 1930 eindeutig 
den Kommunisten die größere Verantwortung zugeschrieben. Die 
monatlichen Lageberichte der Polizeidirektion Bremen sprechen 
sogar ausnahmslos von einer Schuld der Kommunisten 21 . Die 
Schlägereien zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten 
seien im Januar 1930 stets von kommunistischer Seite ausgegan¬ 
gen. Nur unter Anwendung der Schlagwaffen der an Ort und 
Stelle anwesenden Polizeibeamten hätten die Gewalttätigkeit im 
Keim erstickt werden können. Zwar hätte sich die KPD im Bezirk 
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Nordwest bisher im Gegensatz zu einer Reihe anderer Bezirke 
eine gewisse Zurückhaltung auferlegt, eine zunehmende Radika¬ 
lisierung besonders in der kommunistischen Jugend habe sich 
jedoch in den letzten Monaten gezeigt 22 . 

Bei der Einschätzung der größeren Aggressivität ist der Blick in 
die Memoirenliteratur ein schlechter Zeuge. Die Akzentverschie¬ 
bungen in den Erinnerungen der beiden SPD-Politiker Severing 
und Grzesinski sind ein gutes Beispiel für eine verzerrte Sicht der 
Vergangenheit durch die am eigenen Leib verspürte Gegenwart. 
Nach jahrelangem Exil vergaß der ehemalige preußische Innenmi¬ 
nister Severing offenbar seine nüchterne Gegenüberstellung aus 
dem Jahr 1931 oder Berichte aus seiner eigenen Behörde, die es 
so nur über die KPD gab. Da hatte beispielsweise ein kommunisti¬ 
scher Funktionär auf einer Konferenz der RGO in Essen gefor¬ 
dert, die SPD-Mitglieder dazu zu bringen, daß sie »ihren Führern 
die Köpfe abschneiden« 23 . Bei einer anderen Gelegenheit hatte 
Heinz Neumann bei einer Wahlveranstaltung in Düsseldorf ge¬ 
droht: »Wenn wir die Macht haben, baumeln Grzesinski und Ge¬ 
nossen innerhalb dreier Stunden.« 24 Dennoch hielt er in seinen 
Erinnerungen »trotz aller Wühlereien der Kommunisten, die ein 
immer schärferes Zupacken der Polizei herausforderten«, das 
Treiben der Rechten für die akutere Gefahr 25 . 

Als er noch aus nächster Nähe die Dinge beobachtete, beklagte 
auch Albert Grzesinski am 14. Oktober 1931 im Preußischen 
Landtag vor allem den »Blutterror von der KPD«. Als Berliner 
Polizeipräsident war er wie kaum ein anderer über die innenpoliti¬ 
sche Situation im Land informiert. Eine in seinem Haus angefer¬ 
tigte Übersicht bestätigte seine Einschätzung. Seit dem 1. Januar 
hatte es bei Zusammenstößen, die mehrheitlich von den Kommu¬ 
nisten ausgegangen waren, in Preußen 34Tote und 186 Schwerver¬ 
letzte gegeben. Von Nationalsozialisten waren dagegen im glei¬ 
chen Zeitraum lediglich drei Personen getötet, acht tödlich und 
78 schwer verletzt worden 26 . Und dennoch maß auch Grzesinski 
in seiner im Exil geschriebenen Bilanz der Zeit als Polizeipräsident 
von Berlin den Nationalsozialisten eine größere Gefährlichkeit 
zu 27 . Die Zeit hatte geurteilt, die eigenen Erfahrungen sprachen 
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für sich. Aber zumindest im Herbst 1930 hatte er auf einer Festver¬ 
anstaltung des Reichsbanner in Kreuzberg noch eine andere Mei¬ 
nung vertreten: »Ich sehe in den Nationalsozialisten nicht die 
Gefahr, für die man sie mancherorts hält; die größere Gefahr sind 
die Kommunisten, mit denen das Reichsbanner so schnell als mög¬ 
lich Schluß machen sollte.« 28 Im Vorwärts vom 22. November 1930 
wurde Grzesinski ähnlich wiedergegeben: »Immer wieder muß 
man feststellen, daß die Kommunisten den faschistischen Geg¬ 
nern das Material für ihre Propaganda geliefert haben.« 

Äußerst aufschlußreich für die Einschätzung der bürgerkriegs¬ 
ähnlichen Situation bei den sozialdemokratischen Führern, die in 
der Verantwortung standen, war auch ein Interview des Berliner 
Korrespondenten der angesehenen dänischen Zeitung Berlingske 
Tidende , Baron Cai Schaffalitzky de Muckadell, mit Grzesinski. 
Der Sozialdemokrat bestätigt in dem Gespräch Befürchtungen im 
Ausland über die unsichere Situation in der Reichshauptstadt, 
dem »unruhigen, roten Berlin«. »Ja, das muß man selbstverständ¬ 
lich sagen, es ist tatsächlich Bürgerkrieg in Deutschland, latenter 
Bürgerkrieg.« Natürlich stellte sich Grzesinski hinter seine Poli¬ 
zei, die die Situation im Griff habe, obwohl den Missetätern so 
viele Waffen zur Verfügung stünden. Grzesinki neigte auch bei die¬ 
ser Gelegenheit dazu, den Kommunisten die größere Schuld an 
der gegenwärtigen Situation zu geben. Nach der Auflösung des 
RFB hätten die Kommunisten eine Reihe kleinerer Terrorgrup¬ 
pen gebildet, die den Kampf mit den Nazis aufnahmen, weil diese 
auch in Arbeitergebieten ihre Parteilokale errichteten. Zustim¬ 
mend nickte er bei der Feststellung des Journalisten, daß die Kom¬ 
munisten aus Haß auf die uniformierten Nationalsozialisten los¬ 
gegangen seien und »daß die Nationalsozialisten sich danach in 
Notwehr gesetzt haben« 29 . 

Auf vielfältige Weise hatten Legislative und Exekutive versucht, 
Ruhe und Ordnung auf den Straßen zu gewährleisten. Die Statisti¬ 
ken aber belegten die Machtlosigkeit der Polizei gegenüber der 
entfesselten Gewalt. Es mochte scheinen, »daß der angeblich neu¬ 
trale als hilfloser Dritter, dem Kampf auf Leben und Tod zwischen 
den Söhnen der Nation in der SA-Uniform und den Todfeinden 


314 





des Volkes mit dem Sowjetzeichen Zusehen mußten« 30 . Nicht 
weniger als sieben Erlasse des Reichspräsidenten zwischen Juli 
1930 und September 1932 beschäftigten sich mit Fragen politi¬ 
scher Gewalt. Das Tragen von Uniformen, von Parteiabzeichen 
und Fahnen wurde verboten; Umzüge und Demonstrationen un¬ 
ter freiem Himmel waren ohnehin seit dem 16. Januar 1930 vom 
Preußischen Innenminister untersagt 31 . Der Nutzen dieser Ver¬ 
bote war jedoch gering. Amtliche Erhebungen über Versammlun¬ 
gen und Umzüge unter freiem Himmel, bei denen die Polizei 
gegen Störungen einschreiten mußte, zeigten den Terror und die 
Bedrohung der öffentlichen Ordnung. 1928 wurden ^Veranstal¬ 
tungen gezählt, bei denen polizeiliches Einschreiten erforderlich 
war. In 60 Fällen waren die Nationalsozialisten die Störer, in 234 
Anhänger der Kommunisten. 1929 mußte die Polizei bereits in 579 
Fällen einschreiten. In diesem Jahr waren in 113 Fällen die Natio¬ 
nalsozialisten die Störer, in 422 Fällen die Kommunisten 32 . Nach 
einem Bericht des Preußischen Innenministers an den Landtag 
schritt die Polizei 1930 bei 1579Versammlungen unter freiem Him¬ 
mel und bei 915 Versammlungen in geschlossenen Räumen gegen 
Störungen ein. In 1873 Fällen waren die Störer bei den Kommuni¬ 
sten zu suchen, in 521 bei den Nationalsozialisten, in 49 Fällen 
beim Reichsbanner, in 33 Fällen beim Stahlhelm, in 16 Fällen bei 
Mitgliedern anderer Rechtsverbände und in je einem Fall beim 
Jungdeutschen Orden und beim »Wehrwolf«. 149 Schußwaffen, 
223 Hieb- und Stoßwaffen und 608 andere gefährliche Werkzeuge 
wurden beschlagnahmt 33 . Das Verhältnis blieb sich in etwa gleich, 
nur die Größenordnung änderte sich. 

Generell wurden bei Kommunisten weit häufiger Waffen aller 
Art gefunden als bei den Nationalsozialisten. Dies belegt eine Auf¬ 
stellung des Berliner Polizeipräsidenten aus dem Jahr 1931 34 . 
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Art der Waffen 

Schußwaffen 
Hieb- u. Stoßwaffen 
Andere gefährliche 
Waffen 

Infanteriemunition 

Pistolenmunition 


NSDAP 

KPD 

47 

153 

17 

138 

55 

127 

— 

212 

68 

525 


Parteilos Summe 


412 

612 

1 013 

1 168 

16 

198 

5 835 

6 047 

5 880 

6 473 


Allein im Monat Dezember, so eine weitere Aufstellung, fanden 
sich bei der KPD 16 Schußwaffen, bei der NSDAP lediglich zwei. 
Ein ähnliches Verhältnis ergab sich für die beschlagnahmte Muni¬ 
tion 35 . Es ist nicht ersichtlich, wer zur Gruppe der Parteilosen 
gerechnet wurde. Waren es Kriminelle oder Personen, die nicht 
Mitglied einer politischen Partei waren? 

Wenn aber selbst die Durchführung der kleinsten Anordnung 
von einem ungeheuren Polizeiaufgebot überwacht werden mußte, 
verloren Gesetze ihre Wirkung. Dabei dürften die aktenkundig ge¬ 
wordenen Verstöße in einem Gemeinwesen, das die totale Über¬ 
wachung seiner Bürger ablehnte, nur die Spitze eines Eisberges 
gewesen sein. Nach einer reichsweiten Aufstellung war der Links¬ 
radikalismus weit häufiger von Verboten betroffen als der Rechts¬ 
radikalismus. Entweder ist dies ein Beleg für die Einseitigkeit der 
deutschen Justiz, oder die Linksradikalen verstießen tatsächlich 
häufiger gegen das Uniformverbot 36 . 

Von den Nationalsozialisten wurde das Uniformverbot umgan¬ 
gen, indem man es der Lächerlichkeit preisgab. Barhäuptig, mit 
weißem »Freiheitshemd« zog die SA durch die Straßen. Das Kop¬ 
pelschloß wurde mit einem Taschentuch umknotet, ein Bierfla¬ 
schenring diente als Parteiabzeichen und die verbotene Haken¬ 
kreuzfahne ersetzte man durch eine »schwarze Fahne der Volks¬ 
not« 37 . Jeder wußte, wer gemeint war, wenn die Einheiten der SA 
sich so in der Öffentlichkeit zeigten. Die Polizei schaute hilflos zu, 
und innerhalb der SA wuchs durch den »Hemden- und Hosen¬ 
krieg« das Zusammengehörigkeitsgefühl. 
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Trotz seines Verbots vom 6. Mai 1929 war der RFB nicht tot. 
Dies belegten nicht nur an Häuserwände gemalte Parolen. Die 
Weiterexistenz der revolutionären Kampforganisation in der Ille¬ 
galität war ein offenes Geheimnis. Vielen Angeklagten konnte die 
Mitgliedschaft nachgewiesen werden. 

Auch das nur zwei Monate bestehende SA-Verbot im Frühjahr 
1932 führte nicht zu einer Beruhigung. Die Neigung zur Gewalt 
schien jetzt sogar noch größer als zuvor. Mit der Aufhebung des 
Uniform- und des SA-Verbots begann eine Zeit des Terrors, die 
erst durch die Verordnung des Reichspräsidenten vom 9. August 
beendet werden konnte 38 . Nun war von der Todesstrafe bedroht, 
wer seinen politischen Gegner im Kampf tötete. Auch wenn diese 
Maßnahme nie zur Anwendung kam, verfehlte sie ihre abschrek- 
kende Wirkung offenbar nicht. Mit Befremden mußte jedoch das 
vier Monate später erlassene Gesetz registriert werden. Die »Ver¬ 
ordnung zur Erhaltung des inneren Friedens« vom 19. Dezember 
1932 setzte die alte Verordnung außer Kraft. Wegen der Weih¬ 
nachtsamnestie des Generals von Schleicher konnten verurteilte 
SA-Männer und Kommunisten die Gefängnisse verlassen. Resi¬ 
gniert stellten Richter laufende Verfahren ein, da eine Amnestie 
der Angeklagten abzusehen war 39 . 

Konnten Gesetze und Verbote überhaupt noch helfen, wenn so¬ 
ziale Verhältnisse die Massen den radikalen Parteien in die Arme 
trieben? Allein die unendliche Zeit, die einem Arbeitslosen zur 
Verfügung stand, eignete ihn bestens zum politischen Kampf auf 
Demonstrationen und Versammlungen. Nachtaktionen waren 
ohne weiteres möglich. Die Kampforganisation bot ihm die so¬ 
ziale Bindung, die er sonst auf der Arbeitsstelle fand. Nicht selten 
trat jemand, sobald er eine Arbeit gefunden hatte, wieder aus dem 
RFB aus 40 . Jung und unverbildet, durch seine Arbeitslosigkeit zur 
Verzweiflung getrieben und den einzigen Ausweg in der Verände¬ 
rung der Zustände durch Gewalt sehend - so stellte man sich in 
der KPD das Idealbild eines Straßenkämpfers vor. Tatsächlich ent¬ 
sprach der Prototyp diesem Idealtyp: ein unverheirateter, konfes¬ 
sionsloser Arbeitsloser, Mitte 20, der praktisch sein ganzes Leben 
in der Enge seines Kiezes verbracht hatte. Ein nahezu unerschöpf- 
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liches Reservoir an Bereitwilligkeit, einer Sache zu dienen, bot 
sich der KPD an 41 . 

Die Zusammensetzung der SA war insgesamt heterogener. 
Dort gab es auch Grafen (Helldorf) und Prinzen (August Wilhelm 
von Hohenzollern), im ganzen handelte es sich jedoch - vor allem 
in den Arbeiterbezirken - um eine proletarische Mitgliederschaft. 
Über die Hälfte der Berliner SA-Männer waren einfache Arbeiter 
und lebten in den entsprechenden Stadtteilen 42 . Eine interne 
Aufstellung der SA über das Alter ihrer Mitglieder, die Dauer der 
Mitgliedschaft und ihren Beruf, die bei der Durchsuchung der Ge¬ 
schäftsräume des OSAF-Ost, des Gausturms-Ost, der Standar¬ 
tenführer und der Privatwohnungen ihrer Führer sichergestellt 
werden konnten, läßt bemerkenswerte Rückschlüsse zu. Unter¬ 
lagen von über 1800 Personen wurden ausgewertet. 50 Prozent der 
Mitglieder waren 20 bis 25 Jahre, 69 Prozent 18 bis 25 Jahre alt. 
Nur knapp über 10 Prozent der Mitglieder waren bereits über 30 
Jahre. 44 Prozent gehörten erst seit weniger als einem Jahr zur 
SA. 93 Prozent waren erst seit drei Jahren im nationalsozialisti¬ 
schen Kampfbund. Besonders interessant ist die Aufstellung hin¬ 
sichtlich der sozialen Schichtung der Mitglieder. 14 Prozent der 
Mitglieder waren ungelernte, 40 Prozent gelernte Arbeiter, so daß 
über die Hälfte aus der Arbeiterschaft stammten. Die übrigen Mit¬ 
glieder teilten sich in kaufmännische Angestellte (27 Prozent), Be¬ 
amte, vor allem aus dem Postbereich (2,5 Prozent), selbständige 
Gewerbetreibende (1,5 Prozent), freie Berufe (7,7 Prozent) und 
Schüler und Studenten (7,3 Prozent) 43 . Nach einer Aufstellung 
über die Eutiner SA, die der britische Historiker Conan Fischer 
wiedergibt, waren dort fast zwei Fünftel Arbeiter. Bei einer eben¬ 
falls von Fischer erwähnten Aufstellung betrug der Arbeiteranteil 
eines Münchener Motortrupps, der allerdings im Industriegebiet 
der Stadt ansässig war, sogar über 50 Prozent 44 . Andere Studien 
stützen die Aussagen Fischers weitgehend. In Nürnberg betrug 
der Arbeiteranteil der SA immerhin 42 Prozent 45 . Andere Ergeb¬ 
nisse bekommt man freilich dann, wenn man Untersuchungen in 
ländlichen Gebieten durchführt. 

Der Versuch, den Konflikt zwischen Nationalsozialisten und 
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Kommunisten auf Klassengegensätze zu reduzieren, scheitert bei 
einem Blick auf Fotos vom Mieterstreik 1932. Aus den Fenstern 
eines Hinterhofes in der Köpenicker Straße (Kreuzberg) hängen 
rote Sowjetfahnen mit Hammer und Sichel und Hakenkreuzflag¬ 
gen in etwa gleicher Anzahl heraus 46 . Das war ein durch Wohn- 
blöcke laufender und manchmal sogar Familien entzweiender 
Riß 47 . 

Zeitgenössische Romane 48 und Filme 49 haben sich dem Thema 
zu nähern versucht. Gleich, ob es sich um nationalsozialistische 
oder kommunistische Werke handelte, stets wurde deutlich, wie 
weit die Polarisierung fortgeschritten war. Die Arbeiter wählten 
zwischen drei Parteien, die sich alle gegenseitig bekämpften. 
Diese Entwicklung schien letztlich auf die Alternative »Sowjet¬ 
stern oder Hakenkreuz« hinauszulaufen 50 . 


Das Eindringen der NSDAP in das rote Berlin 

»Niemand, der nicht jene Zeit in unseren Reihen miterlebt hatte, 
kann sich vorstellen, was mir Berlin, die röteste [sic!] aller Städte 
der Erde außerhalb der Räteunion, bedeutete. Die rote Festung, 
die Stadt der Maibarrikaden, die Stadt Spartakus’. Ich lief fünf 
oder sechs Tage durch die Straßen. Ich erfragte meinen Weg und 
konnte nur mit Bewegung die berühmten Namen der Stadtteile 
>Wedding<, >Lichtenberg<, >Neukölln< nennen. [...] Ich summte 
und pfiff die unzähligen Lieder des >Roten Wedding<, des >Roten 
Berlins >Haltet die Roten Reihen fest geschlossen, denn unser 
Tag ist nicht weit<. Ich stand vor dem sagenhaften Karl-Lieb- 
knecht-Haus und wurde es nicht satt, die rußgeschwärzten Steine 
anzuschauen, die anders waren als je Steine.« 51 

Es sind die romantisch-verklärten Erinnerungen eines jungen 
Schriftstellers, die den besonderen Ruf belegen, den die Stadt 
nicht zu Unrecht genoß. Bereits im Kaiserreich hatte Berlin zu 
den unangefochtenen Hochburgen einer marxistischen SPD ge¬ 
zählt. Der ungeheure Zustrom an Arbeitskräften hatte in einigen 
Bezirken die Bevölkerungszahl mehr als verzehnfacht 52 . Nur die 
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Bebauung riesiger Areale mit ganzen Blöcken grauer Mietskaser¬ 
nen konnte dieser Entwicklung Rechnung tragen. Aber trotz wei¬ 
terer groß angelegter Wohnungsbauprogramme gelang es auch in 
der Weimarer Republik nicht, dem Problem Herr zu werden. 
Noch 1925 hatten mehr als 117000 Familien in Berlin kein Dach 
über dem Kopf, lebten weitere 47000 in armseligen Notquartie¬ 
ren 53 . Der Zustand der Wohnungen war katastrophal, Überbele¬ 
gungen waren die Regel und die Ausstattung entsprach oft nicht 
einmal den einfachsten Ansprüchen. Im Wedding konnte prak¬ 
tisch keine Wohnung zentral geheizt werden, fast 90 Prozent ver¬ 
fügten nicht über ein Bad, und kaum die Hälfte besaß eine eigene 
Toilette 54 . 

Noch eindringlicher, als bloße Zahlen es je zu sein vermögen, 
war der Bericht eines amerikanischen Journalisten über eine Be¬ 
sichtigung Berliner Arbeiterwohnungen. »Es kam dem Führer 
darauf an, uns nicht ausgesucht schlechte Wohnungen zu zeigen. 
Er führte uns in Wohnungen im Berliner Norden, in der Chaussee-, 
Kösliner, Ackerstraße und in der Prinzenallee, Wohnungen soli¬ 
der Arbeiter, die in versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen 
stehen, Wohnungen deren Fenster in kahle Höfe gerichtet sind, 
auf schmutzige hohe Mauern, von denen der Stuck abbröckelt, 
auf Müllkästen, die überfüllt sind, neben denen deswegen Müll in 
Bergen auf gehäuft liegt, Höfe, wo sich auch Ställe befinden mit 
Dunggruben und Stallmisthaufen, worüber Fliegenschwärme sich 
tummeln. Abschreckend häßliche Höfe, die blassen Kindern als 
Spielplätze dienen. Dunkle, steile Treppen führen in Kellerwoh¬ 
nungen, die nicht einen Strahl Sonne empfangen, die so feucht 
sind, daß Dielen faulen, Schimmel Wände bedeckt, Betten und 
Keilkissen verschimmeln, ja, Kleider im Schrank während einer 
einzigen Nacht verstocken. Man sah rachitische Kinder, die in 
feuchten, verschimmelten Betten schlafen müssen. Man hörte 
herzbewegende Klagen von Hausfrauen, die mühsam erworbene 
Möbel vor dem Untergang retten möchten, aber vergebens an¬ 
kämpfen gegen Nässe und Moder. Man sah einen lungenkranken 
Arbeiter im verschimmelten Bett an verschimmelter Wand liegen, 
sah Wohnungen, die aus einer einzigen dunklen Stube bestehen, 
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in deren einer Ecke sich eine Herdstelle befindet, die fünf Men¬ 
schen als gemeinsamer Wohn- und Schlafraum dient.« 55 Zeitge¬ 
nössischen Angaben zufolge, die leicht überhöht sein mögen, gab 
es in den Berliner Arbeiterbezirken 20 000 bis 30 000 verwahrloste 
Kinder zwischen elf und fünfzehn Jahren, die in Banden organi¬ 
siert vollkommen amoralisch lebten und alle somit Verbrechen 
begingen. In den Berichten wurde die Bezeichnung »Besprisor- 
nyie« für diese Kinder gewählt, der gleiche Begriff, mit dem in der 
Revolutionszeit in Rußland die verwahrlosten Kinder in den 
Großstädten bezeichnet wurden 56 . 

Anfang der dreißiger Jahre hatten die Berliner gewiß nicht das 
Gefühl, in einer ruhigen Zeit zu leben. Steigende Arbeitslosigkeit 
verschärfte das soziale Elend. Viele Haushalte mußten mit den 
kargen Zahlungen der Wohlfahrtsämter auskommen. Oft bildeten 
sich vor den Arbeitsnachweisen lange Schlangen. Ehedem stolze 
Familienväter sahen sich in die Rolle von Bittstellern versetzt. Ju¬ 
gendliche blickten einer Zukunft entgegen, die wenig Hoffnung 
auf Besserung bot. Die Neigung, sich auf unrechtmäßige Weise 
materieller Güter zu bemächtigen, nahm zu. Organisiertes Ban¬ 
denverbrechen wuchs dermaßen, daß es erwähnenswert war, 
wenn an einemTag ausnahmsweise kein Auto gestohlen wurde 57 . 

Diese Eindrücke mögen genügen, um zu zeigen, auf welch 
fruchtbaren Boden kommunistische Heilslehren stießen. Berlin- 
Brandenburg war der mit Abstand größte Bezirk der KPD. Jedes 
siebte deutsche Mitglied war in der Reichshauptstadt zu Hause. 
Bei den Landtagswahlen in Preußen 1921, der ersten demokrati¬ 
schen Entscheidung, der sich die KPD stellte, erzielte sie im Wed¬ 
ding ihr bestes Ergebnis überhaupt. Drei Jahre später war sie dort 
bereits die stärkste Partei 58 . Aber auch in den anderen Arbeiterbe¬ 
zirken, in Friedrichshain und Neukölln, in Prenzlauer Berg und in 
Kreuzberg übertraf sie schon bald die SPD und fühlte sich als die 
legitime Vertreter in der Arbeiterklasse. 

Doch seit Mitte der Zwanziger Jahre bemühte sich eine dritte 
Partei um die Gunst der Bewohner der Berliner Arbeiterbezirke. 
Aus dem Zweikampf SPD versus KPD war ein Dreikampf gewor¬ 
den. Zu Beginn des Jahrzehnts hatte die NSDAP in der Reichs- 
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hauptstadt noch keine Rolle gespielt. Kein Parteigenosse hätte 
Adolf Hitler beim 1923 geplanten »Marsch auf Berlin« zur Seite 
stehen können. Auch nach Gründung der ersten Ortsgruppe in 
der Wiener Straße in Kreuzberg sollte es noch einige Zeit dauern, 
bis die Öffentlichkeit auf die neue Partei aufmerksam wurde. Bei 
den Wahlen zur Bezirksverordnetenversammlung 1926 kandi¬ 
dierte die NSDAP lediglich in Spandau und erhielt dort ganze 137 
Stimmen. Mehr noch als dieses Wahlergebnis verdeutlicht ein 
Foto von einem der ersten Aufmärsche die Lage der Partei: Eine 
kleine, nur zum geringen Teil uniformierte Gruppe marschierte 
unbeachtet von den Passanten in ungeordnetem Zustand durch 
die Straßen der Reichshauptstadt. Nur wenige Männer sind an 
ihren Hakenkreuzarmbinden als Nationalsozialisten zu erkennen, 
und wenn nicht ein unbeholfen beschriftetes Pappbild voran¬ 
getragen würde, käme der Betrachter kaum auf die Idee, daß es 
sich um die Demonstration einer revolutionären Partei han¬ 
delte 59 . 

Ein eindrucksvolles Bild vom desolaten Zustand der Partei ver¬ 
mitteln die monatlichen Situationsberichte des Gaus Berlin-Bran¬ 
denburg, die auf persönliche Initiative Reinhold Muchows ent¬ 
standen waren 60 . Diese Dossiers des für Propaganda und Organi¬ 
sation Zuständigen der Sektion Neukölln waren in erster Linie für 
Parteigenossen außerhalb Berlins bestimmt, denen nicht nur die 
Entwicklung im eigenen Lager vor Augen geführt werden sollte, 
sondern auch die Lage des Gegners. Nach Muchows Einschätzung 
drohte dem Gau 1926 sogar die Spaltung. An ein öffentliches Auf¬ 
treten war nicht zu denken. Erst als Joseph Goebbels das Amt des 
Gauleiters übernahm, kehrte Ordnung ein. Nicht nur Adolf Hitler 
hielt ihn für den geeignetsten Mann für den »schwersten Platz des 
Reiches«, auch die Berliner Parteiorganisation konnte in vieler 
Hinsicht mit dieser Entscheidung zufrieden sein 61 . Einerseits 
hatte Goebbels Hitler vor einigen Monaten seine unbedingte Er¬ 
gebenheit zu verstehen gegeben, sich »dem Größeren, dem politi¬ 
schen Genie« untergeordnet 62 . Andererseits genoß Goebbels zu 
diesem Zeitpunkt die Sympathien Gregor Strassers, wurde der 
Parteilinken zugerechnet und bot so die Gewähr, die »Roten« am 
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wirksamsten zu bekämpfen. Eine Spaltung des Berliner Gaus 
oder der gesamten NSDAP stand nicht mehr zu befürchten. 

Schon bald nach seinem Amtsantritt konnte Goebbels erste 
Erfolge vorweisen. Der Umzug in eine geräumige Geschäftsstelle, 
die Anschaffung von parteieigenen Fahrzeugen und vor allem die 
Beendigung der innerparteilichen Streitigkeiten machten ihn zum 
unbestrittenen Führer. Nun widmete sich die NSDAP ganz der Be¬ 
kämpfung der politischen Richtung, die der »Millionenstadt den 
Stempel« aufdrückte. Als Kampforganisation verdiente vor allem 
der RFB Beachtung. »Die KPD allein beherrscht die Straße und 
versucht krampfhaft, die Gunst der Massen zu gewinnen. Das 
Reichsbanner, dieses Gemisch von verspießerten Sozialdemokra¬ 
ten, Demokraten und frommen Zentrümmlern, marschiert höchst 
selten auf und entfaltet so gut wie gar keine Propaganda.« 63 Dabei 
zollte man den Methoden der Kommunisten Beifall, bewunderte, 
wie sie es verstanden, »die Erwerbslosen vor den Moskauer Hand¬ 
karren zu spannen« 64 . Goebbels hatte bereits als Führer des Ruhr¬ 
gaus die Wirksamkeit kommunistischer Propaganda studieren 
können. In Berlin machte er sich Agitationsstil und Organisations¬ 
formen der Kommunisten zum Vorbild. »Unser Gau hat die Not¬ 
wendigkeit der Propaganda unter den Erwerbslosen erkannt, da 
er weiß, daß er hier erstens die günstige Gelegenheit hat, die 
NSDAP vor geschlossenen Arbeitermassen bekannt zu machen 
und zweitens die Erkenntnis besitzt, daß das große Heer der 
Dawes-Sklaven eine noch ungeweckte politische Kraft darstellt, 
deren tausendmal berechtigte Verzweiflung gegen das elende Los 
ihrer Lage in diesem >Volks<-Staat gegen die Infektion bolschewi¬ 
stischer Giftbazillen durch unsere Aufklärung über den wahren 
Kapitalismus geschützt werden muß.« 65 

Die Erweckung nationaler Gefühle gerade bei den Arbeiter¬ 
massen bestimmte die Propaganda weit mehr als das Eindringen 
in bürgerliche Schichten. So durfte sich keiner wundern, der An¬ 
fang 1927 ein knallrot gefärbtes Plakat erblickte, das unter der 
Überschrift »Der Bürgerstaat geht seinem Ende entgegen« auf 
eine nationalsozialistische Veranstaltung hinwies 66 . Stattfinden 
sollte die Versammlung in den Weddinger Pharus-Sälen, in denen 
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sonst die KPD ihre Parteitage abzuhalten pflegte. Das Auftreten 
einer anderen Partei in der Höhle des Löwen mußte schon Provo¬ 
kation genug sein. Am 11. Februar zogen mehrere Hundert und 
damit nahezu alle Berliner SA-Männer in geschlossener Forma¬ 
tion zum Versammlungsort. Diese Demonstration der Stärke 
sollte über die tatsächliche Schwäche hinwegtäuschen. Kommuni¬ 
sten, die an diesem Abend den Weg hierhin gefunden hatten, muß¬ 
ten sich in der Minderheit fühlen. Während Goebbels seine Rede 
zum Thema »Der Zusammenbruch des bürgerlichen Klassenstaa¬ 
tes« zu halten versuchte, erinnerten störende Zwischenrufe 
daran, auf wessen Terrain man sich befand. Der Versuch der SA, 
die Störer zum Schweigen zu bringen, unterbrach den geplanten 
Ablauf. Die angekündigte Diskussion wurde nicht mit Worten, 
sondern mit Flaschen, Biergläsern, Stuhl- und Tischbeinen ge¬ 
führt. Um weitere Gewalt zu unterbinden, mußte die Polizei ein- 
schreiten. Die Kommunisten verließen den Saal. Goebbels 
konnte seine Rede beenden. Natürlich stand die soeben gewon¬ 
nene Schlacht im Mittelpunkt. Die ohnehin angeheizte Stimmung 
wurde durch den Anblick der notdürftig versorgten Verletzten, die 
auf der Bühne Platz genommen hatten, angestachelt. Hier ent¬ 
stand das später zum Mythos gewordene Wort vom »unbekannten 
SA-Mann«, der im Kampf für die Bewegung sein Leben aufs Spiel 
setzt. Bei jedem der Anwesenden wurden Assoziationen an das 
Wort vom unbekannten Soldaten hervorgerufen, der an der Front 
seinen Mann gestanden hatte. Die Veranstaltung hatte ihren 
Zweck erfüllt, und unter Polizeischutz zog die siegesbewußte SA 
wieder nach Hause. 

Im Wedding sorgten diese Ereignisse noch lange für Gesprächs¬ 
stoff, und die Ablehnung der nationalsozialistischen Aktivitäten 
hat sicherlich überwogen. Aber bestand nicht gleichzeitig die 
Möglichkeit, daß sich manch einer von dem offensichtlich aus dem 
kommunistischen Wortschatz übernommenen Redethema ange¬ 
zogen fühlte? Lag nicht im selbstbewußten Auftreten der SA eine 
starke Überzeugungskraft? Sollte nicht auch in den Arbeiterfami¬ 
lien, in denen das Foto eines gefallenen Angehörigen im Wohnzim¬ 
mer die Erinnerung an den verlorenen Weltkrieg wachhielt, natio- 
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nales Empfinden stärker sein als die Liebe zur Sowjetunion? 
NSDAP und SA meldeten in den nächsten Tagen starken Zulauf, 
unter ihnen das ehemalige Mitglied des RFB Albert Thonak, den 
Goebbels schon bald als Chauffeur einstellte 67 . 

Der Berliner Gauleiter hatte einen Triumph errungen. Er war 
überzeugt, daß dem Mann aus dem Volk auf die Dauer nur die 
Entfaltung von Kraft und Disziplin imponieren würde. Während 
die bürgerlichen Parteien »feige und widerspruchslos« dem Mar¬ 
xismus die Straße überließen und statt dessen im Parlament und 
in den Wirtschaftsverbänden die wankenden Positionen der libera¬ 
len Demokratie verteidigten, seien die SA-Männer dazu auserko¬ 
ren, mit der »volksverbundenen Kraft der nationalsozialistischen 
Bewegung« den Angriff des Marxismus abzuwehren 68 . Einen Mo¬ 
nat später kam es im März 1927 zu einem erneuten Aufeinander¬ 
treffen mit Kommunisten, in dessen Folge die Berliner NSDAP 
verboten wurde. Zur Feier ihres einjährigen Bestehens zog die 
Berliner SA vor dieTore der Stadt. In der Nähe des kleinen märki¬ 
schen Städtchens Trebbin, fernab vom »Moloch Großstadt«, ge¬ 
noß man beim nächtlichen Schein des Feuers das Gemeinschafts¬ 
gefühl. Am nächsten Tag sollte der fahrplanmäßige Personenzug 
die Gruppe wieder zurückbringen. Schon bei der Einfahrt des 
Zuges wurden die SA-Männer durch emporgestreckte Fäuste von 
im Zug sitzenden RFB-Leuten empfangen. Die SA-Männer ver¬ 
suchten daraufhin, in das Abteil der Kommunisten einzudringen. 
Plötzlich sahen sie eine Pistole auf sich gerichtet. Die Aufregung 
war groß. Die Abfahrt des Zuges verhinderte zunächst noch eine 
Eskalation. Bei jedem Halt aber belegten die sich bedroht fühlen¬ 
den SA-Männer den vorderen Wagen mit einem Steinbombarde¬ 
ment. Auf dem Bahnhof Lichterfelde-Ost war die blutige Schlacht 
nicht mehr zu verhindern. Beim Versuch, die Kommunisten zu 
entwaffnen, wurde ein SA-Mann angeschossen. Nun ergoß sich 
ein Steinhagel über die Kommunisten, die sich durch zahlreiche 
Pistolenschüsse zu wehren versuchten. Fast alle trugen Verletzun¬ 
gen davon, aber auch viele SA-Männer blieben nicht ungescho¬ 
ren. Die Polizei stand dem Treiben recht machtlos gegenüber. Erst 
nach geraumer Zeit konnte sie die Schlacht beenden. Triumphie- 
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rend veranstaltete die SA gegen Abend einen Demonstrationszug 
zum Wittenbergplatz, in dessen Verlauf Ausschreitungen gegen jü¬ 
disch aussehende Passanten begangen wurden. Vergleicht man 
den Bericht Muchows 69 mit den betreffenden Prozeßakten 70 , muß 
man feststellen, daß abgesehen von allen ideologischen Überhö¬ 
hungen die Ereignisse recht wahrheitsgetreu geschildert wurden. 
Auch die Prozeßakten erwähnen den alleinigen Waffenbesitz der 
Kommunisten. Das schreckliche Unglück wird verstehbarer, was 
nichts an der juristischen Schuld der Angeklagten ändert. Die 
Nachvollziehbarkeit der Handlungen der Nationalsozialisten wird 
schwieriger, wenn lediglich die Brutalität der Nationalsozialisten 
im Mittelpunkt steht, die Kommunisten dagegen als in Notwehr 
Handelnde beschrieben werden, die erst in allerletzter Sekunde 
von der Schußwaffe Gebrauch machen 71 . Das erscheint ebenso¬ 
wenig hilfreich wie die nach 1933 veröffentlichten Heldendarstel¬ 
lungen, in denen die Legende von mutig sich wehrenden SA-Män¬ 
nern gewoben wird 72 . 

In mancher Hinsicht ist der Zwischenfall am Bahnhof Lichter- 
felde-Ost bezeichnend. Zum einen fällt der mitleidslose Haß auf, 
der zum Vorschein kommt, wenn Muchow das Gesicht des in die 
Vorgänge verwickelten kommunistischen Landtagsabgeordneten 
Hoff mann als eine »unförmige blutige Masse« beschreibt. Wenn 
schon das Recken der Fäuste als bedrohliche Provokation emp¬ 
funden wurde und die SA-Leute dazu veranlaßte, den aufgestau¬ 
ten Gefühlen freien Lauf zu lassen, mußte man sich fragen, was 
ein wirklicher Angriff für Folgen haben würde. 

Bemerkenswert ist ferner die Übertragung der Feindseligkeiten 
auf »frechgewordene Juden«. Schon in früheren Berichten hatte 
Muchow eine fast völlige Identität von Judentum und Kommunis¬ 
mus hergestellt. Dieses Feindbild wurde allerdings ebensogut auf 
die »Geldjuden des Berliner Westens« wie auf Journalisten der 
bürgerlichen Presse, auf die »Erfüllungspolitiker« wie auf die 
»Drahtzieher« im Karl-Liebknecht-Haus angewandt und half bei 
der Konstruktion einer globalen Verschwörungstheorie. Vor allem 
aber versuchte die nationalsozialistische Propaganda ihren An¬ 
hängern klarzumachen, daß hinter den Angriffen auf ihre Kame- 
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raden Juden stünden. Nichts verdeutlicht dies plastischer als eine 
Karikatur, die unter der Überschrift »Arbeitsbrüder! Volksgenos¬ 
sen! Der fremde Hetzer ist unser Feind« im Angriff erschien. Eine 
durch ein Hakenkreuz als Nationalsozialist gekennzeichnete, ein¬ 
fach gekleidete männliche Gestalt hindert sein gleich gekleidetes, 
durch einen Sowjetstern aber als Kommunist ausgewiesenes Ge¬ 
genüber, ihn mit dem Dolch zu erstechen. Die Aggressivität des 
Kommunisten wird durch eine jüdisch aussehende Gestalt-offen¬ 
bar ein Redakteur der Roten Fahne - erklärt, der dem kommuni¬ 
stischen Arbeiter die Parole »Schlagt sie nieder, wo ihr sie trefft!« 
einflüstert 73 . 

Der Sieg, den die Nationalsozialisten am Lichterfelder Bahnhof 
zu erringen geglaubt hatten, verwandelte sich jedoch bald in eine 
Niederlage. Die öffentliche Meinung wandte sich gegen sie, fast 
ein Jahr blieb die NSDAP verboten. Nach der Aufhebung des Ver¬ 
bots lag das Ergebnis der Berliner NSDAP bei den Reichstags¬ 
wahlen durchaus imTrend des schwachen Ergebnisses. Die mage¬ 
ren 1,4 Prozent in Berlin sollten nicht allein aus der schwierigen 
Situation in der Hauptstadt erklärt werden. Zum Zeichen, daß 
der Kampf um die Arbeiterbezirke von neuem einsetzte, wurde 
im Wedding im Mai 1928 eine Sektion der NSDAP gegründet, de¬ 
ren 18 Mitglieder sich freilich wie Soldaten hinter den feindlichen 
Linien vorkamen 74 . Tatsächlich war das Kräfteverhältnis zwischen 
den beiden radikalen Kampfgruppen ungleichgewichtig. Den 800 
Mitgliedern der SA 75 standen 1928 11000 zahlende Mitglieder in 
den Reihen des RFB gegenüber 76 . 


Der Kampf um den Fischerkiez und der Mord an Horst Wessel 

Der Fischerkiez war eines der ältesten Viertel Berlins. Nirgendwo 
ließen sich die Gegensätze einer Millionenstadt besser aufzeigen 
als in dem vom Stadtschloß und vom Polizeipräsidium begrenzten 
Gebiet. Die Menschen in dieser ehemals von Fischern bewohnten 
Gegend im Herzen der Stadt zählten zu den ärmsten der Metro¬ 
pole. Vom Glanz vergangener Tage strahlte nichts hinüber in das 
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unübersichtliche Straßengewirr, in die engen Hinterhöfe ohne 
Licht und Luft. Bei einem oberflächlichen Besuch konnte man 
vielleicht einen Hauch von Romantik empfinden; wer hingegen 
tagaus, tagein in schmutzigen, feuchten und verfallenen Häusern 
leben mußte, der stand der trostlosenWohnsituation gewiß nüch¬ 
terner gegenüber. Die unmittelbare Nähe des Polizeipräsidiums 
am Alexanderplatz übte ebenfalls keinen positiven Einfluß aus. 
Die Kriminalitätsrate war im Fischerkiez enorm hoch. In Gestalt 
der sogenannten Ringvereine genoß hier das organisierte Verbre¬ 
chen ein nahezu ungestörtes Leben. Polizeipatrouillen mieden 
den Fischerkiez weitgehend, wollten sie doch nicht mit Steinen be¬ 
worfen oder mit Schimpfkanonaden überhäuft werden. Nur mit 
großen Aufgebot wagte sich die Polizei hinein. Zahlreiche Unter¬ 
schlupfmöglichkeiten, von denen die Polizei nichts ahnte, ließen 
dieVerfolgung von Straftätern zu einem hoffnungslosen Unterfan¬ 
gen werden, so daß fast von einem rechtsfreien Raum gesprochen 
werden konnte. 

Gleichzeitig war der Fischerkiez eine Hochburg der KPD, deren 
Zentrale, das Karl-Liebknecht-Haus am Bülowplatz, nur wenige 
hundert Meter entfernt lag. Generell gab es in kommunistisch do¬ 
minierten Gebieten eine hohe Kriminalitätsrate 77 . Zahlreiche we¬ 
gen politischer Vergehen Verurteilte waren bereits aus anderen 
Gründen vorbestraft. Es bestand jedoch keine vollständige Dek- 
kungsgleichheit zwischen kommunistischen Straßenkämpfern 
und professionellen Verbrechern 78 . Um jedoch Männer aus die¬ 
sem Milieu der Hoffnungslosigkeit für den politischen Kampf zu 
gewinnen, bedurfte es keiner besonderen Überzeugungskraft. 
Nicht nur in Zeiten des Wahlkampfes waren die Häuser mit politi¬ 
schen Parolen übersät, die den Anschein erwecken konnten, allen 
Bewohnern gemeinsam sei die Hoffnung auf Sowjetdeutschland. 

Nach der Aussage eines Mitgliedes gehörte der Proletarische 
Selbstschutz im Fischerkiez zu einer der aktivsten Gruppen über¬ 
haupt 79 . Die nach strengen Maßstäben ausgewählten Mitglieder 
hatten ihr Leben völlig in den Dienst der Partei gestellt. Sie sollten 
in vorderster Front im Kampf gegen den Faschismus und für die 
Revolution ihren Mann stehen. Im Lokal Hoppe in der Fischer- 
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Straße, einem langjährigen Parteilokal der KPD, hatte die bis zu 
dreißig Mann starke Truppe ihren Versammlungsort. In einem 
Hinterzimmer wurden Aktionen geplant. Zudem erlaubte es das 
Vertrauensverhältnis zu den Wirtsleuten, geheime Verstecke für 
Schußwaffen anzulegen. Jedes Mitglied des Proletarischen Selbst¬ 
schutzes verfügte über eine Waffe, die allerdings nach Möglichkeit 
nicht in den Privatwohnungen aufbewahrt wurde. 

In den Augen der Nationalsozialisten wurden bei Hoppe die 
»Fäden gezogen« 80 . Mehrere Male stand das »Kommunelokal« im 
Brennpunkt der Ereignisse, als der Fischerkiez im August 1929 
zum Hauptkampfgebiet erklärt wurde 81 . Hier trat zum ersten Mal 
in Berlin die »unbekannte Vorhut Europas« gegen den »blutroten 
Stern Lenins« an 82 . Wo sich »Kommune« und Ringvereine misch¬ 
ten, kamen sich die Nationalsozialisten vor, als wären sie in Mos¬ 
kau und Chicago zugleich 83 . Wiederholt zogen die SA-Stürme 1 
und 5 durch gezielte Aktionen bewußt die Aufmerksamkeit der 
Kommunisten auf sich. Diese Aktivitäten waren eine Mischung 
aus Werbung um neue Mitglieder, die man aus den Reihen der 
Kommunisten zu gewinnen hoffte, und bewußten Provokationen, 
um sich im Kampf als stärker erweisen zu können. Dieser Kampf 
war eng verbunden mit der Gestalt des SA-Führers Horst Wessel, 
des Führers des Sturms 5. Seit langen Jahren wohnte er im Kiez 
und war deshalb mit den Gegebenheiten und der Mentalität der 
Bewohner bestens vertraut 84 . 

Horst Wessel stammte aus einem Bielefelder Pfarrhaus. In jun¬ 
gen Jahren war er mit seiner Familie nach Berlin gekommen. Sein 
Vater hatte mit der Nicolai-Kirche im Bezirk Mitte eine wichtige 
Pfarrei übernommen. Wessel schloß sich nationalen Wehrverbän¬ 
den an, fand dort jedoch keine Befriedigung seiner politischen 
Leidenschaften. 1926 trat er in die SA ein. Ausführlich beschreibt 
er in seinemTagebuch die Beweggründe für den Wechsel. Für ihn 
waren die Nationalsozialisten keine rechtsradikale völkische 
Gruppe, sondern nationale Sozialisten. Die Kommunisten stan¬ 
den ihm in gewisserWeise näher als die Deutschnationalen, von 
denen er kam. »Eine Erkenntnis vor allem war mir sehr wertvoll: 
ich versuchte jede politische Richtung zu verstehen und dabei 
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kam ich dahinter, daß es im roten Lager ebenso viele, vielleicht 
noch mehr fanatische opferbereite Idealisten gibt als auf der Ge¬ 
genseite. Hinzu kam noch die ganze erschütternde Erkenntnis der 
großen sozialen Verelendung und Knechtschaft der arbeitenden 
Schichten aller Berufe. Ich war eben Sozialist geworden. Nicht 
Sozialist aus Gefühl, wie so mancher aus dem bürgerlichen Lager, 
sondern vor allem Sozialist aus Vernunft. Im Verhältnis mit den 
früheren Organisationen, denen ich angehörte, war die Partei 
grundverschieden. Das Soldatenspielen fiel weg, politische Schu¬ 
lung, das war die Losung. Die Sturmabteilungen waren Ordner¬ 
trupps, waren die Faust der Bewegung, gegen Polizei und Marxi¬ 
sten. Die Organisation selbst war den Kommunisten abgesehen. 
Sektionen anstatt Ortsgruppen, Zellensystem, Pressesystem, Pro¬ 
paganda ließen noch deutlich ihr einstiges Vorbild erkennen. Die 
Schwungkraft der jungen Bewegung war ungeheuer. Am besten 
läßt sich das an den Übertritten aus dem marxistischen Lager 
ermessen.« 85 

Nun bestimmte der Einsatz für die nationalsozialistische Bewe¬ 
gung das Leben des Pfarrersohns. Nach der Aufhebung des SA- 
Verbots übernahm er 1928 die Funktion eines Straßenzellenlei¬ 
ters. Wenig später trat er am 1. Mai 1929 sein Amt als Leiter des 
SA-Trupps 34 im Bezirk Friedrichshain an. Dort erwarb er sich 
bald großes Ansehen, übernahm einen kleinen Trupp und baute 
ihn schon bald zum Sturm aus. Dieser Sturm setzte sich zum gro¬ 
ßen Teil aus ehemaligen KPD-Mitgliedern zusammen. Als Führer 
des Sturms 5 dichtete Wessel das später nach ihm benannte Lied 
»Die Fahne hoch...«, das schon bald in der ganzen Partei bekannt 
und bei allen Veranstaltungen gesungen wurde. Seinen Lebens¬ 
unterhalt verdiente er sich zunächst als Bauarbeiter. Auch wäh¬ 
rend des kurzen Versuchs, die Mühen eines Jurastudiums zu be¬ 
wältigen, widmete er sich mehr der Arbeit bei der SA als seinem 
Studium 86 . Wessel liebte die Herausforderung. Bei den anderen 
Sturmmitgliedern scheint er sehr beliebt gewesen zu sein. In kur¬ 
zer Zeit gelang es ihm, zahlreiche neue Mitglieder zu gewinnen 87 . 

Am 23. August 1929 marschierte Horst Wessel mit seinem Sturm 
zum Bülowplatz. Verstärkt durch SA-Männer aus anderen Bezir- 
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ken traten die kaum 300 Teilnehmer an. Größtenteils in ziviler 
Arbeitskleidung, nur mit roter Hakenkreuzbinde am Arm, hätte 
ein flüchtiger Beobachter sie durchaus für einen kommunistischen 
Demonstrationszug halten können. Zunächst führte sie ihr Weg 
in das Scheunenviertel, wo aus dem Osten zugewanderte Juden in 
äußerst armseligen Verhältnissen lebten. Hier habe, so berichtete 
die Rote Fahne, die Schutzgarde des deutschen Kapitalismus in 
brutalster Weise Proletarier und jüdisch aussehende Passanten 
niedergeschlagen. Dann zog der Demonstrationszug weiter die 
Grenadierstraße hinunter zum Karl-Liebknecht-Haus. Dort hät¬ 
ten die Hitler-Jünglinge Scheiben eingeschmissen und kommuni¬ 
stische Arbeiter terrorisiert. Erst das entschlossene Eintreten 
erheblicher Arbeitermassen habe dem Treiben ein Ende bereitet. 
Auf der spontanen Gegenkundgebung des »revolutionären Ber¬ 
lins« drohte Heinz Neumann unter stürmischer Zustimmung der 
eigenen Leute: »Wenn die Faschisten es wagen, die Berliner Arbei¬ 
ter anzugreifen, dann werden wir antworten, und wir antworten 
auf bolschewistische Art!« Jetzt erst griff die »sozialfaschistische 
Polizei Blutzörgiebels«, die die vorherigen Terrorakte der Nazis 
unterstützt habe, ein, ging »brutal« gegen die Arbeiter vor und 
verhaftete ohne jeden ersichtlichen Grund den Genossen Schar- 
linsky 88 . 

Die Nationalsozialisten wehrten sich gegen die, wie es hieß, 
typisch bolschewistische Mordpropaganda der Roten Fahne. 
Außer, daß einem Tempelgänger der Hut sanft in die Hand ge¬ 
drückt wurde, habe es keine Ausschreitungen gegeben. »Bleich 
vor Wut« hörte die Belegschaft des Karl-Liebknecht-Hauses dem 
Gesang des Horst-Wessel-Liedes zu 89 . Die Kommunisten sollten 
gewiß sein, ein Faschistenüberfall sehe anders aus. 

Auch bei einer anderen Auseinandersetzung im Fischerkiez, in 
die Horst Wessel verwickelt war, wirft ein Blick in die Parteizeitun¬ 
gen ein bezeichnendes Licht auf die Mentalität der radikalen 
Kämpfer. »Faschisten morden in Berlin!« lautete der Aufmacher 
der Roten Fahne am 28. August. Bei einem Überfall auf das Partei- 
lokal Hoppe seien vier Arbeiter schwer verletzt worden, einer 
leicht. Wieder einmal habe die Polizei die Mörder entfliehen lassen 
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und statt dessen vier Arbeiter verhaftet. Nunmehr wäre es an der 
Zeit, »daß angesichts des Schutzes, den die Polizei den Faschisten 
angedeihen läßt, die proletarische Bevölkerung zur Selbsthilfe 
greifen und das faschistische Gesindel ausrotten« müsse. 

Wie es denn eigentlich gewesen sei, läßt sich auch durch Be¬ 
richte von der anderen Seite nicht zweifelsfrei rekonstruieren. 
Den ganzen Tag über war der Sturm Horst Wessels auf Propagan¬ 
dafahrt in der Umgebung Berlins gewesen. Erst in den späten 
Abendstunden erreichte man wieder Berlin. Wessel beschloß, 
noch einen kleinen Umweg zu fahren. »Wir waren im Fischerkiez. 
Wir sangen, wir schrieen, wir brüllten. Man sollte uns hören.« Vor 
einem Parteilokal der Kommunisten hielt der Wagen. Wessel stieg 
auf das Verdeck des LKWund hielt eine Ansprache an die Bewoh¬ 
ner der »bolschewistischen Räuberhöhle«: »Seit Jahr und Tag 
überfällt man hier nationalsozialistische Einwohner. Wir rufen 
euch ein energisches Halt zu und warnen euch zum letzten Mal.« 
Im Nu verwandelten »finstere Individuen« die Straße in einen bro¬ 
delnden Hexenkessel. Die SA-Leute waren in ihrem Element 90 . 

Auch wenn in den parteilichen Berichten nicht ausdrücklich da¬ 
von die Rede war, ahnt man, daß es zu einem blutigen Zwischen¬ 
fall gekommen war. Unmöglich zu bestimmen, wer den ersten 
Stein geworfen haben mag. Auch ein Blick in die Lokalzeitungen 
führt in diesem Fall nicht zu größerer Objektivität. Die Zahl der 
Verletzten verringert sich jedoch bei dieser Lektüre auf zwei 
Leicht- und einen Schwerverletzten, was denVerdacht der Drama¬ 
tisierung einiger Ereignisse durch die Betroffenen bestätigt 91 . 

Lange Zeit hatte die KPD die NSDAP, ihren bescheidenen 
Stimmergebnissen entsprechend, kaum beachtet. Noch auf dem 
ganz im Zeichen des »Blutmai« stehenden Weddinger Parteitag 
empfand Ernst Thälmann die gezielten Aktionen derHakenkreuz- 
ler zwar als Ärgernis, maß aber im Grunde dem Nationalfaschis¬ 
mus keine herausragende Bedeutung zu 92 . Kaum jemand in der 
Partei hegte damals ernsten Zweifel an der Überzeugung, kurz 
vor der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse zu stehen. 
Hauptfeind war zweifellos die SPD, während die irrationale Pro¬ 
paganda der NSDAP keinesfalls geeignet erschien, um klassen- 
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bewußte Arbeiter ihrer Partei zu entfremden. Es schien der KPD, 
als ob die Bourgeoisie mobil machte, um den unaufhaltsamen 
Sieg der Revolution noch zu verhindern. Vor wenigen Monaten 
hatten die »Kosaken« des Polizeipräsidenten Zörgiebel Arbeiter¬ 
blut vergossen. Nun sei, verkündete die Bezirksleitung der KPD 
Berlin-Brandenburg, die Aufgabe, das Proletariat durch Gewalt 
zu demoralisieren, von den Sozialfaschisten auf die Nationalsozia¬ 
listen übergegangen 93 . Der in den Analysen der Komintern vor¬ 
ausgesagte »Weiße Terror« werde in Zukunft ein braunes Hemd 
tragen. Der Überfall auf das Parteilokal Hoppe stand insofern in 
einer Kontinuität gegenrevolutionärer Maßnahmen. Grundlage 
für einen erfolgreichen Kampf gegen den Faschismus sollte der un¬ 
mittelbare physische Selbstschutz sein 94 . »Schlagt die Faschisten, 
wo ihr sie trefft!« lautete die Losung, die wohl auf Initiative Neu¬ 
manns Ende August ausgegeben wurde. Die bereits 1924 nach 
einem Zusammenstoß zwischen Kommunisten und Stahlhelm- 
Mitgliedern geprägte Parole lebte jetzt wieder auf. Damit waren 
innerhalb des wehrhaften Kampfes Offensivaktionen als präven¬ 
tive Notwehr gerechtfertigt 95 . Plakate wie das folgende fanden 
sich häufig an den Häuserwänden: »Augen auf! / Jungarbeiter, es 
geht dich an / Hier wohnt der Faschist [...]/ der sich an Überfällen 
auf Arbeiter beteiligt / Schlagt ihn, wo ihr ihn trefft! / Die Rote 
Jungfront.« 96 Ähnliche Aufforderungen zur Gewalt gegen Kom¬ 
munisten sind von nationalsozialistischer Seite nicht bekannt. 

Im Fischerkiez sollte die ganze Bevölkerung gegen die Natio¬ 
nalsozialisten mobilisiert werden. Tatsächlich kam es in den fol¬ 
genden Monaten zu Überfällen auf SA-Leute. Nach einer Ver¬ 
sammlung in der Petristraße am 24. September, bei der Horst 
Wessel gesprochen hatte, wurde etwa eine Gruppe Nationalsozia¬ 
listen von Kommunisten angegriffen. Ein SA-Mann erhielt einen 
Bauchschuß und mußte schwerverletzt ins Krankenhaus eingelie¬ 
fert werden 97 . 

Der Angriff sparte nicht mit Vorwürfen gegen die Polizei, der 
man die Schuld an der um sich greifenden Rechtlosigkeit gab. Die 
Herren im Präsidium wurden aufgefordert, die Posten im Fischer¬ 
kiez zu verstärken. Beamte, die aufopferungsvoll ihren Dienst 
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erfüllten, dürften nicht wehrlos einer zu allem fähigen Übermacht 
preisgegeben werden. Die unteren Polizeibeamten sollten nicht 
weiterhin mit Hungergroschen abgespeist werden, damit sie auch 
in Zukunft ihren Anteil an der Verteidigung Deutschlands haben 98 . 
In der über mehrere Monate eingerichteten Rubrik »Fronterleb¬ 
nisse aus dem Fischerkiez« beschrieb Der Angriff das Leben der 
SA-Leute, das nur mit dem des Frontkämpfers im schwer betrom- 
melten Graben zu vergleichen sei 99 . In der Nacht zum 15. Dezem¬ 
ber wurde eine selbstgebastelte Bombe auf die Wohnung des 
Sturmführers Fiedler geworfen. Zwar gingen diesmal nur einige 
Fenster zu Bruch, gab es keine Verletzten, aber die Aktion zeigte, 
daß Einzelterror kein Tabu für kommunistische Kämpfer dar¬ 
stellte 100 . 

Nach Joseph Goebbels war Horst Wessel der meistbeschäftigte 
Redner auf nationalsozialistischen Versammlungen. Ob in Haver- 
lands Festsälen, in den Prachtsälen am Friedrichshain oder in 
einer der vielen Gaststätten in und um den Fischerkiez, stets waren 
seine Worte darauf ausgerichtet, kommunistische Arbeiter für die 
nationalsozialistische Bewegung zu gewinnen. Ihm war es gelun¬ 
gen, binnen kurzer Zeit die Zahl seiner Sturmangehörigen in dem 
rein proletarischen Viertel zu vervielfachen 101 . »Als die kommu¬ 
nistischen Führer bemerkten, daß einige ihrer Männer mit der 
Hakenkreuzflagge hinter Horst Wessel herrannten, konnten sie 
ihre Wut nicht länger zurückhalten«, schrieb einer seiner Kamera¬ 
den nach Wessels Tod 102 . Im Kampf um den »deutschen Arbeiter« 
scheute Wessel sich nicht, die Methoden seiner Gegner aufzugrei¬ 
fen und sie gegen diese anzuwenden. 

Daß bei Demonstrationen des RFB ein Spielmannszug den 
Männern vorausging, hatte lange Tradition. Glockenspiele und 
Schalmeien intonierten bei entsprechenden Gelegenheiten die 
Melodien der Kampflieder. Die Instrumente waren in der An¬ 
schaffung billig und eigneten sich wegen ihres eingängigen Klangs 
bestens für diesen Zweck. Zudem bedurfte es nicht allzu großer 
Musikalität, um das Spiel dieser leicht zu beherrschenden Instru¬ 
mente zu erlernen. Auf Wessels Initiative entstand auch bei der SA 
ein Spielmannszug. Seit Ende 1929 waren die Propagandamärsche 
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des Sturms 5 vom Klang der Schalmeien begleitet. Jetzt war ledig¬ 
lich durch markante Unterschiede in den von rauhen Männerkeh¬ 
len hervorgebrachten Texten zu erkennen, wer da auf der Straße 
marschierte 103 . 

So war es nicht gänzlich unverständlich, wenn sich der Haß der 
Kommunisten in besonderem Maße gegen Horst Wessel richtete. 
Es wurden sogar Flugblätter verteilt, die nach bekanntem Muster 
zum Mord an Wessel aufriefen. Auf dem Flugblatt war ein SA- 
Mann mit Revolver in der einen und einem Dolch in der anderen 
Hand abgebildet. Vor ihm lagen zwei Tote. Daneben stand ge¬ 
schrieben: »Wie lange noch? Roter Arbeiter / merk dir das Ge¬ 
sicht! / Horst Wessel / Sturmführer - Arbeitermörder / Kleine 
Frankfurter Straße Nr. 62.« 104 Es bedurfte nur einer günstigen Ge¬ 
legenheit, um den RFB aktiv werden zu lassen 105 . 

Die fand sich, als in den Abendstunden des 14. Januar 1930 die 
Witwe Salm im Lokal Bahr auftauchte. Dort tagte gerade eine Sit¬ 
zung der Straßenzelle, an der auch Mitglieder des illegalen RFB 
teilnahmen. Laut Urteilsbegründung im Prozeß gegen Stoll u.a. 
bat die Witwe Salm die Anwesenden, gegen einen »Nazi« vorzu¬ 
gehen, mit dem sie Mietstreitigkeiten habe. Dies wurde zunächst 
abgelehnt, da die Witwe ihren verstorbenen Mann, einen alten 
Kommunisten, mit kirchlichen Ehren hatte bestatten lassen. 
Nachdem jedoch der Name Horst Wessel gefallen war, sagten die 
RFB-Männer der Witwe die Unterstützung der Partei zu. 

Am Vormittag des gleichen Tages hatte bereits eine Auseinan¬ 
dersetzung zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten statt¬ 
gefunden. Ein Kommunist war durch einen Bauchschuß verletzt 
worden 106 . Eine Beteiligung Wessels an diesem Zusammenstoß 
wurde von den Kommunisten vermutet. Die Bereitschaft, ein Ex¬ 
empel zu statuieren, war groß. Um Aufsehen zu vermeiden, begab 
man sich in kleineren Gruppen zur Wohnung Wessels. Zwei Mit¬ 
glieder der Gruppe, Ali Hohler und Rückert, stiegen die Treppe 
zur Wohnung hinauf, während die übrigen als Posten auf der 
Straße warteten. Mit gezogenem Revolver klopfte Hohler an die 
Wohnungstür. Als die Gestalt Wessels im Türspalt sichtbar wurde, 
hielt Hohler ihm die Pistole mit dem Ruf »Hände hoch!« vor das 
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Gesicht und drückte im gleichen Moment ab. Schwer verletzt 
stürzte Wessel zu Boden. Die Kommunisten verließen die Woh¬ 
nung. 

Noch in derselben Nacht war die Bezirksleitung der KPD über 
den Vorfall informiert. Die Flucht der Haupttäter wurde darauf¬ 
hin von der Parteileitung organisiert. Die Witwe Salm rief man ins 
Karl-Liebknecht-Haus, wo ein Funktionär sie aufforderte, die 
ganze Angelegenheit gegenüber der Polizei als einen Streit zwi¬ 
schen Zuhältern darzustellen. Auf keinen Fall sollte der Eindruck 
entstehen, es habe sich um ein politisches Tatmotiv gehandelt 107 . 

Nicht der geringste Zweifel bestand jedoch für die Nationalso¬ 
zialisten an eben dieser Tatsache. Man war fest davon überzeugt, 
daß der MörderWessels ausschließlich aus politischen Motiven ge¬ 
handelt hatte 108 . Die kommunistische Unterwelt habe, so hieß es 
in den Hagiographien ähnelnden Büchern, den fürchterlichen Be¬ 
fehl ihrer jüdischen Vorgesetzten im Karl-Liebknecht-Haus ausge¬ 
führt. DerTäter sei nach Rußland abgeschoben worden. Der beste 
SA-Führer Berlins aber ringe mit seinem Leben. In keiner Aus¬ 
gabe des Angriffs der nächsten Wochen fehlte eine Meldung aus 
dem Krankenzimmer. Als Horst Wessel am 23. Februar an den Fol¬ 
gen seiner Verletzungen im Krankenhaus Friedrichshain starb, 
nahmen die Racheschwüre gegen die Täter kein Ende. Noch über 
den Tod hinaus verfolgte der Haß der Kommunisten den Toten. 
Bei der Beerdigung kam es zu Ausschreitungen, als Kommunisten 
den Trauerzug mit Steinen bewarfen. An die Friedhofsmauer hat¬ 
ten Unbekannte mit weißer Farbe geschmiert: »Dem Zuhälter 
Horst Wessel ein letztes Heil Hitler!« 109 

Goebbels verstand es, in den nächsten Monaten um den Toten 
eine Legende entstehen zu lassen, wie sie keinem anderen Opfer 
der »Kampfzeit« zuteil wurde. In einer vor schwülstigem Kitsch 
kaum zu überbietenden Sprache ließ er einen Volkshelden entste¬ 
hen. »Wer am 15. September, am Tag nach unserem Triumph, an 
sein Grab hinausging, der sah dort arbeitslose Männer stehen, 
Frauen, die von den Markthallen zurückkehrten, mit Kindern an 
der Hand, alte Mütterchen und frische junge Mädels. Es kamen 
und gingen Studenten und Beamte, Kleinbürger und Proletarier, 
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und eine Mutter hob ihren Vierjährigen auf den Arm, zeigte ihm 
das Grab, das nun unter einem Kranz von Blumen neu aufzublü¬ 
hen schien, und sagte: >Da liegt unser Horst! < Als wäre er uns allen 
Bruder geworden, als gehörte er in unsere Familie hinein und 
wäre durch seinen Tod in uns allen aufgegangen.« 110 Alljährlich 
veranstaltete die SA große Propagandamärsche anläßlich des 
Todestages. Nach der Machtergreifung galt Wessels Name als Syn¬ 
onym für den Kampf gegen den Kommunismus. Vor allem in den 
ersten Jahren erschienen eine Unzahl von Schriften, die sich sei¬ 
nem Leben widmeten. Um den Toten war eine Heldenverehrung 
mit kultischen Zügen entstanden 111 . 


Angriff ist die beste Verteidigung 

In den folgenden Monaten verging kaum eine Woche, in der es 
nicht irgendwo zu ernsten Aktionen zwischen den Anhängern der 
radikalen Parteien kam. Mitglieder des Sturms 9 der Schöneber¬ 
ger SA überfielen in der Nacht vom 24. zum 25. Mai ohne erkenn¬ 
baren Anlaß drei zufällig vorübergehende Personen. Zum Schutz 
eines Zeitungshändlers hielten sich im Lokal »Zur Ameise« stän¬ 
dig SA-Leute auf. Bereits im Laufe des Tages war es zu zahlrei¬ 
chen kleineren Zusammenstößen gekommen. Als die drei als 
Kommunisten bekannten Männer am Lokal vorbeikamen, stürz¬ 
ten sich die SA-Leute mit den Worten auf sie: »Kommune! Los! 
Drauf!« Sie wurden zu Boden geschlagen und mit Füßen getreten. 
Zwei Kommunisten konnten entfliehen, aber einer wurde durch 
Messerstiche so schwer verletzt, daß er sich nur mit Mühe und Not 
in ein Lokal flüchten konnte. Die SA-Leute holten ihn wieder auf 
die Straße, verprügelten ihn nochmals und traten ihm mit ihren 
Stiefelabsätzen ins Gesicht. Kurz nach seiner Einlieferung in das 
nahegelegene Auguste-Viktoria-Krankenhaus erlag Heimbürger 
seinen Verletzungen 112 . 

Die Septemberwahlen 1930 hatten die NSDAP zur Massenpar¬ 
tei auch nach Wählerstimmen gemacht. In den Arbeiterbezirken 
Berlins vollzog sich ebenfalls der sensationelle Erdrutschsieg. Im 
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Wedding verdreifachte die NSDAP im Vergleich zu den Kommu¬ 
nalwahlen vom November ihr Ergebnis. In Neukölln erhielt sie 
11,1 (1929: 4), in Friedrichshain 11,6 (3,7), und in Kreuzberg stei¬ 
gerte sie sich gar auf 14 (5,4) Prozent. Hinter den beiden Links¬ 
parteien war sie die drittstärkste Kraft geworden. 

Der andere große Gewinner war die KPD gewesen, die ebenso 
einen nicht unerheblichen Stimmenzuwachs verbuchen konnte. 
Mit 43 Prozent errang sie im Wedding ihr bestes Ergebnis. Auch in 
anderen Bezirken war sie wie in ganz Berlin zur stärksten Partei 
geworden. Die Siegesgewißheit der Kommunisten steigerte sich 
verständlicherweise durch dieses Ergebnis erheblich. Um den 
Sieg über das »faschistische System« erreichen zu können, hielt 
man es allerdings für erforderlich, noch energischer gegen die SA 
vorzugehen. Denn immer häufiger tauchten die Braunhemden in 
Gebieten auf, die zu unbestrittenen Hochburgen der KPD zähl¬ 
ten. Im Gegensatz zu Stahlhelm oder Jungdeutschen Orden fühl¬ 
ten sich von der SA auch die Schichten angesprochen, die bisher 
nur die Wahl zwischen zwei Parteien hatten. In Vierteln, in denen 
Propagandamärsche nur mit Verstärkung aus anderen Bezirken 
durchgeführt werden konnten, erhielt die nationalsozialistische 
Bewegung Zuwachs. Keinesfalls wollte die SA sich im Schicksals¬ 
kampf »wehrlos« geschlagen geben. Man betonte die eigene 
Stärke und den festen Willen, sich der kommunistischen Gewalt 
nicht zu beugen. 

Es ist nahezu unmöglich, allgemeingültig zu entscheiden, wer 
bei Zusammenstößen zuerst von der Schußwaffe Gebrauch 
machte, wer provozierte und wer reagierte. Die Polizei sah aller¬ 
dings nicht selten in den Kommunisten die Anstifter. Anläßlich 
einer Schießerei, bei der am 27. November 1930 zwei Nationalso¬ 
zialisten verletzt worden waren, gab der Vorsteher des zuständigen 
Polizeireviers seine Sicht der Dinge wieder: Seit der Eröffnung 
des Schanklokals in der Nostitzstraße habe die Gewalt zugenom¬ 
men. Fast jedenTag würden von dem Verkehrslokal der Kommuni¬ 
sten Überfälle auf politisch Andersgesinnte organisiert und durch¬ 
geführt. Frauen und Mädchen unterstützten dieTäter. Unablässig 
durchstreiften sie die Gegend, unterrichteten ihre Komplizen 
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über den jeweiligen Standort der einzelnen Polizeistreifen und öff¬ 
neten kurz vor Durchführung der Überfälle Haustüren, die 
Schlupfwinkel und Unterschlupf boten 113 . 

Für die Nationalsozialisten war der Zustand in der »roten Ver¬ 
brecher-Hochburg Kreuzberg« skandalös. Wegen der chronischen 
Unterbesetzung sei die Polizei nicht in der Lage, den Bürgern der 
Reichshauptstadt den primitivsten Schutz zu gewährleisten. In 
ihrer Wehrlosigkeit habe sie der SA sogar geraten, sich selbst zu 
helfen 114 . Ähnlich wie in Kreuzberg stellte sich die Situation in 
einem Teil Charlottenburgs dar. Südlich vom Schloß lag ein Ge¬ 
biet, das schon vom äußeren Eindruck her stark an die Arbeiter¬ 
viertel im Norden erinnerte. Im Volksmund war diese Gegend 
unter der Bezeichnung Klein-Wedding bekannt. Hier lag das Wir¬ 
kungsgebiet des Sturms 33. Wie in der gesamten SA, so vereinigten 
sich auch im Charlottenburger Sturm antimarxistische und anti¬ 
bürgerliche Vorbehalte in ausgeprägter Weise. In einem kleinen 
Büchlein zum Gedenken an ihren am 30. Januar 1933 getöteten 
Führer Hans Eberhard Maikowski berichteten Angehörige des 
Sturms aus der Kampfzeit. Ihre Stoßrichtung habe sich gleicher¬ 
maßen gegen marxistischen Terror wie gegen die Gedankenlosig¬ 
keit und Feigheit des Bürgertums gerichtet. Dieses Bürgertum 
habe dem Marxismus die Straße und damit den Weg zur politi¬ 
schen Macht überlassen. Es sei selber zu fein, um sich am Straßen¬ 
kampf zu beteiligen, wende sich aber von den Nationalsozialisten 
ab und spreche voller Verachtung von deren rohen politischen 
Methoden 115 . Maikowski selbst sei voller Haß auf die bürgerliche 
Gesellschaft gewesen, die Tausende von Nationalsozialisten in 
ihre Kerker geworfen habe. »Weil sie, während andere tanzen und 
sich vergnügen, in die Kommunistenviertel gehen und dem Prole¬ 
tariat die Lehre des kommenden Deutschland predigen«, würde 
die Polizei sie verhaften 116 . Festnahmen durch die Polizei empfand 
die SA als großes Unrecht, behauptete man doch, seine Aufgabe 
darin zu sehen, den deutschen Bürger vor der Gefahr des Bolsche¬ 
wismus zu schützen. Diese Intention wird auch deutlich in einer 
Karikatur der NS-Zeitschrift Brennessel. Zwei grimmig blickende 
Polizisten führen einen aufrechten SA-Mann ab. Der deutsche 
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Michel mit dickem Bauch und Pfeife schaut erleichtert zu: »Recht 
geschieht ihm, dem Nazi!« Auf dem daneben stehenden zweiten 
Bild steht der Michel an seinem von einem RFB-Mann mit Sowjet¬ 
sternmütze angezündeten Haus: »Hilfe, Hilfää! Der Nazi will 
mich nicht retten!« 117 Die Schuldigen an dem Blutvergießen unter 
den Arbeitern waren in den Augen der Nationalsozialisten nicht 
allein die kommunistischen Hetzer, sondern auch die schweigende 
Masse, die so etwas achselzuckend geschehen läßt. Anläßlich 
einer Trauerkundgebung zum Gedenken an den von Kommuni¬ 
sten ermordeten SS-Mann Erich Garthe sprach am 11. Oktober 
1931 der Essener Ortsgruppenführer Zilkens zum Thema: »Wir 
klagen an!«: »Mit ihrem lauen Vorgehen gegen das heutige Elend 
tragen die bürgerlichen Parteien ein Stück Mitverantwortung für 
den kommunistischen Terror.« 118 Es war den Männern des Sturms 
33 völlig unbegreiflich, wenn ihr Handeln nach den gleichen Maß¬ 
stäben beurteilt wurde wie das der Kommunisten. Mußten die 
Polizei und die Justiz nicht Milde walten lassen gegenüber den 
radikalen Feinden der Kommunisten? 

Die Klage der Charlottenburger SA-Männer kam nicht von un¬ 
gefähr, standen Männer aus ihren Reihen doch besonders häufig 
vor den Schranken der Gerichte und mußten sich dort für ihre Ge¬ 
walttaten verantworten. Der »Mordsturm 33«, wie er von den 
Kommunisten genannt wurde, war weit über Charlottenburg hin¬ 
aus verhaßt und gefürchtet. Für die Gegner der Nationalsoziali¬ 
sten waren seine Verbrechen der beste Beweis für den »Schwindel 
von der Nazilegalität«. Aller Wahrscheinlichkeit nach, mutmaßte 
der Vorwärts, sehe es bei der gesamten SA so aus wie beim Sturm 
33 119 . Anlaß für diese Behauptung war ein Prozeß beim Schwurge¬ 
richt Moabit, in dem die drei angeklagten Nationalsozialisten zu 
je zwei Jahren und sechs Monaten Gefängnis verurteilt worden 
waren 120 . Mehrere SA-Männer waren wegen Körperverletzung 
angeklagt worden. Ihnen wurde vorgeworfen, in die Schießerei 
vom 22. November 1930 verwickelt gewesen zu sein 121 . 

Der Arbeiterverein »Wanderfalke« veranstaltete an diesem Tag 
in den Räumen des Eden-Tanzpalastes sein Stiftungsfest. Auf dem 
Heimweg von ihrem Sturmlokal in der Hebbelstraße waren die 
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beiden SA-Männer Max Liebscher und Joachim Tiburtius von 
einer Gruppe junger Männer angegriffen worden. Um Hilfe zu 
holen, eilten sie zu ihrem Sturmlokal zurück. Etwa 20 SA-Männer 
des Sturms 33 stürmten daraufhin mit Kabeldrahtenden und Gum¬ 
miknüppeln bewaffnet zum Tanzpalast und drangen mit dem Ruf 
»Heil Hitler! Straße frei!« ein. Die Anwesenden setzten sich nach 
Kräften zur Wehr. Mit Stühlen bewaffnet gingen sie gegen die An¬ 
greifer vor und drängten sie auf die Straße. Durch ein Außenfen¬ 
ster feuerte ein SA-Mann mehrere Schüsse ab. Wer genau geschos¬ 
sen hatte, konnte nicht festgestellt werden. Drei Personen wurden 
schwer verletzt. 

Der Kommentar der Roten Fahne war eindeutig. Die Bluttat 
der blindwütig auf Arbeiter schießenden Knüppelgarde des 
Young-Kapitals verlange als Konsequenz den Eintritt in den 
Kampfbund gegen den Faschismus. Mit den »verhetzten Mord¬ 
bestien« solle Schluß gemacht werden, die »Nazi-Bande« müsse 
hinausgejagt werden aus Klein-Wedding 122 . Es versteht sich von 
selbst, daß ein in der gleichen Nacht von Kommunisten durch 
Messerstiche schwer verletzter Zeitungsverkäufer von der Roten 
Fahne nicht erwähnt wurde. 

Die Nationalsozialisten wiesen jede Verantwortung für die 
Schießerei von sich. Dennoch räumten sie ein, daß der Überfall 
im Eden-Palast die Antwort auf die ständigen Überfälle gewesen 
sei, denen man in den letzten Monaten ausgesetzt war. Niemand 
könne mehr ohne Angst, überfallen zu werden, nachts auf die 
Straße gehen. Die Schuld an den Schüssen gab man »Kliquen- 
rowdies«, die im Gedränge die eigenen Leute angeschossen 
hätten 123 . 

In diesem wie auch in anderen Fällen waren die Versammlungs¬ 
lokale der SA Ausgangspunkt für Gewalt. Dem Eindringen der 
NSDAP in die Arbeiterbezirke folgte die Einrichtung von Sturm¬ 
lokalen. Einfache Gaststätten für politische Zwecke zu nutzen, 
hatte in der Arbeiterbewegung eine lange Tradition. Schon wäh¬ 
rend des SPD-Verbots in der Bismarckzeit kamen in den Hinter¬ 
zimmern von Gaststätten die Funktionäre der Partei zusammen. 
In der Weimarer Republik verfügte die KPD schon bald in jedem 
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Arbeiterviertel über einen Ort, an dem Parteimitglieder sich tra¬ 
fen. In ihren Lokalen versammelten sich die Häuserschutzstaffeln, 
die Straßenzellen oder die Einheiten des verbotenen RFB zu 
regelmäßigen Sitzungen. Hier lauschte man den Referaten höhe¬ 
rer Funktionäre zu übergeordnetenThemen und beratschlagte die 
Pläne für kommende Aktionen. 

Nachdem die Gewalt immer häufiger von den Verkehrslokalen 
der politischen Parteien ausging, kündigte der Berliner Polizeiprä¬ 
sident Grzesinski an, gegen die Wirte von Gaststätten, die Gewalt¬ 
tätigkeiten in ihren Lokalen duldeten, mit den schärfsten Mitteln 
vorzugehen. Die Preußische Regierung sei bereit, den unhalt¬ 
baren Zuständen des kleinen Straßenkrieges mit allen ihr zur Ver¬ 
fügung stehenden Mitteln entgegenzutreten 124 . Nachhaltigen 
Erfolg hat der Erlaß nicht gehabt, denn auch in Zukunft boten 
nächtliche Unruhen in den Versammlungslokalen der Polizei An¬ 
laß für einen Einsatz. 

Nicht nur die Kommunisten, auch jeder SA-Sturm bemühte 
sich um festes Quartier. Bevorzugt wählte man ehemals von Kom¬ 
munisten frequentierte Orte aus. Der Wirt sympathisierte in der 
Regel mit den Nationalsozialisten. Zudem erhoffte er sich von 
den neuen Gästen einen besseren, regelmäßigeren Verdienst. Auf 
Kosten der Partei wurden mittellose SA-Leute mit einer warmen 
Mahlzeit versorgt. In seltenen Fällen bestand sogar eine notdürf¬ 
tige Übernachtungsmöglichkeit. Hier fanden die SA-Leute das, 
was ihnen zu Hause fehlte: »ein warmer Herd, eine hilfreiche 
Hand und Kameradschaft« 125 . 

1930/31 schossen die Sturmlokale wie Pilze aus dem Boden. Ob 
es sich um das Restaurant »Zur Altstadt« in der Charlottenburger 
Hebbelstraße (Sturm 33), das Restaurant »Zur Hochburg« in 
Kreuzberg (Sturm 24), den ebenfalls in Kreuzberg gelegenen 
»Wienergarten« (Sturm 27 ) oder die Richardsburg in Neukölln 
(Sturm 21) handelte, stets waren es ehemalige kommunistische 
Verkehrslokale, in die die SA Einzug hielt. Keines dieser Lokale 
blieb in der folgenden Zeit von Überfällen verschont. Die Kom¬ 
munisten empfanden sie als bedrohliche Konkurrenz. Die Natio¬ 
nalsozialisten betrachteten ihre Sturmlokale als »Vorposten hinter 
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den feindlichen Linien«, als »befestigte Stellung im Kampf¬ 
gebiet« 126 . 

Anfang 1931 äußerte der Berliner Polizeipräsident in einem Ge¬ 
spräch mit dem Wolff sehen Telegraphenbüro seine Sorge über die 
Zunahme politischer Bluttaten in der letzten Zeit. Ein Teil der 
Bürger habe sich offenbar das Recht herausgenommen, nach den 
Methoden der sizilianischen Blutrache vorzugehen. Grzesinski 
hob besonders die schlimme Rolle hervor, die die Verkehrslokale 
der radikalen politischen Parteien spielten. Doch trotz der Dro¬ 
hung, mit den schärfsten ihm zur Verfügung stehenden Mitteln ge¬ 
gen die politischen Kampfverbände vorzugehen, steigerte sich die 
Gewalt, anstatt zurückzugehen 127 . Bei der Polizei kam nun immer 
häufiger ganz unverhohlen Zorn über die Vorgehensweise der 
Kommunisten zum Vorschein. Obwohl eigentlich in ihren Berich¬ 
ten um äußerste Zurückhaltung bemüht und zum Verzicht auf Wer¬ 
tungen verpflichtet, geschah es, daß sich Emotionen in die nüch¬ 
terne Sprache einschlichen. »In niederträchtiger Weise werden 
Personen anderer politischer Richtungen überfallen und >erledigt<, 
oder es erfolgt eine proletarische Abreibung, wie es nach kommu¬ 
nistischem Sprachgebrauch heißt. Es sei hier nur erinnert an die 
bestialische Ermordung des Postschaffners Hesse, der auf dem 
Wege in seine Wohnung von einem kommunistischem Rollkom¬ 
mando überfallen wurde, bloß weil sich an seiner Mütze das Ab¬ 
zeichen des A.D.A.C. mit den Farben schwarz-weiß-rot befand, 
oder an einen Feuerüberfall auf eine Stahlhelmgruppe, die im 
Begriff stand, zum diesjährigen Reichsfrontsoldatentag nach 
Breslau zu fahren. Aus dem Hinterhalt wurde in die Gruppe hin¬ 
eingeschossen, und zwei Menschen mußten ihr Leben lassen.« 128 

Bereits in der Neujahrsnacht 1930/31 hatte es zahlreiche Schlä¬ 
gereien gegeben. Der Polizeibericht meldete die Festnahme von 
383 Personen. Der schlimmste Fall trug sich vor einem Zigarren¬ 
laden in der Hufelandstraße im Nordosten Berlins zu. Ein Ange¬ 
höriger des Reichsbanners wurde dort von sechs Nationalsoziali¬ 
sten, die aus ihrem Sturmlokal gekommen waren, angefallen und 
durch Schläge gegen den Kopf verletzt. Freunde eilten dem Be¬ 
drängten zu Hilfe. Im Getümmel zog der SA-Mann Becker eine 
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Pistole. Durch Schüsse verletzte er den Reichsbannerangehörigen 
Willi Schneider und den unbeteiligten Bankangestellten Herbert 
Graf so schwer, daß beide wenig später ihren Verletzungen er¬ 
lagen 129 . 

Einen Monat später gab es innerhalb von drei Tagen zwei Tote 
in Charlottenburg, und beide Male kamen die Täter aus dem 
Sturm 33. Seit dem Auftreten des 150 Mann starken Sturms war 
die Hebbelstraße ein permanenter Unruheherd geworden. Zu¬ 
nächst habe man, so hieß es in den Reihen der SA, Schwierigkei¬ 
ten gehabt, sich der tausendfachen Übermacht der Kommunisten 
zu erwehren. Allmählich aber sei es gelungen, die Angriffe unter 
schwersten Verlusten für den Gegner abzuschlagen 130 . 

Wie eine solche »Abwehr« des feindlichen Angriffs aussah, mag 
das Folgende zeigen. In der Nacht des 28. Januar kehrte der Kom¬ 
munist Max Schirmer mit sechs seiner Kameraden im Lokal in der 
Hebbelstraße ein, um Erkundigungen einzuholen, wie es im Vor¬ 
wärts hieß 131 . Schirmer gehörte offenbar zum geheimen M-Appa- 
rat der KPD und hatte die Aufgabe, Informationen über die 
Feinde der Partei zu sammeln. Es kam zu Handgreiflichkeiten. 
Als Schirmer das Lokal verlassen wollte, stach ein SA-Mann ihm 
mit einem dolchartigen Messer in den Rücken. Auf den bereits 
schwer verletzt am Boden Liegenden wurde von herumstehenden 
SA-Leuten noch mehrfach eingetreten 132 . 

In der Nacht zum 1. Februar wurde die Hebbelstraße abermals 
Schauplatz einer blutigen Auseinandersetzung. Gegen drei Uhr 
morgens verließen etwa gleichzeitig Kommunisten und National¬ 
sozialisten ihre benachbarten Versammlungslokale. Nur die SA- 
Männer waren in diesem Fall bewaffnet. Sie eröffneten das Feuer. 
Der Kommunist Otto Grüneberg war infolge eines Herzschusses 
sofort tot. Sein Kamerad Fritz Liere erhielt einen Oberarmschuß, 
ein weiterer Kommunist wurde durch Messerstiche schwer ver¬ 
wundet 133 . 

Auf Stempelstellen und in Betrieben breitete sich verständliche 
Empörung aus. In der Agitation der KPD wurde Passivität gegen¬ 
über Angriffen als moralische und politische Schwäche angepran¬ 
gert. In einer Rede vor dem Zentralkomitee hatte Ernst Thälmann 
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bereits Mitte Januar die Vorteile eines Gegenangriffs aufgezählt: 
»1. eine politische Sicherheit im Proletariat; sie bedeutet 2., daß 
die sozialdemokratischen Arbeiter zu uns Vertrauen bekommen, 
weil sie merken, wir sind da und geben Antwort; 3. bedeutet das, 
daß die Front des Faschismus zersetzt und dezimiert wird; 4. daß 
wir unsere Kader gemeinsam mit der Massenfront rüsten und stäh¬ 
len für höhere Aufgaben der Revolution.« 134 

In Berlin machte man aus dem Ermordeten Grüneberg einen 
proletarischen Helden. »Beschließt Proteststreiks! Straße frei für 
die antifaschistische Einheitsfront!«, lauteten die Aufforderungen 
der Roten Fahne, mit denen den »Mordbuben des Hakenkreuzes« 
das Handwerk gelegt werden sollte. Empörend sei die Unterstüt¬ 
zung der Polizei für den »Blutterror der Nazis«. Der menschenver- 
achtende Zynismus eines Beamten sei geradezu typisch für die ge¬ 
samte Haltung der Staatsbeamten. Noch am Tatort habe er angeb¬ 
lich der Mutter des Ermordeten gegenüber geäußert, ihr Sohn sei 
von den eigenen Leuten ermordet worden, da Nationalsozialisten 
so etwas nicht täten 135 . Aus Protest gegen die Ermordung Grüne¬ 
bergs rief die KPD an verschiedenen Orten Berlins zu Großkund¬ 
gebungen auf. Die Hauptkundgebung fand am 4. Februar imTür- 
kischen Zelt statt. Die Schwester von Grüneberg rief zum Kampf 
auf, erinnerte unter Tränen an »[...] unsere großen Führer Lieb¬ 
knecht und Luxemburg«. ErichWeinert rezitierte Gedichte. Egon 
Erwin Kisch las aus seinem Werk. Den Abschlußvortrag hielt Her¬ 
mann Remmele. Seine Rede war eine Mischung aus Drohung und 
Verheißung. Alle Arbeiter seien nach dem Tod der beiden Kämp¬ 
fer überzeugt, daß »dieses volksfeindliche System, das in seiner 
Ausweglosigkeit keinen Raum mehr für das Leben des Proleta¬ 
riats hat, überwunden werden muß. [...] Die da glauben, die Mil¬ 
lionen des deutschen Proletariats zu Sklaven eines faschistischen 
Systems machen zu können, sie werden erfahren, daß die Fäuste 
der Proletarier härter sind und der Wille zum Sieg unbeugsamer. 
Unser Weg kann nur der des russischen Bolschewismus sein.« 136 
Wie ein angeschossenes Raubtier schlage der Kapitalismus um 
sich, wie eine verwundete Bestie, der nur noch der entscheidende 
Todestoß versetzt werden müsse. Unmöglich könne die Front der 
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Bourgeoisie mit ihren sozialfaschistischen Lakaien und ihren na¬ 
tionalsozialistischen Mördern den Vormarsch des Bolschewismus 
ins Herz Europas aufhalten. Durch Remmeles Rede trat die Aus¬ 
einandersetzung in »Klein-Wedding« aus ihrem lokalen Schatten 
und wurde eingebettet in einen weltgeschichtlichen Zusammen¬ 
hang. 

Das waren keine Worte, die hoffen ließen, bald werde Ruhe und 
Ordnung in die Arbeiterviertel einziehen. Der Straßenkrieg war 
in vollem Gang und konnte durch Maßnahmen des Polizeipräsi¬ 
denten kaum eingeschränkt werden. Die folgenden Episoden sind 
sämtlich von der KPD abgesegnet worden und wurden durch den 
Terminus »wehrhafter Kampf« ideologisch untermauert. 

Am 20. Februar 1931 überfielen Kommunisten das nationalso¬ 
zialistische Verkehrslokal »Höhr« in der Katzbachstraße in Kreuz¬ 
berg. 15 Schüsse wurden auf das Lokal abgegeben. Im Innern be¬ 
fand sich der mit den Nationalsozialisten sympathisierende Gärt¬ 
ner Georg Fuchs. Durch einen Streifschuß wurde er am Kopf 
leicht verletzt. Offenbar handelte es sich, so die Anklageschrift, 
um einen wohlvorbereiteten Angriff von kommunistischer Seite. 
Im Lokal war man, das erklärte die geringe Zahl von Verletzten, 
auf den Überfall vorbereitet gewesen und hatte die Polizei ver¬ 
ständigt. Auf Selbstjustiz hatte die SA in diesem Fall verzichtet 137 . 

Im April 1931 begann der Kampf der KPD-Führung gegen die 
SA-Sturmlokale auf breiter Ebene. Die Häuserblock- und Zellen¬ 
zeitungen enthielten kaum etwas anderes als Aufforderungen zur 
Gewalt. Mit Namen und Adressen wurden dort angebliche Feinde 
der Arbeiterklasse bezeichnet: das Steckbriefsystem. Unter der 
Überschrift »Selbstverteidigung ist das Recht aller, die angegriffen 
werden« veröffentlichte auch die Rote Fahne eine Liste von Sturm¬ 
lokalen mit Adressen und Telefonnummern. Im dazugehörigen 
Artikel erteilte die Partei ihren Segen zu allen Aktionen, die in Zu¬ 
kunft gegen nationalsozialistische Sturmlokale durchgeführt wür¬ 
den 138 . Es sollte den Anschein haben, als würden sich die Massen 
spontan mit einer krankhaften Erscheinung auseinandersetzen. 
Daß aber spektakulären Aktionen jedesmal eine sorgfältige Pla¬ 
nung des RFB zugrunde lag, soll im folgenden gezeigt werden. 
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Allein die Existenz von »Nazikasernen« in der Nähe von Betrie¬ 
ben war der kommunistischen Führung ein Dorn im Auge. Mit 
einem an die Staffelleitungen gerichteten Rundschreiben der Ber¬ 
liner Bezirksleitung vom 3. September 1931 leitete der KgdF in 
enger Fühlung mit der Partei eine »Kampagne zur Ausrottung 
aller Nazikasernen« ein. Zur »Ausrottung« der »Nazinester« 
wurde ein konkreter Plan ausgearbeitet. Von Nazis einberufene 
Betriebsversammlungen sollten gestört werden 139 . In einem 
Rundschreiben des KgdF vom 11. September 1931 wurden die 
Staffelleitungen erneut zur Bekämpfung der »Nazikasernen« auf¬ 
gefordert. Auch Sozialdemokraten sollten in die Aktionen mitein- 
bezogen werden 140 . 

Das Ergebnis der unmißverständlichen Aufforderungen ließ 
nicht lange auf sich warten. Zwischen dem 14. September 1931 und 
dem 19. Oktober 1931 wurden in Berlin 23 Überfälle von Kommu¬ 
nisten auf Nationalsozialisten gezählt. Heinz Neumann wird meist 
als Verantwortlicher eines auch theoretisch untermauerten gewalt¬ 
tätigen Kampfes gegen die Nationalsozialisten genannt. Neu¬ 
mann habe, berichtet ein Insider, bei jeder sich bietenden Gele¬ 
genheit den Terrorismus propagiert. Im Gespräch habe er betont, 
»daß unsere Parteiorganisation das Problem [der Nationalsoziali¬ 
sten in Arbeiterbezirken, C.S.] mit Hilfe einer guten Sprengladung 
lösen könnte« 141 . Richard Krebs, ein kommunistischer Straßen¬ 
kämpfer, der unter dem Pseudonym Jan Valtin seine Erinnerun¬ 
gen an das Leben in der Untergrundorganisation der KPD schil¬ 
derte und dabei nicht mit kritischen Worten an der Parteiführung 
sparte, überliefert, daß Heinz Neumann den Befehl gegeben ha¬ 
ben soll, »jedes Braunhemd, das sich zeigt, zusammenzuschießen. 
[...] Ich will Leichen sehen.« Die Genossen der »Roten Marine« 
in Hamburg hätten nach Einschätzung von Krebs/Valtin bei den 
in Hamburg mit besonderer Grausamkeit tobenden Kämpfen Be¬ 
stialitäten verübt, wie sie von ihren Gegnern nicht in gleichem 
Ausmaß berichtet werden konnten 142 . 

Seit Anfang August 1931 hatte der Sturm 24 das Schanklokal 
»Zur Hochburg«, Gneisenaustraße Ecke Solmsstraße, zu seinem 
Treffpunkt gewählt. In unmittelbarer Nähe lagen drei kommuni- 
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stische Verkehrslokale. In einem dieser Lokale versammelte sich 
am 6. oder 7. September eine RFB-Abteilung mit einigen höheren 
Funktionären der illegalen Kampforganisation. Es wurde be¬ 
schlossen, das nationalsozialistische Verkehrslokal »auf den Lei¬ 
sten zu schlagen«. Tag und Uhrzeit wurden festgelegt, der Ablauf 
durchgesprochen, die Fluchtwege bestimmt. In den Abendstun¬ 
den des 9. September rückten die Männer des RFB an. Das Lokal 
war dicht besetzt. Auf dem Gehweg hielten zwei SA-Leute Wache. 
Von der gegenüberliegenden Seite eröffneten die Kommunisten 
das Feuer. Der SA-Mann Hermann Thielsch wurde am Hals ge¬ 
troffen. Wenig später starb er an den Folgen seiner Verletzung. Ein 
weiterer SA-Mann wurde schwer, zwei andere leicht verwundet. 
Bewaffnete deckten den Rückzug der Schützen. Obwohl die Poli¬ 
zei rasch am Tatort eintraf, konnte sie die Täter nicht fassen. Ihre 
Flucht war von der KPD vorbereitet worden. Zehn Tage später 
transportierte sie ein russisches Schiff nach Leningrad 143 . Erst im 
August kehrten die beiden Täter nach Deutschland zurück. Als 
Grund für ihre Rückkehr gaben sie die in Rußland Vorgefundenen 
schlechten Verhältnisse an. Einem der beiden drohte bereits ein 
Prozeß wegen Sabotage. Beilfuß, der andere Täter, trat noch vor 
seiner Verhaftung desillusioniert aus der kommunistischen Kampf¬ 
organisation aus. Hämisch kommentierte der Angriff ’ »[...] daß 
das Leben im Sowjet-Paradies schlimmer ist als alle Schrecken des 
Zuchthauses« 144 . 

»Wir kämpfen für den Arbeiter - die KPD mordet!«, umschrieb 
die nationalsozialistische Presse am 10. September 1931 den kom¬ 
munistischen Überfall auf das Verkehrslokal in der Gneisenau- 
straße. Während nicht weit vom Tatort eine nationalsozialistische 
Erwerbslosen Versammlung stattgefunden habe, hätte zur glei¬ 
chen Stunde der »asiatische Bolschewismus« einen viehischen 
Mord überfall auf vier deutsche Jungarbeiter verübt. Die Opfer, 
mit einer Ausnahme ehemalige Kommunisten, seien wiederholt 
bedroht worden. »Wann endlich macht man das jüdische Mord¬ 
gesindel am Bülowplatz ein für allemal unschädlich? Will man 
etwa solange warten, bis der nächste Polizeibeamte den roten 
Mörderkugeln zum Opfer gefallen ist?« 145 
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Der Überfall der Kommunisten blieb nicht ohne Folgen. Am 
10. September überfielen zwei SA-Männer, die dem gleichen 
Sturm wie der Getötete angehörten, »aus Erregung über denTod 
ihres Kameraden« in den frühen Morgenstunden zwei Reichsban¬ 
nerleute. Sie griffen die beiden auf dem Weg zur Arbeit an, ver¬ 
folgten sie mit dem Auto und schlugen mit einer Holzlatte so hef¬ 
tig zu, daß einer der beiden Reichsbannerleute schwere Verletzun¬ 
gen davontrug 146 . Wenige Wochen später, am 18. Dezember 1931, 
fand die Trauerfeier für den Ermordeten Hermann Thielsch statt. 
Anschließend fielen einige Nationalsozialisten über einen ihnen 
bekannten Kommunisten her. Der erwerbslose Kraftfahrer Ab¬ 
holz tat sich bei diesem Überfall besonders hervor. Abholz war bei 
dem Überfall in der Nostitzstraße durch einen Schuß in den Arm 
verletzt worden 147 . 

Beide Fälle konnten durchaus mit sizilianischer Blutrache ver¬ 
glichen werden. Die Mißachtung des Strafmonopols dehnte sich 
zu einer kollektivistischen Schuldzuweisung an die »Marxisten« 
aus. Wenn dieTäter sich der Verfolgung durch die Justiz mit Hilfe 
der für das Verbrechen Verantwortlichen entzogen, dann konnten 
ungerechtfertigte, aber doch verständliche Ausbrüche spontaner 
Gewalt nicht ausbleiben, zumal es wenige Tage später erneut zu 
einem Überfall auf ein nationalsozialistisches Verkehrslokal kam. 
Etwa 80 Kommunisten versammelten sich vor einer Gaststätte in 
der Schöneberger Hauptstraße und feuerten von außen mehrere 
Schüsse durch die Fensterscheiben. Darauf stürmten sie das Lokal. 
Es kam zum Handgemenge. Durch Messerstiche am Kopf wurde 
der Nationalsozialist Erich Diedrich schwer verletzt und in ein 
Krankenhaus eingeliefert 148 . 

Gut einen Monat später kam es in Neukölln zu einem Ereignis, 
das große Ähnlichkeit mit den vorhergegangenen Überfällen auf¬ 
wies 149 . Im Mittelpunkt stand ein nationalsozialistisches Verkehrs¬ 
lokal in der Richardstraße. Seit 1929 unterhielt Heinrich Böwe 
hier eine Gaststätte. Mit steigender Arbeitslosigkeit sank die 
Kaufkraft seiner Gäste. Daher entschloß er sich, seine Räume der 
SA als Sturmlokal zur Verfügung zu stellen. Bereits am Tage des 
Einzugs mobilisierte die KPD ihre Mitglieder. In den folgenden 
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Wochen wurde eine »antifaschistische Abwehrstaffel« gebildet, 
die wehrfähige Bürger zum Abwehrkampf aufforderte und die 
Durchführung eines Mietstreiks veranlaßte. Dadurch sollte der 
Hauseigentümer dazu bewegt werden, dem Wirt zu kündigen 150 . 
Zwar zeigte dieses Druckmittel keine Wirkung, weil alle Mieten 
ohnehin vom Sozialamt direkt überwiesen wurden, aber es war 
offensichtlich, daß die Bewohner des Hauses mit der neuen Situa¬ 
tion nicht einverstanden waren. Die Furcht war groß, ähnliches 
wie im Wirkungsgebiet des Sturms 33 könne sich auch in Neukölln 
ereignen. Die Polizei erkannte, daß hier - so oder so - tatsächlich 
ein Unruheherd entstanden war und postierte zwei Beamte in 
ständiger Nähe der Gastwirtschaft. Dadurch entstand bei den 
Kommunisten der Eindruck, wieder einmal würden die National¬ 
sozialisten von der Polizei beschützt. 

Die Wirkungslosigkeit des Mietstreiks war evident. Die Bezirks¬ 
leitung der KPD beschloß, eindeutigere Maßnahmen zu ergrei¬ 
fen. Dem illegalen RFB und dem KgdF wurde die Planung und 
die Durchführung des Überfalls übertragen. Den entscheidenden 
Anstoß gab der Politische Leiter des Bezirks Berlin-Brandenburg, 
Walter Ulbricht. Nach einer Versammlung am 14. Oktober, bei der 
der Kampfbund den Saalschutz übernommen hatte, forderte er 
die noch anwesenden Mitglieder der Kampforganisation auf, 
noch länger zu bleiben. Der Instrukteur des Kampfbundes Georg 
Kern teilte mit, daß am nächsten Abend in der Richardstraße 
demonstriert werden sollte. Ausweispapiere, Abzeichen und Arm¬ 
binden waren nicht mitzunehmen. 

Um die Aufmerksamkeit der Polizei von der Richardstraße ab¬ 
zulenken, organisierte die KPD für den Tag des geplanten Über¬ 
falls in der nahegelegenen Hermannstraße eine größere Demon¬ 
stration. Das Ausfahrttor des nächsten Polizeireviers wurde kurz 
vor dem Überfall durch ein Schloß mit starker Kette versperrt. 
Am 15. Oktober beobachtete eine Polizeistreife gegen 18.30 Uhr 
verdächtige Menschenansammlungen in der Richardstraße. Wie 
auf ein Zeichen entstand aus den nur scheinbar zufällig daher¬ 
schreitenden Männern plötzlich ein Demonstrationszug. Es er¬ 
tönte der Ruf: »Nieder mit dem Faschismus!« Unter dem Gesang 
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der Internationale marschierten die Männer in geschlossener For¬ 
mation auf das Verkehrslokal zu. Auf Kommando hielt die Gruppe 
an. Drei bis fünf Männer, die Zeugenaussagen gingen in diesem 
Punkt auseinander, nahmen Aufstellung und eröffneten sofort das 
Feuer. Durch die Scheiben trafen die Schüsse den Gastwirt Böwe, 
der sich nicht mehr rechtzeitig in Sicherheit bringen konnte. Zwei 
SA-Männer wurden schwer verletzt. Genauso schnell, wie die 
Gruppe entstanden war, löste sie sich wieder auf. Die Haupttäter 
konnten trotz des schnellen Eingreifens der Polizei entkommen. 
Ihre Flucht war von der Roten Hilfe Deutschlands organisiert, die 
sie wenige Tage später in die Sowjetunion brachte. Walter Guhl, 
einer der Täter, kehrte allerdings bitter enttäuscht Anfang 1933 
aus der Sowjetunion zurück. In Stalingrad hatte er in einer Fabrik 
für Kriegsgerät hart arbeiten müssen. Nachdem ihm die Lebens¬ 
mittelkarten verweigert worden waren, floh er - laut Angriff- aus 
dem »Sowjet-Paradies« und begab sich »lieber in ein deutsches 
Zuchthaus« 151 . 

Der Überfall auf das Verkehrslokal in der Richardstraße war 
wiederum ein Beispiel für mit Wissen der KPD-Führung durchge- 
führtenTerror gegen die SA. Bereits am folgenden Tag trafen sich 
sämtliche Unterbezirksleiter Berlins mit Vertretern des KgdF, des 
RFB und einigen Instrukteuren in dem Lokal »Bierschwemme« 
am Bülowplatz. Die Vorkommnisse des vergangenen Tages wur¬ 
den gutgeheißen. Man beschloß weitere Einzelüberfälle auf SA- 
Leute. Es wurden Nachrichten ausgestreut, die die Überfälle als 
Reaktion auf solche der Nationalsozialisten erscheinen ließen. 
Die Behörden sollten so zur Schließung der SA-Verkehrslokale 
veranlaßt werden 152 . Bei einer Sitzung der Gegnerobleute am 
20. Oktober im Lokal »Moldenhauer« in Moabit wurde die Tat 
zwar insgesamt als gelungen bezeichnet. Das Ergebnis sei jedoch 
»etwas mager«. »Es liegt an uns, diese Progromstimmung [sic!] 
noch zu erweitern. Es muß jedes Nazilokal, sowie jeder aktive 
SA-Führer oder Scharführer von uns aufs Korn genommen wer¬ 
den.« 153 

Die Parole »Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft!« hatte 
offenbar nichts von ihrer Gültigkeit verloren 154 . WenigeTage zuvor 
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war der der NSDAP angehörende zwanzigjährige Posthelfer Kurt 
Nowack auf dem Heimweg vom SA-Sturmlokal von KPD-Ange- 
hörigen durch einen Herzschuß getötet worden. Kaum einen 
Monat später verstarb der SA-Mann Erwin Moritz an den Folgen 
einer Verletzung nach einem Überfall durch die KPD 155 . 

Der »Erfolg« der letzten Monate ermunterte die KPD zur For¬ 
cierung dieser gewalttätigen Kampagne. Bei unterschiedlichen 
Gelegenheiten wurde besprochen, ob ein gewaltsames Vorgehen 
gegen die Nationalsozialisten sinnvoll sei oder nicht. Am 27. Okto¬ 
ber versammelte Kippenberger die Gegnerobleute im Karl-Lieb- 
knecht-Haus. Lobend erwähnte er die Morde an den beiden Poli¬ 
zeihauptleuten. Dagegen habe man allerdings bei der Bearbeitung 
der Nazibewegung in der letzten Zeit große Fehler gemacht. »Die 
Parole >Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft!< haben wir nach 
außen hin fallen lassen. [...] Genossen, wir haben jetzt keine 
Zeit, mit der SA zu diskutieren. Die alte Parole muß unbedingt 
wieder aufgenommen werden. Bei einer gründlichen Anwendung 
wird nach vier Wochen festgestellt werden, daß die SA war. Die 
letzte Sache in Neukölln soll allen als Beispiel dienen. [...] Darum 
muß bei der Zersetzungsarbeit der SA-Apparat mitsamt seinen 
Kasernen dem Erdboden gleichgemacht werden.« 156 

Im Unterbezirk Süd tagte Ende November eine Sekretariatsbe¬ 
sprechung, an der ungefähr 15 Personen anwesend waren. Paul 
Jahnke, der Unterbezirksführer, erläuterte den übrigen den ZK- 
Beschluß, der von der Basis als Verzicht auf individuellen Terror 
verstanden wurde. Der RFB hatte sich daraufhin geweigert, die 
Beschlüsse als bindend zu betrachten. Jahnke aber beruhigte die 
Anwesenden. Die Beschlüsse seien »natürlich in bestimmter Ab¬ 
sicht« erfolgt. »Nun zur Frage, wie wir uns zu dem individuellen 
Terror stellen. Ich beantworte diese damit, daß wir diesen Terror 
unter keinen Umständen ablehnen können. Er ist unsere schärfste 
Waffe, nur muß er mit bestimmten Bedingungen bzw. Vorausset¬ 
zungen und in bestimmter Form geschaffen werden. Es ist ganz 
selbstverständlich, daß die Genossen im ZK dies nach außen hin 
nicht zugeben konnten. Sie lehnen den individuellenTerror ab und 
predigen dafür den Massenterror. Meiner Meinung nach ist ein 
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Massenterror eine glatte Unmöglichkeit. Ein Massenterror ohne 
vorausgegangenen individuellen Terror gibt es nicht. Die Masse 
wird immer nur die Kulisse bilden können, der eigentliche Terror 
wird organisiert werden müssen und kann nur von einzelnen Per¬ 
sonen ausgeführt werden. Ich führe als Beispiel die Vorgänge am 
9. August auf dem Bülowplatz an. Trotzdem dort eine Masse vor¬ 
handen war, kann man die Vorgänge keinesfalls als Massenterror 
bezeichnen. [...] Es muß immer darauf gehalten werden, daß 
solche Akte nach außen hin als spontane und unorganisierte Vor¬ 
gänge angesehen werden. [...] Das sind Beispiele, die euch bewei¬ 
sen, daß man nur den ungeschickt organisierten Terror ablehnen 
muß, den zweckmäßigen dagegen mit allen Kräften fördern muß. 
[...] Auch der Kampf gegen die Hitlerpartei, gegen SA und SS ist 
in ein entscheidendes Stadium getreten. Es ist eine Selbstver¬ 
ständlichkeit, daß es bei diesem Kampf ohne Terror einfach nicht 
geht. [...] Der Faschismus läßt sich eben nur noch mit Terror nie- 
derhalten. [...] Anders steht es mit der Bekämpfung der SPD. Die 
dortigen Arbeiter sind uns gewissermaßen wesensverwandt. [...] 
Das Reichsbanner ist nicht mehr so ablehnend wie früher und 
sieht ein, daß der Faschismus nur in gemeinsamer Front niederge¬ 
halten und niedergerungen werden kann.«Von Jahnke wurde also 
nicht die Anwendung von Gewalt verurteilt, sondern die schlechte 
Planung bewaffneter Aktionen. Den ZK-Beschluß wertete er als 
taktische Maßnahme, um die Öffentlichkeit und die Polizei zu be¬ 
ruhigen. Auch der zweite Redner, Fritz Grünberg, tadelte die 
schlechte Disziplin einzelner Abteilungen. Im Stadtteil Heiligen¬ 
see hätte eine Gruppe in den Büschen auf Nazis gewartet. Als sie 
aber auf Polizeibeamte in Zivil stießen, ergriffen die bewaffneten 
Kämpfer die Flucht,»anstatt nun trotz des Irrtums mutig drauflos¬ 
zuknallen« 157 . 

Am 9. Dezember tagte im Karl-Liebknecht-Haus eine Sitzung 
der engeren Bezirksleitung, der Pol.- und Org.-Leiter einiger Un¬ 
terbezirke. Walter Ulbricht hielt ein Referat »Stellungnahme der 
Partei zur Notverordnung und die Aufgaben, die sich daraus er¬ 
geben«. Er forderte die Anwesenden auf, zum Angriff gegen die 
»Nazis« vorzugehen. Die Unterbezirksleitungen seien verpflichtet, 
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gegen den SA-Terror den »Massenterror« zu entfachen. Die 
Mordkasernen müßten planmäßig belagert werden, um den SA- 
Leuten das Handwerk zu legen. Im gleichen Atemzug rief 
Ulbricht zum Kampf gegen die Brüning-Regierung auf. Der von 
Brüning proklamierte Burgfrieden müsse unter allen Umständen 
zum Burgkrieg gegen die Hungerregierung vorwärtsgetrieben 
werden. Bereits für den nächsten Tag war eine Demonstration 
nach gewohntem Muster geplant. Die in der Masse befindlichen 
Kader sollten sich auf ein bestimmtes Signal um eine schnell ent¬ 
rollte rote Fahne sammeln. Herbeieilende Polizei sollte durch die 
sich in der Menge versteckt haltenden Kämpfer in Schach gehal¬ 
ten werden. »Die Nazis sowohl als auch Herr Brüning werden 
über unsere Weihnachtsgeschenke wohl nicht gerade sehr erfreut 
sein.« 158 

Die Feststellung von Rosenhaft, 1931 habe die KPD den »Mas¬ 
senterror« begrüßt, den »individuellen Terror« dagegen abge¬ 
lehnt, mag interessant sein, um innerparteiliche Meinungsver¬ 
schiedenheiten herauszuarbeiten 159 . So feinsinnige Differenzie¬ 
rungen dürften jedoch kaum - Rosenhaft bestätigt dies - bis ins 
Bewußtsein aller Mitglieder, geschweige denn der nicht-kommu¬ 
nistischen Bevölkerung, vorgedrungen sein. Terror bleibt Terror, 
und er richtete sich am ehesten gegen die Nationalsozialisten, die 
provozierend feindselig im kommunistischen »Revier« auftauch¬ 
ten und mehr und mehr Kommunisten in die eigenen Reihen hin¬ 
überziehen konnten. 

Ein scheinbarer Widerspruch besteht auch zwischen den oft¬ 
mals geäußerten Legalitätsbekundungen Hitlers und dem offen¬ 
kundigen Straßenterror der SA gegen die Kommunisten. Die un¬ 
bewiesene Vermutung Peter Merkls, die SA-Männer hätten in den 
Kommunisten lediglich »Ersatzfeinde« gesehen, der eigentliche 
Gegner sei die Polizei gewesen, versetzt den Beobachter jedoch 
in Erstaunen 160 . Das Staunen wächst, wenn man liest, daß Merkl 
die Gründe für das Verhalten der SA zuallererst in der psycholo¬ 
gisch »abartigen« Geisteshaltung der Männer sieht 161 . Diese my¬ 
thologisierende Interpretation geht offenbar davon aus, daß die 
»Infizierung« mit dem Gift nationalsozialistischer Ideologie aus- 
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reichte, um aus normalen Arbeitern und Angestellten mordlustige 
Gestalten zu machen. Sie ist völlig unzureichend. Die SA verstand 
sich als Schutztruppe gegen den Bolschewismus. Gewalt übte sie 
vor allem gegen die kommunistischen Kampfverbände. Die 
Selbstverteidigung stand dabei im Vordergrund, aber nach Mög¬ 
lichkeit arbeitete man auch an einer Vernichtung des Gegners. Tat¬ 
sächlich beschrieb die NSDAP das bestehende System so, als ob 
in Deutschland der Marxismus bereits an der Macht sei. Die so¬ 
zialdemokratisch geführte Polizei sei aus Rücksichtnahme auf den 
kommunistischen Bruder nicht willens, dem Treiben auf den Stra¬ 
ßen Einhalt zu gebieten. Deshalb mag man je nach eigenem 
Standpunkt die Maßnahmen der SA als Schutz oder als Angriff 
bezeichnen. Sie galten auf jeden Fall aber weniger dem bestehen¬ 
den parlamentarischen System, denn diesem billigte man für die 
Zukunft keine Überlebenschance zu. 

Allerdings hatte nicht jede Einzeltat ein rein politisches Motiv. 
Es mischten sich auf beiden Seiten persönlicher Haß mit politi¬ 
schem Anspruch. Weiterhin bleibt zu fragen, ob die nationalsozia¬ 
listischen und kommunistischen Aktionen jeweils auf direkten Be¬ 
fehl der Parteileitung durchgeführt wurden. Handfeste Beweise in 
den Gerichtsakten gibt es dafür nicht. Dienten die häufigen An¬ 
kündigungen, aufVergeltungsmaßnahmen zu verzichten, nur der 
Wahrung der ehrbaren Parteifassade? War die Gewalt ausschließ¬ 
lich dem Aktionismus einzelner SA-Truppführer zu verdanken? 
Ohne Zweifel lag zumindest eine erkennbare Ursache für die Aus¬ 
brüche tiefempfundenen Hasses auf die Kommunisten in der Spra¬ 
che des Angriffs. Das Gefühl, bedroht zu sein, wurde von den Par¬ 
teizeitungen durch die Schilderung einseitig ausgewählter Über¬ 
fälle von Kommunisten auf Nationalsozialisten lediglich verstärkt. 


1932 - Jahr desTerrors 

1932 sollte ein blutiges Jahr werden, blutiger als alle vorangegan¬ 
genen. Obwohl erste Anzeichen einer wirtschaftlichen Besserung 
am Horizont sichtbar wurden, nahm die Gewalt in den Straßen 
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täglich zu. Für Kommunisten wie für Nationalsozialisten hatten 
die Kämpfe keinen lokalen Charakter, sondern gehörten in das 
große Ringen um dieVorherrschaft in Deutschland. Die Kommu¬ 
nisten wähnten sich 1932 bei der Vorbereitung der endgültigen 
revolutionären Entscheidung. Kampf war eine Notwendigkeit. 
Moralische Skrupel existierten nicht. Wahllos herausgesuchte 
Überschriften der Roten Fahne des Jahres lauteten: »Kampf gegen 
das Ausbeutersystem«, »Kampf gegen die Bourgeoisie«, »Mas¬ 
senkampf des Proletariats gegen den Faschismus«. Der auf breiter 
Front vorgetragene Offensivkampf war nicht nur ein antinational¬ 
sozialistischer, sondern richtete sich gleichermaßen gegen die Ge¬ 
sellschaft schlechthin. Einkalkulierte Opfer wurden im nachhin¬ 
ein zu Märtyrern stilisiert, die im Kampf für Sowjet-Deutschland 
ihr Leben gelassen hatten. Längst war es üblich geworden, zu Be¬ 
ginn von Parteiversammlungen derToten und Verletzten zu geden¬ 
ken und Solidarität mit den politischen Gefangenen zu bekun¬ 
den 162 . Getreu der Maxime, nach der das Sein das Bewußtsein 
bestimmt, hegten die kommunistischen Funktionäre nicht den 
geringsten Zweifel an der immer festeren Verankerung der eige¬ 
nen Partei in der Arbeiterklasse. Und tatsächlich wuchs mit zuneh¬ 
mender Verschlechterung der sozialen Situation die Anhängerzahl 
der KPD. Gerade dort, wo die ärgsten Zustände herrschten, lagen 
ihre sichersten Stimmbezirke. 

Von nationalsozialistischer Seite trug ihr das nicht selten den 
Vorwurf ein, die Partei des »Lumpenproletariats« zu sein 163 . Aber 
gerade in den Hochburgen der KPD organisierte die NSDAP am 
häufigsten ihre Propagandamärsche. Die Sturmlokale wurden mit 
Bedacht in die unmittelbare Nähe kommunistischer Verkehrslo¬ 
kale gelegt, und besonders die Häuserwände in kommunistischen 
Hochburgen wurden oftmals mit nationalsozialistischen Parolen 
bedeckt. Für die Kommunisten stellte dieses Gebaren eine reale 
Bedrohung dar. Eine »Verteidigung« bedurfte in ihren Augen 
keiner Rechtfertigung. Ein Schreiben der im Wedding beheimate¬ 
ten Gruppe Nordkap des Kommunistischen Jugendverbandes 
Deutschland an das Zentralkomitee betonte die Bereitschaft der 
revolutionären Jugend zum individuellen Terror. Damit die ehe- 
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mals reinste Flamme der Revolution nicht zur Ölfunzel herab¬ 
gedrückt werde, wolle man weiterhin, ohne zu zaudern und ohne 
nach den Folgen zu fragen, illegale Parteiarbeit leisten: »Wir pfei¬ 
fen was drauf, wenn wir von SA-Leuten ermordet werden und 
am Tage unserer Beisetzung ein kleiner Teil von Proleten einen 
halben Proteststreik durchführt, worüber sich die SA amüsiert, 
daß sie so billig wegkommt.« 164 Die Hemmschwelle wurde im¬ 
mer niedriger. Schon bald bedurfte es keines besonderen Anlas¬ 
ses mehr, um der Gewalt freien Lauf zu lassen. Symbole, Abzei¬ 
chen oder Uniformen, der Gesang feindlicher Kampflieder oder 
ein provozierendes Wort genügten, um das Faß zum Überlaufen 
zu bringen. 

Ein Kampf um Leben undTod. Denn auch jeder Nationalsozia¬ 
list, der der SA beigetreten war, wußte um die Gefahr. Er glaubte, 
für ein übergeordnetes Ziel sein Leben aufs Spiel zu setzen. »Blu¬ 
tiger Auftakt 1932 - Rotmord überall am Werke«; ähnliche Schlag¬ 
zeilen aus der nationalsozialistischen Parteipresse könnte man in 
nahezu beliebiger Anzahl anführen. Zahlreiche Ausgaben der Par¬ 
teizeitung haben im Kopf Traueranzeigen zum Gedenken an die 
im Kampf gefallenen SA-Männer. Am 2. Januar erinnerte man 
beispielsweise an den SA-Mann Kurt Wietfeld aus Warenberg bei 
Magdeburg, der durch einen Brustschuß von »Rotmordbanditen« 
tödlich getroffen wurde 165 . In der Erinnerung der Nationalsoziali¬ 
sten an die Kampfzeit nahmen die blutigen Kämpfe mit den Mar¬ 
xisten eine herausgehobene Stellung ein. »Wir haben hier oben im 
Norden von Berlin soviele Kämpfe erlebt, wie oft sind wir in der 
Turnhalle von der Kommune, SAJ, den Jugendgruppen der Gott¬ 
losenbewegung und anderen linksstehenden Verbänden überfal¬ 
len worden. Wie oft haben wir einfach zum Knüppel greifen müs¬ 
sen, um dieses oder jenes Gebäude, wo wir tagten, säubern zu 
müssen, wie oft ist mancher Kamerad, als er von einer nationalen 
Versammlung kam und seinen Heimweg antreten wollte, von der 
Kommune bis zum nächsten Tage oder anderen Morgen belagert 
worden und mußte mit Bangen für sein bißchen Leben die Stun¬ 
den bei anderen Kameraden verbringen, um nicht vollkommen 
von der großen Übermacht erschlagen zu werden.« 166 
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Die Objekte des Kampfes schienen den Nationalsozialisten be¬ 
droht durch den »schleichenden Einfluß des Bolschewismus auf 
die deutsche Volksseele« 167 . Durch empörendes Elend sei die 
Arbeiterschaft besonders anfällig für die - angeblich jüdische - 
Heilslehre aus dem Osten. Deshalb war der Kampf in den Arbei¬ 
terbezirken ein besonders heftiger, galt es doch, den Feind da zu 
schlagen, wo er am stärksten war. Propagandamärsche in die Dör¬ 
fer der näheren Umgebung Berlins waren zwar keine Seltenheit, 
zu ernsthaften Zusammenstößen mit Kommunisten kam es wegen 
der Schwäche der KPD auf dem Land jedoch nur selten. Auch in 
»bürgerlichen« Gegenden war die Lage eher entspannt. Der 
Zehlendorfer SA-Sturm war nur dann in Gewalttätigkeiten ver¬ 
wickelt, wenn er andere Stürme im Norden oder Osten der Stadt 
unterstützte, wenn einzelne sich weigerten, polizeilichen Anord¬ 
nungen Folge zu leisten oder wenn gegen jüdisch aussehende Bür¬ 
ger vorgegangen wurde. Tote hatte die Zehlendorfer SA nicht zu 
beklagen 168 . Im Wedding, in Kreuzberg oder in Moabit war die 
Lage anders. Hier gab es keinen Sturm, der nicht wenigstens 
einen Toten zu bedauern hatte. Nach der Machtergreifung wurden 
ihre Gräber zu Gedenkstätten, Straßen und Plätze wurden nach 
den »Helden der Kampfzeit« benannt 169 . 

Keine Ausgabe der Roten Fahne, keine Nummer des Angriff, 
die 1932, zumeist auf derTitelseite, nicht von irgendeiner Schläge¬ 
rei mit dem Gegner berichtete. Auch in den übrigen Zeitungen 
häuften sich die Meldungen über den Kleinkrieg der beiden revo¬ 
lutionären Parteien, wobei allerdings nur auf die spektakulärsten 
Ereignisse auf der Titelseite hingewiesen wurde. Der vielleicht 
aufsehenerregendste Zwischenfall ereignete sich zu Beginn des 
Jahres in der Laubenkolonie Felseneck und zeigte, wie sehr die 
fortschreitende Polarisierung dem mangelnden Willen zur Objek¬ 
tivierung Vorschub leistete: Auch die Zeitungen der Mitte ergrif¬ 
fen immer öfter Partei für die eine oder die andere Seite. 

Dort, wo im Norden Berlins das graue Häusermeer endete, 
lagen in fast dörflicher Idylle die Laubenkolonien. Die hier leb¬ 
ten, gehörten zu den Ärmsten der Armen, wohnten in selbst zu¬ 
rech tgezimmerten Bretterverschlägen, in denen sanitäre Anlagen 
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so gut wie gar nicht vorhanden waren. Kaum ein Bewohner ge¬ 
hörte nicht zum Heer der Arbeitslosen, kaum einer machte einen 
Hehl aus seiner kommunistischen Überzeugung. Ähnlich den 
Häuserschutzstaffeln in den Wohngegenden, existierten auch hier 
kommunistische Kampfgruppen. 

Ganz in der Nähe dieser slumähnlichen Behausungen fand am 
18. Januar in einer Schankwirtschaft ein Sturmabend der SA 
statt 170 . Bei dieser Propagandaveranstaltung sollten neue Mitglie¬ 
der für die SA gewonnen werden. Auch unorganisierte Zuhörer 
nahmen an der Versammlung teil. Trotz eindringlicher Warnungen 
vor kommunistischen Störungen hatte die SA sich nicht bereit 
erklärt, die Versammlung abzusagen. Einige Polizeibeamte wur¬ 
den abgestellt, den sicheren Heimweg der Nationalsozialisten zu 
gewährleisten. Ein gepanzerter Polizeiwagen begleitete den 
Rückmarsch zu nächtlicher Stunde. Wahrscheinlich wäre alles 
ruhig verlaufen, wenn die SA-Führer nicht beschlossen hätten, 
einen kleinen Umweg durch die Laubenkolonie Felseneck zu 
machen. Die Warnungen der Polizei vor der hohen Zahl der dort 
lebenden Kommunisten wurde in den Wind geschlagen. Auch soll¬ 
ten die dort lebenden Kameraden den Heimweg nicht ungeschützt 
antreten. Der Polizeiwagen mußte jedoch Zurückbleiben, da die 
vomTauwetter durchweichten Feldwege unpassierbar waren. Le¬ 
diglich ein Polizist blieb bei der Gruppe. Die SA begann, national¬ 
sozialistische Kampflieder anzustimmen. Im Nu erwachte in der 
Kolonie das Leben. Auf dem Versammlungsplatz wurde die 
Alarmglocke geläutet. Jeder glaubte zu ahnen, welche Stunde ge¬ 
schlagen hatte. Man befürchtete einen Überfall der Nationalsozia¬ 
listen. Die Männer des Kampfbundes holten ihre Waffen aus den 
Verstecken und eröffneten im Schutz der Dunkelheit das Feuer. 
Die SA-Männer warfen Steine auf einzelne Hütten. Wer eine 
Waffe hatte, setzte sie ohne Zögern ein. Es kam zu einem großen 
Handgemenge. Auch der Polizist verlor in dem nächtlichen Tu¬ 
mult die Übersicht. Er fühlte sich ebenso angegriffen wie die 
Nationalsozialisten und versuchte, gemeinsam mit zwei SA-Män¬ 
nern das Überfallkommando zu Hilfe zu rufen. 

Selbst nach Befragung zahlreicher Zeugen gelang es dem Gericht 
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im später anberaumten Prozeß nicht, die Ereignisse detailgetreu 
zu rekonstruieren. Die Bilanz war fürchterlich. Zahlreiche Ver¬ 
letzte mußten in die Krankenhäuser eingeliefert werden. Zwei 
Männer, ein Kommunist und ein Nationalsozialist, waren im 
Kampf getötet worden 171 . Fritz Klemke, der tote Kommunist, war 
der Polizei als Mitglied des Kampfbundes bereits seit längerem 
bekannt. Er hatte zu jenen gehört, die in vorderster Linie den 
Nationalsozialisten entgegengetreten waren. Durch Steinwürfe 
verletzt lag er kampfunfähig am Boden. Mehrere SA-Männer 
stürzten sich auf ihn und erschossen ihn - so das Gericht - »auf 
besonders kaltblütige Weise und mit unvergleichlicher Roheit«. 
Die Täter waren jedoch nicht namentlich zu ermitteln. Auch die 
für den Tod des SA-Truppführers Ernst Schwarz verantwortlichen 
Kommunisten blieben unbekannt. Schwarz, bereits Anfang 50, 
konnte seinen Kameraden bei der Flucht nicht folgen. Mehrere 
Kommunisten holten ihn ein, schlugen ihn zu Boden und versetz¬ 
ten ihm durch Messerstiche die tödlichen Verletzungen. 

Wer hatte wen überfallen? Die Frage, auf die das Gericht trotz 
monatelanger Untersuchungen keine Antwort wußte, beantwor¬ 
teten die Gazetten in den folgenden Tagen je nach politischer 
Couleur so oder so 172 . Die Kommunisten sahen in den Ereignissen 
in Felseneck erneut eine Bestätigung ihrer Thesen. Wer zu den 
Abonnenten der Roten Fahne gehörte, dem war klar, daß diese 
wohlvorbereiteten Mordüberfälle der »Garde der Unternehmer 
zur Niederschlagung der Arbeiterschaft« in Zukunft nur durch 
den vermehrten Einsatz von Erwerbslosenstaffeln, von Betriebs¬ 
und Häuserblockstaffeln abgewehrt werden könnten 173 . In den 
folgenden Monaten wurde eine Kampagne entfesselt und zum 
»Proletarischen Massenselbstschutz« aufgerufen. Wie anders 
könnten sich die Arbeiter gegen das offenkundige Bündnis von 
Polizei und Hakenkreuzlern zur Wehr setzen. Der sich über Mo¬ 
nate hinziehende Prozeß verstärkte das Mißtrauen und die Feind¬ 
schaft gegen den bürgerlichen Staat. In der auflagenstarken kom¬ 
munistischen Arbeiter-Illustrierten-Zeitung erläuterte der Rechts¬ 
anwalt der Roten Hilfe, Hans Litten, warum das Proletariat in 
einer Klassengesellschaft keine Gerechtigkeit zu erwarten habe. 
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Besonders in Zeiten verschärfter Klassengegensätze gelte der 
Satz von Karl Marx, demzufolge das Recht ein Überbau der sozia¬ 
len Gegensätze sei. Die Aufklärung von Hintergründen wider¬ 
spräche in politischen Prozessen generell den Interessen der herr¬ 
schenden Klassen 174 . Allerdings, so müßte man entgegnen, schien 
die Aufklärung einiger Hintergründe auch den Interessen der Ar¬ 
beiterklasse zu widersprechen. Mehrfach versuchte Rechtsanwalt 
Litten, Zeugen, die belastendes Material gegen KPD-Mitglieder 
Vorbringen wollten, durch Drohungen oder Versprechungen zu 
beeinflussen. Einem zum Meineid Bereiten garantierte er, ihn so¬ 
fort nach der Verhandlung nach Rußland bringen zu lassen. Das 
Gericht mußte Litten nach Kenntnis dieser Vorgehensweise vom 
weiteren Verlauf der Verhandlung ausschließen. 

Um die »wahren« Hintergründe ans Tageslicht zu bringen, 
wurde ein »Unabhängiger Untersuchungsausschuß Felseneck« ge¬ 
gründet, der sich bemühte, die »Schuld« der Nationalsozialisten 
und der Polizei festzustellen. Namhafte Intellektuelle saßen ge¬ 
meinsam mit kommunistischen Funktionären in einer Art Schau¬ 
prozeß zu Gericht. »Zeugen« bekamen schon vorher fertigge¬ 
stellte Protokolle zur Unterschrift vorgelegt. Die Polizei wurde als 
mitverantwortlich hingestellt. Das Vertrauen in die Gerichte sollte 
geschwächt werden. Gewaltsame Störversuche der Nationalsozia¬ 
listen sorgten dafür, daß der Untersuchungsausschuß sein vorge¬ 
faßtes Urteil für gerechtfertigt hielt. 

Im Gegensatz zu diesem inoffiziellen Prozeß endete das offi¬ 
zielle Verfahren wie das Hornberger Schießen. Lediglich zwei 
Angeklagte, die sich des Fahrrades eines SA-Mannes bemächtigt 
hatten, wurden zu sechs Monaten Gefängnis verurteilt. Im übri¬ 
gen hielt es das Gericht für unwahrscheinlich, daß ein geplanter 
Überfall von der einen oder der anderen Seite stattgefunden 
hatte. Vielmehr glaubte man, »daß beide Parteien aus dem Wahn 
heraus, vom Gegner überfallen zu werden, handelten und somit 
auf keiner Seite böse Absicht, sondern eine gemeinsame Furcht 
voreinander die Wurzel des Unglücks wurde«. Wegen der Weih¬ 
nachtsamnestie des Reichskanzlers Kurt von Schleicher wurde 
das gesamte Verfahren am 22. Dezember 1932 eingestellt. 
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Das Jahr hatte blutig begonnen und die Ereignisse in der Lau¬ 
benkolonie bestätigten in gewisserWeise die Prognose, die Joseph 
Goebbels Anfang des Jahres gestellt hatte: »Dieses Jahr 1932 wird 
das Jahr der Entscheidung, in dem die Würfel um das Schicksal 
Deutschlands geworfen werden. Wir können jetzt mit vollem 
Recht sagen, daß es nicht um Sieg oder Niederlage unserer natio¬ 
nalsozialistischen Bewegung, sondern um Tod oder Auferstehung 
Deutschlands geht.« 175 Die unter dem Einfluß Moskaus stehende 
»rote Mordpest« habe durch planmäßige Hetze zu Gewalttätigkei¬ 
ten gegen Nationalsozialisten auf gef ordert. Trotz des mutigen Ein¬ 
satzes der S A-Leute habe das rote Verbrechergesindel in Felseneck 
zum wiederholten Male einen deutschen Soldaten gemeuchelt. 176 

Goebbels’ pathetische Sprache klingt heute scheinheilig. Den 
demagogischen Worten des Propagandisten will man keinen Glau¬ 
ben schenken. Eher hält man das genaue Gegenteil seiner Aus¬ 
sagen für wahr. Ein ausführlicher Polizeibericht über die Fest¬ 
nahme von elf Kommunisten in der Laubenkolonie »Grönland« 
in Hohenschönhausen beweist jedoch, daß seine markigen Worte 
nicht eines rationalen Kerns entbehrten. Die im Urteil namentlich 
aufgeführten Personen marschierten gemeinsam mit geladenen 
und zumTeil ungesicherten Pistolen zu einer vorher verabredeten 
Stelle, um die aus einer Versammlung heimkehrenden NSDAP- 
Angehörigen zu überfallen. Obwohl einige der Festgenommenen 
standhaft die Aussage verweigerten, konnte die Polizei den beab¬ 
sichtigten Plan rekonstruieren. Die Aktion sollte gemeinsam von 
zwei T-Gruppen, den Unterabteilungen des verbotenen RFB, 
durchgeführt werden. Die eine Gruppe hatte sich am Nachmittag 
in einem Versammlungslokal getroffen und sich gemeinsam in die 
Wohnung eines Alfons Zittlau begeben, um die dort lagernden 
Pistolen in Empfang zu nehmen. Mit der zweiten, ebenfalls be¬ 
waffneten T-Gruppe traf man sich auf dem Gelände der Lauben¬ 
kolonie. Hier wurden den Gruppen die Waffen zunächst wieder 
abgenommen. Man befürchtete eine plötzliche Überraschung 
durch die Polizei. Der Waffenmeister der RFB-Einheit »Osten« 
sammelte die Pistolen wieder ein und verteilte sie erst kurz vor Be¬ 
ginn der Aktion an dieT-Gruppen. Nachrichtenleute überbrachten 
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laufend Berichte über den Verlauf der nationalsozialistischen 
Versammlung. Nun wurde festgelegt, wer welche Position bei dem 
bevorstehenden Überfall übernehmen sollte. Wegen ihres auffälli¬ 
gen Verhaltens wurden die Kommunisten von einer zufällig vor¬ 
beikommenden Polizeistreife festgenommen.Totschläger, Schlag¬ 
ringe und zehn Pistolen wurden sichergestellt. Die meisten der 
Verhafteten waren polizeilich bekannt und beispielsweise wegen 
unbefugten Waffenbesitzes vorbestraft 177 . 

In diesem Fall war es nicht zu einem Schußwechsel gekommen. 
Aber bereits einige Tage später wurde die Aufmerksamkeit der 
Presse auf eine weitere Schreckensmeldung gelenkt. Im Moabiter 
Beusselkiez war der Hitlerjunge Herbert Norkus in den frühen 
Morgenstunden des 25. Januar 1932 beim Verteilen von Flugblät¬ 
tern von mehreren KPD-Angehörigen überfallen und durch Mes¬ 
serstiche getötet worden. Die Gegend im Berliner Norden war 
verrufen. »Beusselkiez: Das ist schon kein Name für einen Stadt¬ 
teil mehr, sondern ein Zustand. Der Zustand nämlich des hem¬ 
mungslosen Austobens irregeführter politischer Leidenschaften, 
die von anonymen asiatischen Scharfmachern gewaltsam geschürt 
und zur Explosion gebracht werden.« 178 Wie die Untersuchung 
der Polizei ergab, war der Überfall bereits lange geplant. Anhän¬ 
ger des ehemaligen SA-Führers Stennes hatten den Kommunisten 
Informationen gegeben und sie zur Tat angestiftet. 179 Das jugend¬ 
liche Alter des Ermordeten entsetzte nicht nur die Nationalsoziali¬ 
sten, auch in den übrigen Blättern machte sich Empörung über 
den Mord breit. Bis hin zum Vorwärts wurde einstimmig die »hin¬ 
terhältige Mordtat« der Kommunisten verurteilt. 180 Mußte der 
Kommunismus nicht viel von seiner Glaubwürdigkeit einbüßen, 
wenn nationalsozialistische Jugendliche allein durch das Verteilen 
von Flugblättern zu einer Gefahr für den Sieg der marxistischen 
Ideologie werden konnten? 

Romanhaft wurde die Geschichte um »Herbert Norkus und die 
Hitlerjungen vom Beusselkiez« in einer Erzählung verarbeitet, 
die viel vom kämpferischen Geist der Hitlerjugend wiedergibt. 
Der Verfasser beschreibt, wie die verlorene Schlacht von Versailles 
dort fortgesetzt wurde, »wo deutsche Arbeiter ohne Arbeit und 
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Brot, ohne Land und Zukunft, sich in die Enge der Mietskasernen 
und ihrer lichtlosen Höfe zusammendrücken mußten«. In »Beus- 
selmoskau« stellte sich die Hitlerjugend im Kampf gegen die 
Kommune, um die »Rot-Front-Straße« wieder für Deutschland 
zurückzuerobern. 181 

Das wachsende Heer der Erwerbslosen erfüllte die KPD mit 
Zuversicht. Wo sich Hoffnungslosigkeit breitmachte, hatten 
eigentlich nur weitreichende Versprechungen Aussicht auf Erfolg. 
Aber ebenso wie die Kommunisten kümmerten sich die National¬ 
sozialisten um die Erwerbslosen. Wie diese beschrieben sie die 
Gegenwart in düsteren Farben und versprachen eine glückliche 
Zukunft für den Fall des eigenen Sieges. Eine der unzähligen 
Erwerbslosenversammlungen der Kommunisten sollte am 29. Ja¬ 
nuar im Gartenlokal »Karlsgarten« in Neukölln stattfinden. 182 Im 
kapitalistischen System, so hieß es, erwartet den Unterstützungs¬ 
empfänger eine zunehmende Verschlechterung seiner Lage. Wirk¬ 
liche Vertreter seiner Interessen würde es in diesem System nicht 
geben. SPD und Gewerkschaften hätten die Interessen der Arbei¬ 
terklasse schon lange aus den Augen verloren. Sie würden gemein¬ 
same Sache mit den Bonzen machen und die nationalsozialistische 
Terrorkampagne der letzten Woche unterstützen. 

Sozialdemokraten hielten sich fern von dieser Veranstaltung. 
Die SA aber entsandte starke Trupps zum Versammlungsort. Vor 
dem Saal kam es auf dem Bürgersteig zur Schlägerei. Einige Na¬ 
tionalsozialisten begaben sich in den Schutz der heranrückenden 
Polizei. Dennoch verhaftete die Polizei nur Nationalsozialisten, 
weil dieses Mal die Gewalt offensichtlich von ihnen ausgegangen 
war. Im ersten Prozeß wurden die Angeklagten zu sechs Monaten 
Gefängnis wegen Landfriedensbruch verurteilt. Die Glaubwür¬ 
digkeit des Hauptbelastungszeugen konnte in der Berufungsver¬ 
handlung in Frage gestellt werden. Entgegen seinen Angaben war 
er im Kampfbund und in der KPD politisch aktiv. Die angeklagten 
Nationalsozialisten waren ebenfalls bis vor wenigen Monaten Mit¬ 
glieder des Kampfbundes gewesen. Es schien, als ob sie Opfer 
eines Racheaktes geworden waren. Die Berufungsverhandlung 
endete mit einem Freispruch. 

364 



Drei Fälle in zehn Tagen, die bewiesen, wie hilflos die Polizei 
der Gewalt gegenüberstand. Konnte durch Verbote und Verord¬ 
nungen staatliche Autorität wiederhergestellt werden? Das RFB- 
Verbot bestand seit 1929. Zur Minderung der Gewalt hatte es nicht 
beigetragen. Die Beamten im Innenministerium machten sich seit 
geraumer Zeit Gedanken, wie ein offener Bürgerkrieg vermieden 
werden konnte. Im März verdichteten sich zudem Gerüchte über 
bevorstehende Staatsstreichpläne der SA. Im Gaubüro in der He¬ 
demannstraße wurden Pläne gefunden, die auf eine Zernierung 
Berlins im Falle eines Erfolgs Hitlers bei der Reichspräsidenten¬ 
wahl hindeuteten. 183 Für diesen Fall rechneten die Nationalsoziali¬ 
sten mit kommunistischem Widerstand, den es aus eigener Kraft 
zu brechen gelte. Wer garantierte, daß nicht auch im Fall einer 
Wahlniederlage der Plan in dieTat umgesetzt würde? 

Ein souveränes Gemeinwesen durfte die erste Möglichkeit 
nicht hinnehmen und mußte sich von der zweiten bedroht fühlen. 
Am 13. April ließ Reichsinnenminister Groener alle Rücksicht auf 
die Reichswehrführung fahren und ergriff die Initiative gegen die 
SA. Der greise Hindenburg unterschrieb die Notverordnung, die 
ihn - gegen seinen Willen - der nationalen Rechten entfremdete. 
Das Verbot von SA und SS entfachte einen ungeheuren Protest¬ 
sturm. Der ehemalige Kronprinz Wilhelm äußerte unter Hinweis 
auf »das wunderbare Menschenmaterial, das in der SA und der 
SS« vereinigt sei, seine Mißbilligung. Die Antwort des Innenmini¬ 
sters auf das Schreiben des Hohenzollernprinzen ist in mancherlei 
Hinsicht bemerkenswert. Das Verbot begründete Groener damit, 
daß »erhebliche Teile der SA und der SS bis in die jüngste Zeit in 
kommunistischen Organisationen tätig waren. Das Ziel dieser 
Leute ist und bleibt der Bolschewismus, mag auch das Vorzeichen 
gewechselt sein und mögen sie sich auch in einen nationalen Man¬ 
tel eingehüllt haben.« 184 

Das SA-Verbot blieb ohne Folgen für die Lebensfähigkeit der 
Parteiarmee. In der Diskussion über das Für und Wider eines Ver¬ 
bots stellten nur die Kommunisten die SA mit dem verbotenen 
RFB auf eine Stufe. Ansonsten wurden Vergleiche zum Stahlhelm 
und zum Reichsbanner gezogen. Die Gewaltbereitschaft in der 
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SA nahm nicht ab. Gerade in Zeiten des Wahlkampfes, wenn sich 
des Nachts kommunistische und nationalsozialistische Klebeko¬ 
lonnen begegneten, prallten die feindlichen Gruppen - ob unifor¬ 
miert oder nicht - aufeinander. Kommunistische Mal- und Klebe¬ 
kolonnen wurden durch Fünfergruppen des RFB beschützt. Diese 
Fünfergruppen waren stets bewaffnet und hielten sich möglichst 
unauffällig in genügendem Abstand von den arbeitenden Kolon¬ 
nen. Wurden frisch geklebte Plakate von Polizeibeamten wieder 
beseitigt, machte man von der Schußwaffe Gebrauch. 185 So wurde 
der Sonntag der Wahlen zum Preußischen Landtag von einem 
neuen Mordfall überschattet. 

In der Nacht vom 23. zum 24. April wurde das Mitglied der ver¬ 
botenen SA Udo Curth erschossen. 186 Die Täter gehörten zum 
Kampfbund gegen den Faschismus. Franz Meis und August Well¬ 
nitz hatten den Auftrag, ein großformatiges Plakat der KPD zu 
bewachen. Nach ihrer Ablösung zu später Stunde begaben sie sich 
noch auf einen »Zug durch die Gemeinde« und landeten schließ¬ 
lich in stark angetrunkenem Zustand im nationalsozialistischen 
Verkehrslokal in der Kreuzbergstraße. Die dort anwesenden Na¬ 
tionalsozialisten fühlten sich, so ihre Zeugenaussage, durch die 
russischen Abzeichen der Neuankömmlinge und deren offenes 
Bekenntnis zur KPD provoziert. Es kam zu einem heftigen Wort¬ 
wechsel. Schließlich wurden die beiden Kommunisten mit Gewalt 
aus dem Lokal gedrängt. Wenig später verließen auch einige SA- 
Männer die Gaststätte und begaben sich auf den Heimweg. Sie 
überraschten die beiden Kommunisten beim Bemalen des Bürger¬ 
steiges mit Wahlparolen und benachrichtigten deshalb die Polizei. 
Wellnitz und Meis eilten nach Hause und bewaffneten sich. Sie lau¬ 
erten den Nationalsozialisten auf. Aus einem Hinterhalt gab Meis 
mehrere Schüsse auf sie ab. Der SA-Mann Udo Curth wurde töd¬ 
lich getroffen. Noch amTatort stellte die Polizei denTäter. Dieser 
war geständig. Am 8. Juli verurteilte ihn das Gericht zu vier Jah¬ 
ren Gefängnis. Nach der Machtübernahme durch die National¬ 
sozialisten drängte der Bruder desToten wiederholt auf eine Neu¬ 
aufnahme des Verfahrens. Das Strafmaß erschien ihm zu niedrig. 
Aber trotz mahnender Briefe der Staatskanzlei, zu der Curth 

366 




offenbar gute Beziehungen unterhielt, blieb der Staatsanwalt 
beim Kammergericht hart. Das Verfahren gegen Meis wurde nicht 
wieder aufgenommen. Wellnitz, der andere an der Tat Beteiligte, 
hatte sich der Strafverfolgung durch Flucht in die Sowjetunion 
entziehen können. 

Um exemplarisch zu zeigen, wie unruhig dieserTag verlief, sei 
der Polizeibericht des Wahltages wiedergegeben. 187 Es begann um 
ein Uhr dreißig in der Nacht, als im Stadtteil Buch zwei Personen 
der KPD beim Beschmieren einer Mauer festgenommen wurden. 
Um zwei Uhr wurden in der Lindenhofstraße sieben Personen, die 
ebenfalls der KPD nahestanden, wegen des gleichen Vergehens 
festgenommen. Vormittags um 11 Uhr wurden an vier verschiede¬ 
nen Orten in der Stadt insgesamt 15 Kommunisten wegen verbote¬ 
ner Haus- und Hofpropaganda in das Polizeigefängnis eingeliefert. 
In den Nachmittagsstunden warf ein KPD-Trupp in der Rubens¬ 
straße in Steglitz Fensterscheiben mit Steinen ein, weil dort 
NSDAP-Fahnen angebracht waren. Die Suche nach den Tätern 
blieb erfolglos. In der Charlottenburger Kirchstraße kam es wenig 
später zur Bildung eines nicht genehmigten Demonstrationszuges 
der Kommunisten. In der Hebbelstraße wurde gegen 15 Uhr der 
SA-Mann Heinz Harlösius auf dem Weg zum Versammlungslokal 
der NSDAP von acht Kommunisten überfallen und mit Pflaster¬ 
steinen geschlagen. Niemand erlitt allerdings ernsthafte Verlet¬ 
zungen. Zur gleichen Zeit wurden in Biesdorf zwei Nationalsozia¬ 
listen von 15 Kommunisten beschossen. Bei der Durchsuchung 
einer Laubenkolonie nahm die Polizei wenig später acht Personen 
fest und konnte eine Pistole, einen Karabiner, ein Magazin, einen 
Dolch und eine Rasierklinge beschlagnahmen. Bei den Festge¬ 
nommenen handelte es sich ebenfalls um Kommunisten. Am 
Hohenzollernplatz in Wilmersdorf überfielen 15 Kommunisten 
sechs SA-Männer. Alle Nationalsozialisten wurden durch Messer¬ 
stiche oder Stockschläge verletzt. Die Täter konnten unerkannt 
flüchten. In der Laubenkolonie »Fuchsberge« im Norden der 
Stadt entstanden Streitigkeiten zwischen Angehörigen der beiden 
radikalen Parteien. Tätlichkeiten konnte die Polizei diesmal ver¬ 
hindern. In der Fischerstraße im Bezirk Mitte kam es gegen 18 Uhr 
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zu einem Menschenauflauf von 200 Personen, als eine Fahne des 
verbotenen RFB herausgehängt wurde. Mit dem Gummiknüppel 
zerstreute die Polizei die Ansammlung. In der Afrikanischen 
Straße im Wedding wird eineTaxe mit NSDAP-Insassen von Kom¬ 
munisten mit Steinen beworfen. Der Tischlermeister Ullrich 
wurde am Kopf verletzt. In den Abendstunden durchsuchte die 
Polizei daraufhin zwei Versammlungslokale der KPD im Wedding 
nach Waffen, ohne fündig zu werden. In Mariendorf überfielen 
sechs KPD-Leute den nationalsozialistischen Regierungsrat 
Janke. Er erlitt Verletzungen am Kopf und an inneren Organen. 
In Reinickendorf wurden zwei Kommunisten wegen Körperver¬ 
letzung festgenommen. Nach Einbruch der Dunkelheit verhaftete 
die Polizei noch drei Kommunisten in der Kreuzberger Reichen¬ 
berger Straße beim Beschmieren der Gehbahn mit der Aufschrift 
»Heraus zum 1. Mai«. Das war der Polizeibericht eines einzigen 
Tages. Er beweist, was sich auch aus anderen Aufstellungen ver¬ 
muten läßt: Die Gewalt ging weit häufiger von den Kommunisten 
aus als von der SA. 

Nach der Aufhebung des SA-Verbots durch die Regierung Papen 
setzte eine neue Welle der Gewalt ein. Zeitungen berichteten 
längst nicht mehr über jeden einzelnen Zusammenstoß, son¬ 
dern brachten nur noch allgemeine Schilderungen von der 
»Bürgerkriegsfront«. In Moabit kam es in der »roten Rostok- 
ker Straße« zu tagelangen heftigen Ausschreitungen. Aus Zorn 
über die Legalisierung der SA hatten Kommunisten sämtliche 
Straßenlaternen zertrümmert. Im Schutz der Dunkelheit rissen sie 
das Straßenpflaster auf und errichteten aus Granitplatten, Pfla¬ 
stersteinen und Müllkästen Barrikaden. Die Polizei mußte ein- 
schreiten, konnte jedoch nicht eine Schlägerei der Unruhestifter 
mit der SA verhindern. Ein Bericht des dort wohnenden Kriminal¬ 
assistenten Hermann Schepers schildert eindringlich die Macht¬ 
losigkeit der Polizei gegenüber den Kommunisten. »Als ich in dem 
Dunkel etwa bis zum Haus Nr. 4 gekommen war, bemerkte ich, 
wie eine Menschenmenge von etwa 50 bis 100 Personen aus Müll¬ 
kästen und altem Hausrat Barrikaden baute. [...] Die Menschen¬ 
menge schrie fortwährend >Nieder mit den Grzesinski-Bluthunden< 
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und andere Beschimpfungen auf die Polizei und die Regierung. 
Als ich mich weiter begab, bemerkte ich etwa alle 3-4 Häuser 
neue Barrikaden, die meist von Jugendlichen auf der Rostocker 
Straße aufgebaut wurden. [...] Von Polizei war in der ganzen 
Straße nirgends etwas zu bemerken. Vor dem Hause Rostocker 
Straße 12 und dem Hause 42, die sich gegenüberliegen, waren 
etwa 100 bis 200 Personen mit Brechstangen beschäftigt, das Stra¬ 
ßenpflaster und die Bürgersteige aufzureißen. Die Zementplatten 
der Bürgersteige wurden zu einer großen Barrikade auf dem Fahr¬ 
damm gebaut.« 188 Zum Zorn des Anwohners erschien die Polizei 
erst nach geraumer Zeit. In die Straße traute man sich allerdings 
nicht hineinzufahren. Für eine Nacht gehörte die »rote Rostocker« 
den Kommunisten. Erst in den Morgenstunden konnten die Barri¬ 
kaden beseitigt werden. 

Das Wiederauftauchen der SA-Uniformen war nach Dafürhal¬ 
ten des Berliner Tageblattes für die Ausschreitungen des Frühsom¬ 
mers 1932 verantwortlich zu machen. Stets hätten sich die Schläge¬ 
reien nach demselben Schema entwickelt: »Es beginnt mit 
Schimpfreden über die neue Uniform, dann folgt das Handge¬ 
menge , es fliegen Steine und zum Schluß wird das Messer oder der 
Dolch aus der Tasche gezogen. Der neue braune Rock, den die 
SA-Leute zur Schau tragen, wirkt, namentlich in den Arbeiter¬ 
bezirken Berlins, provozierend. Neue >Kluft< in Zeiten, in denen 
den Erwerbslosen die Unterstützungen gekürzt werden! Von den 
Schimpfreden bis zur Gewalttat ist da nur ein kurzer Schritt.« 189 
Die politisch rechtsstehende Presse bewertete die Vorgänge ganz 
anders. Sie erblickte in den Straßenschlachten von Moabit ein er¬ 
neutes Anzeichen für kommunistische Aufstandsvorbereitungen 190 . 

Zwar gab es in Moabit keinen Toten zu beklagen, aber nicht nur 
wegen des Einsatzes von Panzerwagen erinnerten die Ereignisse 
stark an den »Blutmai« 1929. Die SA hatte schon fast die Rolle 
der Polizei übernommen. Sie unternahm zur Sicherung der Ord¬ 
nung in eigener Verantworung Patrouillen und wurde dabei 
ebenso angegriffen wie die Polizei. Im Juni und Juli 1932 waren 
nach Aufhebung des SA-Verbots in ganz Preußen über 100 Tote 
gezählt worden. 191 Nicht nur in den beiden blutigsten Monaten 
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tauchte die Frage auf, ob die Polizei überhaupt noch in der Lage 
sei, dem Treiben Einhalt zu gebieten. Dieser Sommer 1932, als 
man sich in Deutschland mehrmals am Rande eines ungezügelten 
Bürgerkrieges befand, hatte nach Meinung eines linksliberalen 
Beobachters große Ähnlichkeit mit den Religionskriegen des 
sechzehnten und siebzehnten Jahrhunderts. »Es sind erbitterte 
und bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen Weltanschauun¬ 
gen, die einen Kompromiß ausschließen, während bei politischen 
Kämpfen gerade Kompromisse gesucht werden. Daher die Erbit¬ 
terung und der Haß. [...] Es ist eine Tag für Tag und Sonntag für 
Sonntag fortlaufende Bartholomäusnacht.« 192 

Wenige Tage später rief Joseph Goebbels am Grabe des kurz zu¬ 
vor ums Leben gekommenen SA-Mannes Helmut Köster in dem¬ 
agogischer Weise zur Rache auf. Der Polizeibericht gab die Rede 
des Reichspropagandaleiters der NSDAP so wieder: »Die SA sei 
nicht mehr gewillt, weitere Opfer ohne Sühne zu bringen. Auge 
um Auge - Zahn um Zahn, sei nunmehr die Parole der SA. Der 
tote Köster werde das letzte Opfer ohne Sühne sein. In Zukunft 
werde jedoch jeder SA-Mann gerächt. Die NSDAP habe es satt, 
weiterhin Amboß zu sein.« 193 Niemand schritt gegen die zur Ge¬ 
walt aufrufenden Sätze ein. Der Prozeß wurde Goebbels wegen 
dieser Aussage nicht gemacht. Aber Goebbels’ Worte brachten die 
empörten Gemüter erst recht in Wallung. Von der Beerdigung 
kommend, überfielen etwa 50 Nationalsozialisten am Belle- 
Alliance-Platz einen sozialdemokratischen Zeitungshändler. Sie 
verfolgten ihn bis zum Vorwärts -Gebäude in der Lindenstraße. 
Dort kam es mit Reichsbannerleuten zu einem Schußwechsel. 
Zwei Angestellte des Vorwärts und ein Nationalsozialist wurden 
verletzt 194 . In grober Vereinfachung der Dinge verzichteten die 
Nationalsozialisten auf eine Differenzierung. Sozialdemokraten 
und Kommunisten wurden in einen Topf geworfen. 

War die Kette der Gewalt noch zu durchbrechen? Neu eingerich¬ 
tete Sondergerichte konnten zwar die Flut der Prozesse in Bahnen 
lenken. Zur Eindämmung der Gewalt waren sie jedoch letztlich 
ebenso ungeeignet wie alle übrigen Verordnungen. Die Polizei 
fühlte sich von den Politikern alleingelassen und mischte sich 
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immer seltener in Auseinandersetzungen ein. Nach dem 20. Juli 
schien die rechte Waagschale ohnehin an Gewicht gewonnen zu 
haben. Die Entmachtung der SPD in Preußen durch die Reichs¬ 
regierung hatte auch Einfluß auf das Verhalten der Polizei. Die 
Verantwortung für die Polizei trug jetzt nicht mehr ein Sozial¬ 
demokrat. Vor allem deshalb kam die Sozialdemokratie nun zu 
einer anderen Bewertung der Straßenkämpfe. So kritisierte der 
Vorwärts ganz unverblümt die Polizei, ergriff mehr und mehr die 
Partei der Kommunisten und trug damit dem Aktivismus junger 
Parteigenossen Rechnung, die einige Male gemeinsam mit Kom¬ 
munisten gegen die SA vorgingen. 

Bei den Wahlen vom 31. Juli konnte die NSDAP ihre Stellung 
auch in den Arbeiterbezirken ausbauen. Sie blieb zwar wie bei 
allen übrigen Wahlen unter dem Reichsdurchschnitt. Die Volks¬ 
partei hatte jedoch erneut bewiesen, daß sie auch für Arbeiter 
wählbar war. Aus dem beschwörenden Aufruf Hitlers vom Tag 
nach der Wahl sprach unbeugsamer Machtwille: »Es kann ange¬ 
sichts dieses größten Erfolges unserer Bewegung für niemanden 
einen Dank geben, sondern für uns alle nur die Pflicht, den Kampf 
nunmehr mit erneuter und erhöhter Kraft aufzunehmen und fort¬ 
zusetzen.« 195 Gestärkt ging aber auch die KPD aus den Wahlen 
hervor. Insgesamt hatte sie starke Gewinne verbuchen können, 
war auf dem besten Wege, die »Partei der Arbeiterklasse« zu wer¬ 
den und schickte sich sogar an, in »bürgerlichen« Bezirken ihren 
Stimmenanteil zu vergrößern. Analysen der Komintern gingen da¬ 
von aus, »daß gerade der Übergang zu einem neuen Turnus von 
Revolutionen und Kriegen stattgefunden habe, wobei sowohl die 
faschistischen Kräfte der Konterrevolution als auch die kommuni¬ 
stischen revolutionären Kräfte anwachsen«. Im Kampf auf der 
Straße stünden sich Kommunisten und SA weiterhin als Haupt¬ 
feinde gegenüber. Im ideologischen Ringen um die Vorherrschaft 
in der Arbeiterklasse bleibe es jedoch - zum großen Erstaunen der 
einfachen Straßenkämpfer - die wichtigste Aufgabe, »... den 
Hauptstoß in der gegenwärtigen Etappe gegen die Sozialdemo¬ 
kratie zu richten« 196 . 

Wenn beide Parteien ihre Anhänger in dieser Weise mobilisier- 
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ten, dann waren die Versuche, durch Notverordnungen Ruhe und 
Ordnung wiederherzustellen, von vornherein zum Scheitern ver¬ 
urteilt. Zwar verfehlte dasTodesurteil gegen die nationalsozialisti¬ 
schen Mörder im oberschlesischen Potempa zunächst nicht die 
beabsichtigte Wirkung. Aber das aufsehenerregende Solidaritäts¬ 
telegramm Hitlers zeigte den SA-Männern, daß sie bei ihren 
Aktionen die volle Rückendeckung der Partei genossen und 
machte den Kommunisten deutlich, was sie bei einem Sieg der 
Nationalsozialisten erwartete. Die Mordtat zeigte auch in Berlin 
Wirkung. Potempa wurde in Arbeiterkreisen zum provozierenden 
Reizwort. Die Identifikation mit dem brutal Ermordeten war 
sicherlich ein Grund für die blutige Schlägerei, die sich am 23. De¬ 
zember 1932 in Moabit zutrug. 197 

Nach einer Weihnachtsfeier im Sturmlokal Käthe begab sich der 
SA-Mann Sagasser mit drei seiner Kameraden in das Restaurant 
Mischke in der Havelberger Straße. Mit den dort anwesenden 
Kommunisten unterhielten sich die vier zunächst recht friedlich, 
diskutierten und sprachen in derber Ausdrucksweise über Leute 
aus der Nachbarschaft. Alle Anwesenden hatten bereits einige 
Gläser Bier getrunken, und die Stimmung war durchaus keine 
feindliche, als plötzlich einer der Kommunisten ausrief: »Ihr seid 
genauso wie die Säue von Potempa.« Sofort schlug die Stimmung 
um. Aus einem in der Nähe gelegenen kommunistischen Verkehrs¬ 
lokal eilte Verstärkung herbei. Die SA-Männer befanden sich in 
der Minderheit und versuchten, das Lokal zu verlassen. An der 
Tür bildeten die Kommunisten ein Spalier. »Heraus, ihr Hunde«, 
tönte es. Mit Aschenbechern und Tischbeinen wurde auf die Na¬ 
tionalsozialisten eingeschlagen. Erich Sagasser erhielt einen 
Messerstich in den Bauch. Erst nach geraumer Zeit konnte die 
Schlägerei von der Polizei aufgelöst werden. Erich Sagasser erlag 
am 8. Januar im Krankenhaus seinen Verletzungen. Er war der 
letzte Tote der Kämpfe zwischen Kommunisten und Nationalso¬ 
zialisten vor dem 30. Januar 1933. 
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Die Anfänge des ungezügelten Terrors der einen Seite 

Am 25. Januar 1933 veranstaltete die KPD einen kaum enden wol¬ 
lenden Demonstrationszug durch die Straßen Berlins. Es war, wie 
die Rote Fahne schrieb, »eine gewaltige Heerschau gegen den Fa¬ 
schismus. [...] Die Sturmbataillone der proletarischen Kampfes¬ 
einheiten entfalteten ihr leuchtendes Banner! [...] Was scherte 
diese Kämpfer für den Kommunismus der klirrende Frost! Da zo¬ 
gen in endlosen Zügen die grauen Kolonnen der Stempelbrüder, 
notdürftig gekleidet, weil Schleichers >Winterhilfe< sie hungern 
und frieren läßt, weil Schleichers Politik eine provozierende Hilfe, 
ein glänzendes Geschäft für die Kapitalisten und die >Osthilfe<- 
Junker ist. [...] Da marschierten in den Kampfbataillonen des 
roten Berlin ganze Gruppen uniformierter Reichsbannerproleten 
gegen die Spalter und Saboteure der SPD. 130000 Antifaschisten 
jubelten dem Zentralkomitee und dem Genossen Thälmann zu! 
Nahezu vier Stunden dauerte der Vorbeimarsch. Die Marsch¬ 
straßen waren umsäumt von jubelnden Massen. Das war der ge¬ 
waltigste Massenaufmarsch gegen die Schleicher-Bracht-Diktatur! 
Das war das rote Berlin!« 198 

Gewiß neigte die kommunistische Presse bei der Beschreibung 
von Veranstaltungen der eigenen Bewegung zu Übertreibungen. 
Aber diese Demonstration stand tatsächlich im krassen Gegensatz 
zur ebenfalls machtvollen SA-Demonstration drei Tage zuvor, als 
sich, wie der Vorwärts schrieb, ein großer Teil der Reichshaupt¬ 
stadt unter einer Art außerordentlich verschärftem Kriegszustand 
befand. 199 Dicht an dicht schirmte die Polizei die SA-Männer vor 
Anfeindungen ab. 

Ähnliche Veranstaltungen hatte es auch in anderen Städten ge¬ 
geben. Der Kölner Polizeipräsident übermittelte der Presse einen 
Bericht über die Hintergründe des von den Nationalsozialisten 
etwas reißerisch titulierten »Kölner Blutsonntages«. Mit Flugblät¬ 
tern hatte die KPD für den 22. Januar 1933 auch in Köln zu einer 
Gegendemonstration zu der von der NSDAP angekündigten Ak¬ 
tion am Bülowplatz in Berlin aufgefordert. Den Demonstrations¬ 
teilnehmern wurde ungeniert empfohlen, sich zu bewaffnen, um 
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besonders die Parteilokale der NSDAP, der SA und der SS anzu¬ 
greifen. Die Polizei hatte den Auftrag, illegale Demonstrationen 
sofort zu zerstreuen. In der Thieboldsgasse wurden zwei Polizi¬ 
sten, die eine etwa 100 Mann starke Demonstration auflösen woll¬ 
ten, niedergeschlagen und am Boden liegend mit Füßen getreten. 
Ähnliches ereignete sich gegen 22 Uhr in der Poststraße. Hier 
flogen Steine und Briketts auf die Polizei, es fielen zahlreiche 
Schüsse. Ein Straßenbahnzug der Linie 12 wurde zertrümmert. 
Insgesamt fünf Beamte erlitten Verletzungen 200 . 

In Dresden war es in den Abendstunden des 25. Januar 1933 bei 
einer Versammlung des KgdFzu schweren Zusammenstößen zwi¬ 
schen der Polizei und Versammlungsteilnehmern gekommen. Ein 
Oberleutnant a.D. Herbert Fraedrich, der angeblich früher Pro¬ 
pagandaleiter der NSDAP gewesen war, hatte durch den Inhalt 
seiner Rede die Polizei zum Einschreiten veranlaßt. Als die Ver¬ 
sammlungsteilnehmer sich weigerten, den polizeilichen Anord¬ 
nungen Folge zu leisten, und die Polizeibeamten von der Galerie 
beschossen, setzte sich die Polizei zur Wehr. Neun Versammlungs¬ 
teilnehmer wurden getötet, elf Personen schwer verletzt. 201 

In Berlin aber hatte es keine Zwischenfälle gegeben. Wer die 
letzten Monate aufmerksam verfolgt hatte, der konnte angesichts 
des stetigen Zulaufs zur KPD womöglich zu dem Schluß kommen, 
auf dem Bülowplatz veranstalte die siegreiche Partei ihre Parade. 
Bei derVeranstaltung der Nationalsozialisten mußte Schutzpolizei 
dafür Sorge tragen, daß aus den Fenstern nicht auf die Demon¬ 
stranten geschossen wurde. 202 Jetzt bedurfte es kaum einer ord¬ 
nenden Hand, um einen sicheren Verlauf zu gewährleisten. Sogar 
Friedrich Stampfer, der Chefredakteur des Vorwärts, zollte den 
Massen seine Hochachtung und anerkannte den »tausendmal be¬ 
rechtigten Haß gegen die schreiende Ungerechtigkeit unserer so¬ 
zialen Zustände« 203 . Aber was für kurze Zeit Vorzeichen einer 
Machtergreifung zu sein schien, erwies sich nur wenige Tage 
später als Ohnmacht. Entgegen den Erwartungen vieler blieb die 
Reaktion der Kommunisten auf die Machtübernahme der NSDAP 
aus. Der große, zentral gesteuerte Aufstandsversuch fand nicht 
statt. 
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Doch bereits in der Nacht vom 30. Januar kam es zu einem bluti¬ 
gen Zwischenfall, der mit seinen Folgen geradezu paradigmatisch 
für die kommenden Monate wurde. 204 Wie wohl überall im Reich 
beratschlagten auch in Klein-Wedding die Kommunisten, welche 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden konnten. Mit der Ausrufung 
des Generalstreiks durch die Parteiführung wurde gerechnet. 
Doch weder zum Generalstreik noch zum bewaffneten Aufstand 
gab die Führung ein Zeichen. In Charlottenburg fanden lediglich 
in lokalem Rahmen kleinere Kundgebungen statt. Am Abend traf 
sich dann eine entschlossenere Schar in den kommunistischen Ver¬ 
kehrslokalen und harrte der Dinge, die da kommen würden. Die 
Wallstraße galt als kommunistische Hochburg. Mitglieder des ver¬ 
botenen RFB und der Häuserschutzstaffel »Max Holz« versam¬ 
melten sich zu einem konspirativen Treffen. Ein Postendienst 
warnte vor herannahender SA. Würden die Männer vom Sturm 33 
es heute wagen, durch die Wallstraße zu ziehen? 

Wie alle Berliner SA-Stürme nahm auch der wohl berüchtigtste 
am Fackelzug in der Wilhelmstraße teil. Unter Führung von Hans 
Eberhard Maikowski machte man sich in geschlossener Forma¬ 
tion spätabends auf den Heimweg. Maikowski gehörte zu den bei 
den Kommunisten meistgehaßten SA-Führern. Am 9. Dezember 
1931 hatte Maikowski einen Kommunisten erschossen. National¬ 
sozialisten behaupteten, es habe sich damals um Notwehr gehan¬ 
delt. 205 Maikowski floh nach Italien. Nach seiner Rückkehr wurde 
er im Oktober 1932 verhaftet. Doch durch die Weihnachtsamne¬ 
stie von Schleichers kam er ohne Prozeß wieder frei. 

In der Nacht des 30. Januar wurde im Bewußtsein des Sieges 
der direkte Weg durch die Wallstraße genommen. Ein Motorrad- 
Kurier der KPD meldete das Anrücken der SA. Die Kommuni¬ 
sten fürchteten einen bewaffneten Überfall des Sturms 33. Die 
Männer der Häuserschutzstaffeln bewaffneten sich. Begleitet 
vom Polizeibeamten Zauritz rückte die SA kurz vor Mitternacht 
in die Wallstraße ein. Dort herrschte die Ruhe vor dem Sturm. 
Plötzlich traten aus dem Lokal »Zum Hirsch« drei Männer und 
stießen Drohungen und Beschimpfungen aus. Es kam zu Hand¬ 
greiflichkeiten von seiten der SA. Polizeioberwachtmeister Zauritz 

375 


schritt nicht ein. Im Lokal »Werner« hatten sich 60 bis 70 Personen 
versammelt, die nur auf ein Kommando warteten. Pfeifend und 
schreiend eilten sie hinter der SA-Gruppe her. Aus den Häusern 
strömten Männer und Frauen. Die ganze Straße war auf den Bei¬ 
nen, bemüht, die Nationalsozialisten zu vertreiben. Zauritz stand 
zwischen den Fronten allein auf verlorenem Posten. Sein Bemü¬ 
hen, die Gruppen zu trennen, war vergeblich. Maikowski begab 
sich von der Spitze des Zuges ans Ende und veranlaßte seine Män¬ 
ner, ruhig weiterzugehen. Gemeinsam mit Zauritz bemühte er 
sich, die Wogen zu glätten. Plötzlich fielen Schüsse. Wer das Feuer 
eröffnet hatte, ließ sich nicht feststellen. Zauritz wurde von einem 
der Schüsse tödlich getroffen. Maikowski erlag ebenfalls am Tat¬ 
ort seinen Verletzungen. Die herbeigeeilte Polizei vereitelte ein 
Blutbad. Allerdings hatten sich die Vorzeichen geändert. Unter 
denVerhafteten befanden sich nun ausschließlich Kommunisten. 

»Ein Sturmführer und ein Polizeibeamter liegen - gleichsam in 
ihrem Schulter an Schulter erlittenen Tod ein Symbol des neuen, 
wehrhaften Staates - niedergestreckt von den Fremdenlegionären 
Moskaus auf deutschem Boden.« 206 So kommentierte der Angriff 
auf der Titelseite das Geschehen der vergangenen Nacht. Das Feu¬ 
ergefecht in der Wallstraße erregte fast mehr Aufsehen als die 
Freude über den errungenen Sieg. Maikowski und Zauritz erhiel¬ 
ten ein feierliches Begräbnis im Berliner Dom. Die Trauerfeier 
wurde im Rundfunk übertragen. Einträchtig erwiesen Polizei und 
SAdenToten die letzte Ehre. 207 

Wenige Tage später wurde die Wallstraße nach dem ermordeten 
SA-Führer umbenannt. Ein kleiner Weg erhielt den Namen des 
Polizisten. 208 Auf ewig sollte der SA-Führer den Bewohnern Mah¬ 
nung und Warnung zugleich sein. Der neue Staat hatte verspro¬ 
chen, den Bruch mit Weimar zu vollziehen. »Schandurteile« 
durfte es nach Auffassung der neuen Machthaber nicht mehr 
geben. Dennoch verlief der Prozeß gegen die mutmaßlichen 
Todesschützen, verglichen mit der Schnelljustiz späterer Jahre, er¬ 
staunlich fair. Als am 26. Januar 1934 das Urteil verkündet wurde, 
waren 46 Prozeßtage vergangen. Das Gericht hatte sich nicht dazu 
hinreißen lassen, summarisch über alle 53 Angeklagten den Stab 
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zu brechen. Fast alle Beschuldigten gehörten kommunistischen 
Organisationen an. Weit über die Hälfte zählte zum Heer der Er¬ 
werbslosen. Viele waren vorbestraft, zum Teil wegen schwerer 
Straftatbestände. 

Bereits bei Prozeßbeginn hatten sich einige Angeklagte um Auf¬ 
nahme in die SA bemüht. Deshalb wurde bei jedem einzelnen 
berücksichtigt, wie weit eine »Eingliederung in die Volksgemein¬ 
schaft zum Nutzen des Volksganzen« erfolgt sei. So gut es in einem 
Zeugenprozeß eben ging, versuchte das Gericht, die Schuld jedes 
Angeklagten einzeln festzustellen. Keinem konnte jedoch nachge¬ 
wiesen werden, die tödlichen Schüsse abgegeben zu haben. Die 
Verurteilung der Angeklagten dürfte jedoch von vornherein 
beschlossene Sache gewesen sein. Das Strafmaß war hart. Es lag 
bedeutend höher als bei vergleichbarenTaten in der Weimarer Re¬ 
publik. Selbst wenn einem Angeklagten lediglich die Teilnahme 
nachgewiesen werden konnte, wurde er mit einer mehrjährigen 
Gefängnisstrafe bedacht. 

Bis heute ist nicht restlos geklärt, wer die Todesschüsse abge¬ 
geben hat. Aller Wahrscheinlichkeit nach dürfte der Täter in den 
Reihen der Kommunisten zu suchen sein und war zum Zeitpunkt 
des Prozesses womöglich längst in die Sowjetunion geflohen. 
Aber es gibt auch andere Vermutungen. In einer romanhaften zeit¬ 
genössischen Darstellung wird behauptet, Maikowski und auch 
der Polizist seien von der SA umgebracht worden. 209 Dieselbe 
Aussage wurde in einem kommunistischem Flugblatt vom Februar 
1933 gemacht, welches SA-Leute zum Übertritt zur KPD auffor¬ 
derte 210 . Beide Fundstellen sind in ihrem Wahrheitsgehalt zumin¬ 
dest zweifelhaft, auch wenn diese Möglichkeit nicht sofort ausge¬ 
schlossen werden sollte. In den Gerichtsakten findet sich nicht der 
geringste Hinweis darauf. Mehr als erstaunlich ist jedoch das apo¬ 
diktische Urteil im Katalog zur Berlin-Ausstellung 1987: »Die bei¬ 
den Morde beging mit großer Wahrscheinlichkeit ein SA-Mann im 
Auftrag der Berliner Parteileitung.« 211 

Die Behandlung der Angeklagten in diesem Mammutprozeß 
war rechtsstaatlich und milde zu nennen im Vergleich zum Vorge¬ 
hen der SA in den ersten Monaten nach der Machtergreifung. 
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Bereits am 31. Januar forderte der Angriff: »Deutschland soll end¬ 
lich gereinigt werden von dieser Blutpest der Moskauer Fremden¬ 
legion.« 212 Die beiden Toten dienten als Rechtfertigung für ein¬ 
schneidende Maßnahmen. Die Notverordnung vom 4. Februar zum 
»Schutze des deutschen Volkes!« stellte den Nationalsozialisten 
bereits ein umfangreiches Arsenal von Ausnahmerechten zur Ver¬ 
fügung. Presse- und Versammlungsfreiheit waren ab sofort einge¬ 
schränkt. Mitte Februar wurden SA und SS zur Hilfspolizei er¬ 
nannt, Polizei-Razzien größeren Umfangs dadurch erst ermöglicht. 

Am 23. Februar wurde das Karl-Liebknecht-Haus geschlos¬ 
sen. 213 Die am Tage nach dem Reichstagsbrand erlassene »Verord¬ 
nung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat« gab 
den neuen Machthabern das gesetzliche Instrumentarium in die 
Hand, um weitere Grundrechte außer Kraft zu setzen. Doch 
würde man einer Unterschätzung der Nationalsozialisten dasWort 
reden, betrachtete man ihr Vorgehen allein unter normativen Ge¬ 
sichtspunkten. 214 Jetzt trat all das ein, was die Kommunisten schon 
von einer »faschistischen Brüning-Regierung« erwartet und für 
den Fall der eigenen Machtergreifung angekündigt hatten. Bereits 
nach dem »Blutmai« 1929 hatte ein Mitarbeiter der Komintern be¬ 
fürchtet, daß schon bald deutsche Kommunisten in Konzentra¬ 
tionslager gesteckt, vor Kriegsgerichte gestellt und Erschießungs¬ 
kommandos überantwortet werden würden. 215 Nun verhielten 
sich einige SA-Männer so, wie es vom Komintern-Mitarbeiter 
1930 befürchtet worden war. Die Standarte 6 gründete in der 
Neuen Friedrichstraße das 1. Nationalsozialistische Revolutions¬ 
museum. Wo früher das Anti-Kriegsmuseum untergebracht wor¬ 
den war, wurde jetzt eine Sammlung der von den Kommunisten 
erbeuteten Waffen ausgestellt. Symbole einer »überwundenen 
Zeit, von den Zersetzungsschriften von 1918 bis zum vier Zentner 
schweren Sowjetstern, die Todeskartei aus dem Karl-Liebknecht- 
Haus« und die Kleidungsstücke des ermordeten Hitlerjungen 
Herbert Norkus sollten die Besucher stets an die beseitigte Gefahr 
erinnern. 216 

In eigener Regie übernahmen die SA-Leute die »Bestrafung« 
der Kommunisten. »Ein jeder dieser jungen Burschen hatte einen 
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alten Haß auszutragen, eine Rechnung mit einem Kommunisten 
zu begleichen. Feind und Freund wohnten in derselben Miets¬ 
kaserne, demselben Hinterhaus und auf demselben Flur, in Britz 
und Pankow, Nowawes und Reinickendorf und Moabit, im Fi¬ 
scherkiez und Wedding. Keiner von den Rotfrontmännern, der 
einmal in der >Kampfzeit< einen SA-Mann verprügelt oder über 
die Achseln gesehen hatte, entging einer Privat rache der siegrei¬ 
chen Braunen. [...] Die Kommune zu erledigen, sie auszurotten, 
war der Sinn und das Ziel der SA.« 217 Unter Vortäuschung falscher 
Tatsachen wurde Ali Hohler, der Mörder von Horst Wessel, von 
SA-Leuten aus dem Gefängnis geholt. Wenige Wochen später wird 
seine Leiche in einem Waldstück bei Berlin gefunden. 218 Die Kel¬ 
ler einiger Sturmlokale der SA wurden zu Folterkammern. An 
mehreren Stellen richtete die SA sogenannte wilde Konzentra¬ 
tionslager ein, die nicht staatlicher Kontrolle unterstanden. Bevor 
die Festgenommenen in die »wilden« Lager transportiert wurden, 
führten die SA-Männer sie demonstrativ in ihren Wohngebieten 
herum, verhöhnten und schlugen sie. In der General-Papen-Ka- 
serne und im Columbia-Haus wurden fast täglich neue Gefangene 
eingeliefert und mißhandelt. 219 

Vereinzelter Widerstand gegen Verhaftungen wurde im Keim 
erstickt. Die Unverhältnismäßigkeit der Rache sprach jeder Vor¬ 
stellung von gerechter Strafe Hohn. Am 21. Juni wurden drei 
SA-Hilfspolizisten während der Haussuchung bei einem sozialde¬ 
mokratischen Gewerkschaftsführer von dessen Sohn niederge¬ 
schossen. Im folgenden großen Terror-Einsatz wurden in der 
sogenannten Köpenicker Blutwoche 91 Menschen auf zum Teil 
entsetzliche Weise umgebracht. 220 

Der Terror richtete sich nicht ausschließlich gegen Kommuni¬ 
sten. Auch Sozialdemokraten und Gewerkschaftsmitglieder wa¬ 
ren den Verfolgungen der SA ausgesetzt. Aber noch im Konzentra¬ 
tionslager war der abgrundtiefe Haß zwischen Kommunisten und 
Sozialdemokraten zu spüren, und es war nur allzu deutlich, daß 
ein Zusammengehen der beiden marxistischen Arbeiterparteien 
jenseits aller Wahrscheinlichkeit lag. 

Erst im Sommer 1933 versuchte die Parteiführung der NSDAP, 
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des ungezügelten Terrors Herr zu werden. Rückblickend hieß es 
in einer offiziösen Darstellung: »Die Ausrottung des Marxismus 
in der Hauptstadt in jeglicher Gestalt und Form wurde nun die 
Aufgabe, die die SA in Zusammenarbeit mit den staatlichen Be¬ 
hörden zu lösen hatte. Der Kampf gegen die letzten roten Terror¬ 
nester, die Aufstöberung der illegalen Organisationen, die Be¬ 
schlagnahmungen von Waffen und Propagandamaterial dauerten 
bis in den Sommer 1933 an und waren blutig und schwer.« 221 

Um die KPD zu vernichten, brauchte sie nicht offiziell verboten 
zu werden. Die stärkste Partei der Reichshauptstadt brach in we¬ 
nigen Monaten nahezu vollständig zusammen. Die Parteiarbeit 
kam zum Erliegen. »Der Zusammenbruch der KPD war nicht nur 
total, er hatte sich überdies mit überraschender Schnelligkeit und 
Leichtigkeit vollzogen.« 222 

Das lag gewiß auch an den zahllosen Übertritten an der Basis 
zu den Nationalsozialisten. Bei Siemens nahmen nationalsoziali¬ 
stische Betriebszeilen geschlossen kommunistische Betriebszeilen 
in ihren Reihen auf. 223 Wilhelm Pieck räumte ein, daß RGO- 
Gruppen sich der NSBO angeschlossen hätten; angeblich mit der 
»Absicht, dort revolutionäre Arbeit zu leisten« 224 . Die SA wurde 
geradezu überschwemmt von Mitgliedern des illegalen RFB. 
Ganze Gruppen traten mitsamt ihren Schalmeienkapellen zu den 
Nationalsozialisten über 225 . Ob echte Begeisterung, Anpassung 
oder gar der Versuch der Unterwanderung das ausschlaggebende 
Motiv waren, bleibt ungewiß. Von einer festgefügten proletari¬ 
schen Abwehrfront konnte keine Rede sein. 
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SCHLUSSBETRACHTUNG 


Der Kampf um die Macht war am 30. Januar 1933 entschieden. 
Nach langem Zögern hatte der greise Reichspräsident von Hin- 
denburg die Macht an Adolf Hitler übertragen. Der Machterobe¬ 
rungsprozeß der NSDAP dauerte allerdings bis zum Sommer 
1934. Erst dann hatten die Nationalsozialisten dafür gesorgt, daß 
die einmal errungene Machtposition durch die Aus- beziehungs¬ 
weise Gleichschaltung ihrer direkten Gegner entscheidend abge¬ 
sichert war. Der von den Kommunisten beschworene, von den Na¬ 
tionalsozialisten befürchtete »bewaffnete Aufstand« war ausge¬ 
blieben. Aber es war den neuen Machthabern gelungen, den 
Reichstagsbrand vom 27. Februar als vorgebliches Fanal zum kom¬ 
munistischen Aufstand umzudeuten. Der auf scheinbar legalem 
Weg herbeigeführte Ausnahmezustand wurde in der damals noch 
keineswegs gleichgeschalteten Öffentlichkeit relativ klaglos hin¬ 
genommen, richtete er sich doch zunächst überwiegend gegen die 
von weiten Teilen als revolutionäre Gefahr wahrgenommenen 
Kommunisten. Die Furcht vor bewaffneten Aktionen der Kom¬ 
munisten aber blieb und durchzog die nationalsozialistische In¬ 
nenpolitik der Folgezeit wie ein roter Faden. 

Neben dem ungezügelten Terror gehören sicherlich auch die 
Wirkung der nationalsozialistischen Arbeitsbeschaffungsmaßnah¬ 
men, verbesserte soziale Leistungen und der spürbare Wille Hit¬ 
lers, mit dem Konzept der nationalen Versöhnung dem einfachen 
Mann seinen Platz in der »Volksgemeinschaft« zu geben, zu den 
wichtigsten Erklärungsfaktoren für die mangelnde Widerstands¬ 
bereitschaft der Arbeiterschaft. Beide Ausprägungen dieser Dop¬ 
pelstrategie waren in der Ideologie der Nationalsozialisten ange¬ 
legt. 
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Das Phänomen des Nationalsozialismus ist selbst nach der Aus¬ 
schaltung der KPD aber nur verständlich in der permanenten Aus¬ 
einandersetzung mit dem Bolschewismus. Der Kampf gegen das 
parlamentarische System war für beide eine Selbstverständlich¬ 
keit und machte die Nationalsozialisten ihren kommunistischen 
Gegnern ähnlich. Diese intentionale Übereinstimmung, die Über¬ 
nahme einiger Parolen, die charakteristische Umdichtung von 
Kampfliedern, auch das Überwechseln von Mitgliedern von der 
einen in die andere Richtung lassen die These von den Brüdern, 
deren gemeinsames Hauptziel die Vernichtung des bürgerlichen 
Staates ist, entstehen. Aber eine solche Auffassung übersieht die 
unüberwindliche Feindschaft der Brüder und verkennt die Ursa¬ 
chen für das Entstehen des bürgerkriegsähnlichen Ringens um die 
Macht. 

Wir haben anfangs gezeigt, daß Hitler mit dem Konzept der Ver¬ 
bindung von Nationalismus und Sozialismus dem Marxismus eine 
offensive Ideologie entgegenstellen wollte. Auch Lenin hatte be¬ 
reits vor Hitlers Eintritt in die Politik damit gerechnet, daß die 
Herausforderung eines Sieges des Bolschewismus die Reaktion 
auf den Plan rufen werde. Nicht ganz ohne Berechtigung könnte 
man dem Autor dieser Studie vorwerfen, zumindest im erstenTeil 
habe er sich von den Erwartungen und Vorhersagen Lenins und 
Hitlers leiten lassen. Damit unterscheidet sich das Buch von 
nahezu allen Untersuchungen über die Endzeit der Weimarer Re¬ 
publik. Aber diese perspektivische Einengung vergrößert das Ver¬ 
ständnis für den Aufstieg des Nationalsozialismus. 

Im Ergebnis bleibt festzuhalten: 

1. Die nationalsozialistische Propaganda setzte der kommunisti¬ 
schen Internationalität ein positives Konzept entgegen, das den 
deutschen Arbeiter ein Bekenntnis zum Staat und zur Nation ab¬ 
verlangte, ihm aber gleichzeitig mehr Rechte im zukünftigen NS- 
Staat versprach. Ging die NSDAP ein Bündnis mit den bürger¬ 
lichen Kräften ein, wie beispielsweise beim Kampf gegen den 
Young-Plan, dann betonten die Nationalsozialisten gleichzeitig 
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den sozialistischen Charakter ihrer Bewegung und verzichteten 
keineswegs auf Attacken gegen das satte Bürgertum. Man sollte 
es sich heute nicht leichtmachen und sämtliche an die Arbeiter¬ 
schaft gerichteten Appelle als Propaganda beiseite schieben. 
Die Nationalsozialisten waren keine machiavellistischen Zyni¬ 
ker, die mit großem Geschick auf der Klaviatur der Demagogie 
spielten, um möglichst viele Wählerstimmen auf sich zu ver¬ 
einen. Gerade der Internationalismus der Kommunisten, die 
angebliche internationale Solidarität des Proletariats wurde von 
den Nationalsozialisten immer wieder in Zweifel gezogen. Die 
unterschiedliche Darstellung der Verhältnisse in der Sowjet¬ 
union ist bezeichnend: Für die einen herrschten dort geradezu 
paradiesische Zustände, für die anderen war besonders das Los 
der Arbeiter unerträglicher als im ebenfalls verhaßten kapitali¬ 
stischen System. Nichts unterstrich diese These plastischer als 
die freiwillige Rückkehr von in Deutschland polizeilich Verfolg¬ 
ten aus der Sowjetunion. 

Die Kommunisten vermochten - trotz wiederholter Versuche, 
durch eine Hinwendung zu nationalenThemen auf die Erfolge der 
NSDAP unter der Arbeiterschaft einzugehen - es nicht, den offe¬ 
nen Widerspruch zwischen marxistischer Theorie und Praxis aufzu¬ 
lösen. In den Augen der KPD war dieTaktik der Bourgeoisie doch 
nur allzu deutlich: Den drohenden Verfall der SPD, der Sozial¬ 
faschisten, vor Augen, setzte sie nun ihre ganze Energie auf die 
nationalen Faschisten. Unbestreitbare Wahlerfolge der NSDAP 
wurden als letztes Aufbäumen der bürgerlichen Gesellschaft vor 
ihrem sicheren Untergang bewertet. Die kommunistische Anhän¬ 
gerschaft war keineswegs so festgefügt, wie ideologisch bedingte 
Vorurteile glauben machen wollen. 

Bei einzelnen, gemeinsam gegen das parlamentarische System 
durchgeführten Aktionen wie dem Volksentscheid zur Auflösung 
des Preußischen Landtages, gemeinsamen Diskussionsveranstal¬ 
tungen oder dem BVG-Streik überlagerte die Zusammenarbeit ex 
negativo zeitweise die Feindschaft. Vor allem an der Basis war der 
Wille zur totalen Umwälzung stärker als ideologische Fernziele. In 
den Parteiführungen wurde diesen Gemeinschaftsaktionen jedoch 
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einzig deshalb zugestimmt, um Glaubwürdigkeit und Akzeptanz 
bei den Anhängern der anderen Seite zu erlangen. 

2. Obwohl die Geschichte der KPD in der Weimarer Republik 
als gut erforscht gilt, herrscht doch bislang Unklarheit über das 
Ausmaß der kommunistischen Vorbereitungen, die Revolution in 
Deutschland mit Gewalt zum Ausbruch kommen zu lassen. Aus 
dem desaströsen Hamburger Aufstand von 1923 hatte die KPD 
ihre Lehren gezogen. Es besteht kein Zweifel, daß die KPD alles 
in ihrer Macht Stehende unternahm, um beim nächsten Mal den 
Sieg davonzutragen. Die Schulung breiter Massen für den Tag X 
stand seit Mitte der zwanziger Jahre im Vordergrund. Gewalt ge¬ 
gen die Herrschenden war ein legitimes Mittel der politischen Aus¬ 
einandersetzung. Illegal vertriebene Schriften beschäftigten sich 
mit der Vorbereitung des bewaffneten Aufstandes, der höchsten 
Form des politisches Kampfes. Nach außen als wirtschaftliche 
Agrarkurse im Rahmen der Arbeiterbildung getarnt, bildeten 
militärtaktische und -technische Versammlungen den Kern von 
KPD-Versammlungen. Unterstützt wurden die deutschen Kom¬ 
munisten durch die Sowjetunion. Die indirekte Unterstützung 
schlug sich in Proklamationen und Aufrufen nieder; direkt wollte 
man durch finanzielle Unterstützung, Ausbildung der Revolutio¬ 
näre oder Einflußnahme und Initiierung von Aktionen durch so¬ 
wjetische GPU-Mitglieder für den Ausbruch der Revolution sor¬ 
gen. Aussagen über kommunistische Aufstandsbemühungen 
konnten in erster Linie dank der Zugänglichkeit der Archive in 
der ehemaligen DDR getroffen werden. Aber erst wenn auch die 
Komintern-Akten in Moskau frei zugänglich und ausgewertet 
sind, wird vollständige Klarheit über das Ausmaß der Aufstands¬ 
vorbereitungen bestehen. 

Paßfälscherwerkstätten, Sprengstoff- und Waffenlager, Über¬ 
fälle auf Geldboten, bewaffnete Kampfdemonstrationen, Boy¬ 
kottaufrufe gegen mißliebige Geschäftsleute, Sabotageakte in Fa¬ 
briken und organisierte Plünderungen waren dazu angetan, die 
Drohungen der Kommunisten glaubhaft zu machen. Vor allem die 
Kette von Polizistenmorden im Sommer 1931 steigerte Ängste 
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in der Bevölkerung. Mordankündigungen gegen Justizbeamte, 
höhere Polizeioffiziere und verbale Attacken gegen die Kirche 
führten dazu, daß gewisse Einseitigkeiten in der Beurteilung des 
kommunistischen Terrors nicht ausbleiben konnten. 

Es spricht manches dafür, daß ein zweiter Aufstandsversuch 
kaum Aussicht auf Erfolg gehabt hätte. Polizei und 1 Reichswehr, 
womöglich in Zusammenarbeit mit der SA, wären aller Voraus¬ 
sicht nach am Ende siegreich gewesen. Aber ist es deshalb gerecht¬ 
fertigt, jeden Antikommunismus als neurotisch oder überzogen 
darzustellen? Wenngleich die SA als stete Drohung in der Hinter¬ 
hand in der Strategie Hitlers zur Machtergreifung eine nicht un¬ 
wesentliche Rolle spielte, hatte er sich dazu entschlossen, mit 
legalen Mitteln an die Macht zu gelangen. Lediglich als Reaktion 
auf einen kommunistischen Aufstandsversuch wollte man mit Ge¬ 
gengewalt aufwarten. 

3. Am Beispiel Berlins wurde der Blick auf das Gegeneinander 
der kommunistischen und nationalsozialistischen Straßenkämp¬ 
fer gelenkt. Daß hier Neuland betreten wurde, ist fast ebenso 
erstaunlich wie die Erkenntnis, daß zumindest in Berlin die Kom¬ 
munisten häufiger in der Rolle der Angreifer waren als die Natio¬ 
nalsozialisten. Beide Seiten wollten den Kampf. Anhänger beider 
Parteien waren in dem begrenzten Bürgerkrieg bereit, Opfer für 
den Sieg einer Idee zu bringen. Diese Entschlossenheit und das 
Bewußtsein, den totalen Sieg oder die totale Niederlage davonzu¬ 
tragen, machten den Kampf so haßerfüllt und blutig. Es wäre für 
zukünftige Forschungen interessant, wie sich die Straßenkämpfe 
in anderen Regionen zugetragen haben. 
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ten in Düsseldorf vom 21. Oktober 1930, betrifft: Versammlung der 
NSDAP am 16. 10. 1930; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 30653 c, 
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Länder vom 11. April 1931, Lehrbrief Nr. 2 über »Faschismus und Sozial¬ 
faschismus«; BAP RMdl 15.01, St. 10/43, Band 3a, fol. 44 f. 
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Bd. 3 a, fol. 45. 

203 Zu den innen- wie außenpolitischen Aspekten der nationalsozialistischen 
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glauben Sie vielleicht auch, ich würde mit meiner HJ den kommunisti¬ 
schen Horden mit der Faust entgegentreten, um die Bewegung zu schädi¬ 
gen.« BDC, Wilhelm Kayser. 
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221 Hermann Remmele, Das Fazit der Septemberwahlen, in: Die Internatio¬ 
nale vom 15. September 1930, S. 546 ff. 
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228 Was halten Sie von einer Regierungsbeteiligung Hitlers? Eine Umfrage 
und vier Antworten, in: DAZ vom 25. Dezember 1930, Beiblatt. Seeckt 
hatte in der Umfrage eine Regierungsbeteiligung der Hitlerpartei unein¬ 
geschränkt befürwortet. Für Seeckt war die NSDAP nicht eindeutig dem 
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230 Analyse des ZK der Reichstagswahlen vom September 1930; SAHB4, 65, 
Nachrichtenstelle der Polizeidirektion, Nr. 253. 
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Vgl. auch Patrick Moreau, Nationalsozialismus von links. Die » Kampf¬ 
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249 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 16. September 1930; SAHB 4, 65 
Nr. 1682. 

250 Anfang Juli 1930 hatte praktisch die gesamte Führungsmannschaft des 
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sozialdemokratischer Bonzen gibt. Dachte nicht an die Schloßmöbel Phi¬ 
lipp des Scheidemanns, dachte nicht an die unzähligen Genossen, die mit 
den Parvus-Helphand, Kutisker, Sklarz, Barmat und Sklarek gezecht und 
getäfelt hatten.« Feige Angst vor dem Gehirnkasten, in: Der Angriff vom 
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263 Schließt die Einheitsfront gegen den Faschismus, in: Rote Fahne vom 

24. Januar 1931. 
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Kümper, Wahlkampf in Lippe, München 1976, S. 104ff. 
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273 Schreiben des Polizeipräsidenten Bochum an den Regierungspräsidenten 
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gleichen Zeitraum hatten allerdings auch 1750 Mitglieder die KPD mit 
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S. 172 f; auch Patrick Moreau (wie Anm. 246), S. 71ff. 

276 Rote Fahne vom 30. September 1930. 

277 So den Übertritt des Mitgliedes der Reichsleitung der Hitlerjugend, 
Arthur Grosse, vgl. Rote Fahne vom 26. November 1930 oder: Jugend 
von Hitler zum Kommunismus - Fünf leitende Funktionäre schwenken 
ein in die rote Front, in: Rote Fahne vom 24. Oktober 1931. 

278 An die Mitglieder der N.S.D. A.P., Abschrift des Schreibens des Polizei¬ 
präsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 
4. Dezember 1931; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 17174, fol. 10-14. 
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EKKI; SAHB 4, 65 Nr. 255. 

28 ^ Das Programm und die Politik der NSDAP; BAK R 134/62, fol. 95 (Kur¬ 
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282 Bericht des Polizeipräsidenten Berlin über eine Veranstaltung in Kliems 
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283 Jugend von Hitler zum Kommunismus - Fünf leitende Funktionäre 
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284 BDC, Volksgerichtshof E 153, Stefan Ehn. 
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präsidenten in Düsseldorf vom 8. Juni 1931; HSTAD, Reg. Düsseldorf, 
Nr. 17186, fol. 90ff. 

158 Betrifft: KPD-RFB; Schreiben der Nachrichtensammelstelle im Reichs¬ 
ministerium des Innern an die Nachrichtenstellen der Länder vom 30. De¬ 
zember 1932; BAP 15.01 RMdl, Nr. 26178, fol. 346f. 

159 Adolf Ehrt, Bewaffneter Aufstand! Enthüllungen über den kommunisti¬ 
schen Umsturzversuch am Vorabend der nationalen Revolution, Berlin- 
Leipzig 1933, S. 128. 

J6 ° Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. September 1931; SAHB 4, 65 
Nr. 1272. 
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161 Betrifft: »Kampfbund gegen den Faschismus« und »Revolutionärer Mas- 
senselbstschutz«, Schreiben des Polizeipräsidenten in Düsseldorf an den 
Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 10. Oktober 1932; HSTAD, 
Reg. Düsseldorf, Nr. 17187, fol. 248. 

162 Betrifft: Strafverfahren gegen den Kampfbund gegen den Faschismus; 
Schreiben des Polizeipräsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in 
Düsseldorf vom 26. Juni 1931; HSTAD , Reg. Düsseldorf, Nr. 17168, 
fol. 89f. 

163 IfZ MA644, Nr. 7442. 

164 Betrifft: Kampfbund gegen den Faschismus; Schreiben der Nachrichten¬ 
sammelstelle im Reichsministerium des Innern an die Nachrichtenstellen 
der Länder vom 20. September 1932; SAHB 4, 65 Nr. 1274. 

165 Schreiben der Nachrichtensammelstelle im Reichsministerium des Innern 
an die Nachrichtenstellen der Länder vom 4. Dezember 1930; BAP St. 10 
Nr. 105 Band 2, fol. 234ff. 

166 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Juni 1931; SAHB 4,65 Nr. 1686. 

167 Schreiben des Polizeipräsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in 
Düsseldorf vom 23. Mai 1931; HSTAD , Reg. Düsseldorf, Nr. 17167, fol. 
124-126. 

168 Schreiben des Polizeipräsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in 
Düsseldorf vom 26. Mai 1931; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 17167, fol. 
127 ff. 

169 Bericht des Berliner Polizeipräsidiums; BLHA Rep. 30 Bin CTit. 95 
Sekt. 9 Teil 2, Nr. 94. 

170 Kommunistische Bluttaten in Berlin, in: DAZ vom 30. Mai 1931. 

171 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. September 1931; SAHB 4, 65, Nr. 
1272. In Breslau wurde ein weiteres Mitglied des Stahlhelms, der Buchhal¬ 
ter Gustav Müller, von Mitgliedern des KgdFerschossen. 

172 Internes Schreiben der KPD »Bewaffnung des Proletariats«; SAHB 4, 65 
Nr. 1278. 

173 Betrifft: Roter Frontkämpferbund und Vorbereitung zum Hochverrat 
durch die KPD, Schreiben des Polizei-Präsidenten Hamburg vom 6. Juli 
1931; SAHB 4, 65 Nr. 1208. 

174 Betrifft: RFB und hochverräterische Vorbereitungshandlungen der KPD, 
Abteilung IA Hamburg vom 13. September 1931; SAHB 4, 65 Nr. 1209. 

175 Betrifft: Strafverfahren gegen den Kampfbund gegen den Faschismus, 
Schreiben des Polizeipräsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in 
Düsseldorf vom 26. Juni 1931; HSTAD , Reg. Düsseldorf, Nr. 17168, 
fol. 254. 

176 Bericht über eine Veranstaltung der Gegnerobleute, Nachrichten- und 
Pol.-Leiter, die am 27. Oktober 1931 im Karl-Liebknecht-Haus stattfand; 
IISG NL Grzesinski, Nr. 1386, fol. 5. Allein dieTatsache, daß diese Veran¬ 
staltung von 19.30 bis 1.30 dauerte, wirft ein bezeichnendes Licht auf den 
Enthusiasmus derTeilnehmer. 

177 Bericht über die am 17. August 1931 in Dresden durchgeführte Aktion ge¬ 
gen die KPD; BAP RMdl 15.01 St. 10 Nr. 41, Band 4 b, fol. 386f. 
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178 Schreiben des Badischen LKPA Karlsruhe vom 9. September 1931; BAP 
RMdl 15.01 St. 10 Nr. 41, Band 4b, fol. 387. 

179 Schreiben der Abteilung IA des Berliner Polizeipräsidiums vom 16. Fe¬ 
bruar; BLHA Rep. 30 Berlin CTit. 95 Sekt aTeil 2 Nr. 131, fol. 2-5. 

180 Abschrift einer kommunistischen Flugschrift »Behelfsmäßige Minenwer¬ 
fer im bewaffneten Aufstand«; BAK R 134/75, fol. 93-99. 

181 Betrifft: Sprengstoff-Fund bei Überbrück, Schreiben des Polizeipräsiden¬ 
ten Berlin vom 13. November 1931; BAP RMdl 15.01, St. 10/41, Band 6, 
fol. 64—67; BAK R 134/64, fol. 85-95. 

182 Rote Fahne vom 25. Oktober 1931. 

183 Vgl. Denkschrift von Lengriesser aus dem Jahre 1932/33; IfZ MA 644, 
Nr. 9301. 

184 Betrifft: Strafverfahren gegen den Kampfbund gegen den Faschismus, 
Schreiben des Polizeipräsidenten Essen an den Regie rungspräsidenten in 
Düsseldorf vom 26. Juni 1931; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 17168, 
fol. 255. 

185 Mitteilung von einer am 10. Juli 1932 in Magdeburg abgehaltenen Funk¬ 
tionärskonferenz des KgdF; BAP RMdl 15.01 St. 10/113, Band 1, fol. 226. 

186 Schreiben der Nachrichtensammelstelle im Reichsministerium des Inne¬ 
ren an die Nachrichtenstellen der Länder vom 23. Dezember 1932; be¬ 
trifft: Roter Massenselbstschutz; BAKR 134/76, fol. 33-49. 

187 IfGA-ZPA 12/1/78. Vgl. Wolfgang Kießling, »Stark und voller Hoffnung«, 
Berlin (Ost) 1964. 

188 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Februar 1930; SAHB 4, 65 Nr. 
1680; Vortrag von Regierungsrat von Lengriesser »Welche Gefahr bedeu¬ 
tet die KPD heute für Reich und Länder?« April 1930; SAHB 4, 65 
Nr. 251. 

189 »Mein Weg zur Partei«, Erinnerungen des Genossen Erich Göttlich aus 
Putbus; IfGA-ZPA EA1359, fol. 2-5. Nach dem Ende des Dritten Reichs, 
das Göttlich im Gegensatz zu den meisten seiner Kameraden unbeschadet 
überstand, trat er sofort der SED bei und führte ab 1956 im »Rahmen der 
Gesamtdeutschen Arbeit Aufgaben durch«. 

190 Bericht über den bewaffneten Partei-Selbstschutz von Gustav Jagiello, 
1954; IfGA-ZPA EA1174. 

191 Schreiben der Nachrichtensammelstelle im Reichsministerium des Innern 
an die Nachrichtenstellen der Länder vom 2. Juni 1932; betrifft: KPD- 
Wehrsport; BAK R 134/72, fol. 24. 

192 Betrifft: Rundschreiben des kommunistischen Reichssportausschusses, 
Schreiben des Polizeipräsidenten Bochum an den Regierungspräsidenten 
in Düsseldorf vom 4. November 1931; HSTAD , Reg. Düsseldorf, Nr. 
30649g, fol. 45. 

193 Betrifft: »Kampfbund gegen den Faschismus« und »Revolutionärer Mas¬ 
senselbstschutz«, Schreiben des Polizeipräsidenten in Düsseldorf an den 
Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 10. Oktober 1932; HSTAD , 
Reg. Düsseldorf, Nr. 17187, fol. 258. 

1 94 Warum Wehrsport?; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 17161, fol. 13. 
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195 Über die Zusammenarbeit von Arbeitersportorganisationen mit dem 
RFB; IISG NL Grzesinski Nr. 1397. 

196 Betrifft: Proletarische Wehrorganisation - Militärpolitische Abteilungen 
der KPD, Schreiben des Regierungspräsidenten Düsseldorf an den Ober¬ 
präsidenten Koblenz vom 23. Januar 1932; HSTAD, Reg. Düsseldorf, 
Nr. 30649f, fol. 113-119. 

197 Schreiben des Polizeipräsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in 
Düsseldorf vom 9. Juli 1932; HSTAD , Reg. Düsseldorf, Nr. 30673c, 
fol. 1-4. 

198 Polizeiopfer politischer Ausschreitungen; BAP RMdl 15.01 Nr. 26179 
fol. 101. 

199 Liste in der Denkschrift des Pol.Präs. Berlin vom 11. Juni 1931; BAP 
RMdl 15.01 St. 10/46, Band 5a, fol. 99-101. 

200 Cuno Horkenbach (Hrsg.), Das Deutsche Reich von 1918 bis heute, 
Jg. 1931, S. 184. Auch ein Angehöriger des Stahlhelm fand bei dem »plan¬ 
mäßig vorbereiteten Überfall« den Tod. In der Deutschen Allgemeinen 
Zeitung vom 11. August 1931 wird erwähnt, daß das Grab des ermordeten 
Polizisten von RFB-Männern geschändet wurde. 

201 Ebenda, S. 231. 

202 Ebenda, S. 268. 

203 Bericht des Polizeipräsidiums Berlin; BAK R 134 Nr. 59, fol. 41. 

204 So auch Margarethe Buber-Neumann, Kriegsschauplätze der Weltrevolu¬ 
tion. Ein Bericht aus der Praxis der Komintern 1919-1943, Stuttgart 1967, 
S. 161. 

205 ZurTaktik der Partei; AdsD NL Severing, Kommunismus 3. 

206 A. N., Individueller- und Massenterror im Kampf gegen die bewaffnete 
Staatsmaschine; Abschrift in: BAP RMdl 15.01, St. 10/41, Band 7, fol. 54ff. 

207 Ebenda, fol. 61. 

208 Schreiben des Oberpräsidenten der Rheinprovinz, Koblenz, an das 
Landeskriminalpolizeiamt Berlin vom 2. Dezember 1931; IfZ MA 644, 
Nr. 6960. 

209 Bericht über die am 17. August 1931 in Dresden durchgeführte Aktion 
gegen die KPD; BAP RMdl 15.01 St.10 Nr. 41, Band 4b, fol. 383f. 

210 Lagebericht Hamburg vom 28. November 1931; BAP RMdl 15.01; St.10/ 
41, Band 7, fol. 93ff. 

211 Vgl. dazu und zum Folgenden XThunert u. a., Akten des Generalstaats¬ 
anwalts beim Landgericht Berlin, l.pol.a.K. 7.34 (41.34). Trotz des Da¬ 
tums der Urteilsbegründung (19. Juni 1934) sollte man die Akten nicht 
wegen zu vermutender Einseitigkeit aus den Händen legen. Monatelange 
Voruntersuchungen waren der Hauptverhandlung vorausgegangen. Für 
Plädoyers, Beweisaufnahmen und Ürteilsverkündung benötigte das Ge¬ 
richt neun Prozeßtage, und auch die über lOOseitige Urteilsbegründung 
sprach für ein annähernd faires Verfahren. Die Härte der Strafen zeigte 
jedoch, daß nun andere Maßstäbe angelegt wurden. Obwohl in der 
Urteilsschrift mehrfach betont wurde, des eigentlichen Täters nicht hab¬ 
haft geworden zu sein, wurden die drei Angeklagten wegen gemeinschaft- 
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lieh begangenen Mordes zum Tode verurteilt. Sieben Angeklagte wurden 
wegen Beihilfe oder Begünstigung zu Gefängnisstrafen zwischen 15 Jah¬ 
ren und neun Monaten verurteilt. Zwei Angeklagte sprach das Gericht 
wegen Mangels an Beweisen frei, gegen zwei weitere wurde das Verfahren 
eingestellt. Das Urteil läßt nicht nur eine detaillierte Rekonstruktion der 
Tat zu, sondern berichtet zudem zahlreiche Einzelheiten über den »Prole¬ 
tarischen Selbstschutz«. 

212 Ernst Feder, Heute sprach ich mit.Tagebücher eines Berliner Publizi¬ 
sten 1926-1932, hrsg. von Cecile Löwenthal-Hensch und Arnold Pauker, 
Stuttgart 1971, S. 303. 

213 XThunert u.a. (wie Anm. 211); Schweinebacke, Totenkopf und Husar 
waren Schimpfwörter für bestimmte Polizisten der Bülow-Wache. 

214 Bericht über die am 17. August 1931 in Dresden durchgeführte Aktion 
gegen die KPD; BAP RMdl 15.01 St. 10 Nr. 41 Band 4b, fol. 383f. 

2 »5 LAB Rep. 58, Nr. 1034. 

216 »Tatsachenbericht über die Mordtat am Bülowplatz von Michael Klause, 
Luckau, in XThunert u. a. (wie Anm. 211). Klause war der aussagewillig¬ 
ste Angeklagte. SeineTodesstrafe war durch Gnadenerlaß am 2. Mai 1935 
in eine lebenslängliche Zuchthausstrafe umgewandelt worden. Durch sei¬ 
nen Bericht erhoffte er sich weitere Strafmilderung. 

217 Hermann Weber (Hrsg.), Die Generallinie. Rundschreiben des Zentral¬ 
komitees an die Bezirke 1929-1932, Düsseldorf 1981, S. XXXIVff. 

218 DAZ vom 12. August 1931. 

219 Rote Fahne vom 30. August 1931; DAZ vom 30. August 1931. 

220 Vorwärts vom 18. August 1931. 

221 Vorwärts vom 16. August 1931. 

222 Rote Fahne vom 28. August 1931. 

223 GehStA, Rep. 219, Nr. 86, fol. 155. 

224 Oktober 6(1931). 

225 Vgl. zur Agitproparbeit die geheime Denkschrift »Die kommunistische 
Agitation und Propaganda« des Reichsinnenministers vom 3. November 
1930; BAP RMdl 15.01, St. 10/138, Band 3b, fol. 281-295; Ruth Fischer, 
Stalin und der deutsche Kommunismus, Band 2, Frankfurt/M. 1948 
(Nachdruck Berlin 1991), S. 271 ff. Beachtung verdient in diesem Zusam¬ 
menhang auch das Buch des Nationalsozialisten Adolf Ehrt, Entfesselung 
der Unterwelt. Ein Querschnitt durch die Bolschewisierung Deutsch¬ 
lands, Berlin - Leipzig 1932. 

226 Vortrag von Regierungsrat von Lengriesser »Welche Gefahr bedeutet die 
KPD heute für Reich und Länder?«, April 1930; SAHB 4, 65 Nr. 251. 

227 Betrifft: Teilnahme an der Leninschule in Moskau, Schreiben des Polizei¬ 
präsidenten Essen an den Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 
21. September 1932; HSTAD } Reg. Düsseldorf, Nr. 17183, fol. 29. 

228 BAKR 134/63, fol. 26. 

229 Das Verhältnis des Verbandes proletarischer Freidenker zur KPD, Berlin 
1931; IISG NL Grzesinski, Nr. 1449. 

230 Vgl. Ruth Fischer (wie Anm. 225), S. 281. 
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231 Peter Leßmann (wieAnm. 110), S. 299. 

232 Arbeiter-Bühne und Film , Nr. 6, Juni 1930; BAP RMdl St. 10/138, Band 
3 b, fol. 290. 

233 Agitpropgruppen vor die Front, Schreiben des Arbeiter-Theater-Bundes 
Deutschland, Gau Wasserkante; SAHB 4,65 Nr. 434. 

234 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Juni 1931; SAHB 4,65 Nr. 1686. 

235 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Februar 1932; SAHB 4, 65 
Nr. 1688. 

236 Die Bühne als Kampfmittel des Nationalsozialismus, in: Völkischer Beob¬ 
achter vom 19. Juli 1930. 

237 GehStA, Rep. 219, Nr. 68, fol. 76. 

238 GehStA , Rep. 219, Nr. 68, fol. 63. 

239 GehStA, Rep. 219, Nr. 68, fol. 70. 

240 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Juni 1931; SAHB 4,65 Nr. 1686. 

241 Denkschrift »Die kommunistische Agitation und Propaganda« des 
Reichsinnenministers vom 3. November 1930; BAP RMdl 15.01, St. 10/ 
138, Band 3b, fol. 292. 

242 Bericht über eine Versammlung der Gegenerobleute, Nachrichten- und 
Pol.-Leiter am 27. Oktober 1931 unter Leitung von Hans Kippenberger 
und Ernst Schneller; IISG NL Grzesinski Nr. 1386, fol. 3. 

243 Betrifft: KPD-Straßenkampftaktik, Schreiben der Nachrichtensammel¬ 
stelle des Reichsministeriums des Inneren an die Nachrichtenstellen der 
Länder vom 8. November 1932; //ZMA260, Nr. 7910. 

244 Betrifft: Zersetzungsarbeit der KPD in der Schutzpolizei, Schreiben des 
Polizeipräsidenten Bochum an den Regierungspräsidenten in Düsseldorf 
vom 10. Oktober 1931; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 17151, fol. 71-74. 

245 Bericht über eine Sitzung der Gegner-Obleute in Neukölln vom 20. Okto¬ 
ber 1931; IISG NL Grzesinski Nr. 1385. 

246 Oktober, 4,1929; BAK R 134/60, fol. 51-52. 

247 Bericht über eine Sitzung der Gegner-Obleute im Lokal Moldenhauer in 
Berlin-Neukölln; IISG NL Grzesinski Nr. 1385. 

248 Bericht über eine Versammlung der Gegenerobleute, Nachrichten- und 
Pol.-Leiter am 27. Oktober 1931 unter Leitung von Hans Kippenberger 
und Ernst Schneller; IISG NL Grzesinski Nr. 1386. 

249 Der Polizeibeamte, Nr. 2, April 1932, S. 14; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 
17179, fol. 38. 

250 Vgl. Ralf-Georg Reuth, Goebbels, München-Zürich 1990, S. 198f. 

251 Albert C. Grzesinski, Inside Germany, New York 1939, S. 132f. 

252 Hsi-huey Liang, Die Berliner Polizei in der Weimarer Republik, Berlin— 
New York 1977, S. 124. 

253 Der Angriff vom 10. Dezember 1930. 

254 Der Angriff vom 1. Juli 1931. 

255 Der Angriff vom 5. August 1931. 

256 Der Angriff vom 13. August 1931. 

257 Der Angriff vom 10. August 1931. Am 25. September 1933 enthüllte 
Reichsinnenminister Frick ein Denkmal für die beiden erschossenen 
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Polizeihauptleute Anlauf und Lenk und reihte sie damit ein in die Opfer 
des »Kampfes um Berlin«. Julius K. Engelbrechten und Hans Volz, Wir 
wandern durch das nationalsozialistische Berlin. Ein Führer durch die 
Gedenkstätte des Kampfes um die Reichshauptstadt, München 1937, 
S. 94. 

258 Schreiben der Polizeibehörde Hamburg vom 20. Juni 1932; BAP RMdl 
15.01 Nr. 26177, fol. 106. 

259 Wolfgang Kopitzsch, Der »Altonaer Blutsonntag«, in: Arno Herzig u.a. 
(Hrsg.), Arbeiter in Hamburg, Hamburg 1983, S. 509-516. 

260 Hamburger Volkszeitung vom 16. Juni 1932. 

261 Vgl. Lothar Danner, Ordnungspolizei Hamburg, Hamburg 1958. 

262 IISG NL Grzesinski, Nr. 1934. 

263 Hsi-huey Liang (wie Anm. 252), S. 103 f. 

264 Arbeiter-Bühne und Film, Nr. 6, Juni 1930; BAP RMdl St. 10/138, Band 
3b, fol. 293. 

265 Denkschrift »Die kommunistische Agitation und Propaganda« des 
Reichsinnenministers vom 3. November 1930; BAP RMdl 15.01, St. 10/ 
138, Band 3b, fol. 293. 

266 Schilderung eines Gottlosenabends in Berlin-Wilmersdorf; BLHA Rep. 
30 Bin CTit. 95 Sekt. 9Teil 2 Nr. 159, fol .22f. 

267 Rundschreiben Nr. 4 vom 29. März 1930, Anweisung des Sekretariats, in: 
Hermann Weber (wie Anm. 217), S. 120 ff. 

268 Proletarische Freidenkerstimme 4, Nr. 3 März 1931, S. 4. 

269 Weitere Institutionen, die in der IfA vertreten waren: Verband proletari¬ 
scher Freidenker, Bund proletarisch-revolutionärer Künstler, Volks- 
Filmverband, Freier Arbeiter-Radiobund, Interessengemeinschaft zur 
Wiederherstellung der Einheit im Arbeitersport, Esperanto-Bund, Ar¬ 
beiter-Abstinenten Bund, Naturfreunde, Internationale Arbeiterhilfe, 
Kommunistische Verlage, Kommunistische Lehrer, Arbeiter-Photogra¬ 
phen; vgl.: Betrifft: KPD-Kulturpolitik, Schreiben der Nachrichtensam¬ 
melstelle im Reichsministerium des Innern an die Nachrichtenstellen 
der Länder vom 24. Juni 1930; BAP RMdl 15.01, St. 10/66, Band la, fol. 
123-128. 

270 Betrifft: Öffentliche Versammlung der kulturpolitischen Organisationen 
in Solingen, Schreiben des Polizeipräsidenten Elberfeld-Barmen an den 
Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 28. Oktober 1929; HSTAD, 
Reg. Düsseldorf, Nr. 30649e, fol. 30. 

271 Kommunistische Schandtaten an der Sebastianskirche, in: Germania vom 
19. März 1930. 

272 Ein Aufruf des Zentrums, in: Germania (Morgenausgabe) vom 20. März 
1930. 

273 Der rote Stern auf Kirchturmspitzen, in: Völkischer Beobachter vom 
31. Januar 1930. 

274 Es gibt keinen Gott..., in: Völkischer Beobachter vom 6. Juli 1931. 

275 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 1. November 1930; SAHB 4, 65 
Nr. 1683. 
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276 E. G. Polis, Gab es Ausschreitungen der Gottlosen-Propaganda?, in: Das 
freie Wort vom 19. April 1931. Der der SPD nahestehende Polis zeigt sich 
entsetzt über die Schamlosigkeit, mit der die Kommunisten Obszönitäten 
in Szene setzen. 

277 Plan für Feiern der Kulturrevolution desVpFD; HSTAD, Reg. Düssel¬ 
dorf, Nr. 17152, fol. 243-251. 

278 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Januar 1932; BLHA Rep. 30 Bin 
CTit. 95 Sekt. 9Teil 2 Nr. 168, fol. 13. 

279 BAKR 134, Nr. 70, fol. 84. 

280 Vgl. die Broschüre »Kirche und Faschismus«, o. O. o. J.; IfZ. 

281 Betrifft: Versammlungstätigkeit der NSDAP in Essen im November 1931; 
HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 17251, fol. 112. 

282 Lagebericht Nürnberg vom 4. August 1930; BAP RMdl 15.01, St. 10/41, 
Band 1, fol. 188ff. 

Ebenda. 

BLHA Rep. 30 Bin CTit. 95 Sekt. 9Teil 2 Nr. 159, fol. 32ff. 

Mitteilungen des LKPABerlin vom 15. August 1929; SAHB 4,65 Nr. 1678. 
Lagebericht Nürnberg vom 6. Mai 1930; BAP RMdl 15.01, St. 10, Nr. 41 
Band 1, fol. 94-97. 

287 Bericht des Berliner Polizeipräsidiums; BLHA Rep. 30 Bin CTit. 95 
Sekt. 9Teil2,Nr.94. 

288 Abschrift eines Rundschreibens des Jung-Spartakusbundes, das vom 
Exekutivkomitee der Komintern verfaßt worden war. Schreiben des Poli¬ 
zeipräsidenten Bochum an den Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 
14. Juni 1930; HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 30646 d, fol. 15-22. Bemer¬ 
kenswert war bei diesem und bei den übrigen Rundschreiben vor allem, 
daß mit Begriffen gearbeitet wurde, die dem kindlichen Vorstellungsver¬ 
mögen in höchstem Maße fremd sind. 

289 Imperialistischer Krieg und Proletariat, HSTAD, Reg. Düsseldorf, Nr. 
17159, fol. 2-12. 

290 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. Juli 1930; SAHB 4, 65 Nr. 1682. 

291 Bezeichnenderweise hieß die vom Bund herausgegebene Zeitschrift »Der 
drohende Krieg«. 

292 Vgl. InPreKorr vom 7. Dezember 1930. Der Gründungsaufruf war u.a. 
von Kurt Tucholsky, Alfred Kerr und Kurt Hiller unterzeichnet. 

293 Jugendinternationale , Heft 5/6,1930; zitiert nach: Vortrag von Regierungs¬ 
rat von Lengriesser »Welche Gefahr bedeutet die KPD heute für Reich 
und Länder?«, April 1930; SAHB 4, 65 Nr. 251. 

294 Ebenda. 

295 Betrifft: KPD-Antikriegsarbeit, Schreiben der Nachrichtensammelstelle 
im Reichsministerium des Innern an die Nachrichtenstellen der Länder 
vom 9. Mai 1932: BAP RMdl 15.01, St. 10/66, Band 7b, fol. 382. 

296 Zeitung der revolutionären Jungarbeiter Deutschlands - Der Feind steht 
im eigenen Land, Nr.l vom März 1932; SAHB 4, 65 Nr. 1530. 

297 Anweisungen der Parlamentsabteilung des ZK vom 2. Juni 1932; BAP 
RMdl 15.01 Nr. 26177, fol. 84ff. 
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298 »Denkschrift über die revolutionäre Antikriegsarbeit der Kommunisten« 
von Regierungsrat von Lengriesser; SAHB 4, 65 Nr. 1530, S. 12. 

299 Rote ffl/zne vom 30. März 1932. 

3°o Yo n Avantgarde-Gefechten zu Massenaktionen, in: Rote Fahne vom 
14. April 1932. 

301 Mitteilungen des LKPA Berlin vom 15. August 1929; SAHB 4, 65 
Nr. 1678. 

302 Krieg dem »imperialistischen Kriege«?, in: Der Angriff vom 5. August 
1929. 

303 Zur Arbeit des Nachrichtendienstes vgl.: Sonderbericht Nr. 193/11/32, 
Streng vertraulich, Polizeidirektion Nürnberg vom 31. Mai 1932; BAP 
RMdl 15.01, Nr. 26186/1, fol. 1-23. Der Bericht enthält im wesentlichen 
ausführliche Zitate aus Geheimmaterial der KPD. 

304 Franz Feuchtwanger (wie Anm. 92), S. 485-533. Dagegen ist der im IfZ 
aufbewahrte Nachlaß eines wichtigen Mitglieds des Geheimapparates der 
KPD, des Flugzeugingenieurs Hubert von Ranke, nur von geringer Aussa¬ 
gekraft bezüglich der Arbeit des M-Apparates. Der Gefährte des Führers 
des Bund Oberland, Beppo Römer, gehörte als Sekretär der »Leitungs¬ 
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119 »Sturm 33 im Licht«, Vorwärts vom 18. August 1931. 

120 Cuno Horkenbach (wie Anm. 2), S. 173. 

121 Sturm auf Eden, in: Berliner Tageblatt vom 8. April 1931; Berliner Lokal- 
Anzeiger vom 24. November 1930 und Vorwärts vom 23. November 1930. 
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Horkenbach (wie Anm. 2), S. 132. 
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143 Vgl. II Pk 10/33 X Beilfuß u.a. wegen Überfalls auf das NS-Lokal »Zur 
Hochburg«. Akten des Landgerichts Berlin, Kopien im Besitz des Ver¬ 
fassers. 

144 Der Angriff vom 19. Dezember 1932. 

145 Der Angriff vom 10. September 1931. Wiederum unterschied sich die Stel¬ 
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vom 13. November 1931; BLHA, Rep. 30 Bin. C tit. 95 Sekt. 9 Nr. 91, 
fol. 119. 

156 Bericht über die am 27. Oktober 1931 im Karl-Liebknecht-Haus stattge¬ 
fundene Sitzung der Gegnerobleute, Nachrichten und Pol.- Leiter; IISG 
NL Grzesinski Nr. 1386. 
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220 Vgl. Kurt Werner / Karl-Heinz Biernat, Die Köpenicker Blutwoche 1933, 
Berlin (Ost) 1960. In diesem Büchlein fehlen allerdings Fußnoten, die die 
Nachprüfbarkeit der behaupteten Vorgänge ermöglichen. 

221 Julius K. Engelbrechten (wie Anm. 27), S. 265. 

222 Johann Wachtier, Zwischen Revolutionserwartung und Untergang. Die 
Vorbereitung der KPD auf die Illegalität in den Jahren 1929-1933, Frank¬ 
furt/M. 1983, S. 216. 

223 Volker Kratzenberg, Arbeiter auf dem Weg zu Hitler?, Frankfurt/M. 1987, 
S. 143 ff. 

224 Wilhelm Pieck, Wir kämpfen für ein Rätedeutschland, Moskau 1934, S. 11. 

225 Vgl. Rudolf Diels (wie Anm. 217); Heinrich A. Winkler, Der Weg in die 
Katastrophe. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik 
1930-1933, Berlin - Bonn 1987, S. 909 ff. 



ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 


AdsD 

ADGB 

Arso 

ATBD 

BAK 

BAP 

BDC 

BLAP 

BLHA 

BVG 

DAZ 

DNVP 

DVP 

EKKI 

Fa 

GehStA 

GG 

GPU 

HJ 

HSTAD 

IAH 

Ifa 

IfGA-ZPA 


IfZ 

InPreKorr 

IISG 

ISB 

IWK 

KgdF 

Komintern 


Archiv der sozialen Demokratie 
Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund 
Arbeitsgemeinschaft sozialpolitischer Organisationen 
Arbeiter-Theaterbund Deutschland 
Bundesarchiv Koblenz 

Bundesarchiv Potsdam (ehemals Zentrales Staatsarchiv) 
Berlin Document Center 
Brandenburgisches Landesarchiv Potsdam 
(ehemals Staatsarchiv Potsdam) 

Brandenburgisches Landeshauptarchiv 
Berliner Verkehrsgesellschaft 
Deutsche Allgemeine Zeitung 
Deutschnationale Volkspartei 
Deutsche Volkspartei 

Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale 
Faszikel 

Geheimes Staatsarchiv Berlin-Dahlem 
Geschichte und Gesellschaft 
Gosudarstvennoe politicheskoe upravlenie 
(Sowjetische Geheimpolizei) 

Hitlerjugend 

Hauptstaatsarchiv Düsseldorf 

Internationale Arbeitshilfe 

Interessengemeinschaft für Arbeiterkultur 

Institut für Geschichte der Arbeiterbewegung - Zentrales 

Parteiarchiv Berlin (früher Institut für Marxismus- 

Leninismus beim ZK der SED) 

Institut für Zeitgeschichte, München (Archiv) 
Internationale Pressekorrespondenz 
Internationales Institut für Sozialgeschichte, Amsterdam 
Internationaler Spartakus-Bund 
Internationale wissenschaftliche Korrespondenz zur 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 
Kampfbund gegen den Faschismus 
Kommunistische Internationale 


451 


KPD 

KJI 

KJVD 

LAB 

Lenin Werke 

LKPA 

Masch 

M-Apparat 

MK 

MOPR 

ND 

NL 

NSBO 

NSDAP 

Rep 

RFB 

RGO 

RHD 

RMdl 

SA 

SAHB 

SAJ 

SAM 

SED 

SPD 

SS 

VfZ 

VpFD 

ZK 


Kommunistische Partei Deutschland 
Kommunistische Jugendinternationale 
Kommunistischer Jugendverband Deutschland 
Landesarchiv Berlin 

W. I. Lenin,Werke. Berlin 1966-1973,40 Bände und 

2 Ergänzungsbände 

Landeskriminal Polizeiamt 

Marxistische Arbeiterschule 

Militär-Apparat 

Adolf Hitler, Mein Kampf, München 1930 
Mezhdunarodnaja organisatsijapomoshchi bortsam 
revoljutsii (Internationale Rote Hilfe) 
Nachrichtendienst 
Nachlaß 

Nationalsozialistische Betriebszellen-Organisation 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
Repositur 

Roter Frontkämpfer Bund 
Revolution äre Gewerkschafts- Opposition 
Rote Hilfe Deutschland 
Reichsministerium des Innern 
Sturmabteilung 

Staatsarchiv Hansestadt Bremen 
Sozialistische Arbeiter Jugend 
Staatsarchiv München 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
Sozialdemokratische Deutsche Arbeiterpartei 
Schutzstaffel 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 

Verband proletarischer Freidenker Deutschlands 

Zentralkomitee 


452 


QUELLEN- UND LITERATURVERZEICHNIS 


A. Ungedruckte Quellen 

Berlin Document Center (BDC) 

Personalakten 

Brandenburgisches Landeshauptarchiv Potsdam (BLAP) 

Polizeiakten Berlin 
Bundesarchiv Koblenz (BAK) 

NS 26 NSDAP Hauptarchiv 
R45IV KPD 

R134 Reichskommissar für die Überwachung der öffentlichen Ord¬ 
nung bzw. Nachrichtensammelstelle des Reichsministeriums des 
Innern 

Kleine Erwerbungen, 609-2; Rudolf Schlesinger, Erinnerungen aus einer 
Zeit großer Kämpfe, Band 1: Wohin geht Deutschland, 1901-1933, 
Inverloch 1938 (ungedr. Manuskript). 

Bundesarchiv Potsdam (BAP) 

15.01, Reichsministerium des Innern 
Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, Berlin (GehStA) 

Rep. 88 
Rep. 219 

Hauptstaatsarchiv Düsseldorf (HSTAD) 

Regierung Düsseldorf, Polizeiakten 
Internationales Institut für Sozialgeschichte, Amsterdam (IISG) 

Nachlaß Albert Grzesinski 

Institut für die Geschichte der Arbeiterbewegung - Parteiarchiv der PDS 
(IfGA-ZPA) 

Protokolle der Sitzungen des Zentralkomitees 
Institut für Zeitgeschichte München (IfZ), Archiv 
Zeugenschrifttum 
Jagiellonen Bibliothek Krakau 
Tagebuch Horst Wessel 
Landesarchiv Berlin (LAB) 

Rep. 58, Generalstaatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin 
Staatsarchiv Hansestadt Bremen (SAHB) 

Bestand 4,65 Polizeidirektion Bremen; 


453 


Mitteilungen des Landeskriminalamtes Berlin 
Wiener Library London, Archive 
Nachlaß Hans Jäger 


B. Gedruckte Quellen 

Akten der Reichskanzlei. Das Kabinett Müller II, Band 1, bearb. von Martin 
Vogt, Boppard 1970. 

Akten der Reichskanzlei. Die Kabinette Brüning I und II, Band II, bearb. 
vonTilmann Koops, Boppard 1982. 

Beckerath, Alfred von (Hrsg.), Das frühe Kampflied der nationalsozialisti¬ 
schen Bewegung, o. O. o. J.; IfZ, München, Archiv. 

Deutscher Geschichtskalender, begründet von Karl Wippermann, hrsg. von 
Friedrich Purlitz und Siegfried Steinberg, Bände 45-49 (1929-1933). 

Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewe¬ 
gung, Band 8, Januar 1924-Oktober 1929, Berlin (Ost) 1975. 

Domarus, Max, Hitler. Reden und Proklamationen 1932-1945. Kommentiert 
von einem deutschen Zeitgenossen, Wiesbaden 1973. 

Goebbels, Die Tagebücher von Joseph Sämtliche Fragmente, hrsg. von 
Elke Fröhlich im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte und in Verbindung 
mit dem Bundesarchiv,Teil I, Band 1^1, München u. a. 1987. 

Goebbels, Joseph, Der Nazi-Sozi. Fragen und Antworten für den National¬ 
sozialisten, Elberfeld 1927. 

Goebbels, Joseph, Kampf um Berlin, München 1934. 

Goebbels, Joseph, Lenin oder Hitler? Eine Rede, Zwickau 1926. 

Goebbels, Joseph, Vom Proletariat zum Volk. Rede gehalten am 1. Oktober 
1931 in einer Arbeitermassenkundgebung im Sportpalast Berlin, München 
1932. 

Hitler, Adolf, in Franken. Reden aus der Kampfzeit, hrsg. von Heinz Preiss, 
o. O., o. J. 

Hitler, Adolf, Mein Kampf, München 1930 (Band 1 zuerst 1925, Band 21927). 

Hitler. Sämtliche Aufzeichnungen 1905-1924, hrsg. von Eberhard Jäckel 
zusammen mit Axel Kuhn, Stuttgart 1980. 

Horkenbach, Cuno (Hrsg.), Das Deutsche Reich von 1918 bis heute, Jahr¬ 
gänge 1929-1933. 

Jochmann, Werner (Hrsg.), »Im Kampf um die Macht«. Hitlers Rede vor 
dem Hamburger Nationalklub von 1919, Frankfurt/M. 1960. 

Lenin,Wladimir L, Werke. Berlin 1966-1973, Band 21 und Band 26. 

Meier-Benneckenstein, Paul (Hrsg.), Dokumente der deutschen Politik, 
Band 2, Berlin 1936. 

Mussolini, Benito, Schriften und Reden, Band 2, Zürich 1935. 

Nolte, Ernst (Hrsg.),Theorien über den Faschismus, Köln - Berlin 1967. 

Picker, Henry, Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier, Stuttgart 1951 
(zitiert nach der unveränderten Neuausgaben Frankfurt/M., Berlin 1989). 


454 




Pirker, Theo (Hrsg.), Komintern und Faschismus. Dokumente zur Ge¬ 
schichte undTheorie des Faschismus, Stuttgart 1965. 

Protokoll der Konferenz der Erweiterten Exekutive der Kommunistischen 
Internationale, Moskau 12.-13. Juni 1923, Hamburg 1924. 

Protokoll des III. Kongresses der Kommunistischen Internationale Moskau 
1921, Hamburg 1921. 

Protokoll des Vierten Kongresses der Kommunistischen Internationale, 
Hamburg 1923 (Reprint Mailand 1963). 

Protokoll vom 10. Plenum des Exekutivkomitees der Kommunistischen Inter¬ 
nationale, Moskau, 3. Juli 1929 bis 19. Juli 1929, Hamburg o. J. 

Schultheß, Europäischer Geschichtskalender, Bände 45^-9 1929-1933. 

Thesen und Resolutionen des V. Weltkongresses der Kommunistischen Inter¬ 
nationale, 17. Juni-8. Juli 1924, Hamburg 1924. 

Thesen und Resolutionen, XII. Plenum des EKKI, Moskau 1932. 

Tyrell, Albrecht, (Hrsg.), Führer befiehl... Selbstzeugnisse aus der »Kampf¬ 
zeit« der NSDAP, Düsseldorf 1969. 

Ursachen und Folgen. Vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur 
staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart. Eine Urkunden- 
und Dokumentensammlung zur Zeitgeschichte, hrsg. von Herbert Michae¬ 
lis und Ernst Schraepler, Band 7, Berlin 1961. 

Verhandlungen des Reichstages. IV. Periode 1928. Stenographische Berichte. 
Band 423^127, Berlin 1930;V. Wahlperiode. Band 444, Berlin 1931. 

Waffen für den Klassenkampf. Protokoll der Verhandlungen des 12. Partei¬ 
tages der KPD (Sektion der Kommunistischen Internationale), Berlin- 
Wedding 8.-16. Juni 1929, Berlin 1929 (Neudruck Frankfurt 1972). 

Weber, Hermann (Hrsg.), Der deutsche Kommunismus. Dokumente, Köln 
u.a.1963. 

Weber, Hermann (Hrsg.), Die Generallinie. Rundschreiben des Zentral¬ 
komitees an die Bezirke 1929-1932, Düsseldorf 1981. 


C. Zeitgenössische Zeitungen und Zeitschriften 


Aufbruch 

Berliner Lokal-Anzeiger 

BerlinerTageblatt 

Deutsche Allgemeine Zeitung 

Der Angriff 

Der Rote Aufbau 

Frankfurter Zeitung 

Die Internationale 

Internationale Pressekorrespondenz 

Die Kommunistische Internationale 

Nationalsozialistische Monatshefte 

Oktober 

Rote Fahne 


455 


Unser Wille und Weg, Monatsblätter der Propagandaleitung der NSDAP 

Völkischer Beobachter 

Vorwärts 

Vossische Zeitung 
Welt am Abend 


D. Zeitgenössische Literatur und Erinnerungen 

Alfred, L., Die organisatorische Struktur der nationalsozialistischen Bewe¬ 
gung, in: Kommunistische Internationale 12 (1931), Heft 12, S. 539. 

Alfred, L., Zur Frage des proletarischen Selbstschutzes, in: Kommunistische 
Internationale 10 (1929), Heft 44, S. 1645. 

Apfel, Alfred, Behind the Sources of German Justice 1882-1932, London 1935. 

Bade, Wilfried, Die SA erobert Berlin, München 1933. 

Bauer, Otto, Die Arbeiterorganisation des Faschismus, in: Otto Bauer, Werk¬ 
ausgabe, Band 4, Wien 1975, S. 555. 

Berl, Heinrich, Der Kampf gegen das rote Berlin oder Berlin, eine Unter¬ 
weltresidenz, Karlsruhe 1932. 

Bewer, A., Brennende Fragen der kommunistischen Partei, Metz 1930. 

Brecht, Bertolt, Horst-Wessel-Legende, Berlin 1935. 

Buber-Neumann, Margarethe, Kriegsschauplätze der Weltrevolution. Ein 
Bericht aus der Praxis der Komintern 1919-1943, Stuttgart 1967. 

Buber-Neumann, Margarethe, Von Potsdam nach Moskau. Stationen eines 
Irrweges, Stuttgart 1957. 

Denkschrift über die kommunistische Umsturzbewegung in Deutschland, 
Berlin, Leipzig 1933. 

Diels, Rudolf, Lucifer ante Portas, ... es spricht der erste Chef der Ge¬ 
stapo ..., Stuttgart 1950. 

Dwinger, Edwin Erich, »Zwischen Weiß und Rot«. Die russische Tragödie 
1919-1920, Jena 1930. 

Eckehard, Fieberkurve oder Zeitenwende, o. O. o. J. 

Eggebrecht, Axel, Volk ans Gewehr. Chronik eines Berliner Hauses 1930- 
1934, Frankfurt/M. 1959. 

Ehrt, Adolf, Bewaffneter Aufstand! Enthüllungen über den kommunisti¬ 
schen Umsturzversuch am Vorabend der nationalen Revolution, Berlin - 
Leipzig 1933. 

Ehrt, Adolf, Entfesselung der Unterwelt. Ein Querschnitt durch die Bolsche- 
wisierung Deutschlands, Berlin - Leipzig 1932. 

Engel, Johannes, Stürmt die marxistischen Bollwerke, in: Unser Wille und 
Weg, Heft 1,1932. 

Engelbrechten, Julius K., Eine braune Armee entsteht, Die Geschichte der 
Berlin-Brandenburger SA. Berlin, München 1937. 

Engelbrechten, Julius K. / HansVolz, Wir wandern durch das nationalsoziali¬ 
stische Berlin. Ein Führer durch die Gedenkstätte des Kampfes um die 
Reichshauptstadt, München 1937. 


456 


Ewers, Hanns Heinz, Horst Wessel. Ein deutsches Schicksal, Stuttgart, Ber¬ 
lin 1933. 

Feder, Emst, Heute sprach ich mit... Tagebücher eines Berliner Publizisten 
1926-1932, hrsg. von Cecile Löwenthal-Hensch / Arnold Pauker, Stuttgart 
1971. 

Feuchtwanger, Franz, Der militärpolitische Apparat der KPD in den Jahren 
1928-1935. Erinnerungen, in: IWK 17 (1981), S. 485ff. 

Fischer, Ruth, Stalin und der deutsche Kommunismus, 2 Bände, Frank¬ 
furt/M. 1948 (Neudruck Berlin 1991). 

Franke, Heinz, »Arbeiterverrat«, o. O. o. J. 

Franke, Heinz, Der Schwindel des Bolschewismus, München 1932. 

Friedrich, Hermann, Vom Sowjetstern zum Hakenkreuz, Karlsruhe 1928. 

Fröhlich, Paul, Der Berliner Blutmai 1929, Berlin 1929. 

Gabor, Andor, Der roteTag rückt näher. Reportagen und Skizzen 1928-1932, 
Berlin (Ost) 1959. 

Galera, Karl Siegmund Baron von, Der Kampf um das Dritte Reich, Band 1, 
Berlin 1930. 

Glaser, George K., Geheimnis und Gewalt, Basel u. a. 1951, Band 1. 

Grzesinski, Albert C., Inside Germany, New York 1939. 

Grzesinski, Albert C., LaTragi-comedie de la republique allemande. Souve¬ 
nirs, Paris 1934. 

Gumbel, Emil J., »Laßt Köpfe rollen«. Faschistische Morde 1924-1931, 
Berlin 1931. 

Gumbel, Emil J., Acht Jahre politische Justiz, Berlin 1927. 

Gumbel, Emil J., Vier Jahre politischer Mord, Berlin 1922. 

Haase, Ludolf, Marxismus und Nationalsozialismus, in: Nationalsozialisti¬ 
sche Monatshefte, Nr. 5,1930, S. 201-220. 

Heckert, Fritz, Die deutschen Reichstagswahlen und die Aufgaben der KPD, 
in: InPreKorr vom 19. September 1930, Nr. 79, S. 1953-1955. 

Heller, Otto, Der Untergang des Judentums, Wien - Berlin 1931. 

Hirsch, Werner, Der Kampf der deutschen Kommunisten gegen denYoung- 
Plan, in: InPreKorr 1930, Nr. 17, S. 393-394. 

Hirsch, Werner, Was ist die Nationalsozialistische Partei?, in: InPreKorr vom 
12. September 1930. 

Honecker, Erich, Aus meinem Leben, Berlin (Ost) 1989. 

J. K., Die nationalfaschistische Welle in Deutschland, in: Die Internationale 
vom 15. Dezember 1929, S. 747. 

Jacob, Barion, Als Kommunist nach Sowjet-Rußland, als Nationalsozialist 
zurück, Bremen o. J. 

Jäger, Hans, Die Richtungskämpfe innerhalb der NSDAP, in: Der Rote Auf¬ 
bau, März 1931. 

Jordan, Rudolf, Erlebt und erlitten. Weg eines Gauleiters von München bis 
Moskau, Leoni 1971. 

Jungprolet wohin? Drittes Reich oder Sowjetdeutschland, Berlin o. J. (1930). 

Kessler, Harry Graf,Tagebücher 1918-1937, hrsg. von Wolfgang Pfeiffer-Belli, 
Frankfurt/M. 1961. 


457 


Klagges, Dietrich, Erfahrungen und Erkenntnisse aus dem politischen Klein¬ 
kriege, in: Nationalsozialistische Briefe vom 15. Juni 1928, S. 377ff. 

Klee, Christian, Bauer ahoi!, in: Aufbruch vom Juli 1931. 

Knickerbocker, Hubert R., Deutschland - So oder So? Berlin 1932. 

Krebs, Albert,Tendenzen und Gestalten der NSDAP, Stuttgart 1959. 

Lange, Annemarie, Berlin in der Weimarer Republik, Berlin (Ost), 1987. 

Langer, Alfred, Der Weg zum Sieg. Eine theoretische Erörterung über Mar¬ 
xismus und Aufstand, Berlin 1927. 

Lazar, Imre, Der Fall Horst Wessel, Stuttgart - Zürich 1980. 

Littmann, Arnold, Herbert Norkus und die Hitlerjungen vom Beusselkiez, 
Berlin 1934. 

Los von Hitler!, unter Bearbeitung von W. Korn, ehemaliger Leiter der SA- 
Führerschule Gau-Brandenburg und K. Kees, ehemaliger Gaupropa¬ 
gandaleiter der NSDAP-Hessen, hrsg. vom Kampfbund gegen den Faschis¬ 
mus, Berlin 1932. IfZ, Bibliothek. 

Löwenstein, Hubertus Prinz zu, Die Tragödie eines Volkes, Amsterdam 
1934. 

Der Mai-Putsch. Die Schuld der Kommunisten an den blutigen Maivorgän¬ 
gen 1929 in Berlin, hrsg. vom Vorstand der SPD, Berlin 1929. 

Muchow, Reinhold, Der Reichstagspräsidenten-Wahlkampf wird auch in den 
Betrieben geführt, in: Unser Wille und Weg, Heft 2,1932. 

Neuberg, A. (Pseudonym), Der bewaffnete Aufstand, Frankfurt/M. 1971, 
(zuerst o.O. 1928). 

Neumann, Heinz, Was ist Bolschewisierung, Hamburg 1925. 

Niehoff, Karena, und B. von Borresholm, Dr. Goebbels nach Aufzeichnun¬ 
gen seiner Umgebung, Berlin 1949. 

Norden, Albert, Das Bombenattentat auf den Reichstag, in: InPreKorr 1929, 
Nr. 84, S. 1983. 

Norden, Albert, Der Volksentscheid in Preußen, in: InPreKorr vom 7. August 
1931, S. 1721. 

Norden, Albert, Hitler-Faschisten in der thüringischen Regierung, in: InPre¬ 
Korr 1930, Nr. 10. 

Okraß, Hermann, »Hamburg bleibt rot«. Das Ende einer Parole, Hamburg 
1936. 

Ossietzky, Carl von, Abdankung, Herr Polizeipräsident! in: Die Weltbühne, 
25 (1929), Nr. 20, S. 729. 

Pahl, Walther, Der Run zum Nationalsozialismus, in: Sozialistische Monats¬ 
hefte 36 (1930), Band 3, S. 864ff. 

Petersen, Jan, Unsere Straße, München 1978 (Neudruck). 

Pieck, Wilhelm, Wir kämpfen für ein Rätedeutschland, Moskau 1934. 

Polis, E. G., »Gab es Ausschreitungen der Gottlosen-Propaganda?«, in: Das 
freie Wort vom 19. April 1931. 

Polizei greift ein. Bilddokumente der Schutzpolizei, hrsg. von Hans Roden, 
Leipzig 1934. 

Radek, Karl, Die Bilanz der Reichstagswahlen, in: InPreKorr vom 26. Sep¬ 
tember 1930, Nr. 81. 


458 



Ramlow, Rudolf, Herbert Norkus? - Hier! Opfer und Sieg der Hitler-Jugend, 
Stuttgart 1933. 

Rauschning, Hermann, Die Revolution des Nihilismus, Zürich 1938. 

Reitmann, Erwin, Horst Wessel. Leben und Sterben, Berlin 1933. 

Remmele, Hermann, Das Fazit der Septemberwahlen, in: Die Internationale 
vom 15. September 1930, S. 546ff. 

Remmele, Hermann, Sowjetstern oder Hakenkreuz? Die Rettung Deutsch¬ 
lands aus derYoungsklaverei und Kapitalistenherrschaft, Berlin 1930. 

Rist, Walter, Die KPD in der Krise, in: Neue Blätter für den Sozialismus II 
(1931), S. 437. 

Roegels, Fritz C., Der Marsch auf Berlin, Berlin 1932. 

Rosso, Ardito, Perspektiven und Lehren der revolutionären Krisis in Italien, 
in: Die Kommunistische Internationale III, September 1921, Nr. 18. 

Rück, Fritz, Verstärkte Aktivität der deutschen Nationalsozialisten, in: InPre- 
Korr 1929, Nr. 75, S. 1746. 

Schemm, Hans, Der rote Krieg. Mutter oder Genossin? Nationalsozialismus 
oder Bolschewismus, Bayreuth 1931. 

Schenzinger, Karl Aloys, Der Hitlerjunge Quex, Berlin - Leipzig 1932. 

Scheringer, Richard, Das große Los unter Soldaten, Bauern und Rebellen, 
Hamburg 1959. 

Schramm, Wilhelm von, Radikale Politik. Die Welt diesseits und jenseits des 
Bolschewismus, München 1932. 

Schumann, Arthur, Die Antifaschistische Aktion der KPD, in: Unser Wille 
und Weg, Heft 7, 1932. 

Schumann, Hans, Antibolschewistische Propaganda, in: Unser Wille und 
Weg. Monatsblätter der Reichspropagandaleitung der NSDAP, Heft 3, 
1931, S. 80ff. 

Schwarz, Georg, Völker hört die Zentrale. KPD bankrott, Berlin 1933. 

Schwarzschild, Leopold, Die letzten Jahre vor Hitler. Aus dem »Tagebuch« 
1929-1933, hrsg. von Valerie Schwarzschild, Hamburg 1966. 

Severing, Carl, Mein Lebensweg. 2 Bände, Köln 1950. 

Sowjetstern oder Hakenkreuz? Berlin 1923. 

Sperber, Manes, All das Vergangene ..., Wien u. a. 1983. 

Stäche, Gustav, Das Bauernhilfsprogramm der KPD, in: Unser Wille und 
Weg, Heft 3,1931, S. 83ff. 

Stalin, JosefW., Zur internationalen Lage, in: Ders., Werke, Band 6, 1924, 
Berlin (Ost) 1952, S. 251-269. 

Starcke, Gerhard, NSBO und Deutsche Arbeitsfront, Berlin 1934. 

Stenbock-Fermor, Alexander Graf, Deutschland von unten. Reisen durch die 
proletarische Provinz 1930, Frankfurt/M. 1980 (Neudruck). 

Sturm 33, Hans Maikowski. Geschrieben von Kameraden des Toten, Berlin 
1933. 

Thälmann, Ernst, Einige Fehler in unserer theoretischen und praktischen 
Arbeit und der Weg zu ihrer Überwindung, in: Die Kommunistische Inter¬ 
nationale vom 10. Dezember 1931, S. 1905ff. 

Valtin, Jan,Tagebuch der Hölle, Köln - Berlin 1957. 


459 


Der Wedding. Zur 75. Jahrfeier der Eingliederung in Berlin, hrsg. von der 
Bezirksverwaltung, Berlin 1935. 

Der Weltbolschewismus. Ein internationales Gemeinschaftswerk über die 
Wühlarbeit und die Umsturzversuche der Komintern in allen Ländern, 
hrsg. von der Anti-Komintern in Verbindung mit den Sachkennern der gan¬ 
zen Welt, bearbeitet von Adolf Ehrt, Berlin - Leipzig 1936. 

Wie stehen Nationalsozialisten, Brüning-System und Kommunisten zum bäu¬ 
erlichen Eigentum?, in: Neue Deutsche Bauernzeitung 4 (1931). 

Wittfogel, Karl-August, Nationalsozialismus und Kommunismus, in: Auf¬ 
bruch 2 (1932), S. 13-15. 

Wollenberg, Erich, Der Apparat. Stalins fünfte Kolonne, Essen 1950. 

Wollenberg, Erich, Erinnerungen, bearb. von Klaus Härtel, o. O. o. J. 

Zehn Jahre unbekannter SA-Mann, [Verfasser: A. Roth], Oldenburg 1933. 

Zeutschei, Walter, Im Dienst der kommunistischenTerror- Organisation, Ber¬ 
lin 1931. 

Ziemann, Ernst, Adolf Hitler gewinnt Berlin, Leipzig 1937. 


E. Darstellungen 

Abstimmungsverhalten der NSDAP und der KPD im Reichstag sowie im 
sächsischen und preußischen Landtag. Dokumentation des wissenschaft¬ 
lichen Dienstes des Deutschen Bundestages 1977. 

Angress, WernerT., Die Kampfzeit der KPD, Düsseldorf 1973. 

Anschläge. Politische Plakate in Deutschland 1900-1970, Frankfurt/M. u.a. 
1972. 

Aumann, Nancy J., From Legality to Iilegality: The Communist Party of 
Germany in Transition, 1930-1933, Ph.D., Univ. of Wisconsin, Madison 

1982. 

Aviv, Aviva, The SPD and the KPD at the End of the Weimar Republic, in: 
IWK 14 (1978), S. 171-186. 

Backes, Uwe, u.a., Reichstagsbrand. Aufklärung einer historischen Le¬ 
gende, München 1987. 

Bahne, Siegfried, »Sozialfaschismus« in Deutschland. Zur Geschichte eines 
politischen Begriffs, in: International Review of Social History, 10 (1965), 
S. 211-245. 

Bahne, Siegfried, Die KPD und das Ende von Weimar. Das Scheitern einer 
Politik, Frankfurt/M. - New York 1976. 

Bering, Dietz, Von der Notwendigkeit politischer Beleidigungsprozesse, in: 
Berlin in Geschichte und Gegenwart. Jahrbuch des Landesarchivs Berlin 

1983, hrsg. Von Hans J. Reichhardt, Berlin 1983, S. 87-112. 

Bessel, Richard, »The Potempa Murder«, in: Central European History 10 
(1977), S. 241-254. 

Blaich, Fritz, Der Schwarze Freitag. Inflation und Wirtschaftskrise, Mün¬ 
chen 1985. 

Böhnke, Wilfried, Die NSDAP im Ruhrgebiet 1920-1933, Bonn 1974. 


460 



Bons, Joachim, Der Kampf um die Seele des deutschen Arbeiters. Zur Arbei¬ 
terpolitik der NSDAP 1920-1933, in: IWK 25 (1989), S. 24ff. 

Borkenau, Franz,The Communist International, London 1938. 

Botz, Gerhard, Gewalt in der Politik. Attentate, Zusammenstöße, Putschver¬ 
suche, Unruhen in Österreich (1918-1934), München 1976. 

Bowlby, Chris, Blutmai 1929: Police, Parties and Proletarians in a Berlin Con- 
frontation, in:The Historical Journal 29 (1986), S. 137-158. 

Bracher, Karl-Dietrich, Die Auflösung der Weimarer Republik, Villingen 
1955. 

Bracher, Karl-Dietrich, Die deutsche Diktatur. Entstehung, Struktur, Folgen 
des Nationalsozialismus, 6. Auflage, Frankfurt/M. u. a. 6 1979. 

Bracher, Karl-Dietrich / Wolfgang Sauer / Gerhard Schulz, Die nationalsozia¬ 
listische Machtergreifung. Studien zur Errichtung des totalitären Herr¬ 
schaftssystemsin Deutschland, Berlin 1974. 

Bracher, Karl-Dietrich / Manfred Funke / Hans-Adolf Jacobsen (Hrsg.), Die 
Weimarer Republik 1918-1933, Bonn 1987. 

Bräutigam, Helmut / Oliver Gliech, Die »wilden« Konzentrationslager und 
Folterkeller 1933/34, in: Wolfgang Ribbe (Hrsg.), Berlin Forschungen II, 
Berlin 1987, S. 141-178. 

Broszat, Martin, Die Anfänge der Berliner NSDAP 1926/27, in:VfZ8 (1960), 
S. 85-118. 

Bücher, Peter, Der Reichswehrprozeß. Der Hochverrat der Ulmer Reichs¬ 
wehroffiziere 1929/30, Boppard 1967. 

Burkert, Hans-Norbert, u.a., »Machtergreifung« Berlin 1933, Berlin 1982. 

Büsch, Otto / Wolfgang Haus, Berlin als Hauptstadt der Weimarer Republik 
1919-1933. Mit einem statistischen Anhang zur Wahl- und Sozialstatistik 
des Demokratische Berlin 1919-1933, Berlin-New York 1987. 

Büttner, Ursula, Politik und Entwicklung der KPD in Hamburg 1924-1933, 
in: Angelika Voß u.a., Vom Hamburger Aufstand zur Politischen Isolie¬ 
rung. Kommunistische Politik 1923-1933 in Hamburg und im Deutschen 
Reich, Hamburg 1983. 

Childers,Thomas,The NaziVoter, Chapel Hill-London 1983. 

Ciolek-Kümper, Jutta, Wahlkampf in Lippe, München 1976. 

Dallin, David, Die Sowjetspionage, Köln 1956. 

Danner, Lothar, Ordnungspolizei Hamburg, Hamburg 1958. 

Degras, Jane, The Communist International 1919-1943, Band 3, London 
1965. 

Dittmar, Peter, Antikommunismus. Torheit oder Notwendigkeit, Köln 1979. 

Doehler, Edgar / Egbert Fischer, Ernst Thälmanns Beitrag zur Entwicklung 
des wehrhaften Kampfes der deutschen Arbeiterbewegung gegen die wach¬ 
sende faschistische Gefahr (1929-1933), in: Militärgeschichte 15 (1976), 
S. 274 ff. 

Dorpalen, Andreas, SPD und KPD in der Endphase der Weimarer Republik, 
in: VfZ (1983), S. 95ff. 

Drage, Charles, Als Hitler nach Canossa ging, Berlin 1982 (The amiable Prus- 
sian, London 1958). 


461 







Duhnke, Horst, Die KPD von 1933-1945, Köln 1972. 

Dupeux, Louis, »Nationalbolschewismus« in Deutschland 1919-1933. Kom¬ 
munistische Strategie und konservative Dynamik, München 1985. 

Falter, Jürgen W., Hitlers Wähler, München 1991. 

Falter, Jürgen W. / Dirk Hänisch, Die Anfälligkeit von Arbeitern gegenüber 
der NSDAP bei den Reichstagswahlen 1928-1933, in: Archiv für Sozialge¬ 
schichte, 26 (1986), S. 176-216. 

Fest, Joachim C., Hitler. Eine Biographie, Frankfurt/M. u.a. 1973. 

Finker, Kurt, Geschichte des Roten Frontkämpferbundes, Berlin (Ost) 1981. 

Fischer, Conan, Class Enemies or Class Brothers? Communist-Nazi Rela- 
tions in Germany 1929-1933, in: European History Quarterly 15 (1985). 

Fischer, Conan, Stormtroopers. A Social, Economic and Ideological Analy¬ 
sis, 1929-1935, London u.a. 1983. 

Fischer, Conan,The German Communists and the Rise of Nazism, London 
1991. 

Fischer, Conan, The occupational background of the SA’s rank and file 
membership during the depression years 1929 to mid-1934, in: Peter D. Sta- 
chura (Hrsg.),The Shaping of the Nazi State, London 1978, S. 131-159. 

Fischer, Conan,Turning the Tide? The KPD and Right Radicalism in German 
Industrial Relations, 1925-1928, in: Journal of Contemporary History 24 
(1989), S. 575-597. 

Flechtheim, Ossip K., Die KPD in der Weimarer Republik, Hamburg 1986 
(Erstdruck Offenbach 1948). 

Frank, Pierre, Geschichte der Kommunistischen Internationale (1919-1943), 
2 Bände, Frankfurt/M. 1981. 

Geary, Richard, The Failure of the German Labor in the Weimar Republic, 
in: Michael N. Dobkowski / Isidor Wallimann (Hrsg.),Towards the Holo¬ 
caust. The Social and Economic Collapse of the Weimar Republic, Westport 
1983. 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, hrsg. vom Institut für Marxis¬ 
mus-Leninismus, Band 4, Berlin (Ost) 1966. 

Geschichte der Militärpolitik der KPD 1918-1945, hrsg. von einem Autoren¬ 
kollektiv, Berlin (Ost) 1987. 

Geschichte der Revolutionären Berliner Arbeiterbewegung, Band 2, Heraus¬ 
geberkollektiv unter Leitung von Heinz Habedank, Berlin (Ost) 1987. 

Geschichtslandschaft Berlin. Orte und Ereignisse, Band 1: Charlottenburg, 
Band 2: Moabit, hrsg. von Helmut Engel u. a, Berlin 1987. 

Graf, Christoph, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur. Die 
Entwicklung der preußischen Polizei vom Staatsschutzorgan der Weimarer 
Republik zum Geheimen Staatspolizeiamt des Dritten Reiches, Berlin 1983. 

Gross, Babette, Willi Münzenberg. Eine politische Biographie, Stuttgart 1967. 

Gruber, Helmut, Soviet Russia Masters the Comintern. International Com- 
munism in the Era of Stalin’s Ascendancy, Garden City 1974. 

Hamilton, Richard F., WhoVoted For Hitler, Princeton 1984. 

Hannover, Heinrich und Elisabeth, Politische Justiz 1918-1933, Frank¬ 
furt/M. 1966. 


462 



Hehl, Ulrich von, Die Kontroverse um den Reichstagsbrand, in: VfZ 36 
(1988), S. 259-280. 

Hennig, Eike, Anmerkungen zur Propaganda der NSDAP gegenüber SPD 
und KPD in der Endphase der Weimarer Republik, in: Tel Aviver Jahrbuch 
für deutsche Geschichte 17 (1988), S. 218ff. 

Hennig, Eike, Die KPD in der Endphase der Weimarer Republik, in: Politi¬ 
sche Vierteljahrsschrift 26 (1985), S. 39ff. 

Hentschel, Volker, Weimars letzte Monate. Hitler und der Untergang der 
Republik, Düsseldorf 1979. 

Herlemann, Beatrix, Der deutschsprachige Bereich an den Kaderschulen der 
Kommunistischen Internationale, in: IWK 18 (1982), S. 205-229. 

Höhne, Heinz, Der Krieg im Dunkeln. Macht und Einfluß der deutschen und 
russischen Geheimdienste, Frankfurt/M.-Berlin 1988. 

Höver, Ulrich, Joseph Goebbels - ein nationaler Sozialist, Bonn - Berlin 1992. 

Hubert, Eva, Der »Hamburger Aufstand« von 1923, in: Arno Herzig u.a. 
(Hrsg.), Arbeiter in Hamburg, Unterschichten, Arbeiter und Arbeiter¬ 
bewegung seit dem 18. Jahrhundert, Hamburg 1983, S. 483^189. 

Jasper, Gotthard, Der Schutz der Republik. Studien zur staatlichen Siche¬ 
rung der Demokratie in derWeimarer Republik 1922-1930,Tübingen 1963. 

Jasper, Gotthard, Die gescheiterte Zähmung. Wege zur Machtergreifung Hit¬ 
lers 1930-1934, Frankfurt/M. 1986. 

Jasper, Gotthard, Zur innenpolitischen Lage in Deutschland im Herbst 1929, 
in: VfZ 8 (1960), S. 281 ff. 

Jung, Otmar, Plebiszitärer Durchbruch 1929? Zur Bedeutung von Volksbe¬ 
gehren und Volksentscheid gegen den Young-Plan für die NSDAP, in: GG 
15 (1989), S. 489-510. 

Kele, Max H., Nazis and Workers, Chapel Hill 1972. 

Kießling, Wolfgang, Stark und voller Hoffnung, Berlin (Ost) 1964. 

Kluke, Paul, Der Fall Potempa, in: VfZ 5 (1957), S. 279-297. 

Knütter, Hans-Helmuth, Die Linksparteien, in: Werner E. Mosse (Hrsg.), 
Entscheidungsjahr 1932. Zur Judenfrage in der Endphase derWeimarer 
Republik,Tübingen 1965, S. 323-345. 

Kolb, Eberhard, Die Weimarer Republik, München 1988. 

Kopitzsch, Wolfgang, Der »Altonaer Blutsonntag«, in: Arno Herzig u.a. 
(Hrsg.), Arbeiter in Hamburg, Hamburg 1983, S. 509-516. 

Korff, Gottfried / Reinhard Rürup (Hrsg.), Berlin, Berlin. Die Ausstellung 
zur Geschichte der Stadt, Berlin 1987 (Ausstellungskatalog). 

Kramer, David R., Fascism and Communism in Germany: Historical Ana- 
tomy of a Relationship, Ann Arbor 1973. 

Kratzenberg, Volker, Arbeiter auf dem Weg zu Hitler? Die Nationalsozialisti¬ 
schen Betriebszellen, ihre Programmatik, ihr Scheitern 1927-1934, Frank¬ 
furt/M. 1987. 

Kreuzberg 1933. Ein Bezirk erinnert sich, hrsg. vom Verein zur Erforschung 
und Darstellung der Geschichte Kreuzbergs, Berlin 1983. 

Kühner, Otto Heinrich, Dreierlei Wahrheiten über einen Volkshelden, Frank¬ 
furt/M. u.a.1985. 


463 




Kühnl, Reinhard, Die nationalsozialistische Linke 1925-1930, Meisenheim 
am Glan 1966. 

Kühnl, Reinhard (Hrsg.), Die Weimarer Republik, Köln 1977. 

Kurz, Thomas, »Blutmai«. Sozialdemokraten und Kommunisten im Brenn¬ 
punkt der Berliner Ereignisse von 1929, Berlin - Bonn 1988. 

Kurz,Thomas, Arbeitermörder und Putschisten. Der Berliner »Blutmai« von 
1929 als Kristallisationspunkt des Verhältnisses von KPD und SPD vor der 
Katastrophe, in: IWK 22 (1986), S. 297-317. 

Lang, Jochen von. Und willst du nicht mein Bruder sein ... DerTerror in der 
Weimarer Republik, Wien - Darmstadt 1989. 

Leßmann, Peter, Die preußische Schutzpolizei in der Weimarer Republik. 
Streifendienst und Straßenkampf, Düsseldorf 1989. 

Lewerenz, Elfriede, Die Analyse des Faschismus durch die Kommunistische 
Internationale, Frankfurt/M. 1975. 

Liang, Hsi-huey, Die Berliner Polizei in der Weimarer Republik, Berlin - 
New York 1977. 

Longerich, Peter, Die braunen Bataillone, Geschichte der SA, München 1989. 

Luks, Leonid, Entstehung der kommunistischen Faschismustheorie. Die 
Auseinandersetzung der Komintern mit dem Faschismus 1921-1935, Stutt-* 
gart 1984. 

Luks, Leonid, Bolschewismus, Faschismus, Nationalsozialismus-verwandte 
Gegner?, in: GG 14 (1988), S. 104ff. 

Mai, Günther, Die Nationalsozialistische Betriebszellen-Organisation. Zum 
Verhältnis von Arbeiterschaft und Nationalsozialismus, in: VfZ 31 (1983), 
S. 574-611. 

Mai, Günther, »Warum steht der deutsche Arbeiter zu Hitler?« Zur Rolle der 
Deutschen Arbeitsfront im Herrschaftssystem des Dritten Reiches, in: 
GG 12, (1986), S. 212-234. 

Martiny, Martin, Sozialdemokratie und junge Generation am Ende der Wei¬ 
marer Republik, in: Wolfgang Luthardt (Hrsg.), Sozialdemokratische Ar¬ 
beiterbewegung und Weimarer Republik, Frankfurt/M. 1978, S. 59ff. 

Mason, Timothy W., Sozialpolitik im Dritten Reich: Arbeiterklasse und Volks¬ 
gemeinschaft, Opladen 1977. 

Matthias, Erich, German Social Democracy in the Weimar Republic, in: 
Ders. / Anthony Nicholls (Hrsg.), German Democracy and theTriumph of 
Hitler, London 1971. 

Merkl, Peter H., Formen der nationalsozialistischen Gewaltanwendung: Die 
SA der Jahre 1925-1933, in: Wolfgang Mommsen / Gerhard Hirschfeld 
(Hrsg.), Sozialprotest. Gewalt.Terror, Stuttgart 1982, S. 422^440. 

Merkl, Peter H., Political Violence under the Swastika. 581 Early Nazis, 
Princeton 1975. 

Merz, Kai-Uwe, Die deutsche Linke und der Bolschewismus. Eine ideologie¬ 
geschichtliche Studie zur frühen Weimarer Republik, Phil. Diss. FU Berlin 
1990. 

Möhler, Armin, Die Konservative Revolution in Deutschland 1918-1932, 
Darmstadt 3 1989. 


464 




Möller, Horst, Parlamentarismus in Preußen 1919-1932, Düsseldorf 1985. 

Mommsen, Hans, Die verspielte Freiheit, Berlin 1989. 

Moreau, Patrick, Nationalsozialismus von links. Die »Kampfgemeinschaft 
Revolutionärer Nationalsozialisten« und die »Schwarze Front« Otto Stras- 
sers 1930-1935, Stuttgart 1985. 

Nollau, Günther, Die Internationale. Wurzeln und Erscheinungsformen des 
proletarischen Internationalismus, Köln 1961. 

Nolte, Ernst, Der europäische Bürgerkrieg 1917-1945. Nationalsozialismus 
und Bolschewismus, Frankfurt/M. - Berlin 1987. 

Nolte, Emst, Der Faschismus in seiner Epoche. Die Action fran^aise. Der 
italienische Faschismus. Der Nationalsozialismus. München 1963. 

Nolte, Ernst, Idealsoziologie und Realsoziologie im Werk von Marx und 
Engels. Ein Beitrag zum Verständnis der Bonapartismustheorie, in: Ders., 
Marxismus - Faschismus - Kalter Krieg. Vorträge und Aufsätze 1964-1976, 
Stuttgart 1977. 

Nolte, Ernst, Marxismus und Nationalsozialismus, in: VfZ 31 (1983), S. 389- 
417. 

Oertel,Thomas, Horst Wessel. Untersuchung einer Legende, Köln-Wien 1988. 

Oltmann, Joachim, Das Paradepferd der Totalitarismustheorie. Der Streik 
der Berliner Verkehrsarbeiter im November 1932, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik 27 (1982), S. 1374-1390. 

Orlow, Dietrich,The History of the Nazi Party, Band 1:1919-1933, Pittsburgh 
1969. 

Ottwalt, Ernst, Deutschland erwache! Geschichte des Nationalsozialismus, 
Berlin 1978 (zuerst Wien - Leipzig 1932). 

Paul, Gerhard, Aufstand der Bilder. Die NS-Propaganda vor 1933, Bonn 1990. 

Petersen, Jens, Die Entstehung der Achse Berlin-Rom 1933-1936,Tübingen 

1973. 

Peukert, Detlev, Ruhrarbeiter gegen den Faschismus, Frankfurt/M. 1976. 

Possony, StefanT., Jahrhundert des Aufruhrs, München 1956. 

Potthoff, Heinrich, Die Sozialdemokratie von den Anfängen bis 1945, Bonn 

1974, S. 116. 

Projekt: Spurensicherung. Alltag und Widerstand in Berlin der 30er Jahre, 
hrsg. von der Berliner Geschichtswerkstatt, Berlin 1983. 

Pyta, Wolfram, Gegen Hitler und für die Republik. Die Auseinandersetzung 
der deutschen Sozialdemokratie mit der NSDAP in der Weimarer Repu¬ 
blik, Düsseldorf 1989. 

Reiche, Eric G.The Development of the SAin Nuremberg, 1922-34, Univer- 
sity of Delaware 1972. 

Repgen, Konrad, Ein KPD-Verbot im Jahre 1933?, in: HZ 240 (1985), S. 67-99. 

Reuth, Ralf-Georg, Goebbels, München - Zürich 1990. 

Ribbe, Wolfgang (Hrsg.), Geschichte Berlins, Band 2, München 1987. 

Rittberger, Volker (Hrsg.), 1933. Wie die Republik der Diktatur erlag, Stutt¬ 
gart u. a. 1983. 

Rosenhaft, Eve, Beating the Fascists?The German Communists and Politi¬ 
cal Violence 1929-1933, Cambridge 1983. 


465 




Rosenhaft, Eve, Die KPD der Weimarer Republik und das Problem des Ter¬ 
rors in der »Dritten Periode« 1929-1933, in: Sozialprotest. Gewalt.Terror, 
hrsg. von Wolfgang Mommsen und Gerhard Hirschfeld, Stuttgart 1982, 
S. 409 ff. 

Rosenhaft, Eve, Organizing the »Lumpenproletariat«: Cliques and Commu- 
nists in Berlin during the Weimar Republic, in: R. J.W. Evans (Hrsg.),The 
German Working-Class 1888-1933.The Politics of Everyday Life, London 

1982, S. 174-219. 

Rosenhaft, Eve, Working-class Life and Working-class Politics, Berlin 1928- 

1932, in: Richard Bessel / Edgar J. Feuchtwanger (Hrsg.), Social Change 
and Political Development in Weimar Germany, London 1981, S. 207-240. 

Die Rote Insel, hrsg. von der Berliner Geschichtswerkstatt, Berlin 1987. 
Sandvoß, Hans Reiner, Widerstand in einem Arbeiterbezirk: Wedding, Berlin 

1983. 

Schieder, Wolfgang (Hrsg.), Faschismus als soziale Bewegung, Göttingen 
1983. 

Schüddekopf, Otto-Ernst, Nationalbolschewismus in Deutschland 1918— 

1933, Frankfurt/M. 1972. 

Schulz, Gerhard, Aufstieg des Nationalsozialismus, Frankfurt/M. u. a. 1975. 
Schulz, Gerhard, Zwischen Demokratie und Diktatur, Verfassungspolitik 
und Reichsreform in der Weimarer Republik, Band 1, Berlin 1963, Band 2, 
Berlin 1987. 

Schulze, Hagen, Otto Braun oder Preußens demokratische Sendung, Frank¬ 
furt/M. 1977. 

Schulze, Hagen, Weimar. Deutschland 1917-1933, Berlin 1982. 
Schuon-Wiehl, Anneliese, Faschismus und Gesellschaftsstruktur, Frankfurt/ 
M. 1977. 

Schuster, Kurt G. P, Der Rote Frontkämpferbund 1924-1929. Beiträge zur 
Geschichte eines politischen Kampfbundes, Düsseldorf 1975. 

Silberner, Edmund, Kommunisten zur Judenfrage. Zur Geschichte von 
Theorie und Praxis des Kommunismus, Opladen 1983. 

Skrzypczak, Henryk, »Revolutionäre« Gewerkschaftspolitik in der Weltwirt¬ 
schaftskrise. Der Berliner Verkehrsarbeiterstreik 1932, in: Gewerkschaft¬ 
liche Monatshefte 34 (1983), S. 272ff. 

Smotricz, Israel, Die Stellung der KPD zwischen beiden Weltkriegen zum 
Nazismus und zur Judenfrage, in: Zeitschrift für die Geschichte der Juden 
4(1967), S. 37-39. 

Stachura, Peter D., Der kritische Wendepunkt? Die NSDAP und die Reichs¬ 
tagswahlen vom 20. Mai 1928, in: VfZ 26 (1978), S. 68-99. 

Stachura, Peter D.,The NSDAP and the German Working Class, 1925-1933, 
in: Michael N. Dobkowski / Isidor Wallimann (Hrsg.),Towards the Holo¬ 
caust. The Social and Economic Collapse of the Weimar Republic, Westport 
1983. 

Stadtmüller, Georg, Die Weimarer Republik unter dem Doppelangriff von 
Kommunisten und Nationalsozialisten, in: Politische Studien 34 (1983), 
S. 23-36. 


466 




Stegmann, Dirk, Zum Verhältnis von Großindustrie und Nationalsozialismus 
1930-1933. Ein Beitrag zur Geschichte der sogenannten Machtergreifung, 
in: Archiv für Sozialgeschichte 13 (1973), S. 399-482. 

Sywottek, Arnold, Einheit der Arbeiterklasse zur Rettung der Weimarer Re¬ 
publik? Zur Kritik eines Mythos, in: Das Unrechtsregime. Festschrift für 
Werner Jochmann zum 65. Geburtstag, Band 1: Ideologie - Herrschafts¬ 
system -Wirkung in Europa, hrsg. von Ursula Büttner u.a., Hamburg 
1986, S. 132-155. 

Thamer, Hans-Ulrich, Verführung und Gewalt. Deutschland 1933-1945, Ber¬ 
lin 1986. 

Timmermann, Barbara, Die Faschismusdiskussion in der Kommunistischen 
Internationale (1920-1935), Köln 1977. 

Turner, Henry A., Die Großunternehmer und der Aufstieg Hitlers, Berlin 
1985. 

Vierhaus, Rudolf, Auswirkungen der Krise um 1930 in Deutschland. Beiträge 
zu einer historisch-psychologischen Analyse, in: Werner Conze / Hans Rau- 
pach (Hrsg.), Die Staats- und Wirtschaftskrise des Deutschen Reiches 
1929-1933, Frankfurt/M. u.a. 1983. 

Wachtier, Johann, Zwischen Revolutionserwartung und Untergang. Die Vor¬ 
bereitung der KPD auf die Illegalität in den Jahren 1929-1933, Frankfurt/ 
M. 1983. 

Ward, James J., »Smash the Fascists ...« German Communist Efforts to 
Counter the Nazis, 1930-31, in: Central European History 14 (1981), 
S. 30-62. 

Weber, Hermann, Die Wandlung des deutschen Kommunismus. Die Stalini- 
sierung der KPD in der Weimarer Republik, Frankfurt/M. 1969, 2 Bände. 

Weber, Hermann, Hauptfeind Sozialdemokratie. Strategie und Taktik der 
KPD 1929-1933, Düsseldorf 1982. 

Weber, Hermann, Kommunismus in Deutschland 1918-1945, Darmstadt 1983. 

Weingartner, Thomas, Stalin und der Aufstieg Hitlers. Die Deutschlandpoli¬ 
tik der Sowjetunion und der Kommunistischen Internationale 1929-1934, 
Berlin 1970. 

Wer sich nicht erinnern will... ist gezwungen, die Geschichte noch einmal zu 
erleben. Kiezgeschichte Berlin 1933, hrsg. von der Arbeitsgruppe »Kiez¬ 
geschichte-Berlin 1933«, Berlin 1983. 

Werner, Kurt / Karl-Heinz Biernat, Die Köpenicker Blutwoche 1933, Berlin 
(Ost) 1960. 

Winkler, Heinrich A., Der Weg in die Katastrophe. Arbeiter- und Arbeiter¬ 
bewegung in der Weimarer Republik 1930-1933, Berlin - Bonn 1987. 

Winkler, Heinrich A., Mittelstandsbewegung oder Volkspartei? Zur sozialen 
Basis der NSDAP, in: Wolfgang Schieder (Hrsg.), Faschismus als soziale 
Bewegung. Deutschland und Italien im Vergleich, Hamburg 1976, S. 97- 
118. 

Winkler, Heinrich August, Der Schein der Normalität, Berlin - Bonn 1985. 

Wippermann, Wolfgang, Faschismustheorien. Zum Stand der gegenwärtigen 
Diskussion, Darmstadt 5 1989. 


467 




Wippermann, Wolfgang, Zur Analyse des Faschismus. Die sozialistischen und 
kommunistischen Faschismustheorien 1921-1945, Frankfurt/M. u.a. 1981. 

Zimmermann, Michael, »Ein schwer zu bearbeitendes Pflaster«. Der Berg¬ 
arbeiterort Hochlarmark unter dem Nationalsozialismus, in: Jürgen Reul¬ 
ecke / Detlev Peukert (Hrsg.), Die Reihen fast geschlossen, Wuppertal 
1981, S. 65-84. 

Zitelmann, Rainer, Hitler. Selbstverständnis eines Revolutionärs, Stuttgart 
2 1989. 


468 




DANKSAGUNG 


Ohne die, die den Autor bei seiner Arbeit begleitet haben, wäre 
das Werk nicht in der vorliegenden Form entstanden. Ihnen gilt 
mein Dank. Die gedanklichen Furchen, die Prof. Dr. Ernst Nolte 
gezogen hatte, ermöglichten es mir, mich in der Fülle des Archiv¬ 
materials zurechtzufinden. Er verhalf dem Buch an manchen Stel¬ 
len zu gedanklicher Schärfe und sprachlicher Präzision. Dr. Uwe 
Backes und Dr. Enrico Syring haben sich die Mühe gemacht, das 
Manuskript durchzuarbeiten. Ihre Anregungen waren mir wert¬ 
voll. Für die Veröffentlichung im Ullstein-Verlag hat sich Dr. Rai¬ 
ner Zitelmann eingesetzt und mein Buch in bemerkenswerter 
Weise betreut. Alexander Gallus verdient durch seine von Urteils¬ 
kraft geleitete Lektoratsarbeit Anerkennung. Dr. Ralf-Georg 
Reuth und Prof. Manfred Wilke besaßen die Freundlichkeit, mir 
unveröffentlichtes Material zur Verfügung zu stellen. Die finan¬ 
zielle Unterstützung der Friedrich-Naumann-Stiftung kam zum 
richtigen Zeitpunkt. Den Freunden aber sei Dank dafür, daß sie 
meine Freunde sind. 

Gewidmet ist das Buch meinem Vater, der bis zu seinen letzten 
Tagen regen Anteil an meiner Arbeit hatte, das endgültige Resul¬ 
tat jedoch nicht mehr in seinen Händen halten durfte. 

Dresden,Juni 1993 


469 








PERSONENREGISTER 


Anlauf, Paul 256ff. 

Auge, Fritz 256 

Bauer, Otto 27 
Bechstein, Carl 70 
Best,Werner 298 
Bloch, Ernst 388 
Blücher s. Wassilij 
Konstantinowitsch Gurow 
Bonaparte, Louis Napoleon 27, 53 
Böning, Hermann 246 
Böß, Gustav 179 
Böwe, Heinrich 349, 251 
Bracht, Franz 184,373 
Brauer, Erwin 198 
Braun, Otto 42,145,162,169 
Breitscheid, Rudi 121, 166 
Brolat 179 

Brüning, Heinrich 18,100,119, 
146,148,152,161,185,240,242, 
354,378 

Brunowskij, Wladimir 89 

Chapeaurouge [Hamburger Innen¬ 
senator] 311 
Cuno, Wilhelm 35 
Curth,Udo 366 

Danton, Georges 65 

Däumig, Ernst 284 

Dawes, Charles Gates 56, 91, 323 

Diedrich, Erich 349 

Dreher, Wilhelm 303 

Drexler, Anton 78 

Dühring, Eugen 192 


Düsterberg,Theodor 151 
Dwinger, Edwin Erich 401 

Eberhardt, Karl 288 
Eberlein, Hugo 284 
Eckart, Dietrich 276f. 

Eckert, Erwin 276 
Ehn, Stephan 121 
Ehrt,Adolf 292f., 297 
Ende, Hermann van’t 130 
Ende, Lex 113 

Engel, Johannes 48,122,154f., 157 
Engels, Friedrich 10, 94,127,192, 
197 f. 

Falter, Jürgen 171 
Feder, Gottfried 127,151 
Ferlemann [KPD-Funktionär] 257 
Feuchtwanger, Franz 287 
Fiebig [Hauptwachtmeister] 254f. 
Fiedler, Richard 334 
Fillipow, Familie 85 
Fischer, Conan 19, 157, 318 
Fischer, Ruth 55,189 
Flieg, Leo 230 

Florian, Friedrich-Karl 77, 82,103 
Florin, Wilhelm 78 ff. 

Förster, Richard 237 
Fournes, Familie 85 
Fraedrich, Herbert 374 
Frank, Hans 300 
Franke, Heinz 42 
Freund, Wilhelm 228 
Frick, Wilhelm 70f., 187,299 
Fröhlich, Paul 209f. 


470 




Fuchs, Georg 346 
Fülle, Erich 132f. 

Galera, Karl Siegmund Baron von 
297 

Ganz, Karl-Wilhelm 260 
Garthe, Erich 130, 340 
Geschke, Ottomar 113 
Goebbels, Joseph 16,41, 44f., 

49 f., 57ff., 66, 71,81,107,109f., 
113 ff., 127,150,181,212,269, 
287, 299, 303, 322ff., 334, 336, 
362,370 

Goldschmidt, Jakob 187, 412 
Göring, Hermann 293, 300, 412 
Göttlich, Erich 250 
Graf, Herbert 344 
Groener, Wilhelm 300, 365 
Größe, Otto 126 
Grünberg, Fritz 353 
Grüneberg, Otto 344f. 

Grzesinski, Albert 121,204, 259, 
269,313f., 343f., 368 
Guhl, Walter 351 
Gumbel, Emil J. 306f., 311 
Gurow, Wassilij Konstantinowitsch 
228 

Gussew, Alexander 228 

Haase, Ludolf 95 
Hahn, August 244 
Hammerstein-Equord, Kurt Frei¬ 
herr von 151 
Harlösius, Heinz 367 
Heckert, Fritz 61,102 
Heim, Claus 136 
Helldorf, Wolf-Heinrich Graf v. 

318 

Henning [kommunist. Bürger¬ 
schaftsabgeordneter] 308 
Hindenburg, Paul von 163f., 238, 
303, 365 

Hitler, Adolf 12,16, 23, 25ff., 
30ff.,36f.,39ff.,45,47,50f., 

57ff., 64, 67, 70ff., 75f., 79ff., 
91,93,96,104,110,116,119,121, 


127ff., 132,134,139,146f., 150 ff., 
157ff., 167 f., 172,174,176f., 182, 
184f., 191, 238f., 291, 294f., 

299ff., 322,331,336, 341, 354, 
365, 371 f. 

Hoffmann [kommunist. Landtags¬ 
abgeordneter] 326 
Hohenzollern, August Wilhelm 
Prinz von 151,318, 365 
Hohler, Ali 335,379 
Holz, Max 46, 93,205,278,375 
Hörnle, Edwin 431 
Honecker, Erich 213 
Hoover, Herbert 144 
Horkheimer, Max 18 
Hörsing, Otto 306 
Hugenberg, Alfred 50, 56, 58f., 
68f., 146f., 151,187 

Iljin, Iwan 276 
Istrati, Panait 89 

Jäckel, Eberhard 15 
Jäger, Hans 13,134f., 137,192, 
209,413 

Jänichen, Emma 440 
Jagiello, Gustav 250 
Jahnke,Paul 166,352f. 
Jendretzky, Hans 225 
Joffe, Abram 214 
Johst, Hanns 23 
Jordan, Rudolf 92f. 

Kapp, Wolfgang 160 
Karwahne, Bertold 109,121 f. 
Kasper, Wilhelm 64f. 

Katz, Iwan 122 
Kayser, Will 99 f., 394 
Kerenskij, Aleksandr Fjodorowitsch 
65, 210, 260 
Kern, Georg 350 
Killinger, Manfred von 311 
Kippenberger, Hans 60,125ff., 
133,193,217.223,258,260,284, 
286,352 

Kirdorf, Emil 187 


471 








Kisch, Egon Erwin 345 
Klagges, Dietrich 43 
Klemke, Fritz 360 
Klötzner, Karl 87,121 
Knorin, Wilhelm 167,171 
Korswandt, von [Gauleiter] 128 
Köster, Helmut 370 
Kramer, David 18 
Krampe, Max 286 
Krebs, Albert 93 
Krebs, Richard 347 
Kube, Wilhelm 64f. 

Kuhfeld, Emil 254f. 

Künstler, Franz 205 
Kurella, Alfred 133 
Kuusinen, Otto 51 f. 

Langer, Alfred 197 
Leewen, Paul van 276 
Lenin, Wladimir Iljitsch 27f., 34, 
41,62,65,67,80,91,93,121, 

127 f., 134,137,142,197,199, 
213f., 216,242,245, 255, 261, 

275f., 279, 329 
Lenk, Franz 256f., 259 
Leow, Willi 217,225 
Leßmann, Peter 226 
Leuschner, Wilhelm 55, 311 
Levi,PauI 189,214 
Liebknecht, Karl 149,163,170, 
175, 214, 225f., 247, 256, 258, 

285 f.,319,326,328,331,336,345, 
352f., 378 

Liebscher, Max 341 
Liere, Fritz 344 
Litten, Hans 360f. 

Litzmann, Karl 83 
Longerich, Peter 307 
Losowskij [Komintern-Mitarbeiter] 
204 

Löwenstein, Hubertus Prinz zu 148 
Lukäcs, Georg 27 
Lunatscharskij, Anatolij 
Wassiljewitsch 79 
Luxemburg, Rosa 175, 214, 345 


Maikowski, Hans Eberhard 339, 
375 ff. 

Makowski 228 
Mann, Heinrich 207 
Manuilski, Dimitrij 201 
Marx, Karl 10,14, 25, 27f., 40, 50, 
53, 82, 94f., 127,167,197,275, 
361 

Meinecke, Friedrich 10 
Meinshausen, Johann 114 
Meis, Franz 366 f. 

Merker, Paul 203 
Merkl, Peter 354 
Mielke, Erich 258 
Molotows. Wjatscheslaw 
Michajlowitsch Skrjabin 
Mommsen, Hans 295, 307, 434 
Moritz, Erwin 352 
Muchow, Reinhold 47f., 154f., 
322,326 

Muckadell, Cai Schaffalitzky de 
314 

Müller, Hermann 66 
Müller, Oskar 224 
Münzenberg, Willi 110,147 f., 242, 
262, 280 

Mussolini, Benito 26,29,38,78, 
117,189,205,272,299 

Neubauer, Theodor 103 f., 113 
Neumann, Felix 122,339 
Neumann, Heinz 36, 84, 98, 104, 
107,109,127, 147,186,189, 194, 
258,283,313,331,333,347 
Nölte, Ernst 25 
Norkus, Herbert 231,363, 378 
Noske, Gustav 38 
Nowack, Kurt 352 

Olden, Rudolf 131 
Opel, Adam 224 
Ossietzky, Carl von 207 

Papen, Franz von 140,159,169, 
173,176ff., 183ff., 271, 303, 368 
Paulsen-Burmester, Herbert 257 


472 



Perske [Polizeimeister] 256 
Pieck,Wilhelm 73,187, 254, 380 
Pitsudski, Jözef Klemens 78, 92 
Piscator, Erwin 264 
Pius XI. 274 

Pjatnitzkij, Ossip 222, 284 
Prinz, Carl 202 

Radek, Karl 35,37,101 
Ranke, Hubert von 430 
Rausch [Friseur] 285 
Reinhardt, Max 264 
Reissner, Anton 244 
Remarque, Erich Maria 302 
Remmele, Hermann 55, 77f., 104, 
113,120,147,185,188,193, 345f. 
Reppich, Curt 180 
Reuter, Ernst 179 
Reventlow, Emst Graf zu 412 
Richter, Erich Georg 184 
Römer, Beppo 174, 410 
Rosenberg, Alfred 67,97,128 
Rosenhaft, Eve 19, 354 
Rosso,Ardito 29 

Saefkow, Anton 78f., 190 
Sagasser, Erich 372 
Salm, Witwe 335f. 

Schacht, Hjalmar 151 
Schepers, Hermann 368 
Scheringer, Richard 14,125ff., 
140f., 147 

Schirmer, Max 344 
Schlageter, Albert Leo 35 
Schleicher, Kurt von 150,184f., 
238,317,361,373,375 
Schlesinger, Rudolf 92 
Schmidt, Kurt 70 
Schneider, Willi 344 
Schneller, Ernst 223, 246, 262, 286 
Scholem, Werner 189 
Schuhmann, Walter 109 
Schulte, Fritz 77 
Schwarz, Ernst 360 
Seeckt, Hans von 104,122, 284, 
395 


Selbmann, Fritz 195,257 
Seldte, Franz 147,151 
Severing, Carl 42, 67, 162,168f., 
211,238,254,259,265,267,269, 
305,313 

Shaw, George Bernard 84 
Simon, Willi 230 
Sindermann 98 f. 

Sinowjew, Grigorij 31,37,294 
Sklarek, Gebrüder 84,179 
Skrjabin, Wjatscheslaw 
Michajlowitsch 147,215 
Solm-Horstmar, Fürst zu 187 
Sperber, Manes 100 
Stalin, Jossif Wissarionowitsch 
39,51,99,111, 117f., 121, 147, 
214, 217, 228, 242,274, 276 
Stampfer, Friedrich 374 
Starcke, Gerhard 157 
Stark, Johannes 413 
Stenbock-Fermor, Alexander Graf 
140 

Stennes, Walter 119,125f., 130, 
300f., 363 
Stinnes, Hugo 74 
Stoecker, Walter 61,142 
Strasser, Gregor 44, 66, 71 f., 78, 
151,171,187,303,322 
Strasser, Otto 71 f., 78, 1 lOf., 121, 
126,187 

Streicher, Julius 44,187 
Sumpf, Hermann 224 
Swerdlow, Jakow Michajlowitsch 
214 

Terboven, Josef 78f. 

Thalheimer, August 27 
Thälmann, Ernst 68,106,120,138, 
144 ff., 150,162ff., 168,173,176, 
189,215,242,332,345,373 
Themel,Karl 276 
Thielsch, Hermann 348f. 

Thonak, Albert 325 
Thyssen, Fritz 187 
Tiburtius, Joachim 341 
Tittel, Hans 32f. 


473 






Trenkel, Eduard 276 
Trotzkij, Leo 27, 99,121,290, 294 

Überbrück, Nikolaus 247f. 
Uhse,Bodo 135 
Ulbricht, Walter 113ff., 150,183, 
258,350, 353f. 

Unzlicht, Jozef 284 

Valtin, Jan s. Richard Krebs 

Wagner, Josef 299, 303 
Walter [Polizeioberleutnant] 252 
Weber, Hermann [Reichstags¬ 
abgeordneter] 63 
Weber, Hermann [Historiker] 222 
Weber, Paul 310 
Weinert, Erich 345 
Weiß, Bernhard 269 
Wellnitz, August 366f. 

Wessel, Horst 329ff., 379, 440 
Wiedemann [badischer Innen¬ 
minister] 311 
Wietfeld, Kurt 357 


Willig [Polizeioberwachtmeister] 
257 

Winnig, August 167 
Wirth, Joseph 67 
Wittfogel, Karl-August 134 
Wolf, Friedrich 84 
Wollweber, Ernst 195 
Woroschilow, Kliment Jefremo- 
witsch 127,278 

Young, Owen 56ff., 91, 94,97, 
115,150,161,174,186,201,223, 
341 

Zänkert, Paul 253,255 
Zauritz [Polizeioberwachtmeister] 
375 f. 

Zetkin, Clara 34, 37 
Ziemer, Erich 258 
Zilkens [NS-Politiker] 78 ff., 82, 
340 

Zittlau, Alfons 362 
Zörgiebel, Karl Friedrich 39, 95, 
203ff., 277,331, 333 


474 




Bitte beachten Sie 
folgende Seiten 






ERNST NOLTE 


STREITPUNKTE 


Heutige und künftige Kontroversen 
um den Nationalsozialismus 

496 Seiten, gebunden 


Die Literatur über den Nationalsozialismus ist selbst für den 
Experten kaum noch zu überschauen. Ernst Noltes Studie bie¬ 
tet Studenten und anderen Interessierten, die sich mit dem Na¬ 
tionalsozialismus auseinandersetzen wollen, einen kritischen 
Überblick zum Stand der Forschung und informiert über die 
wichtigsten Streitpunkte in der Geschichtswissenschaft. Dar¬ 
über hinaus beschäftigt sich Ernst Nolte aber auch mit The¬ 
men, die bislang tabuisiert waren und die vermutlich künftig 
Gegenstand von Kontroversen werden, so etwa mit dem radi¬ 
kalen »Revisionismus«, der den Massenmord an den Juden 
leugnet. 


PROPYLÄEN 




ERNST NOLTE 


DER EUROPÄISCHE BÜRGERKRIEG 

1917-1945 

Nationalsozialismus und Bolschewismus 
616 Seiten, gebunden 


»Noltes Buch ist nicht nur deswegen bedeutend, weil der Ver¬ 
fasser neue Quellen erschließt, sondern vor allem, weil er neue 
Interpretationsmöglichkeiten aufzeigt und neue Perspektiven 
eröffnet, die ein besseres Verstehen unserer Geschichte und 
unserer Gegenwart ermöglichen.« 

Alfred-Maurice de Zayas 
Die Welt 


»Was der Autor an Fakten und (mehr noch) an Interpretation im 
Hinblick auf Parallelen und Unterschiede zu den Strukturen der 
beiden Einparteienstaaten ausbreitet, ... das ist vielleicht das 
Beeindruckendste, was jemals über totalitäre Staaten geschrie¬ 
ben wurde, zumal die Differenzierung besticht.« 

Eckhard Jesse 
Süddeutsche Zeitung 


PROPYLÄEN 







MANFRED KITTEL 


Die Legende 

von der »Zweiten Schuld« 

Vergangenheitsbewältigung 
in der Ära Adenauer 

480 Seiten, gebunden 


Haben die Deutschen die nationalsozialistische Vergangenheit 
»verdrängt«? Die These von der angeblich ausgebliebenen Ver¬ 
gangenheitsbewältigung oder von einer »Zweiten Schuld« 
(Ralph Giordano) wurde und wird so häufig wiederholt, daß 
sie fast schon zum Dogma geworden ist. In diesem Buch setzt 
sich zum erstenmal ein jüngerer Historiker intensiv und auf 
der Basis umfangreicher Quellenrecherchen mit der Vergan¬ 
genheitsbewältigung in der Ära Adenauer auseinander. Das 
Ergebnis: Die These von der »Verdrängung« des National¬ 
sozialismus ist eine Legende, die einer historischen Überprü¬ 
fung nicht standhält. Die Deutschen haben sich gerade in den 
fünfziger Jahren umfassend, intensiv und sachgerecht mit der 
NS-Zeit auseinandergesetzt. 


ULLSTEIN 




UWE BACKES/ECKHARD JESSE 


Politischer Extremismus 
in der Bundesrepublik Deutschland 

544 Seiten, gebunden 


»Für die Wissenschaft und für die politische Bildung handelt es 
sich um eine unentbehrliche Veröffentlichung, ein Standard¬ 
werk, dessen Aktualisierung zu wünschen ist.« 

Zeitschrift für Politik 


»Großen Respekt verdienen die beiden Politikwissenschaftler 
für ihre Leistung und ihren Mut, diese heißen Eisen anzu¬ 
fassen.« 

Die Welt 


»Den beiden Autoren Backes und Jesse gehört das Verdienst¬ 
kreuz der Republik.« 

Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt 


PROPYLÄEN 





UWE BACKES / ECKHARD JESSE / 
RAINER ZITELMANN 


DIE SCHATTEN 
DER VERGANGENHEIT 


Impulse zur Historisierung 
des Nationalsozialismus 


»Als die Herausgeber ihr Werk in Angriff nahmen, konnten sie 
nicht ahnen, wie sehr die Wirklichkeit ihre Absichten unter¬ 
mauern würde ... Kurzum, der Band erhellt die national¬ 
sozialistische Epoche und regt aufs neue an, über den rechten 
Umgang mit ihr nachzudenken.« 

Brigitte Seebacher-Brandt 
Rheinischer Merkur 


»Im wesentlichen erweist sich der Band somit als selbstbewuß¬ 
tes Produkt eines Teils einer neuen Generation von Geistes¬ 
wissenschaftlern .« 

Kai-Uwe Merz 
Der Tagesspiegel 


»Zum Nachdenken über die Vergangenheit, aber auch über die 
Fehler und Unterlassungen der bundesdeutschen Geschichts¬ 
schreibung gibt indes fast jeder Beitrag Anlaß. Daher wünscht 
man diesem Buch viele kritische Leser.« 


ULLSTEIN TASCHENBUCH 


Werner Johe 
Die Zeit 







